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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Mag. Minkowitsch, Dritter Präsi-
dent Thalhammer. . 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f­
n et. 

Krank gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Kräutl. 

Entschuldigt hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Hauser. 

Fragestunde 

Päsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: 1. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Jörg Haider (FPÖ) an den Bundesminister für 
soziale Verwaltung. 

783/M 

Da die Entwicklung des Arbeitsmarktes 
sowohl 1982 als auch 1983 wesentlich ungünstiger 
verlaufen wird, als dies im Gutachten des Beira­
tes für die Renten- und Pensionsanpassung hin­
sichtlich der Vorschau auf die Gebarung der Pen­
sionsversicherung in den Jahren 1981 bis 1985 
angenommen wurde, frage ich Sie, Herr Bundes­
minister, welche Auswirkungen sich daraus für 
die Finanzierung der Pensionen ergeben. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Dallinger: Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Die Entwicklung der Aufwen­
dungen und Erträge in der Pensionsversiche­
rung wird vor allem im Bereich der Unselb­
ständigen erheblich von der wirtschaftlichen 
Entwicklung beeinflußt. 

Die derzeitige wirtschaftliche Situation 
bedingt ein Sinken der Zahl der Pflichtversi­
cherten. Im vorjährigen Beiratsgutachten für 
das Jahr 1982 wird in der gesamten Pensions­
versicherung eine Zunahme der Zahl der 
Pflichtversicherten um 900 und im Jahre 1983 
um 7 850 angenommen. Nach den letzten Pro­
gnosen, und zwar für September 1982, der bei­
den wirtschaftswissenschaftlichen Institute, 
WIFO und IHS, und den letzten statistischen 
Ergebnissen wird die Zahl der Pflichtversi­
cherten 1982 um mehr als 35000 abnehmen. 
Für 1983 wird kaum eine Steigerung zu erwar­
ten sein. Für das Jahr 1982 wurde im vorjähri-

gen Beiratsgutachten die Höhe der Budesmit­
tel mit 24,3 Milliarden Schilling angenommen. 

Berücksichtigt man das Maßnahmenpaket 
der 37. Novelle zum ASVG und deren Begleit­
gesetze, ergeben sich für das Jahr 1982 Bun­
desmittel in der Höhe von zirka 22,3 Milliar­
den Schilling. 

Der Bundesvoranschlag 1982 enthielt Bun­
desmittel in der Höhe von rund 22,6 Milliar­
den Schilling. Die Variante B, also die 
schlechtere Variante des heurigen Beiratsgut­
achtens, rechnet mit einem notwendigen Bun­
desbeitrag von 24,3 Milliarden Schilling. 

Im Bundesvoranschlag 1982 wurde bereits 
mit einer geringeren Zahl von Pflichtversi­
cherten als im Beiratsgutachten gerechnet, 
wodurch sich ein um rund 300 Millionen höhe­
rer Bedarf an Bundesmitteln ergab. Die neu­
erliche Reduzierung der Zahl der Pflichtversi­
cherten und· die Annahme einer geringeren 
Steigerung der durchschnittlichen Beitrags­
grundlage im Beiratsgutachten dieses Jahres 
führen bei den Bundesmitteln zu einem Mehr­
bedarf von 1,8 Milliarden Schilling gegenüber 
dem Bundesvoranschlag 1982. 

Der tatsächliche Mehrbedarf kann nach 
den letzten Berechungen in der Größenord­
nung von rund 2 Milliarden Schilling ange­
nommen werden. Die Deckungsrate der 

. Gesamtaufwendungen, ohne Ausgleichszu­
lage und Wohnungsbeihilfe, durch Bundes­
mittel steigt damit von rund 20 Prozent -
Annahme des Vorjahres - auf rund 21,75 Pro­
zent an. 

Für das Jahr 1983 wurde im vorjährigen 
Beiratsgutachten die Höhe der Bundesmittel 
mit rund 29 Milliarden Schilling angenom­
men. Das heurige Beiratsgutachten, Varian­
te B, ungünstigere Annahme, rechnet mit 
Bundesmitteln in der Höhe von 31,7 Milliar­
den Schilling. 

Die nunmehr geringer angenommene Zahl 
der Pflichtversicherten und die Steigerung 
der Beitragsgrundlagen bewirkt im Vergleich 
der Beiratsgutachten des heurigen und des 
vergangenen Jahres eine Steigerung des 
Bedarfes an Bundesmitteln von rund 2,8 Mil­
liarden Schilling, jeweils bezogen auf das 
Jahr 1983. 

Der zu erwartende Mehrbedarf für 1983 
gegenüber 1982 erhöht sich somit von rund 
6,7 Milliarden Schilling im vorherigen Bei­
ratsgutachten, einschließlich des Maßnah­
menpakets, auf rund 7,4 Milliarden Schilling 
nach dem heurigen Beiratsgutachten. 
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Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider: Herr Bun­
desminister! Gestern hat die Pensionsversi­
cherungsanstalt der Angestellten ihr Budget 
beschlossen. Dabei hat sich eine Diskrepanz 
zwischen dem Budgetvoranschlag 1983 für die 
Bundesmittel zu den Pensionen und dem Bud­
get der Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten herausgestellt. Die Pensionsver­
sicherungsanstalt der Angestellten wird erst­
mals auch einen Budeszuschuß brauchen, nur 
setzt der Finanzminister um 1,1 Milliarden 
Schilling weniger an Bundeszuschuß ein. 

Wie erklären Sie sich diese Diskrepanz, 
beziehungsweise ergeben sich hieraus zusätz­
liche Mehrerfordernisse , die über das hinaus­
gehen, was Sie nun berichtet haben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Die Rechnungs­
voranschläge der jeweiligen Pensionsversi­
cherungsanstalten unterscheiden sich immer 
gegenüber den Zahlen des Bundesvoranschla­
ges dadurch, daß diese Rechungsvoran­
schläge auf den letzten Stand gebracht sind, 
während das Bundesbudget ja im Sommer 
und im Frühherbst schon Verhandlungen 
unterworfen wird und dadurch zum Teil 
andere Zahlen beinhaltet. Aber, Herr Abge­
ordneter, das ist jetzt nicht eine Erscheinung, 
die sich auf das Jahr 1982 für 1983 bezieht. Als 
langjähriger Funktionär der Pensionsversi­
cherungsanstalt der Angestellten vor meiner 
Ministerschaft weiß ich, daß diese Unterschei­
dung immer vorhanden war, weil der Aus­
gangspunkt der Berechnungen zeitlich ver­
schoben gewesen ist. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider: Herr Bun­
desminister! Auf Grund der von Ihnen darge­
stellten Zahlen gibt es also ein rapides Anstei­
gen der Bundeszuschüsse. Wir wissen, daß 
jeder Schilling, der aus dem Budget zusätzlich 
in die Pensionskassen fließt, letztlich auf der 
Seite der Arbeitsmarktpolitik abgeht. 

Welche Maßnahmen werden Sie noch vor 
der geplanten großen Reform 1985 ergreifen, 
um hier mehr Geld für die Arbeitsmarktver­
waltung, für die Arbeitsplatzsicherung verfüg­
bar zu machen, anstatt die starken Aufwen­
dungen im Bereich des Pensionsversiche­
rungswesens zu tätigen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Die beste Sozialpolitik ist eine offensive 
Arbeitsmarktpolitik. Es ist unleugbar, daß der 
Zusammenhang zwischen Beschäftigung und 
Sozialversicherung und Finanzierung der 
Sozialversicherung gegeben ist. Daher haben 
die Bundesregierung sowohl in ihrem 1. als 
auch in ihrem 2. Beschäftigungssonderpro­
gramm und das Bundesministerium für 
soziale Verwaltung mit einer Vielfalt von För­
derungsmöglichkeiten auf diesen Umstand 
Bedacht genommen. Wir v/erden alles tun, um 
durch die Förderung der Wirtschaft zu bewir­
ken, daß wir im Rahmen der Sozialversiche­
rung, speziell in der Pensionsversicherung, 
nicht in eine notleidende Situation geraten. 

Ich bin mit dem Finanzminister über diese 
Fragen im dauernden Gespräch, um sicherzu­
stellen, daß die Pensionsleistung, was im 
Gesetz auch vorgeschrieben ist, für das Jahr 
1983 tatsächlich besorgt wird, woran über­
haupt kein Zweifel besteht, und um die Bera­
tungen zu intensivieren, die dazu dienen sol­
len, eine Durchforstung des Sozialrechts, vor 
allem des Pensionsrechts, vorzunehmen. Sie 
wissen, daß wir hier schon mehr oder weni­
ger, um eine Vorbesprechung durchzuführen, 
in Parteiengespräche eingetreten sind. Ich 
möchte hier ankündigen, daß ich diese 
Gespräche in nächster Zeit intensivieren 
werde. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Schranz. 

Abgeordneter Dr. Schranz (SPÖ): Herr 
Minister! Auf Grund der Weltwirtschaftskrise, 
deren Ausläufer auch nach Österreich über­
greifen, kommt es vor, daß die Zahl der vor­
zeitigen Alterspensionen wesentlich steigt 
und somit auch die arbeitsmarktpolitische 
Funktion der Pensionsversicherung von 
Bedeutung ist. 

Können Sie diese arbeitsmarktpolitische 
Aufgabe der Pensionsversicherung - vorzei­
tige Alterspensionen führen zur Entlastung 
des Arbeitsmarktes und zur Möglichkeit, 
mehr junge Leute in der Wirtschaft einzuset­
zen - quantifizieren? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sie ist zu quanti­
fizieren, und zwar in der Richtung, daß die 
Zahl der sogenannten Frühpensionisten, also 
wegen langer Versicherungsdauer, exorbitant 
zugenommen hat. Die Steigerung von einem 
Jahr zum anderen beträgt rund 13000 Perso­
nen, sodaß wir jetzt schon fast 80 000 soge­
nannte Frühpensionisten haben. 
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Bundesminister Dallinger 

Wir haben jedoch, was von der Öffentlich­
keit zum Teil noch gar nicht bemerkt worden 
ist sehr frühe Inanspruchnahmen und Mög­
lichkeiten für die Pension. So zum Beispiel 
durch das Sonderunterstützungsgesetz: Pen­
sionierung der Frauen mit 54 Jahren unter 
besonderen Voraussetzungen; Pensionierung 
der Männer mit 59 Jahren. Wir haben das 
Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz, eine Pen­
sionsregelung mit 57 Jahren. Und wir haben 
auch noch Sonder regelungen verschiedenster 
Art. Es ist unleugbar, daß diese sogenannten 
Frühpensionierungen - welchen Titel sie im 
speziellen auch immer haben - e~nen .bede~­
tenden Beitrag zur ArbeitsmarktsItuatlOn leI­
sten und aus unserem Sozialrecht gerade in 
der jetzigen Situation nicht wegzudenken 
wären. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Schwimmer. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Ich möchte zum eigentlichen 
Anfragethema, nämlich zur Finanzierung der 
Pensionsversicherung, zurückführen und hier 
die Zusatzfrage aufgreifen, die sich auf den 
Bundesbeitrag für die Pensionsversicherungs­
anstalt der Angestellten bezogen hat. Diese 
Anstalt hat schon heuer einen Bundeszu­
schuß benötigt - wenn ich richtig informiert 
bin, im Gegensatz zur Auffassung des Abge­
ordneten Dr. Haider. Sie haben die Diskre­
panz für nächstes Jahr zwischen dem Voran­
schlag der Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten und dem Budget damit erklärt, 
daß die Zahlen, welche die Anstalt zur Verfü­
gung hat, jünger sind als die Budgetzahlen, 
sodaß damit zu rechnen ist, daß die Annahme 
der Pensionsversicherungsanstalt der Ange­
stellten, sie brauche um 1,1 Milliarden Schil­
ling mehr Bundeszuschuß, eher stimmt als 
die Annahme des Finanzministers. Nun sind 
1 1 Milliarden Schilling ein ganz schöner 
Betrag, der nicht leicht zu finanzieren sein 
wird. Sie, Herr Bundesminister, haben des 
öfteren erklärt, die Beiträge seien am Plafond 
angelangt. 

Am Montag hat nun in einer Enquete der 
Grundsatzabteilung Ihres Ministeriums einer 
der Vortragenden erklärt, Beitragserhöhun­
gen können und dürfen nicht ausgeschlos~e? 
werden. Ich möchte Sie, Herr BundesmInI­
ster, daher fragen: Wie stehen Sie tatsächlich 
zur Frage von Beitragserhöhungen ange­
sichts der finanziellen Schwierigkeiten und 
angesichts der Diskrepanzen zwischen dem 
Budget und den Voranschlägen der Anstal­
ten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Noch einmal 
darf ich darauf hinweisen, daß diese Unter­
schiedlichkeiten seit jeher existent sind und 
allen Kennern der Materie auch bekannt 
sind. 

Zur Diskussion am Montag, die sich bei der 
Vorlage einer Studie meiner Grundsatzabtei­
lung ergeben hat, möchte ich sagen, daß die 
Diskussionsteilnehmer dort ihre eigene Auf­
fassung kundgetan haben (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Der Refernt war das!), auch 
ein Referent. Sowohl in der Broschüre als 
auch bei der Veranstaltung kommt deutlich 
zum Ausdruck, daß es sich um persönliche 
Auffassungen handelt, die übrigens auch in 
der öffentlichen Diskussion vorhanden sind, 
die quer durch die Parteien gehen. 

Ich habe nie ein Hehl daraus gemacht, daß 
ich persönlich der Auffassung bin, daß die 
Prozentsätze der Beiträge im Bereich der 
Sozialversicherung meines Erachtens ein 
Maximum erreicht haben, das kaum mehr 
überschreitbar ist. Das schließt nicht aus, daß 
um Zehntelprozente vielleicht da und dort 
Veränderungen vorgenommen werden. Aber 
gerade das Wissen darum, daß wir die Bei­
träge nicht ad infinitum erhöhen können, das 
Wissen darum, daß die Bundesbeiträge auch 
nicht ad infinitum weitergesteigert werden 
können - mit Ausnahme der Veränderungen, 
die sich auf Grund der Indexveränderungen 
ergeben -, ist ja der Anlaß, daß wir Überle­
gungen anstellen, wie wir das Leistungsrecht 
in eine Beziehung zu der möglichen Finanzie­
rung durch Beiträge der Arbeitnehmer, Bei­
träge der Arbeitgeber als auch der Bundesbei­
träge bringen können. Diese Diskussion wird 
stattfinden, und ich lade Sie ein, an dieser 
Diskussion in positivem Sinne mitzuwirken. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Stix. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPÖ): Herr Bundes­
minister! Sie haben in Ihrer Anfragebeant­
wortung - wie ich glaube, mit Recht - davon 
gesprochen, daß Ihre Geldbedarfsschätzun­
gen erheblich von der Wirtschaftsentwicklung 
beeinflußt werden. Sie haben sich dann auf 
die Prognosen der Wirtschaftsforscher hin­
sichtlich der Entwicklung der Arbeitslosen­
zahlen bezogen. 

Nun weicht die Einschätzung des Herrn 
Bundesfinanzministers hinsichtlich der Ent­
wicklung der Arbeitslosenrate erheblich von 
den Schätzungen der Wirtschaftsforscher ab. 
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Dr. Stix 

Das heißt, der Herr Bundesfinanzminister 
schätzt niedriger als die Wirtschaftsforscher. 
Welche Haltung nehmen Sie dazu ein? Sind 
Sie mehr bei der Schätzung des Herrn Bun­
desfinanzministers oder vertrauen Sie, wie 
aus Ihren Worten hervorzugehen scheint, auf 
die Prognosen der Wirtschaftsforscher? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Die Frage der 
Einschätzung der Prognosen der Wirtschafts­
forscher ist nicht eine Vertrauensfrage, son­
dern ist eine Einstellung, die man hat - aus 
diesem oder jenem Motiv. Ich kenne die Zah­
len des Bundesvoranschlages, sie sind ja 
Gegenstand der Besprechungen zwischen 
dem Finanzminister und mir gewesen, ich 
kenne die Prognosen der Wirtschaftsforscher . 
Sie können versichert sein, Herr Abgeordne­
ter, daß die Bundesregierung alles in ihrer 
Macht Stehende tun wird, damit wir die Zah­
len erreichen, die der Finanzminister in sei­
nem Budget zugrundegelegt hat. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 2: Herr 
Abgeordneter Steinhuber (SPÖ) an den Herrn 
Bundesminister. 

789/M 

Ist beabsichtigt, noch in dieser Legislaturpe­
riode die Tätigkeitsdauer des Betriebsrates von 
drei auf vier Jahre ·zu er höhen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Seit längerer Zeit findet 
in Gewerkschaftskreisen eine Diskussion dar­
über statt, ob es nicht sinnvoller wäre, die 
Funktionsperiode der Betriebsräte von drei 
auf vier Jahre zu erhöhen. Ich weiß, daß es 
Argumente dafür und zum Teil auch Argu­
mente dagegen gibt. Die Argumente dafür 
beziehen sich auf die Kontinuität der Tätig­
keit der Betriebsräte, die insbesondere in 
Großbetrieben gewünscht und gefördert wer­
den soll. Auf der anderen Seite gibt es auch 
Argumente dagegen, die sagen, daß die Ver­
änderungen, die zum Teil durch Wirtschafts­
abläufe beeinflußt sind, durch eine so lange 
Funktionsperiode nicht entsprechend berück-
sichtigt werden können. . 

Ich persönlich neige dazu, einer vierjähri­
gen Funktionsdauer das Wort zu reden, und 
möchte in der nächsten Zeit in meiner ande­
ren Funktion im Österreichischen Gewerk­
schaftsbund darüber eine Diskussion einlei­
ten. Sofern der Österreichische Gewerk-

schaftsbund, dessen Funktionäre ja in maxi­
maler Weise durch eine solche Regelung 
betroffen sind, einen solchen Vorschlag gou­
tiert, werde ich nicht zögern, eine entspre­
chende Regierungsvorlage beziehungsweise 
eine Ministerialvorlage auszuarbeiten. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Steinhuber: Herr Minister! 
Bei einer Verlängerung der Funktionsperiode 
des Betriebsrates wird sich doch die Möglich­
keit ergeben, daß aktive Betriebsratsmitglie­
der innerhalb der Tätigkeitsdauer des 
Betriebsrates ausscheiden. Es wäre daher 
meiner Meinung nach zweckmäßig, daß eine 
stärkere Ausbildung der Ersatzmitglieder 
durchgeführt wird. Sind diesbezüglich schon 
Überlegungen angestellt worden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Die Ausbildung 
und Schulung von Betriebsräten obliegt in der 
Regel den gewerkschaftlichen Organisationen 
und Einrichtungen und auch den Einrichtun­
gen der Arbeiterkammer . Ich persönlich bin 
sehr dafür, daß die Schulung und Ausbildung 
verstärkt wird, weil ich glaube, daß gerade in 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten und zur 
Vorbereitung auf eine Erweiterung des Aufga­
benbereiches der Betriebsräte in wirtschaftli­
chen Angelegenheiten eine solche Schulung 
nicht umfangreich genug sein kann. 

Ich bin daher sehr dafür, solche Schulungs­
einrichtungen und Möglichkeiten zu fördern, 
und werde mit den dafür zuständigen Instan­
zen überlegen, in welcher Weise man sie noch 
ausweiten kann. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Steinhuber: Herr Minister! 
Bis wann kann mit einer umfassenden Novel­
lierung des Arbeitsverfassungsgesetzes 
gerechnet werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Vom Wunsch 
des Ministers her morgen, von den realen 
Möglichkeiten her etwas längerfristig. Aber 
ich glaube, daß wir um die Jahreswende 
1983/84 auf diesem Gebiet sicherlich neue 
Perspektiven haben werden, und ich kann 
mir vorstellen, daß eine solch umfangreiche 
Veränderung des geltenden Arbeitsverfas­
sungsgesetzes 1984 in Angriff genommen wer­
den sollte. 
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Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Burgstaller. 

Abgeordneter Burgstaller (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Auf der einen Seite reagieren Sie 
bei der Urlaubsverlängerung sehr rasch, auf 
der anderen Seite sind die Punkte, die Sie 
angeführt haben, schon sehr lange Bestand­
teil von Gesprächen und Beschlüssen inner­
halb der Fraktionen der Gewerkschaft. 

Wichtige Veränderungen des Arbeitsverfas­
sungsgesetzes betreffen auch die Einführung 
eines amtlichen Stimmzettels, die Herabset­
zung der Zahl der Unterschriften für die Kan­
didatur und die Möglichkeit der Anfechtung 
der Kündigung des einzelnen Arbeitnehmers 
beim Einigungsamt. 

Ich darf Sie daher fragen, Herr Bundesmi­
nister: Wird auch das Bestandteil Ihrer Regie­
rungsvorlage sein, werden diese Punkte, die 
dringend notwendig wären, um den Arbeit­
nehmer besonders zu schützen, auch in der 
Regierungsvorlage enthalten sein? 

Präsident: Ich möchte sagen, es war schon 
die zweite Zusatzfrage von Steinhuber nicht 
mehr zum ursprünglichen Text, und Ihre 
Frage ist es auch nicht. Aber bitte, Herr Mini­
ster. 

Bundesminister Dallinger: Die Auffassun­
gen darüber, ob diese Vorbringungen allge­
meines Gedankengut sind oder nicht, gehen 
weit auseinander, Herr Abgeordneter. Sie 
wissen das. Sowohl die innergewerkschaftH­
che Diskussion als auch die Dikussion zwi­
schen den Parteien hat hier keine überein­
stimmende Meinung erbracht. Ich glaube, daß 
der Meinungsbildungsprozeß auf diesem 
Gebiet noch nicht abgeschlossen ist, ich 
werde daher von mir aus in der allernächsten 
Zeit keine diesbezüglichen Aktivitäten setzen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Haider. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Es ist die 
Frage der Verlängerung auf Grund der gegen­
wärtigen wirtschaftlichen Lage positiv zu 
beurteilen, wenngleich natürlich auch der 
demokratiepolitische Aspekt mit einbezogen 
werden muß, daß es nicht zur Abschneidung 
von demokratischen Möglichkeiten im Zuge 
einer Novellierung des Arbeitsverfassungsge­
setzes kommt. 

Ich darf Sie daher fragen: Wenn Sie eine 
Verlängerung im Arbeitsverfassungsgesetz 
vorsehen, wird das für die laufenden Betriebs­
ratsperioden gelten, werden die dann schon 
eingebunden, oder gilt das ab dem Zeitpunkt 
der jeweils nach dieser Novellierung erfolgen­
den Neuwahlen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Das ist bis zu 
einem gewissen Grad auch eine rechtspoliti­
sche Überlegung, die ich noch nicht angestellt 
habe. Ich habe mich zunächst einmal grund­
sätzlich mit der Frage der Verlängerung der 
Funktionsperiode von gewählten Betriebsrä­
ten beschäftigt und dazu eine Erklärung abge­
geben. 

Ich möchte aber, Herr Abgeordneter, in 
Zweifel ziehen, ob es die Demokratie in nega­
tiver Weise beeinträchtigt, wenn man eine 
Funktionsperiode verlängert, zumal ja im gel­
tenden Arbeitsrecht, insbesondere in der 
Arbeitsverfassung, viele Möglichkeiten vor­
handen sind, den Betriebsrat sowohl in seiner 
Gesamtheit als auch einzelne Betriebsräte 
abzuwählen, wenn sie nicht mehr das Ver­
trauen der Wähler beziehungsweise der 
Mehrheit der Beschäftigten des Betriebes 
genießen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 3: 
Abgeordneter Hesoun (SPÖ) an den Herrn 
Minister. 

790/M 

In welchem Umfang hat das Bundesministp­
rium für soziale Verwaltung angesichts der welt­
weiten Wirtschaftskrise Maßnahmen zur Arbeits­
platzsicherung im Jahre 1982 gesetzt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Bereits zu Beginn des 
laufenden Jahres konnte abgesehen werden, 
daß die weltweite Wirtschaftskrise auch die 
Beschäftigungslage in Österreich beeinflus­
sen würde. Weil die Ausbreitung von Arbeits­
losigkeit nicht hingenommen werden kann, 
hat das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung für 1982 ein arbeitsmarktpolitisches 
Programm zur Sicherung der Beschäftigung 
und zur Erhaltung der Arbeitsplätze entwik­
kelt. 

Für dieses Programm wurden 1,6 Milliar­
den Schilling zur Verfügung gestellt, wobei im 
Zeitraum Jänner bis Ende September 1982 
rund 1,3 Milliarden Schilling aufgewendet 
wurden. 
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Bundesminister Dallinger 

Bereits mit Ende Juli 1982 waren in Durch­
führung dieses arbeitsmarktpolitischen Pro­
gramms rund 5 000 Arbeitsplätze geschaffen 
beziehungsweise gesichert worden. Die auf­
grund dieses arbeitsmarktpolitischen Pro­
gramms Ende Oktober zu verzeichnende 
Arbeitslosenrate von 3,6 Prozent kann im Ver­
gleich mit den übrigen Industriestaaten der 
Welt als relativ günstig angesehen werden. 

Die entschlossene Politik der Arbeitsplatz­
sicherung wird auch in Hinkunft von der 
Regierung und im besonderen natürlich auch 
von meinem Ressort in Zukunft fortgesetzt 
werden. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Hesoun: Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Wurde bei Anwendung die­
ser genannten arbeitsmarktpolitischen Förde­
rungsmaßnahmen auf die Problemregionen 
besonders Rücksicht genommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Wir haben im 
besonderen darauf Rücksicht genommen. 
Und Sie, Herr Abgeordneter, wissen ja, daß 
wir auch in Zusammenarbeit mit der Institu­
tion, der Sie als Präsident in Niederösterreich 
vorstehen, auf diesem Gebiet zahlreiche Akti­
vitäten gesetzt haben, die wir auch in Zukunft 
fortsetzen werden. 

Wir glauben, daß gerade auf diesem Gebiet 
in der nächsten Zeit die Aktivitäten im beson­
deren vermehrt werden müssen, und ich ver­
weise darauf, daß das 2. Beschäftigungsson­
derprogramm weitgehend auch auf die regio­
nalen Strukturen Rücksicht nimmt und daher 
auch in diese Richtung entsprechende Vorha­
ben für die nächste Zeit zu erwarten sind. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter FrodI. 

Abgeordneter Frodl (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Auf Grund der guten 
Verhältnisse zu Jugoslawien hat das südsteiri­
sche Grenzland, speziell die gewerblichen 
Betriebe, profitiert und expandiert. Nun wis­
sen Sie, daß durch die Devisenbeschränkung 
seitens Jugoslawiens dieses Gebiet natürlich 
wirtschaftlich sehr in Bedrängnis gekommen 
ist. 

Ich frage Sie folgendes, Herr Minister: Was 
werden Sie für die vielen Angestellten dieser 
Region, welche auf Grund der Devisenbe­
schränkungen und des damit verbundenen 
klaren Geschäftsrückganges leider freige­
stellt werden müssen, tun? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Wir sind seit etwa zwei bis drei Wochen 
mit dieser neuen Situation konfrontiert. Wir 
haben im Rahmen der Arbeitsmarktverwal­
tung, bezogen auf diese Regionen, zunächst 
Besprechungen angesetzt, um Hilfsmaßnah­
men zu ergreifen. Ich möchte aber nicht leug­
nen, daß gerade in diesen Regionen die Unter­
bringung von Angestellten auf Ersatzarbeits­
plätzen nahezu ausgeschlossen ist. Wir wer­
den daher in konkreten Besprechungen ver­
suchen, das Los der dort vom Schicksal 
Betroffenen zu mildern, durch Mobilitätshil­
fen zu erreichen, daß sie unter Umständen in 
anderen Bereichen untergebracht werden 
können. 

Präsident: Eine weitere Frage: Herr Abge­
ordneter Ofner. 

Abgeordnerter Dr. Ofner (FPÖ): Herr Bun­
desminister! Vom Allgemeinen zum Konkre­
ten: Besonders betroffen von den wirtschaftli­
chen Schwierigkeiten sind auch die VEW mit 
Kurzarbeit, mit Kündigungen bei Arbeitern 
und Angestellten in der Steiermark und in 
Niederösterreich. Nun ist es so, daß die VEW 
ein Gerät erzeugen, das das Bundesheer drin­
gend benötigen würde, aber mangels entspre­
chender budgetärer Mittel nicht kaufen kann: 
Es handelt sich um den 12 ern-Granatwerfer. 

Sehen Sie eine Möglichkeit, im Rahmen der 
Gestaltung des Budgets von Ihrem Ressort 
aus darauf einzuwirken, daß ein entsprechen­
der Auftrag in dieser Richtung, der zwei Flie­
gen auf einen Streich treffen würde - das 
Bundesheer würde das Gerät bekommen, und 
es wäre für hunderte Arbeitnehmer bei VEW 
Beschäftigung auf längere Zeit gegeben 
tatsächlich gegeben werden kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Eine spezielle 
Hilfe mit dieser Motivation kann von mir 
nicht geleistet werden. Ich weiß aber, daß 
diese Frage in den letzten Tagen in der Dis­
kussion eine bestimmte Rolle gespielt hat, 
und ich weiß auch, daß die Inangriffnahme 
dieses Auftrages in der allernächsten Zeit 
erfolgen wird. 

Präsident: Eine weitere Frage: Herr Abge­
ordneter ModI. 

Abgeordneter ModI (SPÖ): Herr Minister! 
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ModI 

Ich frage Sie: Was wurde für die Arbeitsplatz­
sicherung, speziell für die Problemregionen 
der Steiermark getan? Können Sie diese 
Arbeitsmarktförderung im Jahr 1983 ver­
stärkt fortsetzen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Wir werden sie 
sicher im Jahr 1983 verstärkt fortsetzen müs­
sen. Ich möchte gar nicht anstehen, hier zu 
erklären, daß es bei der Linderung der 
Schwierigkeiten und Nöte im Bundesland 
Steiermark eine sehr gute Kooperation zwi­
schen dem Bundesministerium für soziale 
Verwaltung und der Landesregierung der 
Steiermark gibt und wir hier sehr gezielt Hil­
fen gewährt haben. Leider müssen diese sehr 
umfassend sein, denn sie gehen bei der Firma 
Bauknecht in Rottenmahn beginnend bis 
nach Fürstenfeld; wir haben in speziellen 
Schwerpunktprogrammen hier besondere 
Hilfe geleistet. 

Wir haben in 29 Betrieben Hilfestellung 
gegeben, wovon 3 000 Arbeitsplätze betroffen 
gewesen sind im Jahre 1981, und wir haben 
im ersten Halbjahr 1982 für 27 Betriebe im 
Ausmaß von 110 Millionen Schilling Hilfe 
geleistet, wovon 2 500 Arbeitsplätze betroffen 
waren und gesichert wurden. - Ich erinnere 
daran, Herr Abgeordneter, daß auch Ihrem 
Betrieb diese Hilfe zuteil wurde und daß wir 
dort vielen Arbeitern und Angestellten 
Arbeitsplätze sichern konnten. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 4: 
Abgeordneter Treichl (SPÖ) an den Herrn 
Bundesminister. 

791/M 

Können Sie, im Hinblick auf die um die Jah­
resmitte diskutierte Befürchtung über ein Über­
greifen der. Arbeitslosigkeit der Schulabgänger 
auf Österreich, Auskunft darüber geben, inwie­
weit diese Befürchtungen berechtigt waren und 
wie sich die Unterbringung des Schulentlas­
sungsjahrganges 1982 gestaltet? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Während es zum Schul­
schluß vielerorts Befürchtungen gegeben hat, 
daß der heurige Schulentlassenen-Jahrgang 
zu einem beträchtlichen Teil keine Lehrstel­
len finden wird, hat sich die Situation zwi­
schendurch deutlich entspannt. 

. Die Lage hat sich auch deshalb am Beginn 
dieses Jahres besorgniserregender darge­
stellt, weil einerseits mehr Lehrstellensu­
chende die Arbeitsmarktverwaltung in 

Anspruch genommen haben und andererseits 
die Meldung der offenen Stellen offensichtlich 
in geringerem Ausmaß als in den Vorj ahren 
erfolgte. 

Nicht zuletzt durch das von der Bundesre­
gierung am 22. Juni 1982 im Ministerrat ver­
abschiedete arbeitsmarktpolitische Jugend­
programm 1982 und durch diverse Sonderpro­
gramme zur Förderung zusätzlicher Lehrstel­
len konnte ein wesentlicher Beitrag zur Ver­
hinderung dieser befürchteten Entwicklung 
geleistet werden. 

Ende September lag die Zahl der Lehrstel­
lensuchenden noch bei 6 572 Jugendlichen, bis 
Mitte Oktober verringerte sich die Zahl auf 
5437, Ende Oktober betrug die Zahl "nur 
mehr" - nur mehr unter Anführungszeichen 
- 4 687. Der Stand der gemeldeten offenen 
Stellen ging im gleichen Zeitraum von 3 545 
über 2 644 auf nunmehr 2 272 zurück, sodaß 
man sagen kann, daß auf zwei Lehrstellensu­
chende im Augenblick ein freier Lehrplatz 
kommt, der allerdings nicht identisch ist mit 
den Wunschvorstellungen der Jugendlichen, 
aber eine solche Diskrepanz haben wir sehr 
oft. 

Wir werden daher durch spezielle Maßnah­
men trachten, auch diese Jugendlichen, die 
jetzt noch als lehrstellensuchend auf dem 
Arbeitsmarkt vermerkt sind, auf Lehrplätzen 
unterzubringen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Treichl: Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Österreich nimmt in der 
Arbeitslosenstatistik der OECD-Länder dank 
der rechtzeitig getroffenen Maßnahmen die­
ser Bundesregierung in bezug auf die Arbeits­
losigkeit im allgemeinen und die Jugendar­
beitslosigkeit im besonderen - ich glaube, 
das kann man mit Recht sagen - einen her­
vorragenden Platz ein. 

leh darf Sie, Herr Minister, in diesem 
Zusammenhang fragen: Wie hoch war der 
Aufwand an Förderungsmitteln für arbeits­
marktpolitische Maßnahmen, die allein für 
Jugendliche bestimmt waren? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Wir haben im 
heurigen Jahr bis Ende September rund 
63 Millionen Schilling für diesen Zweck aufge­
wendet, und wir haben durch die arbeits­
marktpolitischen Sonderprogramme, die wir 
jetzt in Durchführung haben, einen Aufwand 
von etwa 250 Millionen Schilling getätigt 
beziehungsweise werden ihn tätigen. 
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Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Treichl: Herr Bundesmini­
ster! Sie haben immer wieder mit Recht auf 
eine eventuell drohende Jugendarbeitslosig­
keit hingewiesen, im Rahmen der Arbeits­
marktverwaltung aber auch entsprechende 
Vorsorge getroffen. 

Meine Frage an Sie: Wie viele Lehrstellen 
werden durch die diversen Sonderprogramme 
der Arbeitsmarktverwaltung im Ausbildungs­
jahr 1982/83 gefördert? 

Präsident: Herr Minister .. 

Bundesminister Dallinger: Wir haben heuer 
direkt 1 500 Lehrplätze gefördert. Wir haben 
in Wien in Zusammenwirken mit den Sozial­
partnern weitere 1500 Lehrplätze gefördert. 
Wir haben im Rahmen der Beschlüsse der 
Bundesregierung 720 neue Lehrplätze im 
Bundesbereich geschaffen und haben darüber 
hinaus auf eine nicht bestimmbare Zahl von 
Lehrplätzen durch direkte und indirekte För­
derungsmaßnahmen Einfluß genommen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Ettmayer. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Wenn die Zahl der Lehrstel­
lensuchenden zurückgegangen ist, so sicher­
lich auch deshalb, weil vor allem Klein- und 
Mittelbetriebe große Anstrengungen unter­
nommen haben, um die Lehrlinge unterzu­
bringen. Es ist aber eine Tatsache, daß viele 
Schulabgänger in Österreich keine berufliche 
Stelle finden und dennoch nicht in der 
Arbeitslosenstatistik aufscheinen. Das heißt 
also, daß bei uns die Jugendarbeitslosigkeit 
größer ist, als das tatsächlich ausgewiesen 
wird, was deshalb schlecht ist, weil wir ja 
jenen nicht helfen können, von denen man 
nicht weiß, daß sie arbeitslos sind. 

Ich möchte Sie, Herr Bundesminister, 
daher fragen, wie groß der Prozentsatz der 
Schulabgänger ist, die tatsächlich über die 
Arbeitsmarktverwaltung vermittelt worden 
sind. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Ich weiß nicht, was Sie primär im Auge 
haben! Haben Sie primär im Auge, daß die 
Statistik eine höhere Zahl von arbeitslosen 
Jugendlichen in Österreich ausweist, oder 
haben Sie im Auge, daß jedem Jugendlichen, 

der einen Arbeitsplatz sucht, geholfen wird. 
Wenn das letztere der Fall ist, was ich hoffe, 
dann sehe ich nicht ein, warum nicht ein 
Jugendlicher, der einen Arbeitsplatz sucht, 
zum Arbeitsamt geht, sich dort anmeldet, 
dann auch in die Statistik als Lehrplatzsu­
chender aufgenommen wird und insbeson­
dere dann auch die Hilfe des Arbeitsamtes 
bekommt. 

Es ist doch unlogisch, hier zu sagen: Warum 
nehmen Sie jene Dunkelziffer nicht in die 
Statistik auf, die nicht bekannt ist? Auf der 
anderen Seite: Warum geht ein junger 
Mensch nicht zum Arbeitsamt, wenn er einen 
Lehrplatz sucht und jetzt, im November die­
ses Jahres, mit besonderer Intensität suchen 
muß, wenn er noch in diesem Lehrjahr auch 
entsprechend untergebracht werden will? 

Ich habe schon einmal in dieser Frage hier 
eine Stellungnahme abgegeben, und ich ver­
stehe den Sinn dieser Frage nicht. Das 
möchte ich in aller Aufrichtigkeit sagen. (Abg. 
Dr. E t tm a y e r: Wie hoch ist der Prozent­
satz?) 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Haider. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Umgekehrt könnte man 
natürlich auch sagen: Wir als Abgeordnete der 
Opposition verstehen nicht, warum Sie nicht 
bereit sind, alle Jugendlichen auch wirklich in 
die Statistik aufzunehmen. - Aber das nur 
als Anmerkung. 

Allein die Tatsache, daß eben immer nur 
über die Lehrlinge gesprochen wird, zeigt 
doch, daß man sich mit dem Problem der 
Schulabsolventen nicht ausreichend befaßt, 
denn die jüngsten Veröffentlichungen des 
WIFO-Monatsberichtes zeigen ja, daß wir 
31000 arbeitslose Jugendliche unter 25 Jah­
ren haben. - Das entspricht den internatio­
nalen Maßstäben. - Dazu kommt noch eine 
gewisse Dunkelziffer, die mit etwa 4 000 Per­
sonen zu veranschlagen ist, sodaß wir in 
Österreich im Verhältnis von 1981 auf 1982 
sehr wohl den Anschluß an die Arbeitslosen­
quote in den anderen EG-Staaten gefunden 
haben. 

Meine Frage daher an Sie, Herr Bundesmi­
nister: Welche Maßnahmen werden Sie kon­
kret ergreifen, um die Problematik auf dem 
Absolventensektor in den Griff zu bekommen, 
die heute die Hauptbetroffenen des Schick­
sals der Arbeitslosigkeit unter jungen Men­
schen sind? 
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Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Ich lehne zunächst einmal den Begriff 
der Dunkelziffer in diesem Zusammenhang 
ab, weil ich noch einmal sage, daß jeder junge 
Mensch, jeder Arbeitsplatzsuchende in Öster­
reich die Möglichkeit hat, zum Arbeitsamt zu 
gehen und dort zunächst einmal zu bekunden, 
daß er Arbeitsplatzsuchender ist. Von diesem 
Moment an wird er in den Statistiken, auch in 
den offiziellen, als arbeitsplatzsuchend bezie­
hungsweise als stellenlos registriert. Und 
damit ist einmal das eine Problem, glaube ich, 
eindeutig. 

Das zweite: Es stimmt auch nicht, Herr 
Abgeordneter, daß wir bezüglich der Arbeits­
losigkeit von jungen Menschen - nicht von 
Jugendlichen, sondern von jungen Menschen 
- an das internationale negative Niveau 
angeschlossen haben, weil die Arbeitslosig­
keit unter jungen Menschen von etwa 25 J ah­
ren und darunter weltweit mit 40, 50 Prozent 
der Gesamtzahl der Arbeitslosen angenom­
men ist. 

Wir haben in Österreich bis zum 25. Lebens­
jahr bei der Gesamterhöhung, die wir durch­
geführt haben, einen Prozentsatz von etwa 26 
Prozent ausgewiesen, der sich erheblich von 
denen unterscheidet, die es in anderen Län­
dern gibt. 

Meine Damen und Herren! Ich habe keines­
wegs die Absicht, jetzt hier über diese Zahlen 
zu diskutieren, ich will sie auch nicht vernied­
lichen. Im Gegenteil: Mir ist natürlich bewußt 
und ich stehe eindeutig dazu, daß jeder 
arbeitsplatzsuchende Mensch, egal ob jugend­
lich, jung oder eines anderen Alters, ein Pro­
blem für uns darstellt und natürlich von sei­
ner persönlichen individuellen Situation aus 
noch stärker in Bedrängnis ist. Wir werden 
daher alle Maßnahmen unternehmen, die auf 
diesem Gebiet möglich sind. 

Wir haben große Schwierigkeiten - das ist 
auch nicht zu leugnen -, den Absolventen 
von mittleren und höheren Lehranstalten zu 
helfen. Aber auch hier muß man wiederum 
differenzieren. Bei den Abgängern höherer 
technischer Lehranstalten ist eine Unterbrin­
gung weitaus leichter möglich als bei Absol­
venten von normalen Mittelschulen, wo kein 
berufskundlicher Unterricht dabei ist. 

Wir haben daher Möglichkeiten eingerich­
tet, daß durch Maßnahmen der Arbeitsmarkt­
verwaltung, durch Schulungen und durch 
Weiterbildungseinrichtungen auch hier eine 
berufskundliehe Ausbildung erfolgt, sodaß 

eine Ergänzung, höheres Bildungsniveau 
zuzüglich berufskundlicher Ausbildung, 
erfolgt. Wir haben im Bereich der Akademi­
ker entsprechende Maßnahmen gesetzt, um 
durch direkte Betreuung, individuelle direkte 
Betreuung ein Entstehen der Akademikerar­
beitslosigkeit in Österreich zu verhindern, 
was sicher nicht leicht ist und was zur Verän­
derung der Strukturen in der Arbeitswelt 
führt, wie ja überhaupt diese Gesamtentwick­
lung auch von diesem Gesichtspunkt aus 
gesehen werden muß und es nicht nur 
Arbeitsrnaßnahmen der staatlichen Verwal­
tung sind, wo auch ein Umdenkungsprozeß in 
der Wirtschaft in seiner Gesamtheit eintreten 
muß. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Kottek. 

Abgeordneter Kottek (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Die Lage auf dem sogenannten 
Lehrstellenmarkt hat sich durch gesetzte 
Maßnahmen erfreulicherweise wesentlich 
entschärft. In Anlehnung an die eben gestellte 
Frage des Herrn Abgeordneten Haider frage 
ich Sie: Welche konkreten Maßnahmen wer­
den von der Arbeitsmarktverwaltung für jene 
Abgänger des Schuljahres 1982 gesetzt, die 
keine Lehrausbildung anstreben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Die Behörden 
der Arbeitsmarktverwaltung in speziellen 
Regionen, insbesondere auch in der Steier­
mark, in Niederösterreich, in Oberösterreich 
und in Teilen Kärntens wurden angewiesen, 
sich jetzt selektiv mit jenen Jugendlichen zu 
beschäftigen, die bisher keinen Arbeitsplatz 
gefunden haben. 

Mir ist bekannt, daß es zum Teil auch in der 
Person der Betroffenen gelegen ist, weil der 
Schulabgang nicht im ordentlichen Ausmaß 
erfolgt ist, da die entsprechenden schulischen 
Erfolge nicht erreicht worden sind. Wir wer­
den daher auch hier Kurse einrichten, die es 
den jugendlichen Menschen ermöglichen, die­
ses Schulziel in einer Sondermaßnahme zu 
erreichen. 

Wir werden auch durch besondere Förde­
rungsmaßnahmen mit materiellen Mitteln 
versuchen, jenen Lehrherren, die jetzt noch 
bereit sind, über die Zahl der Lehrlinge hin­
aus, die sie im Vorjahr eingestellt haben, 
Lehrlinge einzustellen, noch besondere Hilfen 
zu gewähren, sodaß - das kann ich verspre­
chen - nichts unterlassen wird, um jedem 
jungen Menschen einen Lehr- oder Arbeits..: 
platz zu verschaffen, der einen solchen noch 
nicht erreicht hat. 
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Präsident: Wir kommen zur Anfrage 5: Herr 
Abgeordneter Rechberger (SPÖ) an den 
Herrn Minister. 

792/M 

Welche Maßnahmen planen Sie, um den im 
kommenden Winter zu erwartenden beträchtli­
chen Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt zu 
begegnen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Vor dem Hintergrund der 
prognostizierten Arbeitsmarktentwicklung 
für den kommenden Winter mit einer Spitze 
von rund 200 000 arbeitslosen Personen im 
Jänner 1983 habe ich den Auftrag zur Erarbei­
tung eines Schwerpunktprogramms erteilt, 
dessen Realisierung dazu beitragen soll, die 
prognostizierten Arbeitslosenzahlen zu unter­
schreiten. Ich darf jetzt schon sagen, daß das 
offensichtlich gelingen wird. 

Das Schwerpunktprogramm sieht im 
wesentlichen folgendes vor: Maßnahmen zur 
Erhaltung und Sicherung bestehender 
Arbeitsplätze. Ausweitung der Möglichkeiten 
zur Höherqualifizierung durch eine Steige­
rung des Ausbildungsangebotes in Form von 
Kursen und durch betriebliche Schulungs­
maßnahmen. Beihilfeneinsatz zur Eingliede­
rung arbeitsloser Personen in Betriebe und 
sonstige Einrichtungen. Schaffung von 
Arbeitsplätzen im Rahmen von Betriebsneu­
gründungen. Weiterführung von insolventen 
Betrieben. Instandsetzungsarbeiten im Auf­
trag von Gebietskörperschaften, Trägern der 
sozialen Wohlfahrt und so weiter. Schaffung 
von Arbeitsplätzen durch die Begründung 
befristeter Dienstverhältnisse, in deren Rah­
men Motivation, Arbeitstrainings- und 
Arbeitsmarktausbildungsmaßnahmen reali­
siert werden. Maßnahmen zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen durch Beteiligung der Arbeits­
marktverwaltung an Vorhaben mit entspre­
chenden arbeitsmarktpolitischen Effekten. 
Ausweitung des Förderungsrahmens für die 
Bauwirtschaft von derzeit 100 Millionen auf 
150 Millionen Schilling. 

In Verbindung mit den beiden Beschäfti­
gungsprogrammen der Bundesregierung, auf 
die ich schon mehrfach Bezug genommen 
habe, müßte es gelingen, durch dieses arbeits­
marktpolitische Aktionsprogramm das derzei­
tige Beschäftigungsniveau in etwa zu halten. 

Präsident: Zusatzfrage . 

Abgeordneter Rechberger: Herr Bundesmi­
nister! Die sozialistische Bundesregierung hat 
zeitgerecht ein erstes und ein zweites 
Beschäftigungsprogramm installiert und 
erstellt, um hier also diesen Problemen entge­
genzuwirken. Es wurde diesen Programmen 
seitens der Opposition großer Widerstand ent­
gegengesetzt. Ein besonderer Schwerpunkt in 
diesen Beschäftigungsprogrammen sieht die 
Erhaltung, Sicherung und auch die Schaffung 
von Arbeitsplätzen vor. Wurde auch entspre­
chend diesen Programmen im Förderungs­
budget dafür vorgesorgt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Wir haben im 
Budget des laufenden Jahres für diesen 
Zweck etwa 650 Millionen Schiling vorgese­
hen gehabt. Im Hinblick auf die besondere 
Entwicklung des Jahres 1982 haben wir die­
sen Rahmen um etwa 40 Prozent auf 950 Mil­
lionen Schilling erweitert. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Rechberger: Die Weltstahl­
krise schlägt jetzt auch voll auf Österreich 
durch. Vor dem Hintergrund der zu erwarten­
den Arbeitsmarktentwicklung ist damit zu 
rechnen, daß eine größere Anzahl von Perso­
nen als im Winter 1981/82 Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung in Anspruch neh­
men wird. Wurde Vorsorge getroffen, um die 
reibungslose Auszahlung sicherzustellen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Wir haben in 
mehreren Gesprächen, insbesondere auf 
Grund der Erfahrungswerte des vergangenen 
Winters, im Rahmen der Arbeitsmarktverwal­
tung Vorsorge getroffen, damit zwischen der 
Anmeldung des Arbeitslosen und der Auszah­
lung des ersten Arbeitslosengeldes ein mög­
lichst kurzer Zeitraum liegt. Dieser Zeitraum 
wird sicherlich länger sein, als die Betroffe­
nen unmittelbar erwarten und auch zum Teil 
erwarten können. Jedenfalls haben wir durch 
Vermehrung der Dienstposten im Budget 1983 
und durch eine Reihe von Maßnahmen, die im 
eigenen Bereich durchgeführt werden kön­
nen, also Umstellung auf DV, Erleichterung 
und Verkürzung der Arbeitsvorgänge, Ver­
handlungen mit Kontrahenten, wie etwa 
Krankenkassen und andere Einrichtungen, 
auf diesem Gebiet versucht - ich hoffe, daß 
das auch gelingt -, einen möglichst kurzen 
Zeitraum - ich sage das noch einmal - zwi­
schen Anmeldung des Arbeitslosen und Aus-
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Bundesminister Dallinger 

zahlung des Arbeitslosengeldes sicherzustel­
len. 

. Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Stangl. 

Abgeordnete Maria Stangl (ÖVP): Herr 
Minister! Viele Probleme auf dem Arbeits­
markt blieben· uns wohl erspart, wie ich 
glaube, wenn Ihre Wirtschaftspolitik nicht so 
viele kleine Existenzen gefährden würde. Ich 
habe da ein besonderes Problem, nämlich daß 
bei Kündigungen sehr viele Nebenerwerbs­
landwirte betroffen sind. Wenn diese Leute 
ohne Arbeit dastehen - sie zahlen alle 
Arbeitslosenversicherungsbeiträge ein , 
bekommen sie keine Gelder aus der Arbeitslo­
senversicherung, wenn ihr Einheitswert 
51 000 S übersteigt. Das ist, wie wir sagen, 
zum Leben zuwenig, zum Sterben zuvieL 

Herr Minister! Jetzt frage ich Sie: Denken 
Sie vielleicht daran, durch Anhebung dieser 
Grenze eine Angleichung an die Grenzwerte 
anderer Berufe vorzunehmen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Wir haben persönlich und 
auch in verschiedenen Gremien über diesen 
Fragenkomplex schon öfter diskutiert. Ich 
weiß einerseits um die Wünsche der Nebener­
werbsbauern, ich weiß aber andererseits 
auch, daß eine Neuregelung dieser Frage 
weitgehende Auswirkungen auch auf andere 
Bereiche hätte, sodaß das Ausmaß des Mehr­
aufwandes nicht abzusehen ist. Ich bin bereit, 
über diese Frage in weitere Gespräche einzu­
treten, möchte aber vom zeitlichen Ablauf her 
hier keine Versprechungen machen. 

Präsident: Abgeordneter Haider . 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Wenn ich mich recht erin­
nere, um bei der Frau Abgeordneten Stangl 
anzuknüpfen, haben Sie bei der letzten Erhö­
hung der Einheitswertgrenze für die Inan­
spruchnahme der Arbeitslosenunterstützung 
der Nebenerwerbslandwirte durchaus Bereit­
schaft gezeigt, bis zu etwa 60 000 S Einheits­
wert zu gehen. Damals ist die ÖVP vorge­
prescht und hat letztlich mit einem Antrag 
verhindert, daß es hier zu einer wesentliche­
ren Verbesserung kommt. Dies zur Steuer der 
Wahrheit. (Aha-Rufe bei der ÖVP.) 

Ich möchte Sie auch befragen, Herr Bun­
desminister, ob es stimmt, daß Sie daran den­
ken, im Zusammenhang mit den Aussetzungs­
verträgen, die in den Wintermonaten in der 

Bauwirtschaft zwischen den Betrieben und 
den Mitarbeitern geschlossen werden, in den 
ersten vier Wochen kein Arbeitslosengeld zu 
bezahlen. Es wurde nämlich von vielen 
Betrieben bereits darauf hingewiesen, daß Sie 
Ihre Arbeitsmarktverwaltungsbehörden ange­
wiesen haben, bei dieser dreimonatigen 
Arbeitslosenfrist beziehungsweise Ausset­
zungsfrist in der Bauwirtschaft in den ersten 
vier Wochen die Arbeitslosengelder nicht zu 
bezahlen, was zur Folge hätte, daß Arbeitneh­
mer gekündigt werden müßten und alle 
sozialrechtlichen Ansprüche verlorengehen 
würden. Außerdem müßten sie, wenn sie nach 
drei Monaten wieder beginnen, wieder mit 
dem Mindesturlaub und den Mindestzeiten 
beim Entgeltfortzahlungsgesetz anfangen. Ich 
darf Sie fragen, ob das stimmt und welche 
Beweggründe hinter einer solchen Maß­
nahme stehen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Ich habe durch 
einen neuerlichen Erlaß klargestellt, daß sol­
che saisonalen Veränderungen von dem 
Ursprungserlaß nicht betroffen sind. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Hochmair. 

Abgeordneter Hochmair (SPÖ): Herr Bun­
desminister! Die Beschäftigungssonderpro­
gramme werden in der Öffentlichkeit disku­
tiert und unterschiedlich beurteilt. Mit wel­
chen Auswirkungen rechnen Sie? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Die Diskussion 
über die quantitative Auswirkung der 
Beschäftigungsprogramme wird eine immer­
währende sein, weil sie ja im hohen Maße von 
der Beurteilung abhängt. Ich rechne aber, wie 
das WIFO vorausgesagt hat, im Jahr 1982 mit 
10000 zusätzlichen Beschäftigten und im Jahr 
1982 mit etwa 20 000 zusätzlichen Beschäftig­
ten, sodaß diese beiden Programme eine 
Gesamtauswirkung von etwa 30 000 Beschäf­
tigten hätten. Diese zusätzliche Beschäfti­
gung hat die Arbeitslosenrate im Jahr 1982 
um etwa 0,25 Prozent gesenkt und würde sie 
im Jahr 1983 um etwa 0,5 Prozent senken. 

Präsident: Die Anfrage 6 ist zurückgezogen 
worden. 

Wir kommen zur Anfrage 7: Herr Abgeord­
neter Schwimmer (ÖVP) an den Herrn Mini­
ster. 
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800/M 

Welche Kosten würde die Urlaubsverlänge­
rung verursachen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wie schon in den Erläute­
rungen des vom Bundesministerium für 
soziale Verwaltung ausgesendeten Gesetz­
entwurfes zur Urlaubsverlängerung ausge­
führt wurde, verringert sich das Arbeitsvolu­
men dann, wenn der Urlaub für alle Arbeit­
nehmer um eine Woche verlängert wird, um 
rund 2,4 Prozent. Zieht man noch in Betracht, 
daß für alle Arbeitnehmer eine Urlaubsver­
längerung nicht eintritt, weil sie entweder 
eine Dienstzeit zwischen 20 und 25 Jahren 
aufweisen oder schon derzeit auf Grund von 
Kollektivverträgen, Einzelvereinbarungen 
und dergleichen einen höheren Urlaubsan­
spruch haben, dann kann der Kosteneffekt, 
ausgedrückt in Prozentsätzen des Arbeitsvo­
lumens beziehungsweise der Bruttolohn­
summe, maximal 2 Prozent betragen. Bei die­
sem Prozentsatz sind allfällige kompensatori­
sche Maßnahmen der Arbeitgeber - Rationa­
lisierung, Produktivitätssteigerung und der­
gleichen - noch nicht enthalten. 

Bringt man den Effekt solcher Maßnahmen 
in Einklang mit den Auffassungen des Öster­
reichischen Instituts für Wirtschaftsfor­
schung, dann ergibt sich eine prozentuale 
Kostenbelastung von insgesamt etwas weni­
ger als 1 Prozent. Das sind pro Jahresetappe 
zirka 0,3 Prozent. Bei einer Bruttolohnsumme 
von 486,2 Milliarden Schilling im Jahr 1982 
ergibt dies in absoluten Zahlen berechnet auf 
der Basis 1981 einen Betrag von rund 
1 459 Millionen Schilling insgesamt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bun­
desminister! Diese Zahlenspielereien mögen 
sich ja recht schön anhören, aber allein im 
Bereich der verstaatlichten Industrie rechnet 
man mit etwa 900 Millionen Schilling Kosten 
der Urlaubsverlängerung, wie das auch von 
Parteifreunden von Ihnen zum Ausdruck 
gebracht worden ist. 

Ich möchte Sie ganz konkret fragen, Herr 
Bundesminister: Welche Kosten wird die 
Urlaubsverlängerung im Bereich der verstaat­
lichten Industrie verursachen, die dann wie­
der durch Subventionen aus dem Bundesbud­
get abgegolten werden mussen, und welche 
Kosten wird die Urlaubsverlängerung im 
Bundesdienst überhaupt insgesamt verursa­
chen, die auch wieder zu Lasten aller Steuer­
zahler gehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Sie haben auf der einen 
Seite die Frage gestellt, was die Urlaubsver­
längerung an Kosten verursacht, und wenn 
ich Ihnen die Antwort gebe, dann sagen Sie, 
ich betreibe Zahlenspielereien. Einerseits 
wollen Sie wissen, was das kostet, auf der 
anderen Seite nehmen Sie mir die Möglich­
keit zu interpretieren, welche Begleitum­
stände sich auf die Kosten oder Nichtkosten 
einer Urlaubsverlängerung auswirken. Ich 
möchte daher eindeutig sagen, daß das, was 
ich zuerst ausgedrückt habe, keine Zahlen­
spielereien waren, sondern wissenschaftlich 
fundierte Annahmen, die ich hier in der ent­
sprechenden Deutlichkeit vorgebracht habe. 

Bezogen auf die Veröffentlichungen der 
verstaatlichten Industrie und anderer Wirt­
schaftszweige möchte ich sagen, daß auch 
dort oder gerade dort mit Kostenaufwendun­
gen sehr großzügig umgegangen wird. Ich 
darf hier an das Nachtschicht-Schwerarbeits­
gesetz und an andere Gesetze im Zeitalter der. 
Begutachtung und dann im Zeitalter der rea­
len, konkreten Auswirkung erinnern. 

Es kann angenommen werden, daß bei mitt­
leren Werten, die meinen Berechnungen 
zugrunde liegen, die Mehraufwendungen für 
die verstaatlichte Industrie zwischen 85 und 
90 Millionen Schilling im Jahr liegen. 

Bezogen auf den öffentlichen Dienst sind 
diese Mehraufwendungen sehr unterschied­
lich, vor allem von den Etappen her gesehen, 
da ja bekanntlich im öffentlichen Dienst die 
Beamten mit mehr als zehnjähriger Diensttä­
tigkeit bereits zwei Tage Mehrurlaub haben, 
sodaß für diese - alle Beschäftigten mit 
mehr als zehn Dienstjahren - die erste 
Etappe überhaupt keine Auswirkungen hat. 
Insbesondere haben diese Erhöhungen auch 
keine Auswirkungen bei den höheren Beam­
ten, die alle auch schon längere Urlaubsaus­
maße, bis zu einer Woche gegenüber dem für 
die Arbeiter und Angestellten gültigen Aus­
maß, haben. 

Ich habe darüber verschiedene Diskussio­
nen geführt. Die Auffassungen des Finanzmi­
nisters und meine gehen in diesem Punkt aus­
einander. Ich würde glauben, daß für alle 
Maßnahmen, eingerechnet auch die Auf­
nahme von Jugendlichen in den- öffentlichen 
Dienst im Ausmaß von 720 Personen, die 
Mehraufwendungen des Bundes zwischen 100 
bis 250 Millionen Schilling im ersten Jahr der 
Wirksamkeit, im Jahr 1984, liegen werden. 
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Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bun­
desminister! Sie nennen wissenschaftlich fun­
dierte Prognosenzahlen, die sich auf eine 
Urlaubsverlängerung für das Jahr 1984 bezie­
hen, die Sie aber jetzt schon beschließen wol­
len. 

Bei der Anfrage 1 haben Sie uns gesagt, daß 
man sich innerhalb von wenigen Monaten 
beim Bundeszuschuß für die Pensionsversi­
cherung für eine einzige Anstalt gleich um 
über 1 Milliarde Schilling irren kann, und 
heute wollen Sie, wissenschaftlich fundiert, 
uns bereits genau voraussagen, was sich im 
Jahre 1984 an Kosten für die Urlaubsverlän­
gerung ergeben wird, und wehren sich gegen 
den Ausdruck "Zahlenspielereien" , wenn Sie 
von 2,4 Prozent der Lohnsumme - weil das 
so opportun ist - auf 0 ,3 Prozent herunter­
rechnen wollen. 

Meine Frage geht aber, Herr Bundesmini­
ster, dahin: Obwohl erst 1984 die Urlaubsver­
längerung in Kraft treten soll, wollen Sie sie 
aber unbedingt jetzt schon beschließen, ohne 
daß man weiß, wie die wirtschaftliche Ent­
wicklung im Jahre 1984 sein wird. Wie beur­
teilen Sie im Hinblick darauf, daß zum Bei­
spiel in Frankreich nach der Arbeits ... (Rufe: 
Frage!) Ich stelle eine Frage. 

Präsident: Sie haben die Frage kurz zu stel­
len, bitte. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (fortsetzend): 
Wie beurteilen Sie im Hinblick darauf, daß 
etwa in Frankreich nach Arbeitszeitverkür-' 
zung die Arbeitslosenzahlen gestiegen sind, 
daß aber die Schweiz Vollbeschäftigung ... 
(Rufe bei der SPÖ: Frage!) 

Präsident: Ich ersuche noch einmal, die 
Frage kurz zu stellen. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (fortsetzend): 
Herr Präsident! Wenn Sie mich nicht dauernd 
unterbrechen würden, wäre ich mit meiner 
Frage längst fertig. (Widerspruch bei der 
SPÖ. - Abg. Anton Sc h lag e r: Warum wer­
det ihr so nervös? - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wenn Sie die Kosten­
frage dieser beiden Probleme relevieren, 
dann haben Sie übersehen, daß es sich hier 
um völlig konträre Auswirkungen handelt. 
Wenn ich mit Ihren Gedanken denke, wobei 

Sie vermeinten, daß die wirtschaftliche Situa­
tion im Jahr 1984 schlechter wäre, dann hätte 
das im Bereich der Pensionsversicherung 
einen Mehraufwand der Bundesmittel zur 
Folge, weil Ihrer Forschung nach eine höhere 
Arbeitslosigkeit wäre. (Widerspruch des Abg. 
Dr. Sc h w im m er.) Natürlich. 

Die gleiche Annahme bezogen auf die 
Kosten des Urlaubes würde eine Kostenver­
minderung bewirken, weil eine geringere 
Zahl von Menschen betroffen wäre und daher 
die Unternehmen einen geringeren Aufwand 
hätten. Also die Auswirkung, wenn ich jetzt 
sage, daß es wirtschaftlich schlechter wird, 
auf diese beiden Aufwendungen ist' bei der 
Pension kostenvermehrend und bei der 
Urlaubsverlängerung kostensenkend. Daher, 
glaube ich, kann man das miteinander nicht 
vergleichen. 

Aber diesen trivialen Vergleich - entschul­
digen Sie bitte diese Bezeichnung -, daß in 
Frankreich die Arbeitslosigkeit gestiegen ist 
trotz Verkürzung der Arbeitszeit, möchte ich 
so erklären: Ich war in der vergangenen 
Woche in Frankreich bei meinem französi­
schen Amtskollegen auf Besuch und habe 
mich mit dieser Frage beschäftigt. 

Die Arbeitszeit wurde in Frankreich ab 
1. Feber von 40 auf 39 Stunden pro Woche ver­
kürzt, hatte in vielen Bereichen in der ersten 
Etappe keine konkrete Auswirkung, weil auch 
dort schon in weiten Bereichen unter 40 Stun­
den gearbeitet worden ist. Die Urlaubsverlän:­
gerung auf fünf Wochen ist heuer erstmals in 
Kraft getreten. 

Kürzlich habe ich in einer Veröffentlichung 
eines Kolumnisten, der sich ständig sehr 
negativ zu den Arbeitszeitverkürzungen 
äußert, gelesen, daß die Arbeitszeitverkürzun­
gen in Frankreich den Effekt gehabt haben, 
daß in 7 Prozent aller Betriebe MehreinsteI­
lungen notwendig gewesen sind und auch 
getätigt wurden. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Wenn 
dieser Effekt in Österreich eintreten würde, 
wäre ich sehr glücklich. (Abg. Helga Wie­
se r: Wer zahlt das?) 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Stix. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPÖ): Herr Bundes­
minister! Die Urlaubsverlängerung ist eine 
Form der Arbeitszeitverkürzung, ähnlich, wie 
auch die Einführung von Frühpensionen 
beziehungsweise deren Zunahme, eine Form 
der Arb"eitszeitverkürzung, bezogen auf die 
Lebensarbeitszeit, ist. Der Unterschied 
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Dr. Stix 

besteht darin, daß im letzteren Falle die Allge­
meinheit die Kosten trägt, während im Falle 
der Urlaubsverlängerung diese Form der 
Arbeitszeitverkürzung bei den einzelnen 
Betrieben direkt zu Buche schlägt. 

Meine Frage an Sie, Herr Bundesminister: 
Teilen Sie die Auffassung, daß die Urlaubs­
verlängerung zu einer Belastung der im har­
ten internationalen Wettbewerb stehenden 
Unternehmungen führen wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Bei Aufzählung 
der Arbeitszeitverkürzungsmöglichkeiten, 
haben Sie, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
eine Möglichkeit, nicht nur Möglichkeit, son­
dern eine reale Tatsache übersehen: Die 
unmenschlichste, die furchtbarste Form der 
Arbeitszeitverkürzung ist die Arbeitslosigkeit. 
Diese Arbeitszeitverkürzung erleben wir in 
einem solch extremen Ausmaß, wie wir das in 
diesem Jahrhundert kaum noch erlebt haben. 
Die 30 Millionen Menschen, die unfreiwillig 
aus dem Arbeitsprozeß ausgeschieden sind, 
stellen den extremsten Wert an Arbeitszeit­
verkürzung dar. Leider wird in sehr vielen 
Ländern diese Form der Arbeitszeitverkür­
zung eine noch größere Verbreitung finden. 

Wir lehnen diese Form der Arbeitszeitver­
kürzung ab. Wir haben bei den anderen 
Kostenbereichen der Urlaubsvermehrung in 
der Beantwortung der Frage und der Zwi­
schenfragen ganz deutlich zum Ausdruck 
gebracht, daß hier zum Teil ein arbeitsmarkt­
politischer Effekt und zum Teil ein sozialpoli­
tischer Effekt vorhanden ist, der von der 
Kostenseite her zu tragen ist. 

Wenn man bedenkt, wenn Sie sich auf die 
Klein- und Mittelbetriebe beziehen, daß die ja 
in der Regel nicht exportorientiert sind, son­
dern auf den Binnenmarkt orientiert sind, 
dann ist die Konkurrenzfähigkeit der auf dem 
Binnenmarkt wirkenden Betriebe kleinerer 
und mittlerer Größe durch diese Maßnahme 
nicht beeinflußt. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Kottek. 

Abgeordneter Kottek (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Im Ministerialentwurf 
- Allgemeiner Teil der Erläuterungen auf 
Seite 34 - werden die Kostenbelastungen für 
jede Etappe der Urlaubsverlängerung mit 
0,7 Prozent der Lohnsumme angegeben, in 
der Beantwortung der Anfrage mit 0,3 Pro­
zent. Wie erklären Sie bitte diese Divergenz? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Divergenz erklärt 
sich aus der Tatsache, daß im Ministerialent­
wurf die rein rechnerischen Kosten ohne 
kompensatorische Maßnahme zum Ausdruck 
gebracht worden sind. Die Divergenz von der 
einen Größenordnung auf die andere ergibt 
sich aus den Maßnahmen, die daneben noch 
zu ergreifen sind beziehungsweise die sich 
kompensatorisch ergeben durch ein vermehr­
tes bereits schon existentes Urlaubsausmaß, 
etwa im Bereich der privaten Wirtschaft, im 
Bereich des öffentlichen Dienstes, und durch 
Maßnahmen, die sich auf dem Gebiete der 
Rationalisierung auswirken und die unum­
gänglich sind, wenn sich solche Verkürzun­
gen ergeben. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Lußmann. 

Abgeordneter Lußmann (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Wie die Kostenhöhe für den 
Mehrurlaub auch immer aussehen mag, im 
Bereich des öffentlichen Dienstes und auch 
zum größten Teil bei den defizitären Bundes­
betrieben zahlen sie auf alle Fälle wir, Herr 
und Frau Österreicher, mit unseren Steuer­
geldern. Nun haben aber die Klein- und Mit­
telbetriebe beispielsweise keinen Göd oder 
keinen reichen Onkel, die müssen es also auf 
alle Fälle selbst verkraften. Und da sie, wie 
Sie selber auch wissen, am Plafond der Bela­
stungen sind, bleibt ihnen nichts anderes 
übrig, als die Kostenbelastung irgendwie 
abzuwälzen, und zwar auf den Konsumenten 
abzuwälzen. Das heißt, der Konsument zahlt 
zweimal, einmal durch die Steuerleistung und 
zum zweiten Mal über den Preis. 

Ich frage Sie daher, Herr Minister: Halten 
Sie die Urlaubsverlängerung für konsumen­
tenfeindlich oder nicht? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Ich glaube, Sie 
haben sich den Falschen für diese Frage aus­
gesucht. Ich halte diese Maßnahme nicht für 
konsumentenfeindlich. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die in der letzten Sitzung einge­
brachten Anträge weise ich folgenden Aus­
schüssen zu: 

Dem Finanz- und Budgetausschuß: 

898 
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Antrag 214/ A der Abgeordneten Mühlba­
eher, Graf und Genossen betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Garantiegesetz 1977 
geändert wird, 

Antrag 216/A der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Umsatzsteuerge­
setz 1972 geändert wird; 

dem Justizausschuß: 

Antrag 215/A der Abgeordneten Blecha und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz über 
die staatsanwaltschaftlichen Behörden 
(Staatsanwaltschaftsgesetz ). 

Ferner weise ich die in der letzten Sitzung 
als eingelangt bekanntgegebenen Regierungs­
vorlagen folgenden Ausschüssen zu: 

Dem Finanz- und Budgetausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Umsatzsteuervergütung an ausländi­
sche Vertretungsbehörden und ihre im diplo­
matischen und berufskonsularischen Rang 
stehenden Mitglieder geändert wird (1240 der 
Beilagen); 

dem Verkehrsausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Güterbeförde­
rungsgesetz und die Gewerbeordnung 1973 
geändert werden (1242 der Beilagen); 

dem Justizausschuß: 

Bndesgesetz, mit dem das Vollzugs- und 
Wegegebührengesetz geändert wird (1263 der 
Beilagen); 

dem Bautenausschuß: 

Bundesgesetz über die Bundesversuchs­
und Forschungsanstalt Arsenal (Arsenalge­
setz) (1271 der Beilagen); 

dem Ausschuß für innere Angelegenheiten: 

Bundesgesetz, mit dem das Staatsbürger­
schaftsgesetz 1965 (Staatsbürgerschaftsge­
setz-Novelle 1982) und das Gebührengesetz 
1957 geändert werden (1272 der Beilagen). 

Seit der letzten Sitzung ist die Anfragebe­
antwortung 2076/ AB eingelangt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Dkfm. Dr. Otto Keimei, um die Ver­
lesung des Einlaufes. 

Schriftführer Dr. Keime}: Von der Bundes­
regierung sind folgende Regierungsvorlagen 
eingelangt: ' 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
betreffend Abänderung und Ergänzung des 
Kleinrentnergesetzes geändert wird (1273 der 
Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Hausbesorger­
gesetz, das Arbeitslosenversicherungsgesetz, 
das Arbeitsverfassungsgesetz, das Angestell­
tengesetz, das Gutsangestelltengesetz und 
das Landarbeitsgesetz geändert werden (1274 
der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem urlaubsrechtliche 
Bestimmungen im Urlaubsgesetz, Journali­
stengesetz, Hausbesorgergesetz und im Bun­
desgesetz über die Beschäftigung von Kin­
dern und Jugendlichen sowie das Hausgehil­
fen- und Hausangestelltengesetz geändert 
werden (1275 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Landarbeitsge­
setz geändert wird (Landarbeitsgesetz­
Novelle 1982) (1276 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Bauarbeiter­
Urlaubsgesetz 1972 geändert wird (1277 der 
Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Heimarbeitsge­
setz 1960 geändert wird (1278 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Bauarbeiter-
Schlechtwetterentschädigungsgesetz 1957 
geändert wird (1279 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Dienstnehmer­
haftpflichtgesetz geändert wird (1280 der Bei­
lagen), 

Bundesgesetz über die wöchentliche Ruhe­
zeit und die Arbeitsruhe an Feiertagen 
(Arbeitsruhegesetz) (1289 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das ÖIAG-Anleihe­
gesetz geändert wird und mit dem Finanzie­
rungsmaßnahmen der ÖIAG gesichert wer­
den (1290 der Beilagen), und 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Studienrichtung Medizin geändert 
wird (1291 der Beilagen). 

Präsident: Danke. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist vorgeschlagen, die Debatte 
über die Punkte 1· und 2 wie auch über die 
Punkte 4 und 5 der heutigen Tagesordnung 
jeweils zusammenzufassen. 

Es werden daher zuerst in jedem Fall die 
Berichterstatter ihre Berichte geben; sodann 
wird die Debatte über die jeweils zusammen­
gefaßten Punkte unter einem durchgeführt. 

Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich 
- wie immer in solchen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese Vorgangsweise eine Ein-
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wendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. 
Wir gehen so vor. 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (1213 
der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Einkommensteuergesetz 1972, das Körper­
schaftsteuergesetz 1966, das Umsatzsteuerge­
setz 1972, das Gewerbesteuergesetz 1953, das 
Strukturverbesserungsgesetz, das Gebühren­
gesetz 1957, das Investitionsprämiengesetz, 
das Vermögensteuergesetz 1954, das Erb­
schaftsteueräquivalentgesetz, das Grund­
steuergesetz 1955 und das Bewertungsgesetz 
1955 geändert und der Hauptfeststellungszeit­
punkt der Einheitswerte des Grundvermö­
gens und der Betriebsgrundstücke verscho­
ben sowie die entsprechenden Einheitswerte 
erhöht werden (Abgabenänderungsgesetz 

1982) (1285 der Beilagen) 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag 170/A der Abgeord­
neten Probst und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Einkommen­
steuergesetz 1972 geändert wird (1286 der Bei-

lagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu den Punkten 1 und 2, 
über welche die Debatte unter einem durchge­
fuhrt wird. 

Es sind dies die Berichte des Finanz- und 
Budgetausschusses über 

die Regierungsvorlage 1213 der Beilagen: 
Abgabenänderungsgesetz 1982 (1285 der Bei­
lagen) und 

den Antrag 170/ A der Abgeordneten Probst 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Einkommensteuergesetz 1972 
geändert wird (1286 der Beilagen). 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist, da 
der Berichterstatter Dr. Veselsky nicht anwe­
send ist, der Vorsitzende des Ausschusses, 
Abgeordneter Mühlbacher. 

Berichterstatter Mühlbacher: Namens des 
Finanz- und Budgetausschusses berichte ich 
über die Regierungsvorlage (1213 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Einkommen­
steuergesetz 1972, das Körperschaftsteuerge­
setz 1966, das Umsatzsteuergesetz 1972, das 
Gewerbesteuergesetz 1953, das Strukturver­
besserungsgesetz, das Gebührengesetz 1957, 
das Investitionsprämiengesetz, das Vermö­
gensteuergesetz 1954, das Erbschaftsteuer­
äquivalentgesetz, das Grundsteuergesetz 1955 
und das Bewertungsgesetz 1955 geändert und 
der Hauptfeststellungszeitpunkt der Einheits-

werte des Grundvermögens und der Betriebs­
grundstücke verschoben sowie die entspre­
chenden Einheitswerte erhöht werden (Abga­
benänderungsgesetz 1982). 

Mit dem vorliegenden Entwurf sollen im 
Interesse einer Ankurbelung der Bauwirt-· 
schaft das Verbot der vorzeitigen Abschrei­
bung und des Investitionsfreibetrages für ver­
mietete unbewegliche Wirtschaftsgüter einge­
schränkt und durch Anhebung der Investi­
tionsprämien ein verstärkter Investitionsan­
reiz geschaffen werden. 

Weiters sollen auf einkommensteuerrechtli­
chem Gebiet die Sonderausgabenhöchstbe­
träge für freiwillige Versicherungen angeho­
ben, ein Abzugsverbot für bestimmte Schuld­
zinsen im betrieblichen Bereich eingeführt 
und die Absetzbarkeit von Leistungen des 
gesetzlichen Unterhaltes an den geschiede­
nen Ehegatten als außergewöhnliche Bela­
stung in verfassungskonformer Weise gere­
gelt werden. 

Das internationale Schachtelprivileg soll 
auf einen größeren Personenkreis ausgedehnt 
und bestimmte Vermögensübertragungen im 
Bereich der Kreditwirtschaft in den Anwen­
dungsbereich des Strukturverbesserungsge­
setzes einbezogen werden. 

Umsatzsteuerrechtlich sollen die Bestim­
mungen über den Ausfuhrnachweis an die 
zollrechtlichen Gegebenheiten angepaßt und 
die kurzfristige Vermietung von Booten und 
Kraftfahrzeugen aus dem erhöhten Steuer­
satz von 30 Prozent herausgenommen wer­
den. 

Auf dem Gebiet des Bewertungsrechtes und 
der Vermögensbesteuerung sollen elmge 
Bestimmungen des Bewertungsgeset~es, ins­
besondere im Bereich des Betriebsvermögens 
und des sonstigen Vermögens, ergänzt bezie­
hungsweise verbessert werden. Für behin­
derte Kinder ist im vorliegenden Entwurf die 
Schaffung eines Vermögensteuerfreibetrages 
vorgesehen. Schließlich soll die zum 1. Jänner 
1982 vorgesehene Hauptfeststellung der Ein­
heitswerte des Grundvermögens auf den 
1. Jänner 1985 verschoben werden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
gegenständlichen Gesetzentwurf in seiner Sit­
zung am 14. Oktober 1982 in Verhandlung 
genommen. Sodann wurde beschlossen, zur 
Vorbehandlung des Gegenstandes einen 
Unterausschuß einzusetzen. Diesem gehörten 
von der Sozialistischen Partei Österreichs die 
Abgeordneten Mondl, Mühlbacher, pfeifer, 
Teschl, Dr. Erich Schmidt und Dr. Veselsky, 
von der Österreichischen Volkspartei die 
Abgeordneten Dr. Feurstein, Dkfm. Dr. Kei-

129. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 19 von 118

www.parlament.gv.at



13062 Nationalrat XV. GP - 129. Sitzung - 10. November 1982 

Mühlbacher 

mel, Kern, Dkfm. Dr. Steidl und Dr. Taus 
sowie von der Freiheitlichen Partei Öster­
reichs der Abgeordnete Dkfm. Bauer an. 

Der Unterausschuß hat sich noch am selben 
Tag konstituiert und den Gesetzentwurf in 
seiner Sitzung am 22. Oktober 1982 beraten. 
Im Zuge der Unterausschußberatungen 
wurde über den Gegenstand k ein Einver­
nehmen erzielt. 

Nach einem mündlichen Bericht durch den 
Unterausschußobmann über die Beratungen 
hat der Finanz- und Budgetausschuß den 
Antrag in seiner Sitzung am 5. November 1982 
in Verhandlung genommen. An der Debatte 
beteiligten sich die Abgeordneten Dr. Keimei, 
Mühlbacher, Dkfm. Bauer, Kern, Dr. Feur­
stein, Dr. Steidl und Koppensteiner sowie der 
Bundesminister für Finanzen Dr. Salcher. 

Im Zuge der Verhandlungen wurden von 
den Abgeordneten Mühlbacher, Dkfm. Bauer, 
Dr. Feurstein, Kern, Koppensteiner und Dr. 
Steidl Abänderungsanträge gestellt. 

Darüber hinaus brachte der Abgeordnete 
Dr. Feurstein einen Antrag gemäß § 27 Abs. 1 
der Geschäftsordnung ein, der eine Änderung 
des Bundesgesetzes, mit dem der National­
fonds zur besonderen Hilfe für Behinderte 
errichtet wird, betraf. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf unter Berücksichtigung des Abände­
rungsantrages des Abgeordneten Mühlbacher 
sowie jenes Abänderungsantrages des Abge­
ordneten Dkfm. Bauer, der den § 28 Abs. 2 Z 3 
Einkommensteuergesetz 1972 betraf, teils mit 
Stimmenmehrheit - und zwar hinsichtlich 
des Abschnittes I Artikel I Z 5 sowie des 
Abschnittes XII Artikel II -, ansonsten mit 
Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Die übrigen Abänderungsanträge sowie der 
Antrag des Abgeordneten Dr. Feurstein 
gemäß § 27 Abs. 1 GO fanden keine Mehrheit. 

Der Abänderungsantrag des Abgeordneten 
Mühlbacher sieht unter anderem den Entfall 
des Abzugsverbotes für bestimmte Schuldzin­
sen im betrieblichen Bereich sowie die 
Abschaffung der Bestimmung des § 20 a Ein­
kommensteuergesetz 1972 beziehungsweise 
des § 16 a Körperschaftsteuergesetz 1966 vor. 
Auf umsatzsteuerlichem Gebiet sind vor 
allem Erleichterungen für Betriebsübertra­
gungen vorgesehen. 

Jener Abänderungsantrag des Abgeordne­
ten Dkfm. Bauer, der im Ausschuß die 
Zustimmung fand, sieht im Rahmen der Ein­
kunftsart Vermietung und Verpachtung die 
Einbeziehung von Aufwendungen im Sinne 
des § 5 Mietrechtsgesetz in die begünstigte 

Zehntelabschreibung nach § 28 Abs. 2 Z 3 Ein­
kommensteuergesetz 1972 vor. 

Zu Abschnitt III Artikel I Z 1 des Entwurfes 
wurde vom Ausschuß zur Kenntnis genom­
men, daß die Begriffe "Spediteur" und 
"Frachtführer" im § 7 Abs. 1 Z 2 lit. b Umsatz­
steuergesetz 1972 außerhalb des Reise(Touri­
sten)verkehrs von der Finanzverwaltung so 
ausgelegt werden, daß darunter auch auslän­
dische Unternehmer subsumiert werden kön­
nen, die - ohne handelsrechtlich Spediteur 
oder Frachtführer zu sein - wie ein Spedi­
teur oder Frachtführer auftreten. 

Der Gesetzestext in der vom Ausschuß 
beschlossenen Fassung ist dem schriftlich 
vorliegenden Bericht beigedruckt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlosse­
nen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Ich berichte nunmehr zum Tagesordnungs­
punkt 2 namens des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag der Abgeordneten 
Probst und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 
1972 geändert wird (170/A). 

Die Abgeordneten Probst, Dipl.-Vw. Josseck 
und Genossen haben am 27. April 1982 den 
gegenständlichen Antrag im Nationalrat ein­
gebracht und wie folgt begründet: 

Die finanzielle Unterstützung und Förde­
rung junger österreichischer Künstler stellt 
eine der Hauptaufgaben der heutigen Kultur­
politik dar. Diese staatlichen Subventionen 
aus Mitteln der öffentlichen Hand, die einen 
bürokratisch anonymen Charakter haben und 
den einzelnen Künstler in die Rolle des Bitt­
stellers drängen, sollen daher durch eine 
steuerliche Begünstigung des privaten 
Ankaufs ergänzt werden. 

Ein solches privates Mäzenatentum wäre 
ein Instrument einer großzügigen Förderung 
und würde in bezug auf den Pluralismus im 
Kunst- und Kulturgeschehen belebend wir­
ken. 'Der Künstler sähe sich mit dem Inter­
esse der einzelnen Kunstkonsumenten kon­
frontiert, was einen wesentlichen Beitrag zur 
persönlichen Wechselbeziehung zwischen 
Künstler und Käufer leisten könnte. Außer­
dem würde die Streuung des Interesses von 
beiden Seiten verbreitert und im Anschluß 
daran die Freiheit und Unabhängigkeit der 
Kunst weiterentwickelt werden. 

Um aber einem etwaigen Mißbrauch von 
vornherein eine Barriere vorzuschieben, soll 
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dieser steuer begünstigte Ankauf nur über den 
Kunsthandel im Sinne der Gewerbeordnung 
möglich sein. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
gegenständlichen Gesetzentwurf in seiner Sit­
zung am 14. Oktober 1982 in Verhandlung 
genommen und am Beginn seiner Beratungen 
den Abgeordneten Dr. Ofner zum Berichter­
statter für den Ausschuß gewählt. Sodann 
wurde beschlossen, zur Vorbehandlung des 
Gegenstandes einen Unterausschuß einzuset­
zen. Diesem gehörten von der Sozialistischen 
Partei Österreichs die Abgeordneten Mondl, 
Mühlbacher, pfeifer, Teschl, Dr. Erich 
Schmidt und Dr. Veselsky, von der Österrei­
chischen Volkspartei die Abgeordneten Dr. 
Feurstein, Dkfm. Dr. Keimei, Kern, Dkfm. Dr. 
Steidl und Dr. Taus sowie von der Freiheitli­
chen Partei Österreichs der Abgeordnete 
Dkfm. Bauer an. 

Der Unterausschuß hat sich noch am selben 
Tag konstituiert und den Gesetzentwurf in 
seiner Sitzung am 22. Oktober 1982 beraten. 
Im Zuge der Unterausschußberatungen 
wurde über den Gegenstand kein Einverneh­
men erzielt. 

Nach einem mündlichen Bericht durch den 
Unterausschußobmann über die Beratungen 
hat der Finanz- und Budgetausschuß den 
Antrag in seiner Sitzung am 5. November 1982 
in Verhandlung genommen. 

Bei der Abstimmung fand der gegenständli­
che Initiativantrag nicht die Zustimmung der 
Ausschußmehrheit. 

Zum Berichterstatter für das Haus wurde 
Abgeordneter Dr. Veselsky gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanz- und Budgetausschuß den 
An t rag, der Nationalrat wolle diesen 
Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Das sind die beiden Berichte. Ich bitte um 
Eröffnung der Debatte. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichter­
statter für seine Ausführungen. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Keimel. 

10.18 

Abgeordneter Dr. Keimel (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Steuerpolitik ist eine tragende Säule der 
Gesellschaftspolitik, und die Gesellschafts­
politik bestimmt weitgehend über Freiheit 
und Unfreiheit der Menschen. 

In diesem Sinne, meine Damen und Her-

ren, wird gerade der heutige Tag, der 
10. November, der Weltöffentlichkeit in Erin­
nerung bleiben. Die polnische Gewerkschafts­
bewegung "Solidarität" hat heute gegen das 
nun fast ein Jahr währende Militärregime 
zum Generalstreik aufgerufen. Wir solidari­
sieren uns im Bekenntnis mit jenen, die 
gegen die systematischen und massiven Men­
schenrechtsverletzungen ihre Stimme erhe­
ben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Es zeigt sich, 
daß es ein kommunistisches Regime mit 
menschlichem Antlitz letztlich nicht gibt. 
Unsere Solidarität ist gegeben mit allen Men­
schen, die für politische und für soziale Frei­
heit kämpfen. Die Volkspartei begrüßt daher 
auch die Solidarität des Österreichischen 
Gewerschaftsbundes, wie wir das heute in 
den Nachrichten gehört haben, nachdem sich 
bisher erst überwiegend die Fraktion der 
Christgewerkschafter dazu bekannt hat. 
Wenn sich nun auch die sozialistische Mehr­
heit im ÖGB heute klar dazu bekennt, so zeigt 
das, meine Damen und Herren, daß der 
Kampf um Freiheit ein Kampf aller Demokra­
ten in diesem Lande ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben in 
Europa die meisten rechten Diktaturen weg­
gebracht. Die Freiheitsliebe der Menschen 
wird auch die linken Diktaturen in den sozia­
listischen Ländern Osteuropas letztlich weg­
bringen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit, meine Damen und Herren, lassen 
Sie mich überleiten zu den gestrigen Aussa­
gen, etwa des Stellvertretenden Vorsitzenden 
der SPÖ Nationalrat Blecha, der versucht hat, 
den Unterschied zwischen der, wie er sie 
nennt, sozialistischen Wirtschaftspolitik und 
der christdemokratischen oder, wie er sie 
nennt, konservativen Wirtschaftspolitik dar­
zustellen, mit der, wie ich meine, für seine 
Funktion doch etwas primitiven Verlände­
rung oder gar Personifizierung eines Thatche­
rismus oder der Reagonomics. 

Die Primitivität liegt doch in der sicherlich 
bewußten Unwahrheit der Vergleiche. In bei­
den Ländern, meine Damen und HerlIen, 
suchten und suchen - und das paßt gerade 
auf diesen heutigen Tag, auf meine vorer­
wähnten Fakten in Polen - Millionen Men­
schen Zuflucht aus Diktaturen, vielfach auch 
aus sozialistischen, aus den Ostländern, aus 
den Südstaaten, es suchen Menschen 
Zuflucht aus unterentwickelten Ländern. 

Wir hätten allen Grund, meine Damen und 
Herren, diesen Ländern, den Vereinigten 
Staaten etwa, zu danken. Wir haben jeden­
falls keinen Grund, sie um ihre Sorgen nicht 
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nur nicht zu beneiden, sondern sie auch noch 
zu beschimpfen. 

Es handelt sich immerhin um Sorgen, 
meine Damen und Herren, die sie in ihrem 
Kampf um eine freie Welt auch für uns und 
für Europa auf sich nehmen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Aber der Stellvertretende Vorsitzende der 
SPÖ Nationalrat Blecha scheint auf einem 
Auge, jedenfalls auf dem linken Auge, sehr 
sehbehindert zu sein, denn er vergißt Verglei­
che, meine Damen und Herren, er vergißt 
ganz bestimmte Vergleiche; etwa daß die 
sozialistisch-kommunistische Regierung Mit­
terand in Frankreich mit ihren Maßnahmen 
total gescheitert ist und daß die Bundesrepu­
blik Deutschland nach eineinhalb Jahrzehn­
ten sozialistischer . Kanzlerschaft nunmehr 
vor einem Dilemma steht, wobei gerade hier 
der praktische und nicht der theoretische 
Unterschied am deutlichsten ist: Solange 
christdemokratische Bundeskanzler in der 
BRD das Ordnungssystem der Sozialen 
Marktwirtschaft aufrechterhalten konnten, so 
lange galt dieses Land als das Wirtschafts­
wunderland in Europa, ja in der ganzen Welt. 

Wir dürfen nicht vergessen, dieses Nach­
barland ist der größte Handelspartner Öster­
reichs, und damit spielen alle Wirkungen, 
positiv oder negativ, nun einmal auch zu uns 
herüber. Solange das Ordnungssystem der 
Sozialen Marktwirtschaft in Österreich Bun­
deskanzler der Volkspartei verteidigen konn­
ten - denken Sie an den Kamitz-Kurs -, hat­
ten wir auch in Österreich das, was wir das 
"kleine Wirtschaftswunder" nannten. Soziali­
stische Politik in der BRD strahlte daher auch 
auf Österreich negativ aus. 

Das System der Sozialen Marktwirtschaft 
brachte nämlich erstmals in der Geschichte 
breiten Bevölkerungskreisen - nicht nur 
kleinen - einen breiten Basiswohlstand bei 
größter persönlicher Freiheit. Dieses 
bewährte System abzulösen durch eine sozia­
listische, durch eine, wie wir es immer wieder 
gehört haben, interventionistische Wirt­
schaftsordnung, oder wie immer Sie das nen­
nen wollten, war ja das erklärte Ziel sozialisti­
scher Wirtschaftspolitik und Gesellschaftspo­
litik, was Eingriffe in die Gesetzmäßigkeiten 
der Marktwirtschaft bedeutet, die an sich im 
demokratischen Parlamentarismus ja 
"sozial" ist, weil zum Unterschied von Plan­
wirtschaften der Souverän der" Konsument, 
der Bürger ist. 

Diese Eingriffe in die Gesetzmäßigkeiten 
bringen Spannungen und Störungen, negative 
Entwicklungen. Meine Damen und Herren, 

das ist unsozial, siehe etwa die Auswirkungen 
des Mietrechtes, und so weiter und so weiter. 

Wohin diese "Verstaatlichung" der Wirt­
schafts abläufe führt, erleben wir überall dort, 
wo S9zialisten längere Zeit regierten und 
regieren, wo eben die Eigengesetzlichkeit, die 
Selbstheilungskräfte der Wirtschaft nicht 
mehr ausgleichen können. Wir spüren es auch 
und besonders in Österreich: im Bereich der 
Bundesbetriebe Milliardendefizite, im 
Bereich der Verstaatlichten, auch im Bereich 
der privaten Wirtschaft, also in allen Wirt­
schaftsbereichen. 

Meine Damen und Herren von der soziali­
stischen Fraktion! Erkennen Sie nicht, daß da 
an den Rahmenbedingungen in der Wirt­
schaftspolitik einfach etwas falsch sein muß? 
(Beifall bei der ÖVP.) . 

In der Sozialen Marktwirtschaft hat die 
Sozialpartnerschaft ihre ganz bestimmte und 
ganz wichtige Funktion, nämlich Konsens, 
besonders sozialen Konsens zu finden, Kon­
flikte zur Ausnahme zu machen. Sozialismus 
als Klassenkampf bedeutet demgegenüber 
Konfliktsystem. (Abg. Dr. R ein h art: Das 
ist eine ganz unerhörte Äußerung, was Sie da 
von sich geben!) 

Herr Abgeordneter Reinhart! Da werde ich 
jetzt den Herrn Bundeskanzler, Ihren soziali­
stischen Parteivorsitzenden Kreisky, zitieren. 
Sozialismus als Klassenkampf bedeutet Kon­
fliktsystem! Niemand geringerer als Bundes­
kanzler Kreisky erklärte vor vier Jahren in 
Linz wörtlich: Die Sozialpartnerschaft ist für 
uns nur sublimierter Klassenkampf! Meine 
Damen und Herren! Beschweren Sie sich bei 
Ihrem sozialistischen Parteivorsitzenden! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich weiß, Herr Abgeordneter Reinhart, daß 
Ihnen das unangenehm ist. Auch damals hat 
der Herr Bundeskanzler Kreisky bei seiner 
Rede erklärt, Sozialpartnerschaft sei subli­
mierter Klassenkampf, aber man müsse es ja 
nicht auf jedem Marktplatz sagen. Jawohl, 
Sie sind unehrlich gegenüber der Bevölke­
rung. Bundesminister Dallinger stellte fest: 
Unternehmer können nie Sozialpartner sein. 
Und die sozialistische Regierung wollte -
wieder wörtlich - die Belastbarkeit der Wirt­
schaft testen. 

Meine Damen und Herren! Jetzt, nachdem 
- ich darf es so nennen - eine bestimmte, 
vielleicht mittlere Garnitur der Sozialisti­
schen Partei als vorerst letzten Tiefpunkt ein­
mal die Unternehmer, gerade die mittleren 
und kleinen, dann die Landeshauptleute und 
die Opposition ohnehin der politisch gemach­
ten Arbeitslosigkeit zeiht, will der Herr Bun-
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deskanzler eine nationale Gemeinsamkeit 
zwischen Regierung und "der Wirtschaft", 
was immer er darunter versteht, etwa die 
Sozialpartner, .aber ohne Volkspartei prokla­
mieren. 

Ich frage den Herrn Bundeskanzler: Brau­
chen Sie jetzt wieder andere, die ein Stück 
des Weges mit Ihnen gehen? Nicht etwa zur 
Erhaltung eines sozialen Friedens, des Kon­
senssystems, sondern zu Ihrer Alleinherr­
schaftserhaltung, zur Arbeitsplatzsicherung 
der sozialistischen Regierung. 

Meine Damen und Herren! Im Mittelpunkt 
sozialistischer Wirtschaftspolitik stand und 
steht die Steuerpolitik als tragende Säule 
sozialistischer Gesellschaftspolitik. 

Vor vielen Jahren schon - es war Ende 
1977/Anfang 1978 hat Finanzminister 
Androsch bei der finanzwissenschaftlichen 
Tagung in Igis bei Innsbruck die Überwin­
dung der Sozialen Marktwirtschaft durch 
eine, wie er es nannte, interventionistische 
Wirtschaftsordnung vorgetragen und dabei 
wörtlich erklärt: "In dieser hat Eigenkapital 
keine wesentliche Funktion mehr. Der Staat 
hat für die Kapitalausstattung der Wirtschaft 
Sorge zu tragen." 

Und weiter erklärte er: "Demgemäß sind 
die Entscheidungsstrukturen in der Wirt­
schaft zu ändern." 

Die Entscheidungsstrukturen haben sich 
dahin gehend geändert, daß die Strukturen 
zementiert wurden, und daran krankt heute 
die gesamte österreichische Volkswirtschaft. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Das war der 
Beginn der steuerpolitischen Auszehrungspo­
litik, in dessen Mittelpunkt das 
berühmt-berüchtigte - dieses Wort stammt 
vom Abgeordneten Mühlbacher 
2. Abgabenänderungsgesetz aus dem Jahr 
1977 stand mit der Wegsteuerung etwa des 
Sozialkapitals aus den Unternehmungen, zu 
dessen tragender Säule die gesellschaftspoliti­
sche Gleichung gehört: Inflation plus progres­
sives Steuer system ist gleich kalte Enteig­
nung; und zwar aller Sparer genauso wie 
durch die Scheingewinnbesteuerung a11 unse­
rer Betriebe und Unternehmungen. Darunter 
leiden sie heute gerade in weltwirtschaftlich 
schlechten Zeiten. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Die Staatsquote, also der Anteil des Staates 
am Bruttoinlandsprodukt, wucherte daher 
mit einer solchen Politik - gesellschaftspoli­
tisch offensichtlich gewollt - auf über 50 Pro­
.lent, derzeit 52, 53 Prozent, aus. Die öffentli­
che Hand ist damit, wenn ich so vergleichen 

dürfte, Mehrheitsgesellschafter im Hause 
Österreich geworden, die Steuerbürger sind 
Minderheitspartner. Alle volkswirtschaftli­
chen Abläufe wurden eindeutig staatslastiger, 
und das ist staatspolitisch und volkswirt­
schaftlich ungesund. Das ist sicherlich soziali­
stisch, aber ganz sicher nicht sozial. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Das führt auch, 
und zwangsläufig, zu einer extremen Staats­
bürokratie, zu einer Bevormundung der Min­
derheit Bürger durch den Moloch Staat, zu 
einer grenzenlosen Verschwendungspolitik, 
die zu einer Monsterpolitik, vom AKH über 
den Konferenzpalast und so weiter, ausartet. 
Das führt auch zwangsläufig zu einem Kor­
ruptionismus, der überall dort systemimma­
nent wird, wo über fremdes Geld, Steuern, 
Pflichtabgaben also, alleinige Macht ausgeübt 
wird - bei möglichster Unterdrückung der 
Kontrolle. In dem Sinne, meine Damen und 
Herren, sind wir allergisch gegen Plakate und 
Meinungen, die da lauten: Keine dummen 
Fragen stellen! (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Diese Politik führt ebenso zwangsläufig zu 
einem beginnenden, noch mehr subkutanen 
Aufstand der Bürger: Alternative, viele 
Grüne, die sogenannte Untergrundökonomie. 
All das ist vielfach der Ausfluß der anonymen 
Staatsbürokratie, der sich der Staatsbürger 
gegenübersieht. Daraus resultiert gerade in 
der letzten Zeit die heftige Diskussion über 
Subsidiarität und über Föderalismus, also 
über mehr Selbstbestimmung des Bürgers 
und über überschaubare Größen und Einhei­
ten. 

Diese Wirtschaftspolitik und in ihrem 
Gefolge die Steuerpolitik hat somit letztlich 
zu einer abnehmenden Ergiebigkeit des 
Steuersystems geführt. Hatte nicht Professor 
Seidel, als er noch der Chef des Wirtschafts­
forschungsinstitutes war - jetzt ist er Staats­
sekretär im Finanzministerium -, vor über 
zwei Jahren gemeint, daß - wörtlich - bei 
einer Steuerquote von 40 Prozent die Grenzen 
der Belastbarkeit errei~ht sind? Und Finanz­
minister Androsch hat bei seinem letzten 
Budget wörtlich gemeint: Die Grenzen der 
Steuerbelastung merkt man erst dann, wenn 
man sie überzogen hat. 

Meine Damen und Herren! Herr Finanzmi­
nister! Das dürfte typisch, aber auch alarmie­
rend der Budgetvollzug dieses Jahres 1982 zei­
gen. Die Steuerlastquote von 42,4 Prozent -
so war es vorgesehen - wird auf 41,1 Prozent 
sinken. Warum? - Weil die Konsumkraft 
saftlos wurde, weil die Ertragskraft der 
Betriebe zur Ertragsschwäche umdrehte, und 
damit geht auch die Steuerkraft zurück und 
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verloren. Herr Finanzminister , da helfen 
Steuerhäscherinitiativen - ob Gesetze oder 
ob die jetzt wirksame Steuerhatz nach Rech­
nungen und so weiter - nichts oder ganz 
wenig, da hilft nicht die Belegerteilungs­
pflicht für Umsätze über 500 S. Da wird auch 
das anschließend zur Verhandlung stehende 
Steueramnestiegesetz nichts helfen. Zu bei­
den Maßnahmen, Herr Finanzminister , 
könnte man den seinerzeitigen Ausspruch des 
damaligen Staatssekretärs Veselsky zum 
Androsch-Budget entleihen. Er hat gemeint: 
Aus nichts wird nichts. Die Budgetpolitik hat 
sich damals nicht geändert, nur aus Veselsky 
wurde nichts. 

Meine Damen und Herren! Das ist eben die 
falsche Politik, unter der wir jetzt leiden'. 
Schon anläßlich der vorletzten Klubklausur 
der Österreichischen Volkspartei im Oktober 
1981 - vor über einem Jahr also -- haben wir 
das Steuerreformkonzept der ÖVP ~ "Steuer­
politik: Zeit zum Kurswechsel": Sie kennen 
das alle - präsentiert, das heute, ein Jahr 
später, nach den Erfahrungen eines weiteren 
Jahres sozialistischer Finanzpolitik mehr 
denn je seine Gültigkeit, ja bestätigte Berech­
tigung hat. 

Vor über einem Jahr hat die Volkspartei 
nach sehr eingehender Analyse der Lage ver­
langt - hier enthalten, ich möchte sie nicht 
wiederholen -, daß es im Sinne einer mittel­
fristigen 'Budgetsanierung einer ergebnis­
orientierten Betrachtung der Staatstätigkeit 
bedarf. Die Volkspartei vertritt die Auffas­
sung, daß in den achtziger Jahren nicht durch 
eine weitere Erhöhung des Staatsanteiles, 
sondern durch eine Kombination der Instru­
mente Budgetausgaben, Ausgabeneffizienz 
und Steuerentlastung die Wohlfahrt für die 
Bevölkerung erhöht werden kann. 

Hier gibt es eben einen grundsätzlichen 
ideologischen Unterschied gegenüber der 
SPÖ. Das führt dazu, daß die Volkspartei mit­
tel- und längerfristig eine Steuerentlastung 
anstrebt, während die Sozialisten die Steuer­
schraube weiter andrehen wollen, wobei 
lediglich die taktische Frage der Durchset­
zung darüber bei den Sozialisten entscheiden 
wird, wann diese Erhöhung der Steuerbela­
stung vorgenommen wird. Ganz sicher -
nach den Diskussionen der letzten Wochen 
und Monate - kann die Bevölkerung anneh­
men, es wird eine Erhöhung der Steuerlast­
quote eintreten, wenn die Sozialisten noch 
einmal die Möglichkeit einer Alleinregierung 
hätten. 

Verbunden wurde dieses Steuerkonzept der 
ÖVP mit den Grundsätzen in der Budgetpoli­
tik. Die ÖVP hat in diesem Zusammenhang 

schon 1981 - vor über einem Jahr - unter 
anderem 14 ganz konkrete Sanierungsvor­
schläge vorgelegt, womit auch die diesbezügli­
chen Forderungen aus den Reillen der Soziali­
stischen Partei, aber - ich habe es letztlich 
gehört - auch von Herrn Parteiobmann Dr. 
Steger Lügen gestraft werden. Immer wieder 
wurde die Forderung an uns gestellt, wir soll­
ten konkretisieren. Wir haben konkretisiert. 
Ihre Forderungen beweisen nicht, daß die 
Volkspartei nichts hat, sie beweisen nur, daß 
Sie nicht lesen können oder nicht lesen wol­
len. (Zustimmung und Heiterkeit bei der 
ÖVP.) 

Im heuer im November vorgestellten Ope­
rationskalender - Präsident Graf hat ihn vor­
getragen - werden die Vorschläge der ÖVP 
zielbewußt fortgesetzt. Hätte die sozialisti­
sche Regierung nur ein paar dieser konkreten 
Vorschläge aufgegriffen, würden die Budgets 
dieses Jahres 1982, insbesondere aber - ich 
sage das ganz bewußt - das an Budgetun­
wahrheit strotzende Budget 1983 anders aus­
sehen. 

Meine Damen und Herren! Die Steuerre­
formvorstellungen der Volkspartei sollten 
demgemäß in einem 3-Phasen-Plan ablaufen: 
zum einen kurzfristig als Sofortmaßnahme 
ein Steuer belastungs stopp. Steuerbelastungs­
stopp bedeutet auch eine I dauernde Anglei­
chung der Tarife, der Steuergesetze, der Frei­
beträge und Grenzen an die Inflationsent­
wicklung. Das ist keine Steuerentlastung, das 
ist keine Steuerermäßigung, wie Sie es immer 
darstelle'n wollen, Herr Finanzminister , son­
dern das verhindert nur, daß die Steuerquote 
automatisch durch die Inflation plus Progres­
sion steigt. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Mittelfristig bedarf es der Steuerreform, 
wie wir sie dargestellt haben, einer Steuerre­
form zu einem sozial gerechten Steuersystem, 
das die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der österreichischen Betriebe stärkt, denn wir 
wissen mehr denn je, daß gerade eine große 
Wettbewerbsverzerrung im Steuerbereich 
stattfindet. Deswegen gibt es ja zum Beispiel 
im Rahmen der EG eine Steuerharmonisie­
rungskommission. Letztlich, meine Damen 
und Herren, bedarf es im 3-Phasen-Plan der 
Volkspartei längerfristig der Steuerentla­
stung unter die 40-Prozent-Marke. 

Meine Damen und Herren! Diesen 3-Pha­
sen-Plan haben wir mit acht Thesen erstellt, 
wobei die erste - diese erwähne ich - lautet: 
"Die Grenze der Steuerbelastung in Öster­
reich ist erreicht." 

In Österreich hat sich die Belastung - das 
ist die Gesamtzwangsabgabenquote - seit 
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1976 dramatisch verschärft: von 1970 bis jetzt 
von 35,6 auf fast 42 Prozent; in der Höhe pen­
delt sie sich in den beiden Jahren ein. Also 
eine Steigerung um fast 18 Prozent - um fast 
18 Prozent! - während der dreizehnjährigen 
Alleinregierung der SPÖ. 

Vor diesem Hintergrund steht die von Klub­
obmann Dr. Fischer, aber auch anderen 
sozialistischen Regierungsmitgliedern und 
Funktionären erhobene Forderung nach, wie 
er es nannte, einer "forcierten Umverteilungs­
politik", offensichtlich der Beginn eines for­
cierten sozialistischen Klassendenkens und 
damit wieder Klassenkampfes. Mit dem Ziel 
massiver Steuerbelastungen sollten Soziali­
sten weiter die Alleinherrschaft in diesem 
Lande ausüben können. 

In den Erläuterungen zum heurigen Budget 
1982 heißt es wörtlich: "Die hohe Steuerbela­
stung" - also Sie schreiben selbst: "Die hohe 
Steuerbelastung" - "des österreichischen 
Inlandsproduktes erklärt sich vor allem dar­
aus, daß die Transferzahlungen (,Umvertei­
lung') eine besonders große Rolle spielen." 

Es handelt sich also über die hohe Steuer­
belastung um eine Umverteilungspolitik und 
nicht, wie Sie es wieder unwahr unentwegt in 
der Bevölkerung darstellen wollen, um ein 
Budget zur Arbeitsplatz sicherung und 
Arbeitsplatzschaffung. 

Nein, meine Damen und Herren, in zwei 
Jahren, 1980 bis 1982, sind die Investitionsaus­
gaben des Bundes um nominell 17 Prozent -
real also um ein Viertel nur in zwei Jahren -
zurückgegangen. Diese Budgets sind nicht 
Beschäftigungsbudgets, sondern Arbeitsplatz­
vernichtungsbudgets! 

Daraus ergibt sich geradezu ein Vergleich, 
den Sie so gerne immer wieder anstellen, mit 
der Regierung der ÖVP 1966 bis 1970. Wir 
haben ordentliche Budgets übergeben, ordent­
liche Staatsfinanzen, Vollbeschäftigung, die 
verstaatlichten Betriebe haben einen Gewinn 
abgeführt und so weiter. Und, meine Damen 
und Herren, wir haben Ihnen 1970 eine 
Steuerlastquote von 35,6 Prozent übergeben. 
Die ist in den vier Jahren der ÖVP-Regierung 
fast gleichgeblieben. 

Hätten wir im Budget 1983, dem jetzt in 
Verhandlung stehenden noch die Steuerlast­
quote, wie Sie sie von der Volkspartei über­
nommen haben, dann müßten die Österrei­
cher 1983 um über 74 Milliarden Schilling -
74 Milliarden Schilling! weniger an 
Zwangsabgaben leisten. 74 Milliarden Schil­
ling sind also Sozialismus, Sozialistensteuer . 
Meine Damen und Herren, das ist der 
"Erfolg" Ihrer Steuerpolitik in 13 Jahren. 
(Lebhafte Zustimmung bei der ÖVP.) 

Wissen Sie, was das bedeutet bei etwa 
7,4 Millionen Österreichern, vom Baby bis 
zum Rentner, Pensionisten, Arbeitnehmer, 
Unternehmer? Das bedeutet, daß jeder Öster­
reicher 10000 S im Jahre 1983 an Sozialismus­
steuer zahlt. 10 000 S mehr, als es wäre, wenn 
die Steuerlastquote der Volkspartei von Ihnen 
beibehalten worden wäre. 

Meine Damen und Herren! Diese Umvertei­
lungspolitik ist längst keine mehr zwischen 
Arm und Reich. Sie wurde damit eine von 
allen österreichischen Steuerbürgern, ich 
würde sogar sagen, gerade den mäßig Verdie­
nenden, hin zum sozialistischen Staat. Und 
mit welchem Erfolg? Wenn es wenigstens 
dann ein Erfolg gesunder Staatsfinanzen 
wäre! Nein, das höchste Budgetdefizit, eine 
explodierende Staatsverschuldung, hinter der 
die Einkommen weit nachhinken. 

Von 1972 bis 1982, in einem Zehnjahreszeit­
raum, sind die Staatsschulden um 580 Prozent 
gestiegen. Aber die Einkommen demgegen­
über sind in diesen zehn Jahren nur um 
136 Prozent gestiegen. Also Einkommen zu 
Staatsschulden 1:4 im Steigerungsverhältnis. 
Dem steht gegenüber eine rasant steigende 
Steuerbelastung, die die Einkommensteige­
rung vielfach wieder wegsteuert, sodaß real 
vielfach weniger bleibt. 

Aber das haben Sie alles verkauft, meine 
Damen und Herren von der sozialistischen 
Fraktion, vor allem die Regierung, der 
Finanzminister, der Bundeskanzler, mit 
einem einzigen Slogan: Das tun wir für die 
Arbeitsplatzsicherung! 

Ich habe schon erklärt, daß es im Budget 
falsch ist. Die Investitionsausgaben sind ganz 
radikal zurückgegangen. Sie haben es ver­
kauft mit der Arbeitsplatzsicherung und 
Arbeitsplatzschaffung. Und was haben wir für 
einen Erfolg, meine Damen und Herren? Wir 
stehen vor der größten Arbeitslosigkeit mit 
dieser Wirtschaftspolitik seit 1958. Und wir 
müssen noch viel mehr befürchten, nämlich 
eine strukturelle Arbeitslosigkeit. 

Das heißt also, nachdem Sie alle diese nega­
tiven wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die 
Steuerpolitik, die Budgetdefizite, die Staats­
schuldenpolitik, verkauft haben, haben wir 
jetzt ruinierte Staatsfinanzen und Arbeitslo­
sigkeit und daher keine Flexibilität und keine 
Beweglichkeit mehr, über die Staatsausga­
ben, über das Budget helfend eingreifen zu 
können. 

Meine Damen und Herren! Zusammen mit 
der von Finanzminister Salcher begonnenen 
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Diskussion über Steuerreformen unter gleich­
zeitigem Abbau von Steuerbefreiungen, von 
"Privilegien", wie Sie es nennen, läßt die 
Fischer-Ankündigung einer forcierten Umver­
teilung befürchten, daß durch diesen Klassen­
kampf neue und ganz massive Belastungen in 
der Bevölkerung vorbereitet und aufbereitet 
werden sollen. 

Wieder wird die Sparbuchsteuer von Ihnen 
ganz sicher vor- und aufbereitet, und Sie wer­
den sagen: Mein Gott, das trifft doch nur sol­
che, die sogar in Zeiten wie diesen sparen 
konnten. Das sind ja Privilegierte, nehme ich 
an. Sie werden wieder - es ist in Diskussion 
- die Besteuerung der Überstunden vorberei­
ten, und Sie werden sagen: Was wollen Sie 
denn in der Solidarität, die haben ja Arbeit, ja 
sogar Überstunden. Und Sie werden sonstige 
Privilegien, wie Sie es nennen, besteuern, 
abbauen, wie das Urlaubsgeld, das Weih­
nachtsgeld .. Wir kennen aus Ihren Diskussio­
nen weitere massive Steuern und Abgaben 
für Auto und Verkehr, was besonders die 
Pendler trifft. 

74 Prozent der österreichischen Arbeitneh­
mer brauchen das Auto, um den Arbeitsplatz 
zu erreichen, wie zwei Umfragen ergeben. 
Aber Sie, meine Damen und Herren von der 
sozialistischen Fraktion, lehnen im letzten 
Finanzausschuß das von der ÖVP geforderte 
Pendlerpauschale aus Budgetgründen ab. Das 
ist in Wirklichkeit unsozial. (Lebhafte Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

SO glauben wir, meine Damen und Herren, 
daß es sehr wohl einer neuen Umverteilungs­
philosophie bedarf, nämlich zu mehr freier 
Verfügbarkeit über die eigene Leistung durch 
Steuer- und Belastungsstopp, zu mehr sozia­
ler Gerechtigkeit durch bessere Durchschau­
barkeit des Steuerdschungels, zu einem 
System, das Eigenvorsorge und Eigeninitia­
tive anreizt und belohnt, statt behindert und 
bestraft. 

Nur mit einer solch neuen Umverteilungs­
philosophie werden wir die schwierigen Zei­
ten gemeinsam und dann auch sicherlich 
überwinden, Arbeit für alle, sichere Einkom­
men und sichere Pensionen gewährleisten 
können, aber keinesfalls mit der abgewirt­
schafteten sozialistischen Umverteilungsma­
sche zur Mittelpressung für eine forcierte 
l!mverteilungspolitik, wie Sie sie verstehen. 

Meine Damen und Herren! In diesem Sinne 
- das meine ich gerade an den Herrn Bun­
deskanzler gerichtet - können Sie mit der 
Volkspartei, können Sie mit der Wirtschaft, 
was immer Sie unter der Wirtschaft verste­
hen, ja ich glaube wohl, mit allen Österrei-

ehern eine Koalition der Vernunft schließen. 
Konkret zum Beispiel: Wenn Sie der Wirt­
schaft, und das sind wir alle - Wirtschaft 
sind Arbeitnehmer, Unternehmer, Konsu­
menten und Produzenten -, ein Regierungs­
versprechen abgeben, nämlich für die Jahre 
des Wiederaufbaus nach 13 Jahren Ihrer 
Regierung drei Jahre keine wie immer gearte­
ten Belastungen, so wäre das ein Beitrag von 
Ihnen. Das könnten Sie heute, Herr Finanz­
minister , hier deponieren. Das ist kalkulier­
bar, dann wissen Investierende, womit sie 
rechnen können, und würden vielleicht auch 
das Risiko eingehen. Das würde vor allem ein 
Konsensklima statt Konflikt schaffen. 

Meine Damen und Herren! Die Volkspartei 
wird nach den sehr eingehenden Beratungen 
im Unterausschuß in dritter Lesung dem vor­
liegenden Abgabenänderungsgesetz aus 
mehreren Gründen zustimmen. 

Zum einen: Wir haben wieder Giftzähne des 
2. Abgabenänderungsgesetzes 1977, zum Bei­
spiel betreffend die Betriebskraftfahrzeuge, 
ziehen können. Wir haben die in der Regie­
rungsvorlage enthaltene Versteuerung der 
hohen Zinsen in kapitalschwachen Betrieben 
abwenden können. Die Regierung und der 
Finanzminister haben erkannt, daß das eine 
zusätzliche ungeheure Belastung der Wirt­
schaft, gerade der kleinen und mittleren 
Betriebe, wäre. 

Die Volkspartei hat eine, wenn auch noch 
nicht befriedigende Verbesserung in der 
Steuerbefreiung von Vereinen erreicht, von 
kulturellen Vereinen und Sportvereinen, 
meine Damen und Herren. 

Es wird die seinerzeit durch das Mock­
Kreisky-Abkommen erreichte Investitions­
prämie von 6 auf 8 Prozent erhöht - das freut 
uns; wir hatten sc~on seinerzeit eine wesent­
lich höhere Rate verlangt -, und wir konnten 
den Freibetrag von 200 000 S für Wertpapiere 
um immerhin 25 Prozent auf 250 000 S pro 
Person erhöhen. Wir sehen das als Effekt der 
Eigentumsbildung, und zwar auch der breitge­
streuten, um nur einige der wesentlichsten 
Punkte aus diesem Abgabenänderungsgesetz 
anzuführen. 

Vieles, meine Damen und Herren, haben 
wir noch nicht erreicht, etwa - ich habe es 
bereits erwähnt - die Entsteuerung des 
Sozialkapitals. 

Eines aber, meine Damen und Herren, 
lehnt die Volkspartei mit aller Entschieden­
heit ab: Die pauschale Erhöhung der Einheits­
werte für Grundvermögen und Betriebsgrund­
stücke um 15 Prozentpunkte ab 1. Jänner 
1983, seit 1980 also um 35 Prozent. 
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Herr Finanzminister! Das trifft Tausende 
Eigenheim- und Eigentumswohnungsbesitzer. 
Das trifft auch jeden einzelnen Mieter -
gerade jetzt, wo die Mieten so rasant gestie­
gen sind; Mietrechtsänderungsgesetz, Erhal­
tungsbeiträge und, und, und, Erhöhung der 
Grundsteuer und anderer Steuern, die an das 
Kapital gebunden sind. Das trifft auch 
ertragslose oder ertragsschwache kleinere 
und mittlere Betriebe, etwa Gewerbekapital 
und so weiter. 

Dagegen wenden wir uns, meine Damen 
und Herren, im Sinne des Steuerstopps. Wir 
haben auch kein Verständnis dafür, und wir 
werden darüber eine getrennte Abstimmung 
verlangen. Diesen Passus, von dem Sie nicht 
abgegangen sind, lehnen wir ab. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn es daher 
auch erfreulich ist, daß der Finanzminister 
sich vielen Anregungen der Volkspartei ange­
schlossen hat, so sollte dies doch nur ein 
erster Schritt zu einem Kurswechsel in der 
Steuerpolitik sein: Weg vom sozialistischen, 
hin zum sozialen Steuersystem als tragender 
Säule der sozialen Marktwirtschaft. - Danke. 
(Beifall bei der ÖVP.) 10.53 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Mühlbacher. 

10.53 

Abgeordneter Mühlbacher (SPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Bei den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Keimel wurde mir klar, warum 
er eigentlich nicht auf die gegenständliche 
Regierungsvorlage, auf das Abgabenände­
rungsgesetz 1982, eingeht: 

Er hat die Miesmacherei, die Unterstellung 
von Steuererhöhungen fortgesetzt. Er betreibt 
weiterhin eine falsche Information, indem er 
immer wieder sagt, die Steuerquote beträgt 
40 Prozent, obwohl er ganz genau weiß, daß 
das nicht die Steuerquote ist. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. K ei m e 1.) Das ist doch nicht die 
Steuerquote, Sie wissen das doch! Sie haben 
viermal in Ihren Ausführungen gesagt: Die 
Steuerquote ist 40 Prozent. (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Abg. Dr. K ei m e 1.) Ich weiß: 
Sie machen das bewußt, Sie wollen in die 
Bevölkerung hinaustragen, daß die Steuer­
quote 40 Prozent ist, und nicht die Abgaben­
quote mit den Sozialversicherungsbeiträgen. 
(Anhaltende Zwischenrufe des Abg. Dr. K ei -
m e1.) 

Lieber Herr Kollege Keimei! Ich kenne Ihre 
Taktik. Sie war doch in ihrer ganzen Ausfüh-

rung deutlich zu erkennen. Da wUrde gesagt: 
Steuerschraube weiter anziehen, staatslastig, 
Bevormundung, steuerpolitische Auszeh­
rungspolitik. (Rufe bei der ÖVP: Stimmt 
doch!) 

Verehrte Damen und Herren! Mit dieser 
Unterstellung, daß Sie Horrormeldungen von 
einer Steuerbelastungsquote von 40 Prozent 
hinausposaunen, widersprechen Sie sich doch 
selbst. Denn das stimmt nicht, und das wissen 
Sie ganz genau. Die Steuerquote ist wesent­
lich geringer! Die Abgabenquote, die Sie mei­
nen, beinhaltet sämtliche Abgaben, ein­
schließlich der Sozialversicherungsbeiträge. 
(Zustimmung bei der SPÖ. - Zwischenrufe 
bei der ÖVP.) 

Auf das Abgabenänderungsgesetz sind Sie 
ja nicht eingegangen. Als Berichterstatter 
habe ich Ihnen schon gesagt, welche Verbes­
serungen dieses Gesetz ... (Abg. G r a f: Gar 
nichts haben Sie gesagtf) Ich habe es Ihnen 
sogar vorgelesen, Herr Abgeordneter Graf. 
Aber Sie haben nicht zugehört. Aber das ist ja 
bei Ihnen so: Sie hören nicht mehr zu. (Abg. 
G r a f: Sie irren: Gerade weil ich zugehört 
habe!) Sie sind nur mehr darauf ausgerichtet, 
alles in der Bevölkerung mies zu machen, und 
genau dieses Gesetz widerspricht doch all 
dem, was Sie sagen, und insbesondere dem, 
was der Herr Abgeordnete Keimel gesagt hat. 
(Neuerlicher Zwischenruf des Abg. G r a f.) 

Wenn Sie noch bedenken, daß wir mit 
1. Jänner 1983 eine Steuersenkung durchfüh­
ren und mit diesem Abgabenänderungsgesetz 
eine wesentliche Verbesserung bei den Wert­
grenzen vornehmen - Investitionsbegünsti­
gungen, Verbesserungen bei der Besteuerung 
von Kraftfahrzeugen -, dann steht all das im 
Widerspruch zu Ihren Ausführungen. 

Es gibt eine Steuersenkung zum 1. Jänner 
1983! Ich darf sagen: Auf dieses Steuererleich­
terungsgesetz ist ja der Herr Abgeordnete 
Keimel bei seinen Ausführungen überhaupt 
nicht eingegangen. Aber ich werde das tun. 
(Abg. Graf: Das nehme ich an!) 

Wir haben - und das wurde auch ausge­
führt - ernsthaft über das Abgabenände­
rungsgesetz 1982 beraten. Wir haben einen 
Unterausschuß eingesetzt. Dort wurde der 
Gesetzentwurf lange und paragraphenweise 
ernsthaft durchdiskutiert. Es wurde trotzdem 
kein Einvernehmen erzielt. Es wurde dann 
ein Expertengespräch angesetzt. Auch dabei 
wurde auf alle Vorstellungen für und wider 
eingegangen. Bei den gesamten Verhandlun­
gen wurden bereits unsere Vorschläge zu 
einem Abänderungsantrag mitverhandelt, 
ebenso auch die Ihren und die der anderen 
Fraktion, nämlich der Freiheitlichen Partei. 
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Es wurde wirklich sachlich gearbeitet. Das 
hat ja, wie ich jetzt bestätigt erhalte, zum 
Erfolg geführt, indem wir dieses Gesetz ein­
stimmig verabschieden werden. Sagen Sie 
das doch auch und gehen Sie nicht ab davon 
und kommen Sie nicht mit widersprüchlichen 
Dingen: Sie beschließen in Warmbad Villach 
einen Belastungsstopp, verlangen seinerzeit 
die Abschaffung von Steuern und so weiter, 
fordern dann aber immer mehr Belastungen. 
Hier haben Sie ein Gesetz, das Steuererleich­
terungen bringt auf dem ganzen Gebiet! 

Ich darf jetzt auf noch etwas eingehen, und 
zwar deshalb, weil ich gewußt habe, daß Sie 
und insbesondere der Herr Abgeordnete Kei­
mel - wenn wir die Besteuerung der betrieb­
lichen Kraftfahrzeuge neu regeln - das 2. 
Abgabenänderungsgesetz 1977 wieder ins 
Gespräch bringen werden. (Abg. Dr. K ei -
me 1: Na netJ) Zu der Formulierung in der Zei­
tung "Der Selbständige", herausgegeben vom 
Freien Wirtschaftsverband: Berühmt 
berüchtigt, wurde zu sagen vergessen, daß da 
ein Anführungszeichen dabei war. (Abg. Dr. 
K ei m e 1: Das ist noch schlimmer!) Aber das 
macht ja nichts. Schauen Sie es sich an: Dort 
sind nämlich Anführungszeichen, und deswe­
gen konnte die Zeitung das ohne weiteres 
sagen. 

Nur eines vergessen Sie wirklich: Ihre 
damalige Stellungnahme zum seinerzeitigen 
2. Abgabenänderungsgesetz, insbesondere zur 
steuerlichen Behandlung der Kraftfahrzeuge. 
(Abg. Dr. K e i m e 1: Ein Aufschrei der Wirt­
schaft, der kleineren und mittleren Betriebe!) 
Sie waren es, die damals zum Steuerwider­
stand aufgerufen haben. Sie waren es, die auf 
die Straße gegangen sind mit Ihren Kraftfahr­
zeugen, Sie waren es, die nicht verhandlungs­
bereit waren mit dem damaligen Finanzmini­
ster. 

Die Vertreter der sozialistischen Selbstän­
digen waren es, die verhandelt haben bis zum 
Schluß und die damals wirklich erreicht 
haben, daß' betrieblich genutzte Fahrzeuge 
auch weiterhin voll abgeschrieben werden 
konnten. Das war ja unser Erfolg und nicht 
Ihrer! (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf 
des Abg. Dr. Zi ttm ayr.) 

Aber, Herr Abgeordneter Zittmayr! Denken 
Sie nach, wie das gewesen ist mit den Fahr­
zeugen, mit den Fiskal-Lkw. (Neuerlicher 
Zwischenruf des Abg. Dr. Z i t tm a y r.) Es 
war doch eine ideale Lösung, weil damit wirk­
lich betrieblich genutzte Fahrzeuge voll abge­
schrieben werden konnten. (Präsident Mag. 
Mi n k 0 w i t sc h übernimmt den Vorsitz.) 

Ich darf Sie daran erinnern - oder schauen 
Sie nach im Protokoll -, was ich damals zum 
2. Abgabenänderungsgesetz gesagt habe. Ich 
habe gesagt: Es ist zu verstehen, daß bei dem 
damaligen Handelsbilanzdefizit derartige 
Maßnahmen getroffen werden müssen. Sie 
müssen sich nur daran erinnern. (Abg. 
Bur g s ta 11 e r: Wir erinnern uns eh genau!) 
Lieber Herr Kollege! Sie wollen heute alles 
mies machen. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Diesen 
Blödsinn wieder rückgängig machen!) Sie 
glauben, mit Ihrer Miesmacherei werden Sie 
die Wahlen 1983 gewinnen. (Abg. G r a f: Das 
ist parteischädigend, fast!) Meine guten Wün­
sche dazu. Aber auf der Basis, das kann ich 
Ihnen voraussagen, werden Sie sie nicht 
gewinnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe damals in meinem Beitrag zum 2. 
Abgabenänderungsgesetz gesagt, ich werde 
einer jener sein, der, wenn sich die Leistungs­
bilanz in Österreich bessert, als erster an den 
Finanzminister herantritt, daß diese steuerli­
che Einschränkung bei der Behandlung des 
betrieblich genutzten Kraftfahrzeuges wieder 
gelockert wird. In diesem Jahr ist die Lei­
stungsbilanz verbessert worden, und der 
Finanzminister ist diesem Wunsch sofort 
nachgekommen. Mit einem Antrag, den ich 
namens der Sozialistischen Partei in den 
Finanzausschuß eingebracht habe, ist diese 
Verbesserung bei der Behandlung des Fahr-, 
zeuges wieder eingetreten. (Abg. Dr. Z i t t -
m ayr: Wir haben uns gegen die Verschlech­
'terung seinerzeit gewehrt, aber Sie haben 
gesagt, wir brauchen die Verbesserung!) 

Herr Zittmayr, Sie hören mir nicht zu! 
Damals war eine andere Leistungsbilanzsi­
tuation als heute. Stimmt das? Heute ist die 
Leistungsbilanz fast ausgeglichen, und daher 
können wir uns diese steuerliche Behandlung 
des Fahrzeuges wieder erlauben. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Das war damals die Situation, als diese 
Maßnahme gesetzt wurde. Und jetzt wollen 
Sie natürlich schnell hinwegschwimmen, weil 
alles wieder in Ordnung ist. (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Deswegen gehen wir jetzt mit, weil 
wir . .. !) Nach den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Keimel reden wir von etwas 
anderem, reden wir nicht vom 2. Abgabenän­
derungsgesetz. Sie werden mir gestatten, daß 
ich hier mit aller Deutlichkeit sage, daß nun­
mehr diese steuerlichen Verbesserungen ein­
getreten sind, daß das Abgabenänderungsge­
setz 1982 ein Steuererleichterungsgesetz ist. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Sie können mir ja sowieso nicht widerspre­
chen, weil das von Ihnen auch anerkannt 
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wird. (Abg. G r a f: Ich kann Ihnen schon 
widersprechen, aber ich will jetzt nicht! -
Abg. Dr. Z i t tm a y r: Insbesondere was die 
Einheitswerterhöhung betrifft!) 

Nun komme ich zum zweiten Teil: Investi­
tionsprämie - Erhöhung von 6 Prozent auf 
8 Prozent und eine Erweiterung des Geltungs­
bereiches. Wir wissen, daß die Investitionstä­
tigkeit im heurigen Jahr auf Grund der wirt­
schaftlichen Situation zurückgegangen ist. 
Ich möchte noch sagen, dies ist zum Teil auf 
Grund der wirtschaftlichen Situation gesche­
hen. Den anderen Teil unterstelle ich Ihnen, 
den Damen und Herren von der Österreichi­
schen Volkspartei. Denn Ihre Stimmungsma­
che - Sie sagen, wir bräuchten keine Investi­
tionsförderung, keine Bevormundung, keine 
Verstaatlichung, es werde immer ärger für 
den Unternehmer, diese Staatslastigkeit, 
damit wir das richtig ausdrücken, werde 
immer höher - führt zu einer Klimaver­
schlechterung. Diese bringt den Unternehmer 
in eine Situation, wo er nicht mehr weiß, ob er 
investieren soll oder nicht. 

Denn Sie sind jene, die eines Tages sagen 
werden, wie der Herr Handelskammerpräsi­
dent von Wien, Dittrich - er ist heute auch 
wieder nicht da -, gesagt hat: Ich pfeife auf 
die Investitionsförderung. Eine derartige Aus­
sage für eine Landespräsidenten einer Han­
delskammer, das muß ich sagen, ist nicht 
schön und bringt natürlich wirklich Unruhe 
bei den Selbständigen. Am nächsten Tag 
kommt die Bundeskammer und sagt: mehr 
Investitionsförderung!, und am übernächsten 
Tag kommt der Industrieellenverband. Sie 
müssen sich einmal eine Richtung zulegen, 
meine Damen und Herren! 

Wir glauben, mit der neuen Investitionsprä­
mie nochmals einen weiteren Investitionsan­
reiz zu geben. Das ist eine gute Sache. Sie 
werden sehen, daß das trotz Ihrer Miesma­
cherei von der Wirtschaft angenommen wer­
den wird. (Abg. G r a f: Herr Mühlbacher! 
Haben Sie vergessen, daß diese Prämie von 
uns erfunden wurde! Der Mock hat das ver­
verlangt! Im Mock-Kreisky-Abkommen wurde 
das fixiert!) Herr Kollege! Jetzt rennen Sie 
mir ins offene Messer. Jetzt werde ich Ihnen 
sagen, wer Prämiensysteme erfunden hat. 
Lesen Sie das erste Zielprogramm des Freien 
Wirtschaftsverbandes, verfaßt im Jahre 1969! 
Da haben wir hineingeschrieben, daß Investi­
tionsförderungen auch durch Prämienzahlun­
gen erfolgen sollten. Da hat es noch keine 
Prämie gegeben. (Abg. G r a f: Politische Anti­
quariate besuche ich nichtf) Da haben Sie 
noch darüber gelacht. In der sozialistischen 
Regierungsära ist erstmals ein Prämiensy-

stern zur Investitionsförderung eingeführt 
worden, begonnen bei der BÜRGES und nun­
mehr bei dem System der Fast-Cash-Auszah­
lung, wenn einer investiert. (Abg. G r a f: 
Mock-Kreisky-Abkommen, Herr Kollege, dort 
haben wir es fabriziert!) Der Gedanke war ja 
immer da. Daß Sie dann dort mitverhandelt 
haben, dagegen habe ich ja nichts. Ich bin ja 
nicht einer, der jetzt sagt, ... (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Nur haben Sie es nicht früher ver­
wirklicht!) Aber es ist verwirklicht worden. 
Wir haben bereits Prämienauszahlungen 
getätigt. Denken Sie an die Stamm-Bürges­
Aktion, denken Sie an verschiedene Förde­
rungsmaßnahmen, wo wir von Zinsenzu­
schüssen auch zur Prämienleistung überge­
gangen sind. Das müssen Sie doch einmal 
erkennen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dieser Teil ist ein Teil unserer Beschäfti­
gungsprogramme. Darüber hinaus werden 
wir weitere Investitionsförderungsmaßnah­
men setzen, wie zum Beispiel eine TOP-Exi­
stenz-Gründungsaktion, eine TOP-Aktion für 
Klein- und Mittelbetriebe, wonach gewisse 
Produkte und neue Ideen gefördert werden. 
Wir werden das bei der nächsten Handelsaus­
schußsitzung beraten. Eine Änderung beim 
Gewerbestrukturverbesserungsgesetz; hier 
werden zusätzliche Maßnahmen gesetzt. 

Ich kann nur eine Bitte an Sie richten, an 
die Damen und Herren der Opposition: Helfen 
Sie mit, das an den Unternehmer heranzutra­
gen! Machen Sie nicht alles mies! Denn die 
Aktionen müssen zum Wohle unserer Wirt­
schaft angenommen werden. Diese Bitte spre­
che ich auch hier aus, daß Sie dementspre­
chend auch mitwirken. (Beifall bei der SPÖ. 
- Abg. Dr. K ei m e 1: Das müssen Sie dem 
Minister Dallinger sagen!) 

Sie wollen zurzeit in die Wirtschaft eine 
schlechte Stimmung hineinbringen. (Abg. Dr. 
Sc h ü s s e 1: Die ist schon drinnen!) Sie 
machen das! Sie sind jene, die eigentlich indi­
rekt aufrufen zur Steuerverweigerung. 

Herr Abgeordneter Schüssel! Ich habe 
Ihnen gestern sehr genau zugehört, und ich 
will Ihnen nicht absprechen, daß Sie ein guter 
Rechner sind. Aber die Tricks, die Sie gestern 
da vorgetragen haben, die waren zum Lachen. 
Wirklich zum Lachen! (Abg. Dr. Sc h ü s s e 1: 
Widerlegen Sie es!) Verehrter Herr Abgeord­
neter Schüssel! Sie können doch nicht herge­
hen und aus dem Budget eine Steuererhö­
hung bei der Mehrwertsteuer für das nächste 
Jahr herausrechnen. Ich meine, es ist ein 
geschickter Trick, den Sie da gemacht haben. 
Aber die Schätzung des Umsatzsteueraufkom­
mens des Jahres 1983 entspricht genau der 
Entwicklung. Vielleicht haben Sie nicht so 
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viel Vertrauen zur Wirtschaftsentwicklung für 
1983. Wir glauben aber, daß unsere Beschäfti­
gungsprogramme 1983 voll zum Tragen kom­
men werden und sich dementsprechend auch 
auf die Wirtschaftsentwicklung auswirken 
werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das sind üble Tricks, Herr Abgeordneter 
Schüssel, die kommen meines Erachtens 
sowieso nicht an. Aber solche Rechnereien, 
solche Rechenbeispiele könnte ich Ihnen auch 
viele liefern. Das ist kein Kunststück. (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. Z i t tm a y r.) Wir wer­
den zur Urlaubsverlängerung noch sprechen. 
Aber heute reden wir über das Abgabenände­
rungsgesetz. Und jetzt bleiben wir dabei. Ich 
glaube und ich weiß, daß Ihnen das Abgaben­
änderungsgesetz 1982 nicht gefällt, denn es 
bringt eine Steuerverbesserung, und von der 
wollen Sie nichts wissen. Dieses Gesetz ist 
wirklich im Widerspruch zu allen Ihren Pro­
pagandaslogans. 

Wir werden unser Beschäftigungspro­
gramm durchziehen. Sie werden den Erfolg 
im Jahre 1983 erleben. Ich möchte nur noch 
unterstreichen, daß diese· Investitionsprä­
mienerhöhung von 6 auf 8 Prozent von der 
Wirtschaft sicherlich angenommen werden 
wird und dementsprechend auch wirtschaftli­
che~ Erfolg zeitigen wird. (Beifall bei der 
SPO.) 

Ich möchte jetzt noch zu dem dritten ange­
zogenen Beispiel kommen, das auch der Herr 
Abgeordnete Keimel ganz kurz erwähnt hat. 
In der Regierungsvorlage war eine Bestim­
mung enthalten, wonach Schuldzinsen nicht 
Betriebsausgabe sein dürfen, wenn ein nega­
tives Betriebskapital vorliegt. Diese Bestim­
mung hat seinen Grund gehabt, nämlich um 
Mißbrauch auszuschalten. Da gibt es nämlich 
die Möglichkeit, daß jemand Betriebskredite 
aufnimmt, am nächsten Tag als Privatent­
nahme den gesamten Darlehensbetrag 
abhebt und - ganz grob gesprochen - um 
diesen Betrag ein Häusl baut, das heißt, das 
Geld in den privaten Sektor hineingeht, wäh­
rend die Zinsenbelastung als Betriebsausgabe 
abgesetzt werden kann. Das war der Beweg­
grund, das hineinzunehmen. Wir haben uns 
aber jetzt alle Fälle ganz genau angesehen 
und sind daraufgekommen, daß wir zwar den 
Mißbrauch ausschalten können, aber daß 
dadurch auch verschiedene Branchen geschä­
digt werden könnten. Daher haben wir mit 
meinem Abänderungsantrag diesen Vor­
schlag berichtigt. 

Jetzt möchte ich dazu folgendes sagen: Wir 
gehen diesen Weg, weil wir glauben, daß es 
gescheiter ist, nicht streng vorzugehen, wenn 
andere, Unschuldige, dabei in Mitleidenschaft 

gezogen werden. Dieser Weg wird auch bei 
dem nächsten Gesetz, das hier verhandelt 
wird, dem Steueramnestiegesetz, gegangen. 
Der Steuerpflichtige in Österreich soll davon 
überzeugt werden, daß es eine Notwendigkeit 
ist, Steuer zu zahlen. Er soll durch Informa­
tion von seiten des Staates überzeugt werden, 
daß seine Gelder richtig angewandt werden. 
Man muß den einzelnen paar schwarzen 
Schafen aber auch sagen, wenn sie die Steu­
ern nicht korrekt, nicht voll bezahlen, daß all 
die anderen braven Steuerzahler um das 
mehr zu zahlen haben. 

Mit dem Steueramnestiegesetz, das dann 
behandelt werden wird, soll die Möglichkeit 
geschaffen werden für die schwarzen Schafe 
in der Wirtschaft, sich gefühlsmäßig zu entla­
sten und zu den braven, anständigen, korrek­
ten Steuerzahlern zu kommen. Wir sind auch 
nicht den Weg gegangen, damit eine Ver­
schärfung der Finanzstrafbestimmungen zu 
verbinden, weil wir glauben, daß der österrei­
chische Steuerpflichtige grundsätzlich seine 
Steuer ordentlich bezahlen und - so drücke 
ich mich immer aus - gut schlafen will, denn 
Steuerhinterziehung bereitet ihm bestimmt 
schlaflose Nächte. 

Man muß auch dorthin kommen, daß die 
Information so gut wirkt, daß auch das soge­
nannte sportive kleine Steuervergehen ausge­
schaltet wird, daß das nicht ein Delikt ist, mit 
dem man sich noch brüstet. Genau das, ver­
ehrte Damen und Herren von der Österreichi­
schen Volkspartei, geschieht Ihrerseits nicht, 
Sie geben keine· Unterstützung, um die 
Steuermoral zu heben. Wir versuchen es mit 
diesem Gesetz, wir versuchen es mit der 
Streichung dieses Punktes aus der Vorlage. 
Wir wollen für jeden Steuerpflichtigen in 
Österreich überzeugend wirken. Aber dann 
dürfen Sie nicht dagegen arbeiten, dann dür­
fen Sie nicht indirekt zu Steuerwiderstand 
aufrufen und unter die Bevölkerung streuen, 
die Steuerbelastung sei 40 Prozent, was total 
falsch ist und in Mißklang zu all dem steht. 
(Abg. S tau d in ger macht eine abweh­
rende Geste.) Herr Abgeordneter Staudinger! 
Sie wissen doch, daß die Steuerbelastung 
nicht 40 Prozent, sondern 25 Prozent beträgt. 
Das wollen Sie doch nur in die Öffentlichkeit 
bringen, um alles in Mißkredit zu stellen. 

Verehrte Damen und' Herren! Das glaube 
ich, wäre zu dem Abgabenänderungsgesetz zu 
sagen. Das stellt, wie ich eingangs schon 
erwähnt habe, einen deutlichen Widerspruch 
zu Ihren Ausführungen, insbesondere zu den 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Kei­
mel, dar, denn in Anbetracht dessen, daß wir 
nebst diesen Steuerverbesserungen mit dem 
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Abgabenänderungsgesetz auch am 1. Jänner 
1983 eine Steuersenkung durchführen, kann 
von einer Belastungserhöhung für die öster­
reichische Bevölkerung nicht gesprochen wer­
den. (Beifall bei der SPÖ.) 11.15 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dkfm. Bauer. Ich erteile es ihm. 

11.15 

Abgeordneter Dkfm. Bauer (FPÖ): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es ist sicherlich Geschmackssache, 
Herr Kollege Mühlbacher, ob und inwieweit 
man anläßlich einer Debatte über die 
Beschlußfassung eines Steuergesetzes allge­
mein wirtschaftliche Fragen, Fragen der Fis­
kalpolitik anschneiden soll. Gelegenheit dazu 
bietet natürlich solch eine Beschlußfassung 
und solch eine Debatte, und auch ich möchte, 
obwohl der Schwerpunkt meiner Ausführun­
gen das Abgabenänderungsgesetz bezie­
hungsweise unsere diesbezüglichen Vorstel­
lungen darüber sein werden, diese Gelegen­
heit nicht ungenützt verstreichen lassen. 

Ich möchte nur ganz kurz und in wenigen 
Worten aus freiheitlicher Sicht sagen, daß das 
österreichische Steuersystem unüberschau­
bar und kompliziert geworden ist und daß 
sich kaum jemand - nicht einmal mehr der 
Lohnsteuerpflichtige - so recht ohne fach­
kundigen Beistand, ohne fachkundige Hilfe in 
diesem österreichischen Steuersystem aus­
kennt. (Abg. H ir sc her: Das hat er nie!) Ja, 
weil es schon immer sehr, sehr kompliziert 
gewesen ist; das mag schon sein. 

Aber Ihr Zwischenruf zeigt das tiefe Miß­
verständnis, das in Ihren Reihen, den soziali­
stischen Reihen, über Staat, Bürokratie und 
Politik zu herrschen scheint. Sie scheinen 
nocht immer nicht begriffen zu haben, daß 
der Staat, die Bürokratie nicht um ihrer selbst 
willen da sind, sondern dem Staatsbürger zu 
dienen haben und daß die Bürokratie daher 
dem Staatsbürger entgegenzukommen hat 

, und nicht umgekehrt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Daher glauben wir Freiheitlichen, daß es 
unsere Pflicht als Politiker sowie Ihre Pflicht 
als Vertreter der Regierungsfraktion wäre, 

. diese Bürokratie, diese Staatsverwaltung so 
einfach wie nur möglich zu machen, damit 
sich der Staatsbürger ihrer rasch und einfach 
bedienen kann. Aus dem Gesagten ergibt sich 
auch schon, daß das österreichische Steuersy­
stem auch äußerst verwaltungsaufwendig ist. 
Auch das wäre ein Grund, dieses Steuersy­
stem einer grundlegenden Reform, einer 
grundlegenden Durchforstung zu unterzie­
hen; allein schon aus diesem ökonomischen 

Gesichtspunkt, der allerdings unserer Mei­
nung nach erst an zweiter Stelle steht, und 
zwar hinter dem Aspekt, den ich gerade aus­
geführt habe. 

Drittens ist das österreichische Steuersy­
stem über weite Strecken ungerecht und zum 
Teil auch widersinnig, wenn ich nur daran 
denke, daß es in der derzeitigen Situation auf 
dem Arbeitsmarkt in Österreich ein Unikum 
- ich glaube, ein europäisches Unikum oder 
sogar ein weltweites Unikum -, nämlich eine 
Arbeitsplatzbesteuerung gibt, die Lohnsum­
mensteuer. Ich weiß schon, daß wir uns zur­
zeit keinen Steuerausfall erlauben können, 
oder Sie glauben, ihn sich nicht erlauben zu 
können. Es gibt ja auch die Auffassung, der 
wir Freiheitlichen zuneigen, daß man auch 
durch eine entsprechende Steuersenkung an 
entsprechend gut gewählter Stelle über die 
sogenannte Umwegrentabilität, die vom 
Herrn Finanzminister bei anderer Gelegen­
heit immer wieder strapaziert wird, wieder 
etwas hereinbringen kann. - Aber lassen wir 
das beiseite, das führt uns zu weit weg. 

Es ist jedenfalls widersinnig, wenn ich in 
der heutigen Zeit die Arbeitsplätze besteuere. 
Dafür muß ich mir etwas anderes einfallen 
lassen, ohne deswegen den Steuerdruck ins­
gesamt zu erhöhen. Ich denke nur an eine 
Besteuerung eines übermäßigen Energiever­
brauchs. Aber es müßte eine echte Steuer auf 
den Energieträger sein und nicht so einfach, 
wie Sie es sich machen, indem Sie es auf die 
Umsatzsteuer überwälzen. Dadurch wird der 
Energieverbrauch im Betrieb nicht gesteuert, 
weil der Betrieb das in Form seiner Umsatz­
steuer ganz einfach weitergibt. Aber auch das 
führt zu weit weg. 

Das Steuersystem ist auch deswegen unge­
recht, weil es auf der einen Seite von vielen, 
vielen Privilegien gekennzeichnet ist und auf 
der anderen Seite mannigfache Doppelbe­
steuerungen und das Einheben von Steuern 
von der Steuer beinhaltet. 

Letztlich, viertens, ist dieses Steuersystem 
auch zutiefst leistungsfeindlich geworden. 

Herr Kollege Mühlbacher! Sie haben davon 
gesprochen, daß die Oppositionsparteien -
die Österreichische Volkspartei haben Sie im 
besonderen apostrophiert - zur Steuerver­
weigerung aufrufen. Das ist an sich natürlich 
ein Nonsens. Bitte, ich habe auch noch nie 
irgendwo gehört, daß die Österreichische 
Volkspartei - ich kann es mir auch nicht vor­
stellen - offiziell zur Steuerhinterziehung 
aufruft. Nur: Selbst wenn es so sein sollte und 
wenn in diesem Lande ein guter Teil der 
Steuerzahler dieser Aufforderung folgen 
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sollte, dann muß das einen tieferen Hinter­
grund haben. Und Sie können in jeder Litera­
tur über dieses Thema nachlesen, Sie werden 
immer wieder darauf stoßen"daß die Steuer­
verweigerung oder, weniger schön gesagt, die 
Steuerhinterziehung immer erst dann Platz 
greift, wenn der Steuerdruck für die Leute 
unerträglich wird: subjektiv empfunden oder 
objektiv gegeben - das ist ganz gleichgültig 
-, wenn die Leute meinen, der Steuerdruck 
sei unerträglich geworden. 

Auch das vom Herrn Finanzminister aus 
verständlichen Gründen immer wieder 
beklagte Pfuscherunwesen ist ja letztlich 
unter anderem, aber überwiegend Ausdruck 
der unerträglichen Steuerbelastung in diesem 
Land. Nehmen Sie dafür ein konkretes Bei­
spiel her: Wenn Sie etwa eine Maurerstunde 
offiziell bei einem Betrieb in Anspruch neh­
men, kostet Sie das rund, sehr, sehr konzi­
liant gerechnet, 300 S. Von diesen 300 S ver­
bleiben dem Maurer, der dort arbeitet, rech­
nen wir es wieder ganz einfach über den Dau­
men, gute 50 S. (Zwischenruf bei der SPÖ.) 
Sollen es 60 S sein, das trifft eher zu. Völlig 
richtig, Herr Kollege. Ich habe es nur der Ein­
fachheit halber, weil man damit leichter rech­
net, mit 50 S angenommen. Wenn Sie jetzt 
dem Maurer sein Einkommen verdoppeln, 
ihm also anstatt der 60 S, die er von seinem 
Chef im Lohnsackerl vorfinden wird, 120 S 
geben, ersparen Sie sich immer noch unge­
fähr zwei Drittel oder knapp zwei Drittel des­
sen, was Sie dem Baubüro bezahlen müßten, 
und der Maurer hat als Pfuscher sein Ein­
kommen verdoppelt. Das ist der Hintergrund, 
warum das Pfuscherwesen in Österreich der­
art grassiert und warum es immer mehr und 
mehr wirtschaftliche Graubereiche gibt: Do it 
yourself, Aussteiger, das alles spielt in diese 
Problematik hinein. 

Wenn jetzt der Herr Kollege Mühlbacher 
den Herrn Kollegen Keimel korrigiert hat, 
daß der Steuerdruck in Österreich nicht 
gestiegen ist und nicht 40 Prozent ausmacht, 
hat der Herr Kollege Mühlbacher schon recht 
gehabt. Aber da liegt nur einfach eine Ver­
wechslung von Begriffen vor. Der Steuer­
druck liegt ohne Zweüel in Österreich nicht 
bei 40 Prozent. Es ist auch die Steuerlastquote 
nicht 40 Prozent, sondern es ist die Staats­
quote, die er gemeint hat, nehme ich an. Die 
ist nicht 40 Prozent, sondern 42 Prozent. Und 
diese Staatsquote, also die Summe von Steu­
ern und Abgaben, ist in den letzten zwölf J ah­
ren, also in den Jahren der sozialistischen 
Alleinregierung, von rund 36 Prozent auf 
42 Prozent gestiegen. Das ist keine Zahl, die 
von mir errechnet worden ist, sondern das 
sind Zahlen, die Sie in jedem OECD-Bericht 

und in jedem Rechnungshofbericht finden. 
(Abg. We i n be r ger: Vielleicht sagen Sie 
dazu, warum die gestiegen ist! Dann kommen 
wir gleich darauf!) 

Herr Kollege, das ist eine alte Diskussion: 
Steuern und Abgaben. Ich sage, es geht um 
die Staatsquote; um die Summe von Steuern 
und Abgaben, die der Staatsbürger durch­
schnittlich in diesem Land an den Staat bezie­
hungsweise an staatliche oder quasi-staatli­
che Institutionen abzuliefern hat. Und das 
sind durchschnittlich 42 Prozent seines Ein­
kommens. 

Glauben Sie mir, meine lieben Kolleginnen 
und Kollegen von der linken Seite des Hau­
ses, dem Staatsbürger ist das ziemlich egal, 
ob das jetzt mehr Steuern oder mehr Abgaben 
sind, ob die Steuern nachlassen und die Abga­
ben steigen oder umgekehrt. Das ist ihm, 
glaube ich, ziemlich egal. Wichtig für ihn ist, 
wieviel er, unter welchem Titel auch immer, 
diesem Staat oder den staatlichen Institutio­
nen abzuliefern hat. Und das sind eben, wie 
gesagt, 42 Prozent. 

In dem Zusammenhang noch etwas. Herr 
Präsident Dittrich hat mich sicherlich nicht 
als seinen Generalanwalt bestellt und hat das 
auch gar nicht notwendig. Doch wenn er 
gesagt hat, er pfeift auf die Investitionsförde­
rung, so kann das, glaube ich, nur so zu ver­
stehen gewesen sein, daß er gemeint hat: 
Wenn man den Betrieben, den Unternehmen 
nicht so viel wegsteuern würde, wie ich Ihnen 
hier gerade gesagt habe, dann könnte man 
diese Investitionsförderungen durchaus ein­
schränken. Denn zurzeit ist es ja so, daß man 
das, was man den Betrieben zuerst weg­
steuert, ihnen dann wieder sozusagen gna­
denhalber oder in Form eines Steuer- oder 
Investitionsförderungsgeschenkes gibt. Das 
ist der Hintergrund. Von wo soll denn das 
Geld herkommen als von den Steuerzahlern? 
Es ist gar keine Frage, daß das Geld jetzt von 
Einkommensteuerpflichtigen oder Lohn­
steuerpflichtigen ist oder daß es Kapitaler­
tragsteuern sind. Es kann ja gar nicht anders 
sein. 

Zuerst nimmt man also etwas weg. Noch 
dazu kann man natürlich I).ur den gesunden 
Betrieben etwas wegnehmen, und wenn es 
dann noch dazukommt, daß vielfach auch die 
Maroden, etwa im verstaatlichten Bereich, in 
den Genuß dieser weggesteuerten Beträge 
kommen, dann kann man diese Äußerung des 
Herrn Präsidenten Dittrich verstehen, auch 
wenn es nicht meine Auffassung ist. Aber der 
Hintergrund ist, daß jetzt vermehrt solche 
Investitionsförderungen gegeben werden 
müssen oder müßten, weil die Pferde nicht 
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mehr saufen wollen, weil sie lahmen, weil 
man sie so zu Schanden geritten hat, daß sie 
nicht einmal mehr saufen wollen. Daher muß 
man ihnen in Form von Investitionsförderun­
gen und Prämien unter die Arme greifen. 

Ich glaube daher, aus all den gesagten 
Gründen liegen wir Freiheitlichen richtig, 
wenn wir nunmehr seit dem Jahre 1970 eine 
umfassende Steuerreform fordern, die alle 
Bereiche umfassen müßte: Verbrauchsteuern, 
Lohn- und Einkommenbesteuerung, Ertrags­
besteuerung. 

Auch in diesem Bereich geht es uns mit 
dem Herrn Finanzminister so wie beim Bud­
get. Auch hier, was die Steuerreform betrifft, 
ist er mit großen Worten angetreten, denen 
kleine oder keine Taten gefolgt sind. Es gibt 
jetzt seit dem Jahre 1978, glaube ich, eine 
Steuerreformkommission, die durchaus 
immer wieder entsprechende Ergebnisse und 
Vorschläge liefert, nur politisch umgesetzt 
werden sie nicht. Und hier frage ich mich, 
warum? Fehlt der Mut, fehlt der Weitblick, 
fehlt die Zeit? 

Aber es ist auch in anderen Sektoren zu 
beobachten, daß Sie nicht mehr regieren, son­
dern nur noch reagieren. Und ein solches 
Reagieren ist ja auch das vorliegende Ab­
gabenänderungsgesetz. Ein Reagieren auf die 
dringend notwendig gewordenen neuen 
Umstände im wirtschaftlichen Bereich, im 
Steuerbereich. 

Worum es bei der gegenständlichen Vorlage 
geht, haben der Herr Berichterstatter und 
auch meine beiden Vorredner, insbesondere 
der Herr Kollege Mühlbacher, klargestellt. 
Ich kann es mir daher ersparen, auf die ein­
zelnen Bestimmungen, mit denen wir Frei­
heitlichen einverstanden sind - und diese 
überwiegen, das kann ich gleich vorwegneh­
men -, einzugehen. 

Ich freue mich auch, hier feststellen zu kön­
nen, daß es uns gelungen ist, wenigstens mit 
einem von insgesamt sieben Abänderungsan­
trägen bei Ihnen Gehör zu finden. Es handelt 
sich um den Abschnitt I Artikel I Einkommen­
steuergesetz § 28 Abs. 2 Z 3, wo bei der steuer­
lichen Ermittlung von Einnahmen aus Ver­
mietung und Verpachtung festgelegt ist, daß 
man die notwendigen Aufwendungen, die für 
die Erhaltungsarbeiten und für nützliche Ver­
besserungsarbeiten durch bautechnische 
Maßnahmen auflaufen, steuerlich auf einen 
Zeitraum von zehn Jahren verteilen kann. 

Unserem Antrag zufolge soll das in Zukunft 
auch für Aufwendungen möglich sein, die 
durch Wohnungszusammenlegungen entstan­
den sind. 

Das ist, wie gesagt, von Ihnen akzeptiert 
worden; wir freuen uns darüber. Ich danke bei 
dieser Gelegenheit auch den Damen und Her­
ren des Ministeriums, die bei der endgültigen 
Textierung behilflich gewesen sind. 

Wir werden daher in dritter Lesung dem 
vorliegenden Gesetz unsere Zustimmung \ 
geben. Nicht ganz einverstanden sind wir 
genau genommen mit drei Punkten. 

Der erste Punkt betrifft den Abschnitt XII. 
Dort geht es um die Verschiebung des Haupt­
feststellungszeitpunktes der Einheitswerte 
des Grundvermögens auf den 1. Jänner 1985; 
damit sind wir natürlich einverstanden. Es ist 
der erste Teil der Gesamtbestimmung. 

Nicht einverstanden sind wir hingegen 
damit, daß gleichzeitig die 1973 festgestellten 
Einheitswerte ohne neue Bewertung über den 
Daumen - wenn ich so sagen darf -, um 
35 Prozent erhöht werden. Ich bitte daher um 
eine getrennte Abstimmung hinsichtlich des 
Abschnittes XII Artikel 11. 

Der zweite Punkt, mit dem wir nicht einver­
standen sind, betrifft den Abschnitt I, wieder 
Artikel I, und zwar den § 34 Abs. 3, das ist die 
Z 5. Hier soll der Zustand repariert werden, 
der durch einen Entscheid des Verfassungsge­
richtshofes eingetreten ist, nämlich, daß 
Unterhaltszahlungen für geschiedene Ehegat­
ten nicht mehr als außergewöhnliche Bela­
stung steuerlich geltend gemacht werden kön­
nen, weil dies nach Auffassung des Verfas­
sungsgerichtshofes dem Gleichheitsgrundsatz 
widerspräche. 

Die Reparatur, die hier nunmehr mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf vorgenommen 
werden soll, stellt ausschließlich auf die Wie­
derverehelichung ab. Wir halten dies für eine 
unlogische Betrachtungsweise, die den Tatsa­
chen nicht immer entspricht. Denn die Mehr­
belastungen, die durch eine Scheidung auflau­
fen, treten ja nicht erst dann ein, wenn ich 
mich wieder vereheliche, sondern meistens 
durch die Scheidung. Denken Sie daran, daß 
man sich dann etwa eine eigene Wohnung 
anschaffen muß, eine getrennte Haushalts­
führung vorzunehmen und diverse Anschaf­
fungen zu tätigen hat. 

Wenn ich mich wiedervereheliche, könnte 
theoretisch sogar eine Verminderung dieser 
Belastungen eintreten, etwa dann, wenn die 
zukünftige, die neue, die zweite Ehefrau eine 
eigene Wohnung hat und wenn sie gleichzei­
tig berufstätig ist, also für sie kein Unterhalt 
zu leisten ist. 

Daher glauben wir, daß diese Reparatur 
nicht ausschließlich auf den Umstand der 
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Wiederverehelichung hinauslaufen dürfte, 
sondern die tatsächliche Mehrbelastung, die 
durch eine Scheidung entsteht, berücksichti­
gen müßte. 

Ich gebe schon zu, daß unser Vorschlag die 
Exekution, die Durchführung, komplizierter 
machen würde; das ist gar keine Frage. Aber 
ich glaube, daß wir im Sinne des eingangs 
gesagten Dienstes der Bürokratie am Bürger 
dies in Kauf nehmen müßten. 

Ich bringe daher folgenden Abänderungs­
antrag ein, den ich wie auch die folgenden -
Sie wissen, das ist notwendig; ich bitte um 
Verständnis - zur Gänze verlesen muß: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dkfm. Bauer, Dipl.-Vw. 
Jossek, Dr. Jörg Haider, Probst zur Regie­
rungsvorlage betreffend Abgabenände­
rungsgesetz 1982, 1213 der Beilagen in der 
Fassung des Ausschußberichtes, 1285 der 
Beilagen. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die im Titel bezeichnete Regierungsvor­
lage in der Fassung des Ausschußberichtes 
wird wir folgt geändert: 

Im Abschnitt I Artikel I wird die Z 5 wie 
folgt geändert: 

5. § 34 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Die Belastung erwächst dem Steuer­
pflichtigen zwangsläufig, wenn er sich ihr 
aus tatsächlichen, rechtlichen oder sittli­
chen Gründen nicht entziehen kann. Lei­
stungen des gesetzlichen Unterhalts an den 
geschiedenen Ehegatten gelten stets dann 
als zwangsläufig erwachsen, wenn der den 
Unterhalt Leistende sich wiederverehelicht 
hat oder ihm auf Grund der Scheidung 
wesentlich erhöhte Lebenskosten erwach­
sen. Abgeltungsbeträge gemäß § 98 ABGB, 
die aus Anlaß der Scheidung, Aufhebung 
oder Nichtigerklärung der Ehe gezahlt wer­
den, gelten als zwangsläufig erwachsen." 

Soweit der vorliegende Abänderungsan­
trag, dessen Inhalt ich Ihnen vorher nahezu­
bringen versucht habe. 

Der dritte Punkt, mit dem wir nicht einver­
standen sind, betrifft gleichfalls und noch­
mals den Abschnitt I Artikel I Einkommen­
steuergesetz, und zwar den § 18 Abs. 2 Z 4. 

Es handelt sich hier um jene Materie, die 
schon gestern anläßlich der ersten Lesung 
des Haushaltsvoranschlages 1983 Gegenstand 
des Debattenbeitrages des Kollegen Blecha 

gewesen ist; ich habe darauf dann repliziert. 
Ich kann es daher heute etwas kürzer 
machen. 

Es geht darum, daß nach Ansicht der Meh'r­
heit in diesem Hause eine Erhöhung der Son­
derausgaben für freiwillige Versicherungen 
vorgenommen werden soll, nämlich von 
10000 S auf 11000 S beziehungsweise von 
5 000 S auf 5 500 S. Dies würde laut Auskunft 
des Herrn Finanzministers einen Steueraus­
fall von 100 Millionen - ich habe nachge­
schaut; ich habe gestern von 200 Millionen 
Schilling gesprochen - ausmachen. 

Der Herr Finanzminister .hat darauf geant­
wortet, das sei notwendig und man könne 
rechnen, daß das auch wieder durch eine ent­
sprechende Erhöhung des Beitragsvolumens 
hereinkäme. Man kann diel;jer Argumentation 
folgen oder nicht. 

Ich habe schon gesagt: Ich habe im Aus­
schuß darauf hingewiesen. Man kann das, 
wenn ich mich in einer prekären budgetären 
Situation befinde, überhaupt unterlassen, 
weil ich glaube, daß ich mir einen Steueraus­
fall nicht leisten kann. Aber wenn ich es tue, 
so glauben wir Freiheitlichen, dann muß ich 
klotzen und nicht kleckern, dann muß ich 
wirklich den gesamten Bereich beträchtlich 
erhöhen, damit ich zusätzliche Anreize setze, 
damit wirklich vermehrt Menschen von den 
Möglichkeiten, die über die Sonderausgaben 
gegeben sind und die dadurch angeregt wer­
den sollen - das ist der Hintergrund dieser 
Sonderausgaben - Gebrauch machen. 

Wir glauben daher, daß man a) nicht nur im 
Bereich der Lebensversicherungen etwas tun 
soll, sondern beim gesamten System der Son­
derausgaben, die ja auch jetzt schon die 
Wohnraumbeschaffung und energiesparende 
Aufwendungen umfassen. 

Also, wie gesagt, man soll auch diese zwei 
Bereiche einbeziehen und soll dann zumin­
dest, wenn man glaubt, daß man zusätzlich 
Leute gewinnen soll, die von diesen steuerli­
chen Möglichkeiten Gebrauch machen, weil 

. damit über die vom Herrn Finanzminister sel­
ber ins Gespräch gebrachte Umwegrentabili­
tät,verschiedenes im positiven Sinn in Bewe­
gung gerät, die Inflation abgelten, also die 
Entwertung, die Abwertung dieses Sonderbe­
trags, die durch die Inflation seit Festlegung 
dieses Betrages - ich glaube, das geschah im 
Jahr 1978 oder noch früher - eingetreten ist. 

Wir haben uns das ausgerechnet. Nur um 
diese Geldwertentwicklung zu berücksichti­
gen, müßte man also nicht von 10 000 S auf 
11 000 S, sondern von 10 000 S auf 15 000 S 
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hinaufgehen. Das muß daher etwa im Jahre 
1973 festgesetzt worden sein. 

Das ist der Hintergrund dieses Antrages, 
über den wir uns auch gestern unterhalten 
haben. 

Ich bringe daher folgenden Abänderungs­
antrag ein - ich muß ihn wieder verlesen -: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordenten Dkfm. Bauer, Dr. Stix, 
Dr. Jörg Haider zur Regierungsvorlage 
betreffend Abgabenänderungsgesetz 1982, 
1213 der Beilagen in der Fassung des Aus­
schußberichtes, 1285 der Beilagen. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die im Titel bezeichnete Regierungsvor­
lage in der Fassung des Ausschußberichtes 
wird wie folgt geändert: 

1. Im Abschnitt I Artikel I Z 3 tritt im § 18 
Abs.2 Z 4 im ersten und zweiten Satz an die 
Stelle des Betrages von 11 000 S der Betrag 
von 15 000 S und an die Stelle des Betrages 
von 5 500 S der Betrag von 7 500 S. 

2. Im Abschnitt I Artikel I ist nach Z 3 fol­
gende neue Z 3 a einzufügen: 

3 a. Im § 18 Abs.2 Z 5 tritt an die Stelle 
des Betrages von 10 000 S der Betrag von 
15000 S und an die Stelle des Betrages von 
5 500 S der Betrag von 7 500 S. 

Soweit dieser Abänderungsantrag. 

Schließlich glauben wir Freiheitlichen, daß 
der vorliegende Gesetzentwurf eines Ab­
gabenänderungsgesetzes 1982 auch geeignet 
wäre oder Anlaß sein könnte, eine Verbesse­
rung in der Erbschaftsteuergesetzgebung vor­
zunehmen. 

Wie Sie vielleich wissen, ist es ja zurzeit so, 
daß man steuerlich eine Ausstattung oder ein 
Heiratsgut nur dann geltend machen kann, 
wenn dies einem sogenannten Abkömmling 
- so heißt es halt etwas antiquiert in dem 
Gesetzestext - zukommen soll, also einem 
leibhaftigen Kind, einem eigenen Kind. 

Wir meinen, daß man so eine Ausstattung 
oder ein Heiratsgut nicht nur seinen eigenen 
Kindern, wenn man will, gezwungen wird ja 
sowieso niemand, nicht nur den leiblichen 
Kindern zukommen lassen können soll, son­
dern daß auch Kinder, die an Kindes Statt 
angenommen worden sind, oder Stiefkinder 
in den Genuß dieser Regelung kommen sol­
len. Ich glaube, das entspricht den gesell­
schaftspolitischen Gegebenheiten von heute 
viel eher und mehr als dem, was jetzt in dem 

- ich weiß nicht, wann das so formuliert wor­
den ist - Gesetz festgelegt ist. 

Ich bringe daher folgenden Abänderungs­
antrag ein: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dkfm. Bauer, Dr. Stix, 
Dipl.-Vw. Jossek zur Regierungsvorlage 
betreffend Abgabenänderungsgesetz 1982, 
1213 der Beilagen, in der Fassung des Aus­
schußberichtes, 1285 der Beilagen 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die im Titel bezeichnete Regierungsvor­
lage in der Fassung des Ausschußberichtes 
wird wie folgt geändert: 

Abschnitt X hat zu lauten: 

Abschnitt X 

Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 
1955 

Das Bundesgesetz vom 30. Juni 1955, 
BGBL Nr.141, betreffend die Erhebung 
einer Erb schafts- und Schenkungssteuer 
(Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 
1955), in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBL Nr.15/1968 und BGBL Nr.15111980 
wird wie folgt geändert: 

§ 3 Abs. 5 hat zu lauten: 

,,(5) Eine Ausstattung oder ein Heirats­
gut, das den in § 7 Abs. (1) in Steuerklasse I 
Z 2 und Steuerklasse II Genannten zur Ent­
richtung eines den Vermögensverhältnis­
sen und der Lebensstellung der Beteiligten 
angemessenen Haushaltes gewährt wird, 
gilt nicht als Schenkung, sofern zur Zeit der 
Anwendung ein Anlaß für eine Ausstattung 
oder ein Heiratsgut gegeben ist und der 
Zweck der Zuwendung innerhalb zweier 
Jahre erfüllt wird. Eine Ausstattung oder 
ein Heiratsgut, das über das angegebene 
Maß hinausgeht, ist insoweit steuerpflich­
tig." 

Die bisherigen Abschnitte X bis XIII 
erhalten die Bezeichnung Abschnitt XI bis 
XIV. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Darüber hinaus hat die freiheitliche Fraktion 
noch weitere konkrete Abänderungsvor­
schläge zum Abgabenänderungsgesetz, das 
betrifft eine steuerliche Verbesserung für 
Arbeitnehmer, die keinen festen Dienstort 
haben - das geht vorwiegend um die Bauar­
beiter. 

Zweitens glauben wir, daß Gehälter und 
sonstige Vergütungen für die Beschäftigung 
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von stillen Gesellschaftern nicht mehr dem 
Gewerbeertrag zugezählt werden sollten. Und 
letztlich wollen wir etwas zur Förderung 
österreichischer Künstler tun. - Darauf wer­
den meine Fraktionskollegen in der Folge 
noch näher eingehen. 

Ich darf nur noch einmal festhalten, daß wir 
in der zweiten Lesung verschiedene Punkte 
ablehnen beziehungsweise Sie mit eigenen 
Abänderungsanträgen konfrontieren werden. 
In dritter Lesung werden wir jedoch zustim­
men. (Beifall bei der FPö.) 11.45 

Präsident Mag. Minkowitsch: Die soeben 
verlesenen Abänderungsanträge der Abgeord­
neten Dkfm. Bauer, Dipl.-Vw. Josseck, Dr. 
Jörg Haider, Probst, weiters der Abgeordne­
ten Dkfm. Bauer, Dr. Stix, Dr. Jörg Haider 
sowie der Abgeordneten Dkfm. Bauer, Dr. 
Stix, Dipl.-Vw. Josseck sind genügend unter­
stützt und stehen mit zur Debatte. 

Als nächster zum Vf ort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Röchtl. Ich erteile es 
ihm. 

11.46 

Abgeordneter Dr. nöchtl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Hohes Haus! 
Lassen Sie mich zunächst auf einige Äußerun­
gen des Kollegen Mühlbacher eingehen, der 
in einer Art versucht hat, meinen Kollegen 
Dr. Keimel einer unrichtigen Angabe zu zei­
hen, wie wir uns das ganz einfach nicht bieten 
lassen können. Wir können nicht zulassen, 
daß so etwas durchgeht und nicht korrigiert 
wird. 

Meine sehr verehrten Damen 'und Herren! 
Wenn also Präsident Mühlbacher, immerhin 
Vizepräsident der Bundeswirtschaftskammer , 
aber auch Obmann des Finanzausschusses, 
im Nationalrat ganz einfach zum Ausdruck 
gebracht hat, daß Keimel etwas Unrichtiges 
gesagt hätte, als er die Steuerquote mit 
40 Prozent bezeichnet hat, dann, glaube ich, 
hat sich Mühlbacher zumindest nicht durch­
gerungen, die Äußerungen seines eigenen 
Finanzministers durchzulesen. 

Ich werde dem Herrn Kollegen Mühlbacher 
- ich bitte die Kollegen seiner Fraktion, ihm 
das weiterzusagen - den Arbeitsbehelf im 
Bundesfinanzgesetz 1983 zeigen, wo auf Seite 
318, also autorisiert vom Finanzministerium, 
folgendes zu lesen ist: "Die gesamte Steuer­
quote ist im Zeitraum von 1970 bis 1980 von 
35,6 Prozent auf 41,2 Prozent gewachsen." Die 
Steuerquote, bitte, und nicht irgendeine 
andere Zahl! 

Man kann also tatsächlich sagen, der Kol­
lege Mühlbacher hat als Obmann des Finanz-

ausschusses und als Spitzenredner der Sozia­
listischen Partei nicht einmal das, was das 
offizielle Papier und die offizielle Unterlage 
des Finanzministers ist, durchgelesen und 
zeiht einen Kollegen meiner Fraktion, näm­
lich Dr. Keimei, einer nicht richtigen Behaup­
tung, wenn er das zitiert, was im offiziellen 
Arbeitsbehelf enthalten ist. Ich glaube, das ist 
ganz einfach eine Vorgangsweise, die sich 
nicht nur das Hohe Haus, sondern auch die 
österreichische Bevölkerung nicht bieten las­
sen darf. (Zustimmung bei der ÖVP. - Abg. 
S tau d i n ger: Daß er bei dem Budget die 
Augen zumacht, das 'wundert uns ja nicht!) 
Das ist ja beim Kollegen Mühlbacher manch­
mal der Fall. 

Kollege Keimel hat ausgerechnet - da hat 
es einen Sturm der Entrüstung in den Reihen 
der Sozialistischen Partei gegeben -, daß ins­
gesamt durch diese Erhöhung der Steuer­
quote ein Ausmaß von 74 500 Millionen Schil­
ling in den Jahren der sozialistischen Regie­
rung an Mehrbelastung, was die Steuerquote 
betrifft, den Österreichern aufdividiert wor­
den ist. Bitte, auch hier braucht man sich nur 
die offiziellen Zahlen des Arbeitsbehelfes, den 
der Finanzminister zur Verfügung gestellt 
hat, hernehmen. Daraus kann man ganz ein­
fach entnehmen, daß es 74500 Millionen 
Schilling sind, die durch diese zusätzliche 
Steuerbelastung der Sozialistischen Partei 
den einzelnen Österreichern aufgebrummt 
worden sind. 

Der Kollege Keimel bezeichnet das als eine 
"Sozialismussteuer." Ja bitte, als was soll er 
es denn sonst bezeichnen?! Sie sind seit zwölf 
Jahren zuständig für diese Politik, Sie haben 
diese Politik zu verantworten, und Sie haben 
auch die Erhöhung der Steuerquote zu verant­
worten. Um gar nichts anderes geht es. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Um dem einzelnen ganz klar zu zeigen, wie 
groß eigentlich das Ausmaß dieser Belastung 
ist, ziehen wir dazu vielleicht die Arbeitsbela­
stung, die der einzelne Österreicher pro 
Stunde allein für die öffentliche Hand zu lei­
sten hat, heran. Wenn der einzelne eine 
Stunde arbeitet, so muß er wissen, daß er 
25 Minuten von dieser einen Stunde - dies ist 
natürlich für alle Arbeitsstunden geltend -
arbeitet, um rein diese steuerlichen Belastun­
gen zu ertragen und das Geld dem Finanzmi­
nister abzuliefern. (Zwischenruf des Abg. Dr. 
R ein h art.) Also 25 Minuten von 60 Minu­
ten, Herr Kollege Reinhart, das ist jener Pro­
zentsatz, den Sie sich ausrechnen können. Ich 
kann es Ihnen im einzelnen vorlesen. 

Wenn Sie die Steuerquote, die Sie in diesem 
Arbeitsbehelf drinnen haben, von über 41 Pro-
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zent hernehmen, dann macht das ganz ein­
fach von 60 Minuten Arbeitsleistung 25 Minu­
ten aus. Wenn Sie nicht rechnen können, 
würde ich Sie bitten, das doch nachzuholen, 
es gibt dafür Schulen! (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Noch eine Bemerkung zum Kollegen Mühl­
bacher. Wir sollen da auf Grund der Daten 
diskutieren, die im offiziellen Arbeitsbehelf 
des Finanzministeriums sämtlichen Damen 
und Herren dieses Hohen Hauses gegeben 
worden sind. Wenn Mühlbacher sagte, daß es 
die ÖVP wäre, die angeblich die Bevölkerung 
zum Steuerwiderstand auffordert, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, so muß ich 
erklären: Diese Zahlen allein, diese Steige­
rung der Steuerquote, wie sie auf Seite 318 
vom Finanzministerium dargelegt ist, das ist 
es, Ihre Politik ist es, die zunehmend einen 
größeren Teil der österreichischen Bevölke­
rung zum Steuerwiderstand bewegt. 

Es ist ganz einfach eine grobe Unterstel­
lung, wenn Sie sagen, die Österreichische 
Volkspartei würde die österreichische Bevöl­
kerung zum Steuerwiderstand auffordern. Sie 
müssen in weiser Selbsterkenntnis einmal 
dazu kommen, daß Sie einsehen, daß Ihre 
Politik dafür verantwortlich ist, daß in Öster­
reich die Menschen zunehmend unzufrieden 
mit dieser Methode sind, daß sie wachsenden 
Unmut über diese Belastungen haben und 
daß sie auch eine Enttäuschung über diese 
zunehmende Belastung, über diese zuneh­
mende Erhöhung der Steuerquote erfahren. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Sie zeigen bloß den wachsenden Steuerwi­
der stand auf und beklagen ihn, aber Sie müs­
sen zu einer Änderung Ihrer Politik kommen; 
einer Änderung, die wir als "Kurswechsel" 
seitens der Österreichischen Volkspartei als 
unser Programm in der Öffentlichkeit doku­
mentiert haben, und zwar mit einem eigenen 
Steuerkonzept, das wir in Villach beschlossen 
haben, wozu wir auch die nötigen Unterlagen 
geliefert haben. Wenn Sie diesen Kurswech­
sel mit uns vollzögen, dann würde auch der 
Steuerwiderstand in der österreichischen 
Bevölkerung sinken. (Zustimm ung bei der 
ÖVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Schwerpunkt meiner Darlegungen 
bezieht sich allerdings auf einen Bereich, der 
zweifellos in den letzten Monaten - ich 
würde fast sagen, im letzten Jahr - ausführ­
lich diskutiert worden ist und der auch im 
Zuge der Diskussion über das Abgabenände­
rungsgesetz wieder einen bedeutenden Stel­
lenwert eingenommen hat. Es waren mein 
Kollege Dr. Feurstein und der Kollege Kop-

pensteiner, die vehement sowohl im Unter­
ausschuß als auch im Ausschuß die schwie­
rige Lage der Vereine in Österreich dargelegt 
und versucht haben, die sozialistische Frak­
tion zu überzeugen, daß einiges in diesem 
Abgabenänderungsgesetz zu machen wäre, 
um die schwierige Lage der österreichischen 
Vereine doch zu verbessern. 

Wenn wir über dieses Thema eine intensi­
vere Diskussion führen wollen, dann ist es 
notwendig, aufzuzeigen, was eigentlich den 
Hintergrund dieser gesamten Diskussion dar­
stellt. 

Ich glaube, wir müssen von einer Sicht aus­
gehen: Würden wir diese tausenden, ja zehn­
tausenden Vereine, diese gemeinnützigen 
Vereine in Österreich nicht haben - seien es 
die 10500 Sportvereine, seien es die Gesangs­
vereine, die Musikkapellen, die Trachtenver­
eine und so weiter -, dann würde ein wesent­
licher Teil unseres sozialen Lebens ganz ein­
fach nicht so funktionieren, wie es dank der 
unermüdlichen Arbeit dieser zehntausenden 
ehrenamtlichen Funktionäre Gott sei 
Dank! - in den letzten 30 Jahren funktioniert 
hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
haben, als vor Jahresfrist die ersten Informa­
tionen an uns herangetragen wurden, daß 
hier ein stärkeres Durchgreifen der einzelnen 
Finanzämter erfolgt, die Stimme erhoben und 
gesagt: Bitte, es muß doch möglich sein, daß 
jene steuerliche Praxis, die von den Finanzmi­
nistern seit dem Jahre 1945 in den vergange­
nen 36 Jahren geübt worden ist, auch dem 
neuen Finanzminister Salcher möglich ist. 
Warum sollen diejenigen, die in den letzten 
36 Jahren das Finanzministerium geleitet 
haben, zu einer anderen Auslegung der 
Gesetze gekommen sein, womit die steuerli­
cheBelastung für die Vereine nicht gegeben 
wäre, und Finanzminister Salcher der erste 
sein, der diesen steuerlichen Druck auf die 
österreichischen Vereine ausübt? Das ist eine 
Sicht, die wir ganz einfach nicht teilen kön­
nen, deswegen wehren wir uns! (Zustimmung 
bei der ÖVP.) 

Es ist dann, nachdem wir die ersten Diskus­
sionen im Feber/März hatten, zwar zu einer 
sehr raschen Ankündigung des Finanzmini­
sters gekommen, daß er zumindest - wie er 
ursprünglich vorhatte - nicht die Sponsorbe­
träge besteuern wird. Da hat er nach einigem 
Aufruhr in den Medien sofort einen Rückzug 
angetreten. 

Ich begüße es, Herr Finanzminister , wenn 
Sie diesbezüglich Einsicht und Vernunft zei­
gen und tatsächlich diese wesentlichen Berei-
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che nicht der Besteuerung unterziehen, aber 
es ist auch angekündigt worden, daß ein 
neuer steuerlicher Erlaß herauskäme. Der hat 
auf sich warten lassen. Jeder hat Hoffnung 
geschöpft, daß weiterhin die einzelnen Ver­
eine nicht unter dem steuerlichen Druck ste­
hen würden. 

Als ich im Juli dieses Jahres - sicherlich 
durch eine entsprechende Zuleitung dieser 
steuerlichen Erlaßbestimmungen, die ich 
erhalten habe - dann plötzlich die Öffentlich­
keit über die wahren Inhalte dessen infor­
miert habe; was wirklich beabsichtigt ist, ist 
ein Sturm der Entrüstung durch die österrei­
chischen Blätter, durch die Massenmedien 
gegangen; die Reaktionen der betroffenen 
Funktionäre in den einzelnen Vereinen waren 
dementsprechend; 

Ich glaube, daß ich hier nicht alle Reaktio­
nen vorlesen muß, die von den betroffenen 
Funktionären gemacht worden sind, aber las­
sen Sie mich nur auszugsweise einige zitie­
ren. Da hat zum Beispiel Dr. Gmachl, seines 
Zeichens Obmann des UFC-Salzburg, wort­
wörtlich gesagt: "Soweit ich das jetzt sehe, ist 
ein Sportverein unter diesen Voraussetzun­
gen nicht mehr zu führen." 

Oder: Der Herr Paul Renner, Bürgermei­
ster von Deutsch-Prodersdorf und dort im 
Sportverein aktiv tätig, sagt in einer Umfrage 
des "Sportfunks" , also eines Sportorgans, 
einer Zeitung, die wöchentlich erscheint, 
wortwörtlich: "Das ist eine Katastrophe für 
den Sport. Die erste Reaktion der funktio­
näre ist bereits feststellbar , viele sind nicht 
gewillt, mit ihrem Eigentum zu haften." 

Oder: Direktor Skoff, Obmann des Fußball­
klubs Casino Baden, bringt zum Ausdruck: 
"Da gibt es nur einen Weg: Alle Funktionäre 
in Österreich müssen solidarisch zurücktre­
ten. Sie opfern ihre Freizeit und sollen dafür 
noch bezahlen." 

Oder: Der Herr Frodl, Obmann von FC 
ÖMV Stadlau, bringt zum Ausdruck: "Sicher 
ist, daß'sich die Hälfte der Fußballvereine auf­
lösen wird. Schon heute ist es schwierig, 
genügend Funktionäre zur Aufrechterhaltung 
des Sportbetriebes und der Administration zu 
finden." 

Oder: Der Herr Stotzek, Obmann des FC 
Stammersdorf, bringt zum Ausdruck: "Derar­
tige Maßnahmen sind für mich unverständ­
lich." 

Oder: Der Herr Wippel vom SV Frauental 
sagt wortwörtlich: "Wenn man jetzt auch 
unsere Vereinsfeste besteuern will, führt das 
zum Untergang. Schließlich erhalten sich 

kleine Klubs durch Feste, durch Kränzchen 
am Leben. So- werden sie finanziert. Mit sol­
chen Finanzaktionen soll wohl jede Eigenin­
itiative abgewürgt werden. Nur so weiter, 
dann wird es bald keine kleinen Vereine und 
keine Funktionäre mehr geben. Die sind aber 
der Unterbau des Spitzensports." 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das sind Aussagen, wortwörtliche Aussagen 
von verantwortlichen Funktionären der ent­
sprechenden Vereine, die sich kümmern, die 
jahrein, jahraus ihre Freizeit, ja auch ihre 
finanziellen Mittel dafür einsetzen, daß diese 
Struktur des sportlichen, des sozialen Lebens 
insgesamt in Österreich aufrechterhalten 
wird. 

Deswegen sehen wir nicht ein, daß durch 
solche Vorgangsweisen des Finanzministers 
eine derartige Verunsicherung bei einer Viel­
zahl der Vereine und der Funktionäre einge­
treten ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Organ "Sportfunk", das in vielen Krei­
sen der Sportfunktionäre gelesen wird, 
schreibt als Überschrift auf der ersten Seite: 
"Stich ins Herz, Besteuerung, Ruin." 

Oder im "Kurier": "Steuerangriff auf Öster­
reichs Vereinskassen. Neuer Erlaß des 
Finanzministers bedroht steuerliche Vereins­
tätigkeit." Das sind nicht erfundene 
Beschwerden, sondern es sind Reaktionen auf 
das, was Sie, Herr Minister, in den 37 Seiten 
des offiziellen Erlasses am 29. Juli dieses Jah­
res herausgegeben haben. 

Seither - das ist Gott sei Dank der Fall -
hat es durch diese Reaktionen, durch das Auf­
greifen dieser Thematik durch die Österrei­
chische Volkspartei in vielen Verhandlungen 
wesentliche Abstriche gegeben. Ja, richtig. 
Aber, Herr Finanzminister, Sie wollten ganz 
einfach im Sommer, ohne daß die große 
Öffentlichkeit darauf aufmerksam gemacht 
wird, kalt die Besteuerung der österreichi­
schen Vereine durchbringen. Und dagegen 
haben wir uns gewehrt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben in einer Pressekonferenz die Auf­
fassung vertreten, es wäre alles in Ordnung. 
Herr Finanzminister , ich sage Ihnen hier: 
Nichts ist in Ordnung! Erstens sind die 
Gespräche - ich bin auch in verschiedensten 
Sportfunktionen tätig und habe dadurch die 
Informationen - noch nicht abgeschlossen, 
und zweitens bangt eine ganze Reihe von 
Funktionären, wie sie jene steuerlichen Nach­
zahlungen, die aufgebrummt worden sind, lei­
sten sollen, die teilweise zum Ruin des Verei­
nes beitragen können und teilweise zu Über­
nahmen von Schulden durch verantwortliche 
Funktionäre geführt haben, die auch nicht 
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wissen, ob sie jemals dieses Geld wieder 
sehen. Herr Finanzminister , Sie können sich 
erinnern, daß der damalige Oppositionsführer 
Kreisky und daß auch Pittermann erwähnt 
hat, sie werden den Namen jedes einzelnen, 
der gekündigt wird, in diesem Parlament vor­
lesen. Keinen einzigen konnten Sie in der Zeit 
der ÖVP-Alleinregierung vorlesen. 

Ich werde Ihnen aber jetzt jene Fälle vorle­
sen, wo mir die Kopie der Steuerbescheide 
zugeschickt wurde, um Ihnen zu demonstrie­
ren, daß es nicht in Ordnung ist, daß die Steu­
ern auf die Vereine losprasseln. Nur ein kur­
zer Auszug dessen, was ich Ihnen beweisen 
kann, von Vermutungen möchte ich nicht 
sprechen. Informationen gäbe es viele. Ich 
möchte mich aber auf Tatsachen beschrän­
ken. Wenn der Musikverein Ybbsitz einen 
Betrag von 69 449 S als Steuernachzahlung 
aufgebrummt erhält, ist das eine schwere 
Belastung für diesen Musikverein. 

Wenn der Musikverein Haag bei ganz gerin­
gen Einnahmen - davon habe ich mich über­
zeugt - 5665,52 S als Nachzahlung vorge­
schrieben erhält, wobei diese steuerliche 
Nachzahlung über 50 Prozent seiner offiziel­
len Einnahmen bedeuten würde, soweit mir 
das von dem Verein geschildert worden ist ... 
(Zwischenruf des Abg. K ö c k .) 

Ich verstehe schon, Herr Kollege, daß 
Ihnen das nicht angenehm ist, aber deswegen 
werde ich es trotzdem bringen, weil Tausende 
Menschen davon betroffen sind und Funktio­
näre nicht durch Fernseherklärungen des 
Finanzministers in Nebelschwaden eingehüllt 
werden sollen, daß sowieso alles in Ordnung 
ist. Nichts ist in Ordnung, sage ich Ihnen 
nochmals. (Lebhafte Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Wenn der Musikverein Miesenbach einen 
Steuernachzahlungsbetrag von 30 935 S auf­
gebrummt erhält, wenn der Musikverein Ertl 
einen Steuernachzahlungsbetrag von 41375 S 
vorgeschrieben bekommt... (Abg. K i t tl : 
Es kommt doch darauf an, was er verdient 
hat!) 

Wie lange soll ich vorlesen, Herr Kollege? 
Einige Beispiele sollen Sie ja kennen, damit 
Sie die soziale Wirklichkeit der Behandlung 
durch den Finanzminister erfahren. (Beifall 
bei der ÖVP. - Abg. K i t tl: Lächerlich!) 

Wenn der Gesangs- und Musikverein Raabs 
a. d. Thaya 10000 S aufgebrummt erhält, ist 
das etwas, was diesem Verein enorm weh tut, 
weil er erst durch seine Leistungen, durch die 
Leistungen der ehrenamtlichen Funktionäre, 
überhaupt zu den Einnahmen aus den geselli­
gen Veranstaltungen kommt. Wenn diese 

geselligen Veranstaltungen nicht durchge­
führt würden, würde auch der eigentliche Ver­
einszweck nicht verwirklichbar sein. Herr 
Kollege, lassen Sie sich das sagen! (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Oder, Herr Kollege, wenn die Musikkapelle 
Dobersberg 4000 S aufgebrummt erhält, die 
Musikkapelle Scheideldorf 9 351 S, die Trach­
tenkapelle Rossatz 13 000 S, der Musikverein 
Konradsheim 22881 S oder die Musikkapelle 
Langschlag sogar das Doppelte, nämlich 
42 118 S, die Trachtenkapelle Wösendorf in 
der Wach au 15554 S. (Abg. H i rs ehe r: 
Alles in Niederösterreich!) 

Hören Sie bitte jetzt zu, ich bin selbst über 
das Ausmaß erstaunt gewesen, Herr Kollege. 
Der Musikverein Güssing 243 262 S. Stellen 
Sie sich vor, was das für diese Funktionäre 
bedeutet! Die arbeiten tagaus, tagein, um 
diese Einnahmen für den Vereins zweck zu 
erlangen, und dann kriegen sie diese Steuer­
last aufgebrummt. Herr Kollege, ich wäre 
neugierig, wie Sie reagieren würden, wenn 
Sie eine derartige Behandlung durch den 
Finanzminister erfahren würden! (Beifall bei 
der ÖVP. - Abg. K i t tl: Was hat der Verein 
eingenommen? Sagen Sie das endlich auch 
dazu! Schauen Sie sich die Steuererklärungen 
an!) 

Herr Kollege, Sie wollen noch einige wis­
sen. Ich werde Ihnen selbstverständlich nicht 
nur dieses Angebot machen, sondern das 
auch tatsächlich verwirklichen. Beispiels­
weise die Trachtenkapelle Guntersdorf 
12 089 S. (Abg. K i t tl: Lächerlich, was Sie 
da anführen!) Herr Kollege, ich weiß schon, es 
ist Ihnen unangenehm, aber trotzdem: Im 
Interesse der Vereine höre ich nicht auf, diese 
Liste weiterzuverlesen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der SV Hoheneich, Herr Kollege, hat 
42 000 S Steuernachzahlung aufgebrummt 
erhalten. Der SV Furth bei Göttweig, ein nie­
derösterreichischer Verein, als niederösterrei­
chischer Abgeordneter darf ich Ihnen das 
sagen, hat 151 843 S aufgebrummt erhalten. 
Der Union Sportverein Langschlag hat 
19620,90 S aufgebrummt erhalten, der Sport­
klub Achau 22 736 S. Die Österreichische 
Turn- und Sportunion Stockerau hat 116 805 S 
an Nachzahlung aufgebrummt erhalten, der 
1. FC Bisamberg, ein weiterer Betroffener, 
46 077,40 S, der Sportklub Rohrendorf 
135478,12 S. Ich habe beispielsweise vor weni­
gen Tagen einen ausführlichen Brief der ver­
antwortlichen Funktionäre des SC Rohren­
dorf bekommen, die mir geschrieben haben, 
sie haben diese 135 000 S nur so aufbringen 
können: 70 000 S mußten sie sich als eigenen 
Kredit des SC Rohrendorf aufnehmen, wobei 
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sie jahrelang wahrscheinlich an dem zu zah­
len haben, und weitere 45 000 S haben die drei 
Vorstandsmitglieder, der Herr Hermann, der 
Herr Backknecht und der Herr Belauer, aus 
eigener Tasche vorgestreckt. Sie sagen, sie 
wissen wahrscheinlich überhaupt nicht, ob sie 
jemals wieder dieses Geld erhalten können. 

Bitte, das sind Berichte von Personen, die 
tatsächlich unter dieser Steuerpolitik leiden. 
Ich bringe ja keine Märchen, Herr Kollege, 
sondern harte Tatsachen. Ich wäre lieber in 
einer Situation, wo ich das nicht vorbringen 
muß. Aber im Interesse der Aufrechterhal­
tung dieser Vereine bin ich gezwungen, als 
Abgeordneter ganz einfach im Hohen Haus 
den anderen Fraktionen dies mitzuteilen, 
denn das ist ganz einfach eine Vorgangs­
weise, die wir uns nicht bieten lassen. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Oder der Sportverein Hausleiten (Abg. 
Ha a s: Haben Sie nicht einen Brief von den 
Wirtschaftstreibenden?), Herr Kollege, Sie 
werden schon noch überrascht sein, was ich 
bringe, der Sportverein Hausleiten 139 572 S, 
der Sportverein Weißenkirchen in der 
Wachau 35683 S. Der Sportverein Gablitz, 
also ein Verein, der unmittelbar in der Nähe 
von Wien ist - Sie können einmal diskutie­
ren dort, wenn Sie tatsächlich an der Lage 
dieser Funktionäre Interesse zeigen , 
44349 S. Die .Oberösterreichische Turn- und 
Sportunion Ried im Innkreis 42 093 S. Der 
Sportklub Ollersdorf 83 000 S, et cetera et 
cetera. Ich könnte also noch einiges hier brin­
gen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das ist nicht etwas, was Sie zum Lachen ver­
anlassen soll, Herr Kollege. Ich meine das 
sehr, sehr ernst, weil uns in der Fraktion der 
Österreichischen Volkspartei ganz einfach 
das Leben dieser zehntausenden Vereine so 
wichtig ist, daß wir es auch im Parlament zur 
Sprache bringen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es ist aber nicht nur bei den 10 500 Sportver­
einen so geblieben, sondern es sind auch 
andere Vereine, die gemeinnützig, die cari­
tativ sind, die kirchliche Zwecke verfolgen, 
von dieser Steuerpolitik betroffen. Ich möchte 
nur von allen ein Beispiel, um nicht zu lang zu 
werden, herausgreifen. 

Da hat mir der Generalsekretär des Öster­
reichischen Bauordens vor einigen Wochen 
einen Brief geschrieben - ich kann Ihnen 
eine Kopie geben, Herr Kollege, wenn Sie 
wollen -, in dem er folgendes ausgeführt hat: 
Im Österreichischen Bauorden arbeiten jähr­
lich rund 1000 Freiwillige mit, die, wie Sie 

wissen, in Not geratene Familien unterstüt­
zen, die Häuser für derartige Familien errich­
ten - freiwillig, bitte! Der Österreichische 
Bauorden betreut sie, muß sie verpflegen, 
aber auch versichern. Ich meine, das ist 
etwas, was für eine derartige freiwillige Tätig­
keit doch ein Minimum darstellt. 

Nun, so schreibt mir der Herr Generalse­
kretär des Österreichischen Bauordens, ist 
seitens des Finanzministeriums darangegan­
gen worden, rückwirkend für den gesamten 
Betrag, den der Österreichische Bauorden 
geleistet hat durch die Verpflegung der 1 000 
Freiwilligen, aber auch durch die Versiche­
rungsleistungen, die für diese 1 000 Freiwilli­
gen bezahlt worden sind, im nachhinein die 
Lohnsteuer anzurechnen. Für all das, was der 
an Verpflegung erhalten hat als Freiwilliger, 
unentgeltliche Arbeit versehend, und für die 
Versicherung wollen Sie rückwirkend die 
Lohnsteuer haben. Bitte, wenn die Entgegen­
nahme eines Mittagessens für einen freiwillig 
sich diesem guten Zweck zur Verfügung Stel­
lenden dann der Lohn ist... (Abg. H ir -
sc her: Das ist ein Witz!) 

Bitte, ich gebe Ihnen den Brief, Herr Kol­
lege. Das ist ein Witz. Richtig, ich stimme 
Ihnen zu, das ist ein Witz, der ganz einfach 
eine Unmöglichkeit in unserem System, das 
Sie praktizieren, darstellt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Er bittet mich, Sprachrohr auch dieses 
Österreichischen Bauordens hier zu sein, was 
ich gerne tue. Nur hoffe ich, daß es die Wir­
kung zeigt, daß derartige Praktiken und Vor­
gangsweisen Ihrer sozialistischen Regierung 
abgestellt werden zugunsten dieser Vereine. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Kollege! Ich könnte Ihnen noch einiges 
vorbringen, ich möchte aber nicht, weil ich 
glaube, es reicht Ihnen bereits, da Sie Derarti­
ges wahrscheinlich in einem derartigen 
Umfang noch nicht gehört haben, was die Ver­
einsbesteuerungen anbelangt. 

Ich darf Ihnen nur eines sagen: Mich freut 
jede, wenn auch noch so spät kommende Ein­
sicht seitens Ihres Finanzministers. Mich 
freut es, wenn in verschiedenen Verhandlun­
gen angedeutet wird, daß doch gewisse Rück­
nahmen von ursprünglich vorgesehenen 
Besteuerungsformen gemacht werden, in 
Aussicht gestellt werden. 

Ich sage Ihnen, es ist noch nicht soweit. In 
wenigen Tagen findet wieder ein Gespräch 
mit der Bundessportorganisation statt. Ich 
meine, ich habe ja die Unterlagen, Herr Kol-
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lege. Ich rede ja von dem, was ich weiß, und 
nicht von Vermutungen. 

Es sind ganz einfach Vorgangsweisen, die 
breiteste Kreise der österreichischen Vereins­
wirklichkeit erschüttert haben und, wie ich 
die Beträge vorgelesen habe, in ihrer Existenz 
verunsichert haben. 

Ich hoffe, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, Herr Finanzminister, der Appell geht 
an Sie: Ich möchte ganz einfach die Stunde 
hier im Parlament erleben, wo Sie sagen, die 
steuerliche Behandlung sämtlicher Vereine, 
die in Österreich diese ehrenamtliche Tätig­
keit zum Wohle der österreichischen Bevölke­
rung durchführen, werden Sie in Hinkunft 
genauso vornehmen, wie es Ihre Vorgänger in 
den letzten 36 Jahren gehandhabt haben. 

Da mußte kein Verein zittern, daß er ganz 
einfach unter steuerlichen Druck kommt. Er 
mußte weder unter einem ÖVP-Finanzmini­
ster noch unter Ihrem Vorgänger damit rech­
nen, weil alle so viel Einsicht bewiesen haben, 
Einsicht in die Vernunft, daß sie gesagt 
haben, diese Vereinstätigkeit stellt einen 
wesentlichen Teil der gesamten sozialen 
Tätigkeit innerhalb der österreichischen 
Bevölkerung dar, und das soll nicht bestraft, 
sondern belohnt werden. Das ist unsere Auf­
fassung von der Österreichischen Volkspartei. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich komme zum Schluß. Wir von der Österrei­
chischen Volkspartei haben immer gesagt: 
Wenn eine Verbesserung erreichbar ist, dann 
sind wir froh und werden das durchaus auch 
sagen. Wir haben auch dieses Abgabenände­
rungsgesetz, diese Novelle sämtlicher Bestim­
mungen benützt, um im Ausschuß einen 
Antrag einzubringen, und ich kann Ihnen 
sagen: Dieser Antrag, der eine Erhöhung des 
Freibetrages von 80 000 Sauf 200 000 S bewir­
ken würde, körperschaftsteuer- und gewerbe­
steuermäßig, würde ergeben, daß nicht nur 
fast alle einspartigen Vereine, wie man das so 
nennt, nicht mehr unter dem Joch eines mög­
lichen Steuerdrucks zu leiden hätten, sondern 
auch der überwiegende Teil der mehrsparti­
gen Vereine. 

Dieser Antrag ist im Ausschuß abgelehnt 
worden. Sie haben sich auf Grund des Drucks 
der Österreichischen Volkspartei dann zu 
100000 S bereit erklärt. Ich sage Ihnen, meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen: 
Wenn Sie die Arbeit dieser tausenden Vereine 
ernst nehmen, dann lade ich Sie ein, diesem 
unserem Antrag, den ich nochmals hier im 
Hohen Haus einbringen möchte, zuzustim­
men. (Beifall bei der ÖVP.) 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Höchtl, Dr. Feur­
stein, Koppensteiner und Genossen zur 
Regierungsvorlage 1213 der Beilagen 
betreffend Abgabenänderungsgesetz 1982 
in der Fassung des Berichtes des Finanz­
und Budgetausschusses (1285 der Beilagen). 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1. Im Abschnitt 11 Art. I Ziffer 3 ist im § 22 
Abs. 6 der Betrag von ,,100 000 S" durch den 
Betrag von ,,200 000 S" zu ersetzen. (Abg. 
Ha a s: Warum unterschreibt der Dittrich 
nicht?) - Bitte, wir bringen einen Antrag 
der Österreichischen Volkspartei ein! 

2. Im Abschnitt IV Art. I Ziffer 2 ist im 
§ 11 Abs. 4 der Betrag von ,,100000 S" durch 
den Betrag von ,,200 000 S" zu ersetzen. 

3. Im Abschnitt IV Art. I Ziffer 4 ist im 
§ 16 Ziffer 3 der Betrag von ,,100000 S" 
durch den Betrag von ,,200 000 S" zu erset­
zen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren 
- insbesondere spreche ich Sie als Mitglieder 
der Fraktion der Sozialistischen Partei an -, 
wir machen uns derartige Anträge nicht 
leicht, aber wir wissen, und das in Rückspra­
che mit den Organisationen des Sports und 
anderer kultureller Vereinigungen gemein­
nütziger Art, kirchliche Zwecke verfolgenden 
Art, mildtätiger Natur, daß im Interesse des 
Weiterbestandes dieser reichlich gegliederten 
Vereinswelt, die ja nicht eine Existenz in se 
und pro se hat, sondern die eine Existenz für 
Millionen Österreicher hat, die die Aktivitä­
ten ehrenamtlich durchführt, Sie diesem 
Antrag zustimmen mögen und auch alle ande­
ren Erschwernisse, die im letzten Jahr durch 
den Finanzminister in die Diskussion, aber 
auch in die Praxis umgesetzt worden sind, 
beiseite schieben und sagen mögen: Uns ist 
dieses österreichische Vereinswesen so wich­
tig, daß wir von einem einmal bezogenen Pre­
stigestandpunkt abgehen und uns gemeinsam 
mit der Österreichischen Volkspartei für das 
Überleben der Vielfalt der österreichischen 
Vereine einsetzen. (Beifall bei der ÖVP.) 12.23 

Präsident Mag. Minkowitsch: Der soeben 
verlesene Ab änderungs antrag der Abgeordne­
ten Dr. Höchtl, Dr. Feurstein und Genossen 
ist genügend unterstützt und steht mit zur 
Debatte. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Herr Bundesminister. Ich erteile es ihm. 

12.24 

Bundesminister Dr. Salcher: Herr Präsi-
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dent! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Abgeordnete Höchtl 
hat eine Frage neuerlich releviert, und zwar 
in einer Art, die nicht unwidersprochen blei­
ben kann, die in den letzten Monaten immer 
wieder öffentlich diskutiert wurde, nämlich 
die Frage der Besteuerung von Vereinen. 

Ich sehe mich ver anlaßt, von allen Diskus­
sionsbeiträgen bisher diesen herauszuneh­
men, weil er so symptomatisch ist für den Stil, 
wie derzeit in Österreich Politik gemacht 
wird. Der Abgeordnete Höchtl sagt wörtlich, 
es sei nichts in Ordnung mit der Vereinsbe­
steuerung. Das ist ein ungeheuerlicher Vor­
wurf gegenüber jenen, die die Gesetze zu voll­
ziehen haben. Das ist ein ungeheuerlicher 
Vorwurf gegen all jene, die jahraus, jahrein 
ihre Pflicht als Beamte im Steuerdienst tun. 
(Abg. Dr. Mo c k: Das ist ein Vorwurf gegen 
Sie und nicht gegen die Beamten!) Herr Abge­
ordneter Mock! Wenn Sie die Geduld hätten, 
zuzuhören, kann ich ja auch ... (Abg. Dr. 
Mo c k: Ich habe nur klar interpretiert, dasist 
ein Vorwurf an Sie und nicht an die Beam­
ten!) Ja, Herr Abgeordneter Mock, es ist so 
Ihre Art, so ambulante Zwischenrufe zu 
machen, so im Gehen, und dann auf die Ant­
wort nicht zu hören. (Abg. Dr. Mo c k: Sie 
werden mir nicht vorschreiben, wann ich 
gehe!) Nein, nicht vorschreiben! Aber ich 
möchte Ihnen doch antworten. (Abg. Pe ter: 
... Zwischenrufe nicht kommentieren, sonst 
kriegen wir da eine andere Debatte, Herr 
Minister!) 

Ich möchte darauf hinweisen, daß der Herr 
Abgeordnete Höchtl nicht erst hier und heute, 
sondern auch in aller Öffentlichkeit gemeint 
hat, man sollte vielleicht ein System einfüh­
ren, wo man wegschaut, wo man nicht hin­
geht, wo man steuerrechtliche Sachverhalte 
nicht berücksichtigt. Das ist _ doch der Vor­
schlag, man sollte hinwegschauen über alle 
wesentlichen Dinge. Und wenn Steuervor­
schreibungen kommen, wird das abgetan mit 
dem stereotypen "aufgebrUmmt", "Steuer 
aufgebrummt". Die Sprache ist hier wieder 
einmal stark demaskierend. 

Aber ich finde an der Wortmeldung des 
Abgeordneten Höchtl eines besonders unfair: 
'Er weiß, daß ich durch das Steuergeheimnis 
gehindert bin, alle jene Fälle aufzuklären, die 
er da vorgebracht hat, aufzuklären und darzu­
legen, was hinter diesen Steuervorschreibun­
gen tatsächlich an Einnahmen verborgen ist. 
Ich werde diese· Fälle zum Anlaß nehmen, 
Herr Abgeordneter Höchtl, um die Vereine 
anzuschreiben, ob sie mich vom Steuerge­
heimnis entbinden. Und dann kann man dar­
über diskutieren, ob eine Härte vorliegt oder 

ob die Durchführung von steuerlichen Maß­
. nahmen richtig war; die ganz einfach unabän­
derlich vorgeschrieben sind. 

Eines ist sicher unmöglich, Herr Abgeord­
neter Höchtl: daß irgend jemand, der nicht 
Dienstnehmer ist, eine Lohnsteuer zahlt. Es 
ist also unmöglich, daß für einen Bauorden 
Lohnsteuerforderungen kommen, für Men­
schen, die nicht Dienstnehmer sind. Das ist 
ohne Verletzung des Steuergeheimnisses 
bereits hier auszusagen. 

Etwas Zweites: Es ist unmöglich, daß ein 
Verein die Hälfte seines Umsatzes, wie Sie 
das an Hand eines Beispieles dargestellt 
haben, als Steuerleistung zu entrichten hat. 
Das ist unmöglich. Das kann ich Ihnen jetzt 
schon sagen, ohne daß ich vom Steuergeheim­
nis entbunden bin. Leider hindert mich das 
Steuergeheimnis auch, etwas anderes zu tun: 
alle jene Steuervorschreibungen hier vorzule­
sen, die bis 1970, als ÖVP-Finanzminister die 
Verantwortung für das Finanzressort getra­
gen haben, tatsächlich erfolgt sind. Das finde 
ich unfair. Sie wissen genau, ich kann es nur 
deshalb nicht widerlegen, weil ich eine gesetz­
liche Verpflichtung· habe, das Steuergeheim­
nis zu wahren. Ich hoffe, daß einige der Ver­
eine so fair sind, mich dieser Verpflichtung zu 
entbinden, um auf diese Weise die Diskussion 
auf gleicher Ebene zu führen. 

Fragen Sie bitte, Herr Abgeordneter 
Höchtl, die Wirtschaft, was die zu diesen Din­
gen sagt, zu gewissen Konkurrenzierungen 
durch Vereine. Lassen Sie sich den Brief des 
Herrn Landesrates Erwin Schauer, Nieder­
österreichische Landesregierung, vom 13. Juli 
1982 geben, den ich auf diese Frage hin ange­
sprochen habe. Sie werden sehen, daß hier 
von Ihrer Partei, vom Wirtschaftsflügel Ihrer 
Partei ein ganz ablehnender Standpunkt 
gegenüber einer Ausweitung von Steuervor­
teilen gegeben ist. Reden Sie doch mit den 
Leuten und sagen Sie nicht, daß die ÖVP hier 
eine einheitliche Meinung hätte. 

Noch etwas Drittes muß ich Ihnen sagen, 
Herr Abgeordneter Höchtl. Wenn Sie behaup­
ten, in meiner Amtszeit hätte es für die Ver­
eine Erschwernisse gegenüber früher gege­
ben, so ist das eine glatte Unwahrheit, die ich 
im Laufe meiner Wortmeldung widerlegen 
werde. (Zustimmung bei der SPÖ.) 

In einem stimme ich überein; ich bin froh, 
daß ich etwas gefunden habe in Ihrer Rede, 
mit dem ich übereinstimmen kann: daß näm­
lich, die Vereine eine besondere Bedeutung 
für die Gemeinschaft haben. Dazu hätte ich 
nicht Ihre Belehrung gebraucht, denn ich 
möchte ... (Abg. A. Sc h 1 a ger: Ein bißchen 

129. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)42 von 118

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 129. Sitzung - 10. November 1982 13085 

Bundesminister Dr. Salcher 

Arroganz ist da schon dabei!) Herr Abgeord­
neter Höchtl, ich möchte sagen, daß ich in 
meinem bisherigen Leben sehr viele ehren­
amtliche Funktionen in Amateurvereinen 
ausgeübt habe. Ich war in einem Fußballver­
ein Schülerleiter, Jugendleiter , Sektionsleiter. 
Ich war in einem Leichtathletikverein ehren­
amtlich tätig. Ich bin heute noch Präsident 
des Tiroler Fußballverbandes. Man darf doch 
nicht annehmen, daß ein Mann dieser sportli­
chen Erfahrung alles daransetzt, um die Ver­
eine in Schwierigkeiten zu bringen. 

Meine eigene sportliche Erfahrung ist es, 
die mich wissen läßt, unter welch großen 
Schwierigkeiten die Tätigkeit von Amateur­
sportvereinen aufrechterhalten wird. Und was 
habe ich aus dieser Erfahrung heraus getan? 
(Abg. Dr. H ö eh t 1: Das bedrückt mich ja, 
daß ein so erfahrener Mann eine andere 
staatliche Praxis vezwirklicht!) 

Herr Abgeordneter Höchtl! Sie wollen das 
sicherlich nicht hören, deshalb machen Sie 
Zwischenrufe. Ich darf Ihnen Aufklärung 
geben. (Abg. Dr. H ö eh t1: Bitte!) Wenn Sie 
noch so nervös sind (Abg. Dr. H ö eh t 1: Ich 
bin nicht nervös!), ich kann Ihnen das nicht 
ersparen. (Abg. Dr. H ö eh t 1: Sie sind ner­
vös!) 

Die steuerliche Praxis hat sich nicht zum 
Nachteil der Vereine verändert. Es gibt keine 
Gesetzesauslegung, die gegenüber der Zeit 
der ÖVP-Finanzminister für die Vereine 
schlechter ist. (Abg. Dr. H ö eh t 1: Die Ausle­
gung is schlechter!) Im Gegenteil: Ich komme 
noch darauf zu sprechen. - Die Auslegung ist 
sicher besser. (Abg. Dr. H ö eh t 1: Aber, aber!) 
Ich komme auf einen Fall zu sprechen. 

Herr Abgeordneter Höchtl! Ich komme zu 
den Sponsorbeiträgen. Diesbezüglich haben 
Sie eine ganz merkwürdige hellseherische 
Fähigkeit entwickelt. Sie haben gesagt, ich 
hätte eine andere Absicht gehabt, aber dann 
sei doch alles anders gekommen. Der Finanz­
minister hätte also entgegen seiner ursprüng­
lichen Absicht gehandelt. 

Die Sponsorbeiträge sind durch eine gesetz­
lich gedeckte extensive Auslegung steuerlich 
besser behandelt als je zuvor. Es ist nämlich 
für Sponsorbeiträge eine Steuer von Null zu 
zahlen. Weniger geht beim besten Willen 
nicht mehr! (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. 
H ö eh t 1: Im "Kurier" haben Sie in einem 
Interview das Gegenteil davon gesagt!) Herr 
Abgeordneter Höchtl! Wenn Sie ... (Abg. Dr. 
H ö eh t 1: Im " Kurier " war ein anderes Inter­
view von Ihnen, wo Sie etwas anderes gesagt 
haben!) Herr Abgeordneter Höchtl! Ich weiß 
nicht, ob wir uns jetzt über Äußerungen von 

Sportredakteuren über Steuerdinge, die sie 
nicht verstehen, unterhalten sollen. Ich 
denke, besser über Fakten. (Abg. Dr. 
H ö c h t 1: Nein, Ihre Aussage war das! Ihre 
Aussage!) Ich würde Ihnen vorschlagen: 
Unterhalten wir uns besser über Fakten. Ein 
Faktum ist es, daß die Sponsorbeiträge vor 
meiner Zeit besteuert waren (Rufe bei der 
ÖVP: Ist ja nicht wahr! - Abg. Dr. H ö eh t 1: 
Stimmt ja nicht!), teilbesteuert waren und seit 
ich Finanzminister bin: steuerlich Null. Das 
stimmt, das ist doch zu beweisen. (Beifall bei 
der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Eine andere Verbesserung ist dieser Freibe­
trag, den Sie in der bekannten Lizitationspoli­
tik (Abg. Dr. H ö eh t 1: Was heißt "Lizita­
tionspolitik"?), wie wir in den letzten Tagen 
gesehen haben, über alle Gebühr hinaus 
heben wollen. Dieser Freibetrag wurde - das 
können Sie drehen, wie Sie wollen - durch 
den Bundesminister für Finanzen, der derzeit 
im Amt ist, veranlaßt. (Beifall bei der SPÖ. -
Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Ich habe auch aus dieser Situation schon 
etwas gelernt, Herr Abgeordneter Höchtl: Daß 
man einen Sturm provozieren kann durch fal­
sche öffentliche Erklärungen, wie Sie das 
getan haben, und dann davon spricht, daß ein 
Sturm wegen anderer Fakten entstanden 
wäre. 

Ich sage noch einmal: Die gesamte Diskus­
sion über die Besteuerung der Sportvereine 
ist dadurch entstanden, daß Sie die Öffent­
lichkeit durch Ihre Äußerungen falsch infor­
miert haben. Das muß auch einmal gesagt 
werden! (Zustimmung bei der SPÖ.) 

Wie ist denn dieser zitierte Erlaß entstan­
den? - Im engsten Einvernehmen mit der 
Bundessportorganisation, wie Sie richtig 
gesagt haben. Es sind noch ganze drei Punkte 
offen, die wir mit der Bundessportorganisa­
tion nächste Woche besprechen werden. Einer 
dieser Punkte - und davon hängt die Exi­
stenz der Vereine unter Garantie nicht ab -
ist das Verlangen einzelner Mitglieder der 
Bundessportorganisation, die Alkoholabgabe 
zu pauschalieren. Prost, Amateurvereine, 
muß ich da sagen. 

Dann die Haftung, meine Damen und Her­
ren, die Haftung für Vereinsfunktionäre. Herr 
Abgeordneter Höchtl! Diese Haftung ist nicht 
im Steuerrecht ausgedrückt, sondern da gibt 
es ganz einfach Bestimmungen im Zivilrecht, 
im Vereinsrecht, die man - wenn man ein 
Sportfunktionär ist, der etwas auf sich hält -
den Vereinsfunktionären sagen muß, damit 
sie nicht irrtümlicherweise in eine ausweg­
lose Situation geraten. 
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Hier muß ich doch in aller Öffentlichkeit 
etwas sagen: Es ist Ihnen gelungen mit Ihrer 
Art, einzelne Vereine tatsächlich zu verunsi­
chern. Es spricht ja für sich, daß es vor allem 
Vereine sind, die bei der "Union" angesiedelt 
sind. Sie werden mir aber nicht vorwerfen 
wollen, daß die Steuerprüfung nur "Union"­
Vereine betrifft. (Abg. Dr. H Ö c h t 1: Das habe 
ich auch nicht getan, Herr Finanzminister!) 

Ich habe etwas gemacht, was allen Verei­
nen dient: Jeder Verein kann jede Auskunft, 
jeder Verein kann jede Beratung, die er 
haben will, durch die Auskunftstelle für Ver­
eine beim Bundesministerium für Finanzen 
bekommen. Der Abgeordnete Strache war bei 
mir, um auch diese Sportfragen zu bespre­
chen. Da ist diese Idee geboren worden, einen 
Ombudsmann für Vereine zu gründen. Dieser 
Mann wird den Vereinen mehr helfen als 
noch so viele Demagogen, die in der Öffent­
lichkeit Äußerungen abgeben, die mit der 
Wirklichkeit nicht in Übereinstimmung sind. 
(Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der 
ÖVP.) 

Ich erlaube mir, doch noch einmal folgen­
des zusammenfassend zu sagen: Wenn sich 
eine Änderung in der Besteuerungspraxis für 
die Vereine und in den Gesetzen ergeben hat, 
so nur in eine Richtung, nämlich in Richtung 
Vorteil für die Amateursportvereine, und 
nicht in die andere, wie Sie behaupten. 

Die Presse ist in einer Pressekonferenz auf­
geklärt worden .. Es wird wahrscheinlich gro­
ßer Anstrengungen des Abgeordneten Höchtl 
bedürfen, daß es ihm nach dieser sachlichen 
Aufklärung wieder gelingt, Unruhe in die Ver­
eine zu bringen. 

Wir tun noch ein übriges dazu: Die Handfi­
bel für Vereine, eine Erklärung über die 
Steuervorschriften, soweit die Vereine davon 
betroffen sind, ist fertig. Wir werden sie 
jedem Vereinsfunktionär übermitteln, und 
dann kann j~der schwarz auf weiß sehen, was 
richtig ist, frei nach Faust: Was man schwarz 
auf weiß besitzt, kann man getrost nach 
Hause tragen. (Beifall bei der SPÖ.) 12.37 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung hat sich der Abgeord­
nete Dr. Höchtl zu Wort gemeldet. 

Ich mache ihn auf die 5-Minuten-Begren­
zung aufmerksam und erteile ihm das Wort. 

12.38 

Abgeordneter Dr. Höchtl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Der Herr Bundesminister 
hat sich veranlaßt gefühlt, durch die entspre-

chend lange Liste von wirklichen Steuerbela­
stungen, die den österreichischen Vereinen 
aufgebrummt worden sind - ich bleibe bei 
dieser Behauptung -, einige Aussagen zu 
treffen, von denen ich glaube, daß sie ganz 
einfach absolut falsch sind. (Zustimmung bei 
der ÖVP.) Ich kann leider nicht alle in fünf 
Minuten korrigieren, aber einige. 

Herr Bundesminister! Es stimmt nicht, daß 
ich gesagt habe, ich fordere Sie auf, ganz ein­
fach wegzuschauen. 

Richtig ist folgendes: Ich habe Sie aufgefor­
dert, jene steuerliche Praxis beizubehalten, 
die in den letzten 36 Jahren von allen Ihren 
Vorgängern - ob ÖVP oder SPÖ - eingehal­
ten worden ist. - Das ist die Tatsache. 
(Zustimmung bei der ÖVP. - Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) 

Diese Tatsache hat es mit sich gebracht, 
daß die zehntausenden Vereine ganz einfach 
nicht unter der Steuerknute leiden mußten. 
Das ist auch eine Tatsache! (Beifall bei der 
ÖVP. - Rufe bei der SPÖ: Berichtigung!) 

Zweitens: Sie haben gesagt, ich hätte durch 
falsche öffentliche Erklärungen die Öffent­
lichkeit, die verantwortlichen Funktionäre 
und Vereine verunsichert. 

Das ist falsch, Herr Bundesminister! Wir 
von der Österreichischen Volkspartei und ich 
als deren Sportsprecher haben selbstver­
ständlich die Pflicht gehabt, über das, wor­
über die Vereine geklagt haben, auch in der 
Öffentlichkeit zu sprechen. Ansonst hätten 
wir uns ganz einfach nicht unserer Pflicht als 
Abgeordneter richtig bedient, sondern diese 
Pflicht vernachlässigt. Wir als Österreichi­
sche Volkspartei wollen keine Vernachlässi­
gung der Pflicht der Abgeordneten! (Zustim­
mung bei der ÖVP. - Rufe bei der SPÖ: Tat­
sächliche Berichtigung!) 

Das ist eine Berichtigung, weil der Bundes­
minister für Finanzen gesagt hat, ich hätte 
durch falsche öffentliche Erklärungen eine 
Verunsicherung herbeigeführt. Das war die 
Berichtigung! (Zustimmung bei der ÖVP. -
Widerspruch bei der SPÖ!) Drittens und letz­
tens: Wenn ganz einfach ... (Zwischenruf bei 
der SPÖ.) Bitte! Ich habe nur fünf Minuten 
Zeit, Herr Kollege, lassen Sie mir wenigstens 
diese Zeit, um zu antworten. Es ist ganz ein­
fach so, daß es auch nicht richtig ist, daß sei­
tens des Finanzministeriums auf Grund der 
Idee des Finanzsministeriums jene Handfibel 
beispielsweise entworfen worden ist, über die 
- das wissen Sie genau, Herr Kollege, weil 
ich die Informationen auch habe - noch ärg­
ste Unsicherheiten bestehen, weil das, was 
bisher entworfen worden ist, laut Auskunft 
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derer, die gesehen haben, was drinnen steht, 
noch immer ein Sammelsurium von Unver­
ständlichkeiten darstellt. 

Wir wissen eines: Wenn Sie die tausend 
Funktionäre mit einer echten Information 
ausstatten wollen, dann müssen Sie die 
Bestimmungen klar und deutlich vorlegen, 
die für die einzelnen Vereine gelten. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Ich habe noch eine Minute Zeit, ich darf 
Ihnen auch noch zur Korrektur eines sagen: 
Die Idee des Ombudsmanns war zwar von der 
Benennung her Ihre Idee, aber all diese 
Dinge, die nun eingeführt worden sind, sind 
schließlich und endlich das Ergebnis einer 
Initiative der Österreichischen Volkspartei. 
Die Österreichische Volkspartei war es ... 
(Langanhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Hören Sie mir zu! Hören Sie mir zu, Herr Kol­
lege! Die Österreichische Volkspartei war es, 
die das Problem aktualisiert hat. Sie waren 
es, die gezwungen worden sind, irgendwelche 
Initiativen zu setzen, weil Sie Tausende von 
Vereinsfunktionären am Hals hatten. Das hat 
man Ihnen als Abgeordneter in den einzelnen 
Bundesländern gesagt. Wir als Österreichi­
sche Volkspartei waren es, die es aufgegriffen 
haben, wir haben Sie zu Aktionen gezwungen. 
Das ist die Wahrheit. (Beifall bei der 
ÖVP.) 12.42 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zu einer wei­
teren tatsächlichen Berichtigung hat sich der 
Abgeordnete Tonn zu Wort gemeldet. Ich 
mache ihn auf die 5-Minuten-Begrenzung auf­
merksam und erteile ihm das Wort. 

12.42 

Abgeordneter Tonn (SPÖ): Herr PräsidenU 
Hohes Haus! Ich kann verstehen, daß, wenn 
es ums Steuerzahlen geht, gewisse Emotionen 
losgetreten werden. Man muß aber im Inter­
esse der Wahrheitsfindung vielleicht folgen­
des sagen: Der Kollege Höchtl tritt hier nicht 
als Sportsprecher der ÖVP auf (Abg. Dr. 
H ö c h t 1: Berichtigung! - Weitere Zwischen­
rufe bei der ÖVP), sondern fühlt sich bemü­
ßigt, für den gesamten Sport in Österreich zu 
sprechen. 

Ich darf eines richtigstellen: Dieses Hohe 
Haus hat im Jahre 1969 (Abg. Dr. H Ö c h t 1: 
ÖVP-Alleinregierung!) die Grundlagen dafür 
geschaffen, daß es heute eine Bundessportor­
ganisation gibt. Die Bundessportorganisation 
ist der offizielle und legitimierte (Abg. Dr. 
H Ö c h t 1: Wurde berichtigt!) Vertreter des 
Sports in Österreich. Ich möchte hier aus­
drücklich im Gegensatz zu den Ausführungen 
des Kollegen Dr. Höchtl feststellen (Abg. Dr. 

S te i d 1: Wo ist die Berichtigung?), daß der 
Finanzminister mit der Bundessportorganisa­
tion Kontakte gepflogen hat, Gespräche 
geführt hat (Abg. Dr. H ö c h t 1: Das habe ich 
gesagt!) und daß die Bundessportorganisa­
tion, der auch UNION-Vertreter angehören, 
mit der Vorgangsweise und mit dem Ergebnis 
zufrieden ist. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. 
S te i d 1: Das ist Mißbrauch des Berichti­
gungsrechtes ! - Abg. Anton Sc h 1 a ger: Da 
brauche ich doch keine Berichtigung zu 
machen!) 12.44 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Egg. Ich erteile es ihm. 

12.44 

Abgeordenter Egg (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich möchte doch zu Beginn mei­
ner Ausführungen vorerst festhalten, daß die 
Diskussion um die Vereinssteuerleistungen, 
so wichtig sie in diesem Bereich zweifellos 
sind, sehr deutlich und akzentuiert gezeigt 
hat, wie wenig Bereitschaft zur Anerkennung 
diverser Leistungen seitens der Österreichi­
schen Volkspartei im Rahmen der derzeitigen 
Situation festzustellen ist. 

Immer wieder wird deutlich, daß in der Dis­
kussion und Auseinandersetzung nur ein 
Gesichtspunkt im Vordergrund steht, der 
Gesichtspunkt, die Leistungen der sozialisti­
schen Regierung entweder zu negieren oder 
ins Negative zu drehen, um auf diese Art und 
Weise doch nur eine Möglichkeit zu finden, da 
oder dort Verständnis als Oppositionspartei 
zu erhalten. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ.) 

Ich glaube, daß diese Vorgangsweise, die 
Sie hier an den Tag legen, mit Sicherheit kein 
Verständnis bei der Masse der österreichi­
schen Bevölkerung findet. 

Es wird Abgeordneter Kollege Hirscher 
speziell auf das Problem der Vereinssteuerlei­
stungen im Rahmen des Abgabengesetzes 
eingehen, weil ich persönlich heute doch das 
Bedürfnis habe, jene positiven Leistungen 
dieses Abgabenänderungsgesetzes mit in den 
Vordergrund zu stellen, die sehr weitgehend 
im Zusammenhang mit den anderen Aktivitä­
ten der sozialistischen Regierung die Sicher­
heit dafür geben, daß die bestmöglichste Ent­
wicklung auch für das Jahr 1983 jetzt vorbe­
reitet und letztlich auch sichergestellt wird. 

An diesen Bemühungen ändert auch nichts 
der Umstand, daß die Abgeordneten von der 
Österreichischen Volkspartei heute in ihren 
Diskussionsbeiträgen von unerträglichen 
Defiziten und Schulden, von sozialistischem 
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Steuerdruck und von sozialistischen Budgets, 
daß diese in Wahrheit Arbeitsplatzvernich­
tungsbudgets seien, gesprochen haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Solche Behauptungen aus dem Munde eines 
Abgeordneten Keimel bedaure' ich außeror­
dentlich, weil ich an sich der Meinung bin, 
daß gerade ernst zu nehmende Abgeordnete 
in diesem Hause dem Grunde nach Aussagen 
machen sollten, die, wenn auch von ihrem 
politischen Gesichtspunkt her gefärbt, doch 
einigermaßen Effizienz beinhalten. (Abg. Dr. 
K ei me 1: Was sind 17 Prozent an Investi­
tionsausgaben ?) 

Hier ist festzuhalten, daß die Äußerungen, 
die der Abgeordnete Keimel heute gemacht 
hat, in weiten Passagen polemisch u~d 
unrichtig waren. (Zustimmung bei der SPÖ. 
- Abg. Dr. K ei m e 1: Nur Investitionsausga­
ben sichern Arbeitsplätze!) 

Meine Damen und Herren! Solche Behaup­
tungen, Herr Kollege Keimei, sind einfach in 
Ihrer Zielsetzung unrichtig. Sie stellen eine 
maßlose Übertreibung dar, die nicht erstmals 
in diesem Hause festzustellen ist (Abg. Dr. 
K e i m e 1: Herr Abgeordneter! Was 'sind 
17 Prozent Ausgaben für Investitionen? Was 
ist denn das sonst als Arbeitsplatzvernich­
tung?), sondern die schon seit längerer Zeit 
sichtbar wird. Sie machen sich doch selber 
damit Ihr Image, Herr Kollege Keimel. Denn 
in Wahrheit ist das eine systematische Fort­
setzung der Übertreibungen der Negativsei­
ten mit dem Ergebnis, daß die Österreichische 
Volkspartei in ihrer Tätigkeit letztlich bei der 
Masse der Bevölkerung unglaubwürdig wird. 
(Beifall bei der SPÖ.) Denn die Wirklichkei~, 
meine Damen und Herren (Abg. Dr. K e 1 -

m e 1: Geben Sie mir eine Antwort!), in unse­
rem Lande ist doch eine etwas andere. (Abg. 
Dr. K ei me 1: Was sind denn 17 Prozent Inve­
stitionsausgaben? Geben Sie mir eine Ant­
wort!) Wir wissen schon, daß in verschiedenen 
Bereichen Schwierigkeiten vorhanden sind, 
wir wissen darüber hinaus, daß sehr viele die­
ser Schwierigkeiten nur (Abg. Be r gm an n:' 
Keine Antwort!) gemeinsam mit der Tätigkeit 
der arbeitenden Menschen dieses Landes 
bewältigt werden können. Die Tätigkeit der 
arbeitenden Menschen dieses Landes, Kol­
lege Keimei, und die Sozial- und Wirtschafts­
partnerschaft und die gute Wirtschaftspolitik 
der österreichischen Regierung haben dafür 
gesorgt (Zwischenruf des Abg. Dr. K ei m e 1), 
daß in Österreich nach wie vor bessere Ver­
hältnisse als in vielen, vielen anderen euro­
päischen Ländern vorzufinden sind. (Zustim­
mung bei der SPÖ.) 

Dazu ist auch einmal deutlich zu sagen, daß 

die Manipulationen um die sogenannte 
Steuerquote doch auch in der Sache selber 
Spiegelfechterei sind. In Wahrheit sind in die­
ser 40-Prozent-Steuerquote, die Sie hier 
behaupten und die im Prozentsatz insgesamt 
gesehen, wenn man alles als Steuer bezeich­
net, was Abgaben sind, richtig ist, eben auch 
die Leistungen der österreichischen Bevölke­
rung für die gesamte soziale Sicherheit bein­
haltet. 

Das muß man dabei auch sehen, wenn man 
schon von einer Steuerquote spricht. Immer­
hin sind auch alle Leistungen im familienpoli­
tischen Bereich drinnen. Wenn Sie das als 
unsozial, wenn Sie das als Steuerdruck der 
Sozialisten bezeichnen, dann nehmen Sie sich 
bitte einmal selber bei der Hand und überle­
gen Sie, was Siß hier in Wahrheit der österrei­
chischen Bevölkerung vorzugaukeln versu­
chen. Ich bin überzeugt, daß die Masse der 
österreichischen Bevölkerung Ihre Argumen­
tation in diese Richtung sicher nicht abkauft. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Schließlich, meine Damen und Herren, 
haben wir als Mehrheitspartei in diesem 
Hohen Hause vor allen Dingen die Bundes­
steuerquote zusammenhängend mit dem 
Abgabenänderungsgesetz zu vertreten. Wenn 
wir uns die Bundessteuerquote gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt einmal ansehen, so hat 
diese 1965 14,2 Prozent betragen, 1970 hat sie 
14,7 Prozent betragen. Das ist relativ eine 
Steigerung um etwa 3 Prozent in fünf Jahren. 
1982 beträgt sie 14,5 Prozent, also relativ wie­
derum eine Senkung. Das bedeutet insge­
samt, meine Damen und Herren, daß' die Bun­
dessteuerquote, gemessen am Bruttoinlands­
produkt, von 1965 bis 1982 in der Relation 
lediglich um 1,5 Punkte geringer geworden 

fist. Ich sage "lediglich", weil wir Sozialisten 
uns freuen würden, wenn die wirtschaftliche 
Situation die Voraussetzung bilden würde, 
diese Bundessteuerquote noch mehr zu sen­
ken, als es tatsächlich innerhalb dieser zwölf 
Jahre geschehen ist. 

Es bleibt dabei, meine Damen und Herren: 
Die Aussagen der Österreichischen Volkspar­
tei sind dem Grunde nach nicht nur irrefüh­
rend, sondern auch inhaltlich unwahr. 

Ich freue mich daher besonders, daß im 
Zusammenhang mit diesem Abgabenände­
rungsgesetz doch einige wesentliche Verbes­
serungen sichergestellt werden können, die 
ich zumindest kurz anreissen möchte, um 
deutlich zu machen, daß dieses Abgabenände­
rungsgesetz in seinem Inhalt ein sehr wesent­
licher Beitrag zur Erhaltung einer möglichst 
hohen Beschäftigung im nächsten Jahr sein 
wird. 
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Die Steuererleichterungen, die hier vorge­
sehen sind, ergeben sich vor allen Dingen ein­
mal durch die Anhebung der Investitonsprä­
mien in Form einer verstärkten Investitions­
tätigkeit, die hier zur erwarten sein wird, 
wobei auch die Bauwirtschaft, so hoffen wir, 
entsprechend angekurbelt werden kann. 

Die Streichung des § 20 ades Einkommen­
steuergesetzes sah eine Beschränkung der 
steuerlichen Absetzbarkeit betrieblich genutz­
ter Fahrzeuge vor, was nun im wesentlichen 
doch beseitigt ist. Es sind aber auch die kurz­
fristigen Vermietungen von Kraftfahrzeugen 
beim Immobilienleasing mit steuerlichen Ent­
lastungen versehen. Das heißt, dort wird die 
Mehrwertsteuerbelastung von 30 Prozent auf 
immerhin 18 Prozent vermindert. Wir haben 
darüber hinaus nunmehr sichergestellt, daß 
die Kabelfernsehgesellschaften ebenfalls nur 
mehr einen ermäßigten Steuersatz von 8 Pro­
zent zu bezahlen haben werden. 

Wenn der Verfassungsgerichtshof die 
Bestimmungen des § 34 Einkommensteuerge­
setz aufgehoben hat, womit an sich Alimenta­
tionszahlungen an geschiedene Ehegatten 
nicht mehr absetzbar wären, dann ist doch 
auch festzuhalten, daß im Sinne dieser verfas­
sungsrechtlichen Bedenken eine Regelung 
seitens des Finanzministeriums und des 
Finanzministers vorgelegt wurde, die doch 
weitgehend den Bedürfnissen entspricht in 
der Form, daß nun auch in Zukunft sicherge­
stellt wird, daß solche außerordentliche Bela­
stungen zumindest für wiederverehelichte 
Steuerpflichtige abgesetzt werden können. 

Meine Damen und Herren! Während in den 
USA die Abschreibmöglichkeiten für Kran­
kenhauskosten beispielsweise jetzt verringert 
wurden, werden mit dem Abgabenänderungs­
gesetz 1982 die Absetzbeträge für Lebensver­
sicherungen und freiwillige Krankenversiche­
rungen um immerhin 1000 S erhöht. Das ist 
sicher nicht jenes Ergebnis, das sich der ein­
zelne Steuerzahler erhoffen mag, aber wenn 
man das in Verhältnis setzt zu den Leistun­
gen oder zu den Änderungen im steuerlichen 
Bereich in anderen Ländern Europas oder 
auch in den USA, so wird deutlich, daß seitens 
der sozialistischen Regierung in allen Berei­
chen bis an die Grenze des Verantwortungs­
bewußtseins im Interesse der österreichi­
schen Bevölkerung gegangen wird. Würden 
wir jene beabsichtigten Steuerleistungen, die 
nun das Reagan-System in den Vereinigten 
Staaten von der Bevölkerung verlangt, hier 
einführen, so würde das in der Relation insge­
samt eine bedeutende Steuerbelastung bedeu­
ten. In den USA wurde nämlich beschlossen, 
daß innerhalb von drei Jahren Steuererhö-

hungen im Ausmaß von nahezu 100 Milliar­
den Dollar durchgesetzt werden. 

Meine Damen und Herren! Dieses 
Abgabenänderungsgesetz bringt sicherlich 
beachtliche Steuerausfälle für den Bund 
zugunsten der Wirtschaft. Schon für 1982 wer­
den Mindereinnahmen von 500 bis 600 Millio­
nen Schilling erwartet, weil die Voraussetzun­
gen für die vorzeitigen Abschreibungen ent­
sprechend erleichtert werden. Fast 2,5 Milliar­
den Schilling werden weniger Steuer bezahlt, 
weil die Geltungsdauer um die Bestimmun­
gen der Investitionsprämien bis 1985 verlän­
gert wurde. 

Schließlich ist auch einmal mehr wieder 
darauf hinzuweisen, daß wir in unserem 
Lande neben der direkten Wirtschaftsförde­
rung über ein breit angelegtes steuerliches 
Instrumentarium verfügen, das sich aus der 
vorzeitigen Abschreibung, aus Investitions­
rücklagen und aus dem Investitionsbeitrag 
zusammensetzt. Immerhin wurde 1982 die 
Investitionsprämie eingeführt, die im Oktober 
auf 8 Prozent erhöht wurde. Der Steuervorteil 
für die Wirtschaft wird 1983 nach den bisheri­
gen Vorausrechnungen etwa mit 15 Milliar­
den Schilling angesetzt. 

Dazu kommen die Wirkungen des Beschäf­
tigungsprogramms der Bundesregierung, die 
als weitere Maßnahmen für 1983 vorgesehen 
sind, wie etwa die Aufstockung der öffentli­
chen Investitionen mit fast 2 Milliarden Schil­
ling in Gebieten mit überdurchschnittlich 
hoher Arbeitslosigkeit, die Aufstockung der 
Mittel für den Bundesstraßenbau in Höhe von 
etwa 800 Millionen Schilling, die Beschleuni­
gung des Fernwärmeausbauprogramms mit 
8,5 Milliarden Schilling, die Erhöhung des 
Rahmens der Exportförderung um etwa 
800 Millionen Schilling. Dazu kommt ein Son­
derprogramm für die Jugendbeschäftigung, 
das insbesondere in den Jahren 1983 und 1984 
entsprechend wirksam werden soll. 

Hier gibt es wieder zusätzlich, quasi beglei­
tend - in den nächsten Wochen wird die Dis­
kussion darüber stattfinden -, eine neue 
Novelle zum Arbeitsmarktförderungsgesetz, 
womit die Förderung der Lehrlingsausbildung 
entsprechend erweitert werden soll, und zwar 
in Betrieben, die derzeit eine solche Einrich­
tung zur Beschäftigung von Lehrlingen im 
Rahmen der Lehrausbildung noch nicht zur 
Gänze haben. Selbsthilfeunternehmungen 
sollen stärker als bisher gefördert werden. 
Schließlich sollen die Betreuungseinrichtun­
gen, insbesondere Behindertenwerkstätten et 
cetera, in stärkerem Ausmaß als bisher in die 
Förderung miteingebaut werden. 
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Meine Damen und Herren! Auch im Ver­
gleich zu anderen Ländern ist der Steueran­
teil am Bruttosozialprodukt, wenn man das 
etwa vergleichen will, in einer Form festzu­
stellen, wonach deutlich sichtbar wird, daß 
unter 15 vergleichbaren Ländern unsere 
Steuersituation an achter Stelle figuriert. Das 
heißt, daß beispielsweise England, Belgien 
und Schweden mit mehr als 30 Prozent 
Steueranteil am Bruttosozialprodukt weit vor 
uns liegen und wir uns in etwa im Mittelfeld 
befinden. Die Behauptungen, die von dem 
Oppositionsparteien immer wieder vorgetra­
gen werden, wonach wir mit der Steuerbela­
stung an der Spitze lagen, sind daher schlicht­
weg falsch und stellen eine absichtliche Irre­
führung dar. 

Dazu kommt, daß im Jahre 1983 - auch das 
soll heute deutlich gesagt werden - die 
zweite Etappe der Lohn- und Einkommen­
steuersenkung in Kraft tritt. Mit 1. Jänner des 
kommenden Jahres wird damit der Arbeit­
nehmerabsetzbetrag um 500 S auf 4 000 S 
erhöht. Der allgemeine Absetzbetrag wird von 
4 800 S auf 5 100 S erhöht. Der Pensionisten­
absetzbetrag steigt von 2 000 Sauf 2 400 S, 
und der Alleinverdienerabsetzbetrag bezie­
hungsweise der neue Alleinerhalterabsetzbe­
trag wird von 3 200 S auf 3 900 Sangehoben. 
Damit, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, zahlen Pensionisten erst ab einem 
Monatsbezug von rund 5 200 S und Arbeitneh­
mer erst ab einem Monatsbezug von 5 500 S 
Steuern. 

Beide Etappen der Steuersenkung 1982/83 
wirken sich im Jahre 1983 mit einem Steuer­
ausfall von 9 Milliarden Schilling aus. Das 
heißt, 24 Milliarden Schilling, nämlich 15 Mil­
liarden Schilling geschätzt für die Wirtschaft 
und 9 Milliarden Schilling geschätzt für den 
Steuerausfall im Rahmen der Lohn- und Ein­
kommensteuer, werden trotz der internatio­
nalen wirtschaftlichen Situation der österrei­
chischen Wirtschaft, der österreichischen 
Bevölkerung und der Arbeitnehmerschaft die­
ses Landes im nächsten Jahr zur Verfügung 
gestellt. (Beifall bei der SPÖ. - Präsident 
T h al h am m er übernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Auch die Staats­
schulden werden immer wieder zur Diskus­
sion gestellt, und zwar in einer Form, daß 
jedem, der sich mit den Dingen nicht beschäf­
tigt, die Frage aufoktroyiert wird: Sind wir 
denn schon bald so weit, daß der österreichi­
sche Staat letztlich bankrott ist? Das ist eine 
Suggerierung einer Behauptung, die keines­
falls geeignet ist, in der österreichischen 
Bevölkerung das Vertrauen in die weitere 
Zukunft zu stärken, die keinesfalls geeignet 

ist, dem Grund nach auch nur einigermaßen 
- auch nur einigermaßen! - der Wahrheit zu 
entsprechen. All jene, die der Meinung sind, 
daß die Staatsschulden Österreichs an der 
Spitze Europas liegen, vergessen in diesem 
Zusammenhang, daß in Wahrheit nur Frank­
reich, die Schweiz und die Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich der Staatsschulden 
eine günstigere Situation haben wie wir. 
(Abg. Dr. K ei m e 1: Nur keine dummen Fra­
gen stellen!) 

Dazu noch etwas, Herr Kollege Keimel. 
Auch sie, nämlich die Österreichische Volks­
partei, trägt für diese wirtschaftliche Entwick­
lung in diesem Lande Mitverantwortung 
allein dadurch, daß Sie mit uns 75 Prozent der 
in diesem Hause beschlossenen Gesetze 
gemeinsam beschlossen haben. (Abg. K ern: 
Aber bei diesem Gesetz haben wir nicht mit­
gestimmt!) Und jeder von Ihnen weiß, daß 
auch dieser Anteil an Gesetzen aus dem Bud­
get die notwendigen Mittel voraussetzt. 

Einerseits also im Rahmen gemeinsamer 
Beschlußfassungen Geldmittel entsprechend 
zu verteilen in Österreich, andererseits aber 
dann diese Verteilung zu kritisieren, bleibt 
nur Ihnen überlassen, die Sie offensichtlich 
nicht einsehen wollen, daß diese Gemeinsam­
keit letztlich auch eine Gemeinsamkeit in der 
Frage der Finanzierungsprobleme mit ein­
schließen sollte. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dazu kommt, und auch das ist vielleicht 
einmal deutlicher zu sagen, daß im Rahmen 
dieser Staatsschulden im Verhältnis zum 
Bruttoinlandsprodukt ja auch die Schulden 
der Länder und der Gemeinden, der Gebiets­
körperschaften, beinhaltet sind, also auch 
Defizite oder, wenn man will, Kreditaufnah­
men verschiedenster Art, die in den Bundes­
ländern und in Gemeinden gemacht werden. 

Hier zeigt sich also deutlich, daß diese Ent­
wicklung letztlich auch von den ÖVP-Mehr­
heitslandesregierungen in den Bundeslän­
dern voll mitzuverantworten ist. Daher wird 
um so weniger verständlich, daß dann so im 
Hintergrund von einer Staatsverschuldung 
mit "Bankrottcharakter" geredet wird. 

Diese Vorgangsweise, die nicht fair ist, die 
in ihrem Inhalt lediglich die Absicht hat, die 
Bevölkerung in den Irrtum zu führen, weisen 
wir mit aller Konsequenz und mit aller Ernst­
haftigkeit als sozialistische Fraktion dieses 
Hauses zurück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich darf Sie daran erinnern, daß wir im 
Jahr 1982 trotz der wirtschaftlichen Schwie­
rigkeiten dreieinhalbmal soviel an Produkten 
erzeugen wie im Jahre 1970. 
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Ich darf darauf hinweisen, daß trotz der 
immer wieder vorgebrachten Klagen, die 
Sozialisten hätten nichts für eine Gewerbeför­
derung übrig, im Laufe der Zeit, nämlich von 
1970 bis jetzt, das Gewerbe mit mehr als 
50 Milliarden Schilling im Rahmen der Kre­
ditaktionen des Bundes gefördert worden ist. 
Also sicher auch Leistungen, die deutlich 
machen, wie sehr die sozialistische Regierung 
daran interessiert ist, auch im gewerblichen 
Bereich die entsprechenden Stützungen, die 
entsprechenden Hilfen für die Bewältigung 
der Konkurrenzsituation zu geben. 

Wir haben die Haushaltsbesteuerung abge­
schafft, das Gesetz zur Sicherung der Nahver­
sorgung und der Verbesserung der Wettbe­
werbsbedingungen verabschiedet - alles Lei­
stungen auch für den gewerblichen Bereich. 

Und wir haben in diese Gesamtbemühun­
gen hinein, die österreichische Wirtschaft ent­
sprechend mit zu unterstützen in ihrem 
schweren Kampf im Rahmen der internatio­
nalen Konkurrenz, auch die beiden Beschäfti­
gungsprogramme gestellt, die nun zur Reali­
sierung anstehen, die im Rahmen dieses Hau­
ses noch einer Reihe von Beschlüssen bedür­
fen und die im nächsten Jahr, sicher gemein­
sam mit der Budgetentwicklung, gemeinsam 
mit den Ländern und gemeinsam mit den 
Gemeinden entsprechende Erfolge für die 
österreichische Bevölkerung bringen werden. 

Ich möchte ebenso festhalten, daß bei einer 
so vorhandenen und von allen im Grunde 
nicht bestrittenen weltweiten Krise es falsch 
wäre, wenn wir glauben würden, daß wir von 
dieser internationalen Depression zur Gänze 
verschont bleiben könnten. 

Aber eines ist wahr und kann nicht abge­
stritten werden: Österreich unterscheidet sich 
in entscheidenden Bereichen von vielen ande­
ren von der Krise erfaßten Ländern. Es war 
immerhin möglich, uns fast ein Jahrzehnt aus 
diesen internationalen wirtschaftlichen Tur­
bulenzen herauszuhalten. Ein wohlüberlegter 
energischer Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
ist schon seit einiger Zeit im Gange, und es ist 
selbstverständlich, daß dieser mit allen uns 
zur Verfügung stehenden Mitteln auch im 
nächsten Jahr fortgesetzt wird. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Sicher benötigen wir hiezu weiterhin das 
Vertrauen und die gute Leistung aller arbei­
tenden Menschen in diesem Lande, auch die 
Wirtschaftspartnerschaft in den Bereichen, in 
denen Gemeinsamkeiten erzielt werden kön­
nen, um gemeinsame Erfolge zu erzielen. 

Aber auch das soll deutlich gemacht wer-

den, daß die gezielte Wirtschaftspolitik der 
sozialistischen Regierung ebenso mit ihren 
Teil dazu beigetragen hat, daß wir in dieser 
guten Ausgangssituation für die zukünftigen 
Schwierigkeiten im Rahmen der Vollbeschäf­
tigung dieses Landes sind. 

Es ist daher bedauerlich, daß im Haus 
immer wieder versucht wird, alles schlecht zu 
machen, was von Sozialisten geleistet wird. 
Nach wie vor gilt, meine Damen und Herren, 
Hohes Haus, daß die österreichische Wirt­
schaft, daß die österreichischen Wirtschafts­
ergebnisse sich international durchaus sehen 
lassen können. Die Produktionsentwicklung 
ist noch immer günstiger als in anderen Län­
dern. 

Die beiden zusätzlichen Beschäftigungspro­
gramme wirken sich schon jetzt beschäfti­
gungserhaltend aus und geben die Möglich­
keit, neue Arbeitsplätze zu schaffen. Dazu, 
meine Damen und Herren, trägt auch das 
heute zu beschließende Abgabenänderungsge­
setz maßgeblich mit bei. (Beifall bei der 
SPÖ.) 13.05 

Präsident Thalhammer: Zu einer tatsächli­
chen Berichtigung zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Dr. Keimel. Ich 
mache auf die geschäftsordnungs mäßigen 
Bestimmungen aufmerksam, vor allem auf 
die Redezeitbegrenzung von fünf Minuten. 
Sie haben das Wort, Herr Abgeordneter. 

13.05 

Abgeordneter Dr. Keimel (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Die Diskus­
sion um die Steuerquote oder, wie ich es 
immer nenne, Steuerlastquote, hat nicht nur 
den Abgeordneten Mühlbacher, sondern nun 
auch den Abgeordneten Egg bewegt, und ich 
muß gerade zu seinen Aussagen, aber auch zu 
denen des Abgeordneten Mühlbacher eine 
Berichtigungen anbringen. 

Meine Herren Abgeordneten der sozialisti­
schen Fraktion! Ich habe nur das Bundesfi­
nanzgesetz 1983 genommen. Ich würde vor 
allem dem Abgeordneten Mühlbacher als Vor­
sitzenden des Finanzausschusses dieses Hau­
ses empfehlen, sich auch bis zu den Seiten 
317/318 durchzulesen. Hier heißt es: 

"In der Statistik des Volkseinkommens 
nach internationalen Begriffen zählen zu den 
,Steuern' nicht nur die im Bundeshaushalt als 
,Öffentliche Abgaben' bezeichneten Einnah­
men, sondern alle Zwangsbeiträge, zu deren 
Einhebung ein öffentlicher Haushalt berech­
tigt ist." (Abg. E g g: Das habe ich auch 
gesagt!) Ich komme schon darauf zurück, las­
sen Sie mich in den fünf Minuten ausreden. 

900 

129. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 49 von 118

www.parlament.gv.at



13092 Nationalrat XV. GP - 129. Sitzung - 10. November 1982 

Dr. Keimel 

Und auf Seite 318 heißt es: Von 1970 auf 
1980 ist die Steuerquote - die Steuerquote, 
bitte, hier steht wörtlich, es heißt Steuerquote 
- von 35,6 Prozent - ÖVP - auf 41,2 Prozent 
oder jetzt, 1983, auf 41,7 Prozent gestiegen. 

Nun, meine Damen und Herren, hat der 
Abgeordnete Egg gemeint, das seien die Lei­
stungen der österreichischen Bevölkerung für 
die soziale Sicherheit (Abg. E g g: Unter ande­
rem!) Hier gilt es auch, eine Berichtigung vor­
zunehmen. Wenn wir das nämlich verglei­
chen, dann erinnere ich daran, daß hier eine 
Steuerverschiebung stattgefunden hat. Es 
haben einmal, und zwar war das unter Raab, 
die Sozialpartner vereinbart, daß die Sozial­
beiträge in dem berühmten Drittel-Drittel­
Drittel-System aufgebracht werden: Ein Drit­
tel zahlen die Arbeitnehmer, ein Drittel die 
Arbeitgeber und ein Drittel der Bundeshaus­
halt, die öffentliche Hand. 

Koren, ÖVP, hat 1970 mit einem Beitrag 
von 28 Prozent übergeben, was sicher auch 
schon ein bisseI unter den 33 Prozent war, 
wenn man es ganz genau nimmt. Und Ihnen 
ist es vorbehalten geblieben, das Budget zu 
entlasten auf einen Beitrag von 17, 18 Prozent 
Bundesbeitrag. Das ist nichts anderes als eine 
Verlagerung aus dem Bundeshaushalt - das 
schaut dann so aus, als hätten wir weniger 
Abgaben - auf andere Zwangs beiträge , die 
der Bürger zu leisten hat. 

Das haben Sie ja auch ganz gleich, weil Sie 
es erwähnt haben, Herr Abgeordneter Egg, 
immer wieder mit den Ländern gemacht, die 
zu Bundesaufgaben herangezogen werden, 
gezwungen werden, denn sonst kommt nichts. 
Damit haben die Länder erhöhte Aufgaben 
übernehmen und damit auch Ausgaben und 
eben auch Schulden machen müssen für Bun­
desaufgaben, nicht für ihre eigentlichen Län­
deraufgaben. (Abg. K ern: Sogar beim Heiz­
kostenzuschlag!) 

Daher bleibt es dabei, meine Damen und 
Herren: Die Steuerlastquote, wie ich es 
nenne, oder die Steuerquote, wie es hier im 
Budget steht, war durch vier Jahre ÖVP­
Regierung fast gleich: 35,4, 35,6 Prozent. Sie 
ist in der Zeit der zwölf Jahre SPÖ-Regierung 
auf fast 42 Prozent - sie war einmal, im Jahr 
1981,42,3 Prozent, jetzt ist sie 41,7 Prozent -, 
also um 17,18 Prozent gestiegen. Das bedeutet 
für 1983 gegenüber der ÖVP-Regierung eine 
Mehrbelastung in diesem Jahr - ich nenne 
es Sozialistensteuer - von 74 Milliarden 
Schilling oder 10000 S für jeden Österreicher, 
ob Baby, Opa, Rentner oder Berufstätiger. 
(Beifall bei der ÖVP.) 13.09 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Abgeordnete Dipl.-Vw. Dr. 
Stix. Ich erteile es ihm. 

13.09 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Dr. Stix (FPÖ): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit 
auf einen kleinen Unterschied lenken, hinter 
dem sich eine große Sache verbirgt. 

Der kleine Unterschied ist ein Halbsatz im 
Gewerbesteuergesetz, die große Sache, die 
uns wichtig ist, die dahintersteht, ist ein 
sozialpolitisches Anliegen, nämlich die Bil­
dung von Vermögen, von Beteiligungsvermö­
gen auch in Arbeitnehmerhand. 

Wir Freiheitlichen räumen diesem sozialpo­
litischen Anliegen seit vielen Jahren einen 
hohen Rang in unserer Programmatik ein. Ich 
zitiere aus dem "Freiheitlichen Manifest zur 
Gesellschaftspolitik" aus dem Kapitel "Vor­
schläge zur Förderung der Vermögensbil­
dung". Es heißt darin unter Punkt 5: 

"Entwicklung neuer Formen der Beteili­
gung an Unternehmen in Koppelung mit 
einer Ertragsbeteiligung, um Arbeitnehmer 
an den Betrieben, in denen sie beschäftigt 
sind, zu beteiligen ... : 

Arbeitnehmerdarlehen, bankgesichert mit 
Mindestrendite, Beteiligung als stille Gesell­
schafter, 

Erwerb von Schuldverschreibungen emis­
sionsfähiger Unternehmen und 

Belegschaftsaktien ... " 

Ich greife hier nur das Thema Beteiligung 
als stiller Gesellschafter heraus, weil es 
genau zu dem Problemkreis zählt, mit dem 
wir uns heute hier beschäftigen. Die stille 
Gesellschaft als Einrichtung des Handelsrech­
tes stellt sich derzeit nämlich als eine der 
ganz wenigen praktikablen Rechtskonstruk­
tionen dar, die es ermöglichen würden, auch 
Arbeitnehmer, so sie es wollen, an ihrem 
Betrieb mitzubeteiligen. Leider verhindert 
das geltende Gewerbesteuergesetz die prakti­
sche Wirksamkeit dieser rechtlich gegebenen 
Möglichkeit. 

Damit komme ich auf den kleinen Unter­
schied. Wenn sich heute ein Betriebsinhaber 
mit seinen Arbeitnehmern einigt, etwa zur 
Stärkung des Kapitals im Betrieb und damit 
auch zur Sicherung der Arbeitsplätze Arbeit­
nehmer in Form von stillen Gesellschaftern 
am Betrieb zu beteiligen, dann tritt folgende 
Diskriminierung ein: Laut § 7 des Gewerbe­
steuergesetzes werden dann plötzlich Gehäl-
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ter uns sonstige Vergütungen jeder Art, die 
für eine Beschäftigung des stillen Gesellschaf­
ters im Betrieb gewährt worden sind, zum 
Gewinn hinzugerechnet, der dann der Gewer­
beertragsteuerbemessung zugrunde gelegt 
wird. Das heißt, schlagartig wird aus dem 
Arbeitnehmer gewerbesteuerrechtlich ein 
Mitunternehmer konstruiert, und während 
sonst seine Löhne und Gehälter selbstver­
ständlich den Gewinn und normalerweise 
auch den gewerbesteuerlichen Gewinn min­
dern, tun sie das in dem einen Fall, wenn der 
Arbeitnehmer auch als stiller Gesellschafter 
auftritt, nicht. 

Es ist dies eine ganz große Ungerechtigkeit. 
Es ist überhaupt nicht einzusehen, warum 
diese Bestimmung aufrechterhalten werden 
soll. 

Daher zielt unser freiheitlicher Antrag, dem 
sich inzwischen auch die ÖVP angeschlossen 
hat, auf die Abänderung dieser einen Bestim­
mung im § 7 des Gewerbesteuergesetzes. 

Ich darf den Abänderungsantrag vorlesen: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Stix, Dr. Feurstein, 
Dkfm. Bauer, Dipl.-Vw. Josseck, Probst zur 
Regierungsvorlage betreffend Abgabenän­
derungsgesetz 1982, 1213 der Beilagen, in 
der Fassung des Ausschußberichtes, 1285 
der Beilagen. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die im Titel bezeichnete Regierungsvor­
lage in der Fassung des Ausschußberichtes 
wird wie folgt geändert: 

Im Abschnitt IV Artikel I ist nach Z 1 fol­
gende Z 1 a einzufügen: 

1 a. § 7 Z 3 hat zu lauten: 

,,3. die Gewinnanteile der stillen Gesell­
schafter sowie nominelle Mehrbeträge auf­
grund einer Wertsicherung der Einlage des 
stillen Gesellschafters. Dies gilt nicht, wenn 
diese Beträge beim Empfänger zur Steuer 
nach dem Gewerbeertrag heranzuziehen 
sind." 

Der Unterschied zwischen der Änderung, 
auf die dieser Antrag zielt, und dem geltenden 
Gesetzestext ist der, daß jener Halbsatz weg­
fällt, der eben lautet: " ... sowie Gehälter und 
sonstige Vergütungen jeder Art, die für eine 
Beschäftigung des stillen Gesellschafters im 
Betrieb gewährt worden sind". 

Wir Freiheitlichen glauben, daß dies ein 
sehr einfacher und leicht durchzuführender 

Schritt in Richtung einer Beteiligung von 
Arbeitnehmern an ihren Betrieben wäre. Der 
Finanzminister verliert dabei überhaupt 
nichts, denn er bekommt ja auch jetzt auf 
Grund dieser geltenden Gesetzesbestimmung 
nichts, weil eben bestimmte Beteiligungsver­
hältnisse auf diese Weise prohibitiv unterbun­
den werden. 

Wenn also dem freiheitlichen Antrag statt­
gegeben wird, dann verliert der Finanzmini­
ster gar nichts, wir würden aber gemeinsam 
einen wichtigen sozialpolitischen Fortschritt 
erzielen. Dieser sozialpolitische Fortschritt 
hat insofern noch eine zusätzliche Bedeutung, 
als er in einer konjunkturellen Phase stattfin­
den würde, in der sich viele Arbeitnehmer 
selbst Gedanken machen um ihren eigenen 
Platz und die Sorgen ihres Chefs, vor allem in 
Klein- und Mittelbetrieben, sehr genau zu ver­
stehen beginnen. Die Arbeitnehmer wären 
bereit, sich mit am Kapital des Betriebes zu 
beteiligen und damit einen Beitrag zur Siche­
rung ihrer eigenen Arbeitsplätze zu leisten. 

Ich appelliere daher namens der Freiheitli­
chen Partei und der mit auf den Antrag 
gegangenen Österreichischen Volkspartei an 
die Sozialistische Partei in diesem Haus, sich 
nicht gegen diesen sozialpolitischen Fort­
schritt zu stemmen, sondern mit uns Freiheit­
lichen diesen Antrag zu beschließen, damit 
wir einen Schritt weiterkommen bei der Bil­
dung von Betriebsvermögen in Arbeitnehmer­
hand. (Beifall bei der FPÖ.) 13.17 

Präsident Thalhammer: Der Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Stix, Dr. Feur­
stein und Genossen ist genügend unterstützt 
und steht mit in Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Kern. Ich erteile es ihm. (Abg. Dipl.­
Vw. J 0 S sec k: Ein paar Kern-Sätze, Kern! 
- Heiterkeit.) 

13.17 

Abgeordneter Kern (ÖVP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Hohes Haus! Zunächst doch noch eine kurze 
Anmerkung zu den Äußerungen des Herrn 
Finanzministers, der gemeint hat, hier beson­
ders den Stil der ÖVP kritisieren zu müssen. 
Ich bin einer der Abgeordneten, die schon 
sehr lange im Hause sind, und kann mich 
noch gut an die Dinge erinnern, die zwischen 
1966 und 1970 passiert sind. Ich weiß auch 
genau, was in der Zeit von 1970 bis jetzt in die­
sem Hause vorgegangen ist. 

Ich möchte Ihnen, Herr Finanzminister, 
eines sagen, und das in aller Freundschaft -
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er hat sein Gastspiel auch schon wieder been­
det, vielleicht hat er wichtigere Dinge zu tun, 
als hier zuzuhören. Ich möchte ihm nur eines 
sagen: Sein Vorgänger Androsch hat fast zehn 
Jahre gebraucht, um den Grad an Überheb­
lichkeit zu erreichen, den er in dieser kurzen 
Zeit schon erreicht hat. Das möchte ich ihm in 
aller Freundschaft sagen. Ich sage das nicht 
von ungefähr, denn ich weiß, was im letzten 
Finanzausschuß diesbezüglich vom Herrn 
Finanzminister Salcher auch mir wieder an 
den Kopf geworfen wurde, als ich ihm gesagt 
hatte, wie sich die Geschichte mit der Land­
wirtschaft steuerlich entwickelt hat. (Abg. Dr. 
Jörg Hai der: Herr Kollege, wollen Sie über­
haupt mit ihm befreundet sein?) "In aller 
Freundschaft" , habe ich gesagt. (Abg. Dr. Jörg 
Hai der: Befreundet mit jemandem, der Sie 
so behandelt!) Ich bin ein Mensch, der sich 
bemüht, trotz aller Schwierigkeiten und Aus­
einandersetzungen kollegial zu bleiben. 

Höchtl hat nicht die Beamten des Ministe­
riums gemeint, sondern Höchtl hat natürlich 
die Steuerpolitik dieser sozialistischen Regie­
rung gemeint; das möchte ich eindeutig 
sagen. 

Ich freue mich, daß es Feurstein gelungen 
ist, durch seinen wirklich intensiven Kampf 
im Ausschuß den Freibetrag von 80 000 S auf 
100000 S anzuheben. Er ist von den Kollegen 
der drüberen Seite nur ab und zu mit einem 
freundlichen Zunicken unterstützt worden, 
sonst habe ich eigentlich keine besondere 
Unterstützung von seiten der Sozialisten ver­
nommen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Natürlich freuen wir uns auch, daß es doch 
gelungen ist - das möchte ich eindeutig ein­
leitend festhalten -, im Zuge der Verhand­
lungen eine ganze Reihe, so glaube ich, von 
Erleichterungen im Rahmen dieses Gesetzes 
für verschiedene Gruppen der Bevölkerung zu 
erreichen. Insbesondere freuen wir uns auch 
darüber, daß es gelungen ist, noch größere 
Verschlechterungen zu verhindern, wenn ich 
besonders daran denke, daß die Zinsenrege­
lung, die für die Betriebe ja tödlich gewesen 
wäre, dann doch wieder herausgekommen ist. 

Die Wünsche und Vorschläge der Landwirt­
schaft, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, sind aber wieder einmal abgelehnt wor­
den, und das ist der Grund, weswegen ist 
mich heute zu Wort gemeldet habe. Wir konn­
ten lediglich bezüglich der Umrechnung der 
Tierbestände in Großvieheinheiten eine Prü­
fungszusage seitens des Herrn Ministers 
erreichen. Alle anderen Anträge, soweit sie 
von uns eingebracht worden sind, wurden uni­
sono abgelehnt. 

Ich möchte kurz auf zwei dieser abgelehn­
ten Anträge zu sprechen kommen und dann 
auch an Hand einiger Beispiele die grundsätz­
liche Einstellung dieser sozialistischen Regie­
rung zu den bäuerlichen Anliegen herausstel­
len. Diese grundsätzliche Haltung der Regie­
rung gegenüber den Problemen der Landwirt­
schaft ist - ich möchte es sehr deutlich sagen 
- durchaus negativ. Das zieht sich durch von 
der Agrarbudgeterstellung - hier kann man 
wirklich von einem "roten Faden" reden; es 
wurde gestern von Kollegen Zittmayr darauf 
verwiesen - über die Markt- und Preispolitik 
bis zur Steuerpolitik, um die es heute geht. 

Seit Mitte der siebziger Jahre schon gibt es 
eine Ungleichbehandlung bei der Vorschrei­
bung der Körperschaftsteuer , die die betroffe­
nen bäuerlichen Genossenschaften - und das 
hat dieser Antrag beinhaltet -, aber damit 
auch die Mitglieder dieser Genossenschaften 
gegenüber anderen diesbezüglichen Körper­
schaften wirtschaftlich benachteiligt. 

Die Ungleichheit besteht darin, meine 
Damen und Herren, daß bei der Bemessung 
der Körperschaftsteuer bei Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften der volle 
Gewinn der Besteuerung unterliegt, während 
Sparkassen und Hypobanken zwecks Eigen­
kapitalbildung - das ist richtig so, daß unter­
streichen wir - einem ermäßigten Steuersatz 
unterworfen sind und auch Kapitalgesell­
schaften ausbezahlte Dividenden steuerlich 
begünstigt behandelt bekommen und damit 
selbstverständlich auch weniger Körper­
schaftsteuer zu bezahlen haben. 

Damit ist auch eine Verzinsung von Genos­
senschaftsanteilen oder von Geschäftsantei­
len, wie das immer wieder auch vom Herrn 
Staatssekretär Schober begehrt wird, auf 
Grund dieser steuerlichen Diskriminierung 
der Genossenschaften nicht möglich. Wir 
kommen hier nicht weiter, wenn wir nicht 
endlich diese Frage lösen können. 

Die Steuerreformkommission hat 1980 die 
von uns immer wieder aufgezeigte diesbezüg­
liche Diskriminierung bestätigt, die auch vom 
Gleichheitsgrundsatz her verfassungsmäßig 
äußerst bedenklich erscheint und unbedingt 
beseitigt werden müßte. 

Bei der Debatte im Ausschuß über den 
Antrag des Kollegen Koppensteiner, bäuerli­
che Steuerzahler, die auch aufzeichnungs­
pflichtig sind, ebenfalls in den Genuß des 
Investitions-Prämiengesetzes mit einzubezie­
hen, habe ich den Eindruck vom Herrn 
Finanzminister vermittelt erhalten, daß er 
sich anscheinend der Situation der Landma­
schinenindustrie und auch des ländlichen 
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Gewerbes entweder nicht ganz bewußt war 
oder aber - was ich ihm nicht unterstellen 
möchte - daß ihm die Situation dieser Land­
maschinenindustrie und des ländlichen 
Gewerbes egal ist. 

Denn eines steht fest, meine Damen und 
Herren: daß die Investitionstätigkeit gerade 
in der Landwirtschaft und auch die Anschaf­
fungsmöglichkeiten ganz stark zurückgegan­
gen sind, daß wir bei den Steyrer-Werken bei­
spielsweise einen Rückgang des Abverkaufes 
an Traktoren im Inland an die Bauern um 
20 Prozent zu verzeichnen haben, daß in wei­
ten Bereichen der Landmaschinenindustrie 
heute über Absatzrückgang geklagt wird. 

Ich möchte also doch den Herrn Minister 
. noch einmal ersuchen, zu überlegen, ob man 
nicht auch im Rahmen dieser Möglichkeiten 
die Investitionstätigkeit der Landwirtschaft 
genauso wie in anderen Bereichen mit anhe­
ben müßte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun einige Beispiele, von denen ich ein­
gangs schon gesagt habe, daß ich sie bringe, 
um nachzuweisen, wie diese Ungleichbehand­
lung der Landwirtschaft seit Aufnahme der 
Tätigkeit durch diese Regierung erfolgt ist. 

Bekanntlich gibt es im § 18 Einkommen­
steuergesetz die Absetzbarkeit von der Ein­
kommensteuer oder Lohnsteuer, die auch zur 
Einkommensteuer zählt, beim Bau von Eigen­
heimen. Die Steuerabsetzbarkeit galt bis 1970 
nur für Wohnungen bis zu einem Gesamtaus­
maß von 130 m 2 Wohnnutzfläche. 

Mit dem Abgabenänderungsgesetz 1980 ist 
ab 1. Jänner 1981 diese Limitierung gefallen. 
Seitdem, meine Damen und Herren, kann 
praktisch jeder Österreicher - egal, wie groß 
sein Einkommen ist, ob das das Einkommen 
meinetwegen eines Generaldirektors oder 
eines anderen Österreichers ist - eine belie­
big große Wohnung, ein Haus bauen, er 
bekommt steuerlich Absetzmöglichkeiten. 

Ausgenommen - und das ist das, was ich 
Ihnen vorhalten muß, Herr Finanzminister -
ist der Nebenerwerbslandwirt, ist vor allem 
der Bergbauer , der auf Grund der örtlichen 
Lage - er kann sein Haus nur im Verbund 
mit dem Wirtschaftsgebäude errichten, das 
gibt es, das ist oft nicht anders möglich -
keine Steuer absetzen kann. Der wird nach 
wie vor seine Steuer voll bezahlen müssen, 
auch wenn er dieses Haus baut. 

Ich habe seit dem Jahre 1980 immer wieder 
in Gesprächen mit der Frau Staatssekretär, 
mit einem Herren des Ministeriums und auch 
mit dem Herrn Minister versucht, das ins 
reine zu bringen. (Zwischenruf des Abg. 

H ir sc her.) Lieber Freund Hirscher, das 
hat mit dem überhaupt nichts zu tun. Es 
bedürfte lediglich einer Regelung im Erlaß­
wege, um diese Frage endlich zu klären, denn 
das ist nicht geklärt. 

Es hat bereits im Jahre 1981 die Salzburger 
Landeslandwirtschaftskammer an den Herrn 
Bundeskanzler eine Resolution gerichtet, in 
der sie auf diese Schwierigkeit hinweist. Der 
Herr Bundeskanzler hat gemeint: Na ja, das 
müßte doch gehen. - Es geht nicht! 

Ich habe bis jetzt gehofft, daß es möglich 
sein müßte, diese Frage zu bereinigen. Herr 
Minister, Sie haben mir vor einigen Wochen 
einen Brief geschrieben, in dem Sie mir mit­
geteilt haben, es ist nicht möglich. Es bleibt 
dabei: Es kann jeder in Österreich, egal wie 
groß sein Einkommen, egal wie groß sein 
Haus ist, Steuer absetzen, nur der Nebener­
werbslandwirt, der Bergbauer kann unter 
Umständen das nicht absetzen. Das müßte 
bereinigt werden, und zwar meiner Ansicht 
nach bald. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, darf ich zu einer weiteren Frage kom­
men, und zwar zur Frage des Freibetrages, 
der beim Zusammentreffen von selbständi­
gem und unselbständigem Einkommen seit 
dem Jahre 1975 mit 10000 S fixiert ist. 

Es hat vorhin der Kollege Egg auf die Anhe­
bung verschiedener Freibeträge hingewiesen, 
die auch im nächsten Jahr wieder in Kraft tre­
ten wird. Dieser Freibetrag von 10000 S ist 
seit dem Jahre 1975 fixiert. Herr Minister, ich 
möchte aufmerksam machen, er berührt ins­
besondere zwei Personengruppen ganz stark. 

Die eine Personengruppe ist wieder der 
Nebenerwerbslandwirt, der zu Hause einen 
landwirtschaftlichen Betrieb weiterführt. Wir 
haben jetzt die Einheitswerterhöhung, die 
bekanntlich seit dem Jahre 1970 bei 30 Pro­
zent liegt und teilweise noch viel höher ist, 
womit jetzt auch die Einkommensteuer bei 
vielen Bauern angestiegen ist. Das sollte auch 
wahrscheinlich der Sinn dieser Einheitswert­
erhöhung sein. Auf der anderen Seite bleibt 
der Freibetrag gleich. Es wird bei Zusammen­
fallen dieser Einkommen aus selbständiger 
und unselbständiger Tätigkeit dann natürlich 
dieser Nebenerwerbslandwirt zunehmend in 
eine höhere Einkommensteuer hineinfallen. 
Ich meine, daß das eine Ungerechtigkeit 
gegenüber diesen Menschen ist, die auch 
durch Anhebung des Freibetrages bereinigt 
werden müßte. 

Inbesondere aber - und das höre ich 
immer wieder - ist die Situation von vielen 
Bauernrentnern oder Bauernpensionisten 
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damit ins Groteske, möchte ich sagen, gekom­
men. Wie schaut die Sache hier aus, meine 
sehr verehrten Damen und Herren? 

Hier wird der Wert des Ausgedinges - und 
das Ausgedinge zählt als Einkommen aus 
selbständiger Tätigkeit -, das unter Umstän­
den nicht einmal genommen werden kann, 
nicht gegeben wird, das fiktiv da ist, durch die 
Anhebung der Sachbezugswerte, die immer 
wieder auch erfolgt, erhöht. Das heißt, man 
schreibt den Menschen ein höheres Einkom­
men aus diesem Titel zu. Er bekommt es aber 
gar nicht. Er kommt aber damit in ein höhe­
res Einkommen, und bei Zusammentreffen 
mit der Pension kommt auch dieser Bauern­
pensionist zunehmend in die Einkommen­
steuer. Beziehungsweise gibt es viele Bauern­
pensionisten, die einen kleineren Betrieb 
gehabt und gar keine Einkommensteuer 
bezahlt haben und die jetzt Einkommensteuer 
zahlen, weil die Bauernpensionisten , sind. 
Herr Minister, das ist doch eine SitUation, die 
völlig unmöglich ist! Das müßte doch geändert 
werden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun ein weiteres Beispiel, das ebenfalls in 
der Begutachtung der Interessenvertretung 
neuerlich zur Bereinigung angeführt werden 
mußte, und das ist die Frage des agrarischen 
Vorsteuerpauschales. Ich habe diese Frage im 
Vorjahr ziemlich deutlich hier bei der 
Behandlung des damaligen Abgabenände­
rungsgesetzes angeschnitten; ich muß das 
heute leider Gottes wieder tun. 

Es ist so, daß im Jahre 1972 vor der Einfüh­
rung der Mehrwertsteuer als neue Umsatz­
steuerart für die pauschalierten Landwirte 
eine Sonderregelung gemacht worden ist im 
Interesse sowohl der Steuerämter , der 
Finanzämter, als auch der betroffenen Bau­
ern. Das ist unbestritten. Man hat sich damals 
auf den Standpunkt gestellt, daß die Mehr­
wertsteuer, die der Landwirt beim Einkauf 
von Betriebsmitteln ausgibt - das sind zum 
Großteil 18 Prozent -, mit der vereinnahm­
ten Mehrwertsteuer, die er beim Verkauf sei­
ner Agrarprodukte erzielt, ausgeglichen sein 
muß. Das heißt also, die eingenommene 
Mehrwertsteuer beim Verkauf von Agrarpro­
dukten muß so hoch sein wie die Ausgabe 
beim Einkauf von Betriebsmitteln. 

Nun, meine Damen und Herren, ist also fol­
gende Situation: Wir stellen fest - und das 
ist, bitte, keine Erfindung von den bösen 
Oppositionellen, sondern das ist auch im Grü­
nen Bericht sehr deutlich nachzulesen, der ja 
jährlich vom Landwirtschaftsminister heraus­
gegeben wird -, daß die Betriebsmittelpreise 
- und da liegt das Dilemma - wesentlich 
schneller und rascher gestiegen sind und stei-

gen als die Agrarpreise. Damit entsteht eine­
Diskrepanz, die in Abständen ausgeglichen 
werden muß. Die Diskrepanz zwischen 
Betriebsmitteleinnahmen und -ausgaben hat 
im Jahre 1970 10,25 Punkte betragen und im 
Juli dieses Jahres über 95 Punkte, Herr Bun­
desminister. Das heißt, es ist eine Diskrepanz 
von 85 Punkten entstanden. Dieselöl bei­
spielsweise kostet jetzt etwa das Drei-, ja das 
Vierfache von dem, was es im Jahre 1970 
gekostet hat. Bei verschiedenen anderen 
Betriebsmitteln ist es genauso. Ich möchte 
jetzt im Detail gar nicht'darauf eingehen. 

Damit ergibt sich, wie gesagt, die Notwen­
digkeit, daß von Zeit zu Zeit eine Anhebung 
dieses Vorsteuerpauschales für die pauscha­
lierten Bauern vorgenommen wird. Im Jahre 
1976 - im Jahre 1972 ist die Mehrwertsteuer 
gekommen - sind schon Verhandlungen 
gewesen, damals mit Ihrem Vorgänger, und 
ab 1. Jänner 1977 konnte dann dieses Vor­
steuerpauschale von 6 auf 8 Prozent angeho­
ben werden. Seitdem ist nichts mehr gesche­
hen, das sind sechs Jahre. Es liegt auf Grund 
der Entwicklung auf der Hand, daß die bäuer­
lichen Berufskollegen, die pauschalierten 
Bauern, völlig systemwidrig, völlig entgegen 
der ursprünglichen Absicht des Gesetzgebers 
heute Hunderte Millionen an Mehrwertsteuer 
bezahlen, nach Schätzung etwa 600 bis 
700 Millionen. Herr Minister, das muß berei­
nigt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Kollege Zittmayr und einige Kollegen 
haben gestern neuerlich einen Antrag vorge­
legt. Ich würde Sie wirklich ersuchen, dieser 
Frage in der nächsten Zeit das größte Augen­
merk zuzuwenden. 

Ein weiteres und zugleich letztes Beispiel 
- Sie haben sich sicherlich nicht erwartet, 
Herr Minister, daß ich heute dazu Stellung 
nehmen würde - ist die Frage der Einheits­
werterhöhung. Wir haben hier in dieser Vor­
lage bekanntlich auch eine Abänderung, und 
zwar betreffend den Abschnitt 12: Verschie­
bung der Hauptfeststellung für Grundvermö­
gen und für Betriebsgrundstücke. Wir stehen 
dazu. Wir haben es begrüßt, daß der Feststel­
lungszeitraum vom 1. Jänner 1983 auf 1. Jän­
ner 1985 hinausgeschoben wird, das ist völlig 
richtig. Dazu stehen wir, wir begrüßen das. Es 
ist in den Erläuterungen dazu fe stge halten , 
daß vom Finanzministerium nicht nur eine 
Konsolidierung der in den letzten Jahren 
gestiegenen Bodenpreise und Baukosten, son­
dern auch - und das sicherlich zu Recht -
durch die Auswirkung des novellierten Miet­
rechtsgesetzes eine Senkung der Werte für 
diese Vermögen erwartet wird. Und jetzt sagt 
man: Bitte, setzen wir das aus. Nicht zusam-
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menpaßt damit oder unlogisch ist, bitte sehr, 
in Konsequenz dieser Überlegung gleichzeitig 
eine entsprechende Erhöhung des Einheits­
wertsatzes auf 35 Prozent zu fixieren. Das ist 
unlogisch, und damit können wir natürlich 
nicht einverstanden sein. Zumindest aber hat 
der Minister zum Teil die Schwierigkeiten 
und die Problematik in diesem Bereich 
erkannt, und er hat auch, wie gesagt, teil­
weise zumindest diese Problematik berück­
sichtigt. 

Völlig anders, Herr Minister, ist Ihre Ein­
stellung betreffend die Einheitswerterhöhung 
für die bäuerlichen Betriebe. Wir haben vor 
einigen Wochen hier im Hause die neuerliche 
Ablehnung unseres Antrages betreffend die 
Eliminierung einer neuen generellen 5prozen­
tigen Anhebung der landwirtschaftlichen Ein­
heitswerte hinnehmen müssen. Nach der 
Anhebung im Jahre 1979 um durchschnittlich 
20 Prozent, teilweise jedoch bis zu 100 und 
sogar mehr Prozent, wurden bereits damals 
diese neuerliche Anhebung um 5 Prozent, die 
jetzt wirksam wird ab 1. Jänner 1983, 
beschlossen. Damit sind, meine Damen und 
Herren, die bäuerlichen Einheitswerte seit 
dem Jahre 1970, wenn das jetzt wirksam wird 
mit den 5 Prozent, um über 31 Prozent erhöht 
worden. Gleichzeitig sind aber auch - und 
das ist etwas, was ich Ihnen immer wieder 
vorhalten muß - die Durchschnittssätze bei 
der Einkommensteuerberechnung für die 
pauschalierten Bauern um 50 Prozent erhöht 
worden, von 19 auf jetzt 30, es waren schon 31. 

Bei jeder Verhandlung mit der Interessen­
vertretung hat man gesagt: Na ja gut, ihr habt 
doch auch einen Einkommenzuwachs, das 
muß doch berücksichtigt werden. - Wir 
haben uns dazu auch bekannt. Es ist auch von 
unserer Interessenvertretung immer wieder 
gesagt worden: Okay, es ist richtig, es muß 
hier auch berücksichtigt werden. Nicht aber, 
bitte sehr, dürfte die Anhebung der Einheits­
werte erfolgen. Ich werde Ihnen jetzt noch 
einmal deutlich machen, Herr Minister, wie 
die Situation ausschaut auf dem Gebiet. 

Die Erhöhung der Einheitswerte ist auf 
Grund der Ertrags- und Reinertragsentwick­
lung in keiner Weise gerechtfertigt. Und das 
ist die Riesenungerechtigkeit! Die Reiner­
tragsentwicklung ab 1977 hat sich zunehmend 
verschlechtert, Herr Bundesminister. In den 
ganzen sechziger Jahren und bis zum Jahre 
1976 ist der Reinertrag je Hektar im Bundes­
durchschnitt um etwa 1 000 S herum gelegen; 
es waren 1100 S, 1200 S, auch 900 S und so 
weiter. Seit dem Jahre 1977 - wenn Sie jetzt 
die Jahre 1977 bis 1981 im Schnitt nehmen -
gibt es keinen Reinertrag mehr, sondern 

einen Durchschnittsreinverlust von 52 S pro 
Hektar. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das ist doch eine Groteske, daß es in dieser 
Zeit, wo es keinen Reinertrag mehr gibt, im 
Gesetz heißt, das 18fache des Reinertrages 
ergibt diesen Wert. Es gibt keinen Reinertrag 
mehr, es gibt nur mehr einen Reinverlust. 
Aber Sie erhöhen munter die Einheitswerte 
neuerlich um 5 Prozent. Eine Groteske, die 
Ihnen niemand sachlich und fachlich abneh­
men wird, Herr Minister. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich bin keiner, der dramatisiert - das wis­
sen Sie -, ich bin auch keiner, der hier pole­
misiert, ich halte mich an die Fakten. Ich 
halte mich immer an die Fakten, die auch 
nicht bestritten werden. Diese Zahlen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, können 
Sie alle im Grünen Bericht nachlesen. Sie 
sind nicht von mir erfunden, sondern es ist 
ohneweiters hier nachzulesen, wie sich die 
Dinge entwickelt haben. 

Ich glaube, Herr Bundesminister, doch 
sagen zu können, daß in der Landwirtschaft 
- die Bauern arbeiten unermüdlich, verzich­
ten auf Urlaub und Freizeit, und zwar bei teil­
weisen Hungerlöhnen, sage ich Ihnen, ein 
Viertel der Bauern hat ein Einkommen, das 
nicht einmal an das unserer Mindestrentner 
herankommt; ein Viertel laut Grünem 
Bericht, auch nicht meine Erfindung - diese 
Ungerechtigkeit aufrechtbleibt. 

Ich würde Sie wirklich ersuchen, soweit Sie 
die Möglichkeit überhaupt noch haben - Sie 
werden sie ja hoffentlich bald nicht mehr 
haben -, daß hier nach dem Rechten gesehen 
wird. Ich hoffe auf alle Fälle, daß nach der 
nächsten Nationalratswahl auch der Land­
wirtschaft Gerechtigkeit widerfährt. (Beifall 
bei der ÖVP.) 13.42 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Abgeordnete Hirscher. Ich erteile ihm 
das Wort. 

13.42 

Abgeordneter Hirscher (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der heutige Tag ist ein 
Finanztag in diesem Hause. Es stehen ja sehr 
viele Gesetze heute hier zur Behandlung, die 
den Finanzminister und damit den österrei­
chischen Staat Milliarden kosten. 

Über das Abgabenänderungsgesetz 1982 ist 
ja schon von vielen Rednern gesprochen wor­
den. Ich darf feststellen, daß die Rede des Kol­
legen Keimel vom Vorj ahr - ich habe mir 
seine Rede zum Abgabenänderungsgesetz 
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1981 durchgelesen, ich habe sie hier - eine 
große Ähnlichkeit hat mit der heutigen Rede, 
die er hier gehalten hat. Er spricht von Unmo­
ral, er spricht von hoher Arbeitslosigkeit, er 
spricht von Umverteilung, falscher Wirt­
schaftspolitik, dramatischen Maßnahmen der 
Finanzbeamten und der Finanzämter. Letzt­
lich würde ich seine heutigen Ausführungen 
als Wahlrede bereits für das nächste Jahr 
bezeichnen. 

Schließlich gibt er dann seine Zustimmung 
zu diesem Gesetz bis auf einen Punkt. Aber 
auch hier sehen wir wieder, daß wir in den 
Ausschüssen sehr konsensfreudig arbeiten. 
Er hat sich auch dann noch zu einer Berichti­
gung gemeldet betreffend die Erhöhung des 
Steuersatzes. Ich glaube, sagen zu dürfen, 
Kollege Keimei, daß Steuern und Soziallasten 
zu trennen sind. Ich glaube, wir sollten der 
Bevölkerung von diesem Pult aus sagen, daß 
Steuern und Sozialleistungen jeweils eine 
eigene Sache sind. 

Nun zum Herrn Kollegen Bauer. Ihm habe 
ich auch sehr ausführlich zugehört. Er glaubt, 
es kennt sich kein Mensch in Österreich mit 
den Steuergesetzen aus. Kollege Bauer! Ich 
habe einen Zwischenruf bei Ihrer Rede 
gemacht: Auch 1950, 1960 und 1970 hat sich 
keiner ausgekannt beim Steuergesetz, außer 
er ist damit befaßt, er ist Steuerberater, er 
arbeitet in einer Steuerberatungskanzlei, er 
ist Finanzbeamter, also er ist eben beruflich 
so ausgebildet. Aber es war damals nicht 
anders· als heute. Das sage ich Ihnen als 
Finanzbeamter. Da sind Leute auf das Amt 
gekommen, die Hofräte, Lehrer, Professoren, 
Direktoren waren; die haben sich nicht ausge­
kannt beim Antrag auf Sonderausgaben. Wie 
kann sich dann ein Hilfsarbeiter oder ein 
Arbeiter auskennen? Das ist richtig. Aber 
dazu ist eben die Gesetzgebung da. 

Da möchte ich einflechten, daß gerade die 
Fin.anzbeamten gerne Auskunft geben. Ich 
habe noch einen Zwischenruf gemacht: Geh 
zum Schmied und nicht zum Schmied!! Die 
Finanzbeamten sind gewillt und angewiesen 
seitens des Ministeriums, den Kunden höflich 
und freundlich Auskunft zu geben. Das 
möchte ich hier bitte ganz deutlich gesagt 
haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Eine weitere Sache, Kollege Bauer, zu der 
ich auch als Gemeinde- und Kommunalpoliti­
ker Stellung nehmen muß, ist die Abschaf­
fung der Lohnsummensteuer . Das ist keine 
Steuer, die der Finanzminister' vereinnahmt, 
sondern das tun nur die Gemeinden. Wollen 
Sie wirklich den Bürgermeistern - wir haben 
einige hier - sagen, wir schaffen die Lohn­
summensteuer ab, die in vielen Gemeinden 

einen hohen Prozentsatz des Budgets aus­
macht? 

Herr Abgeordneter Bauer! Ich weiß schon, 
auch die Gewerbesteuer wollen Sie abschaf­
fen, aber da muß man bitte Wege finden, um 
dieser Gebietskörperschaft Gemeinde andere 
Steuern zuzuführen. Aber da haben Sie leider 
nicht gesagt, was Sie sich da alternativ vor­
stellen. Aber die Lohnsummensteuer und die 
Gewerbesteuer braucht jede Gemeinde so not­
wendig bei den vielen Aufgaben, die immer 
mehr den Gemeinden zufallen. Ich kann es 
mir persönlich als. Gemeindemandatar auch 
nicht vorstellen, Kollege Bauer. Aber viel­
leicht werden Sie einmal Alternativen in diese 
Richtung aufzeigen. Ich freue mich auch, daß 
Sie letztlich die Zustimmung zu der heutigen 
Regierungsvorlage geben werden, wenn auch 
mit einigen Abänderungen. 

Zu § 34: außergewöhnliche Belastung. Es ist 
richtig, was Sie sagen. Aber bitte, vor 1972 
waren wir genau dort, wo wir jetzt wieder 
sind. Der Verfassungsgerichtshof hat ent­
schieden, es ist nicht durchführbar, letztlich 
auch wieder auf den Finanzbeamten bezogen. 
Es würde sehr schwer sein, nach Ermessen 
im einzelnen Fall die Administration durchzu­
führen. Wir können einmal darüber reden, 
Kolle·ge Bauer. Aber ich glaube, dieser Antrag 
ist verfrüht. Da muß man gemeinsam auch 
wieder die Administration möglich machen. 
Letztlich ist es derzeit vom Verfassungsge­
richtshof her nicht möglich, das anders zu 
machen. 

Kollege Kern! Wir beide haben überBewer­
tungen in diesem Hause schon sehr viel 
gesprochen. Ich weiß, daß Sie ein engagierter 
Vertreter der BauernschcUt sind und vor allen 
Dingen ein ehrlicher Politiker in Ihrer Aus­
sage als Praktiker. Ich freue mich, auch heute 
wieder Ihre Ausführungen gehört zu haben. 
Aber trotzdem: Die Bergbauern sind zu 95, 96 
Prozent pauschaliert, Kollege Kern. Sie zah­
len halt einmal keine Steuer, und deshalb ist 
auch der § 18, die Sonderausgaben, nicht 
anwendbar. Was soll er noch absetzen, wenn 
er sowieso keine Steuer zahlt, Kollege Kern? 
(Abg. K ern: Ein Nebenerwerbsbauer!) 

Der Nebenerwerbsbauer kann nur aus Ein- . 
künften aus nichtselbständiger Tätigkeit die 
Absetzbeträge geltend machen, aber nicht als 
Bauer. Denn als Bauer ist er pauschaliert, 
Kollege Kern. (Abg. Kern: Das weiß ich ja!) 
Und diese beiden Dinge muß man auseinan­
derhalten. Er. zahlt halt keine Einkommen­
steuer. Das ist nicht möglich. 

Zur Pensionierung. Gott sei Dank, Kollege 
Kern, hat die ÖVP in diesem Hause im Jahre 
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1969 die Pensionsversicherung der Bauern 
beschlossen. Kollege Mock hat mir schon ein­
mal einen Zwischenruf gemacht: Sehr richtig, 
das ist einmal die Wahrheit, was der Kollege 
Hirscher sagt. Aber Vollziehung 1971 mit 
Wirksamkeit 1. Jänner 1971 durch diese Bun­
desregierung. Und vorher hat es keine Pen­
sionsversicherung in diesem Lande Öster­
reich für die Bauernschaft gegeben. Wir 
haben viel darüber diskutiert. (Abg. Mag. 
Mi n k 0 w i t sc h: Die Bundesregierung hat 
es nicht in Kraft gesetzt, sondern der Natio­
nalrat!) Daß es heute unter den Bauernpensio­
nisten Steuerzahler gibt, das soll uns alle 
freuen, denn da sieht man, daß sie eine 
anständige Pension unter dieser Bundesregie­
rung bekommen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun zum Kollegen Höchtl! Ich hätte gerne, 
wenn er herinnen wäre, denn wir spielen 
beide - und das ist ganz interessant - in die­
ser Parlamentsfußballmannschaft. Pepi 
Höchtl ist einer unserer schußgewaltigsten 
Stürmer in dieser Mannschaft. Ich werde aber 
dazu sprechen, weil er von meinen Pässen 
lebt in dieser Mannschaft. Er schießt die Tore 
nur, wenn ich ihm den Paß gebe. Darum 
möchte ich heute zu seinen Ausführungen 
auch etwas sagen. 

Er hat hier behauptet, daß dieses Gesetz, 
diese Erhöhung von Freibeträgen für Vereine 
bei Gewinnen von 80000 S auf 100000 S nur 
das Verdienst des ÖVP-Klubs wäre. Er hat 
sich engagiert. Er hat aber auch schon von 
unserem Sportsprecher gehört, daß hier auch 
die Bundessportorganisation eingeschaltet 
war. Daß es sich hier in seiner Rede nur um 
niederösterreichische Vereine gehandelt hat, 
dürfte aufgefallen sein; bis auf ein paar bur­
genländische ... (Abg. Dr. H ö c h tl: Ist Güs­
sing ein niederösterreichischer Verein?) 

Ich bin froh, daß du jetzt herinnen bist, 
Pepi, damit du es hörst. Ich darf feststellen, 
daß der Finanzminister über seine Beamten 
einen Broschürenbehelf für alle Vereinsob­
männer in diesem Lande Österreich, für zehn­
tausende Vereinsobmänner gemacht hat 
(Abg. Dr. H ö c h t 1: Ist noch nicht heraußen!), 
daß er weiters einen Ombudsmann eingestellt 
hat, lieber Kollege Höchtl, und daß du das 
alles als "Remasuri" bezeichnet hast. Ich 
halte diesen Ausdruck für die Arbeit dieser 
Beamten, die das erstellt haben, für eine 
glatte Beleidigung der Beamten. Das möchte 
ich sagen. Ich persönlich danke ihnen dafür, 
daß sie diesen Behelf gemacht haben. (Beifall 
bei der SPÖ.) Das ist der Unterschied. Ich 
glaube, das sollten wir tun, und ich würde 
dich sehr bitten, das in einer deiner nächsten 
Reden auch zu tun und nicht die Arbeit der 

Beamten so zu kritisieren. Und sie als "Rema­
suri" zu bezeichnen, das finde ich einfach arg; 
das möchte ich bitte gesagt haben. (Abg. Dr. 
H ö c h t 1: Das habe ich nie gemacht! Die ver­
antwortlichen Sportfunktionäre sagen, daß 
der bisherige Konzeptionsentwurf unver­
ständlich ist und selbstverständlich erleich­
tert werden muß!) Wer macht denn bitte den 
Konzeptionsentwurf? Wer macht ihn denn? -
Der Herr Minister, die Sekretäre? Das 
machen sicher die Herren Sektionschefs, und 
das geht mir bitte nicht ein. Das geht mir 
nicht ein. (Abg. Dr. H ö c h t 1: Mir egal, ich 
stelle fest, daß er nicht verständlich ist!) 

Zu dem freiwilligen Mittagessen bei einem 
Hausbau. Noch einmal, Kollege ... (Abg. Dr. 
H Ö c h t1: Die Verpflegung für die 1 000 Frei­
willigen!) Richtig, die Verpflegung für 1 000 
Freiwillige, ein freiwilliges Mittagessen oder 
auch ein Abendessen, wo kein Dienstverhält­
nis bestand. Kollege Röchtl! Den Fall möchte 
ich bitte sehen, wo ein Finanzbeamter hiefür 
eine Steuer verlangt hat. Den Fall möchte ich 
sehen. (Abg. Dr. H ö c h t 1: Den Generalsekre­
tär des Österreichischen Bauordens fragen! 
Ich habe den Brief hier!) Gut. Ich will das 
sehen, und dann kann man drüber reden im 
Finanzministerium mit dem Finanzminister, 
aber ohne Dienstverhältnis, Kollege Höchtl. 
Bei freiwilligen Leistungen wird kein Finanz­
beamter eine Steuer verlangen. Das ist doch 
in ganz Österreich nicht usuell, das gibt es 
nicht. Ich würde das gerne sehen. (Abg. Dr. 
H ö c h t 1: Ich beziehe mich auf den Brief!) 

Jetzt noch zu den Vereinen: Die Erhöhung 
von 80 000 Sauf 100 000 S bei Gewinn. Ich 
glaube, diese Erhöhung ist eine ganz großar­
tige Sache. Auch dafür sollte man Verständ­
nis haben. Wir haben gemeinsam gekämpft, 
also nicht nur der Kollege Höchtl, auch wir 
haben darüber diskutiert, auch wir vertreten 
diese Vereine in ganz Österreich. Ich glaube, 
so kann es ja nicht gehen. (Abg. Dr. H ö c h t 1: 
Wir haben ja den Antrag eingebracht! 
Warum? - Weil die vielen Vereine leider noch 
immer darunterfallen! Wir müssen die Vor­
aussetzungen schaffen, daß sie leben können!) 

Der Sport soll halt aus der Politik - das 
möchte ich auch sagen - oder die Politik aus 
den Vereinen herausgehalten werden. Ich 
glaube, da könnten wir uns einig sein, nicht 
der Union-Verein und der ASKÖ-Verein, es 
gibt sie, aber die Funktionäre in den Sportver­
einen sollen nicht die Politik in die Vereine 
tragen. Das ist mein Antrag, und zu dem 
stehe ich auch. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
Dr. H ö c h t 1: Das ist die Aufgabe der Politik!) 

Nun zur Gewerbesteuer. Auch hier muß ich 
sagen: Im Jahr 1974, als ich in dieses Haus 
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gekommen bin, war der Gewerbesteuerfreibe­
trag 24 000 S. Dann haben wir ihn auf 60 000 S 
erhöht. Auf Grund des Abgabenänderungsge­
setzes beträgt er bereits 80000 S. Die ganzen 
Privatzimmervermieter, die Klein- und Mittel­
betriebe fallen aus der Gewerbesteuer heraus. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Sagen wir einmal, wie das wirklich ist. Geben 
wir auch einmal zu, daß diese Bundesregie­
rung, dieser Finanzminister gute Gesetze 
gemacht haben. Es ist nicht alles gut und es 
ist auch nicht alles schlecht. Was gut ist, sollte 
man halt bitte auch einmal sagen. Aber kein 
einziger Oppositionsredner hat davon gespro­
chen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Bausparen: Das Abgabenänderungsgesetz 
1981 hat für 1982 und auch für 1983 die Erhö­
hung des Freibetrages von 7 000 S auf 8 000 S 
gebracht. Wir haben die Prämien von 10 auf 
13 Prozent angehoben. Das kostet doch bitte 
alles Geld und kommt den Bausparern 
zugute. Keine Wortmeldung seitens der Oppo­
sitionsredner dazu. Davon spricht man nicht. 
Das wird übergangen, weil das eine gute 
Sache ist. Natürlicherweise werden es wir als 
Regierungspartei sicher aufzuzeigen haben, 
und ich tue das hiermit. Ich möchte mich 
dafür auch herzlich bedanken. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Nun zum Fremdenverkehr, denn gerade 
das Bundesland Salzburg ist auch ein großes 
Fremdenverkehrsland. Wir haben zwar keine 
Bootsvermietung. Wir haben aber Autover­
mietung. Ein langj ähriges Anliegen ist es, daß 
der Luxussteuersatz von 30 Prozent bei Boots­
vermietung, aber auch bei Autovermietung 
heruntergesetzt wird. Auch das ist... (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. Z i t tm a y r.) Richtig. 
Aber auch das beschließen wir gemeinsam. 
Ich bestreite es ja nicht, Kollege Zittmayr. 
Aber wir sollen doch sagen, daß es eine gute 
Sache ist und der Wirtschaft zugute kommt. 
Das sollen wir gemeinsam sagen. (Beifall bei 
der SPÖ.) Ich kann nur hoffen ... (Abg. Dr. 
Z i t tm a y r: Das ist genauso, wie wenn ich 
einem Hund den Schwanz einzwicke und 
dann . .. ) Das ist Schärding. Es gefällt mir, 
daß ein Akademiker auch so leger sein kann. 
Das gefällt mir sehr, sehr gut, muß ich sagen. 

Eine weitere Sache, auch wieder auf den 
Fremdenverkehr bezogen - Kollege Westrei­
cher ist nicht hier, aber ich bitte die Funktio­
näre und Kollegen von der Gastronomie, sehr 
aufzupassen -, ist die Energiepolitik: Wer hat 
hierüber gesprochen, daß gerade bei der 
Hotellerie, der Gastronomie und den Beher­
bergungs betrieben die Mehrwertsteuer für 
Energie nach wie vor, Kollege Steidl, 8 Pro­
zent beträgt und nicht 13 Prozent wie für 

jeden anderen, der in diesem Lande lebt? Der 
Finanzminister hat das nicht erhöht, obwohl 
bereits der dritt~ Winter ins Land geht und 
die Angebote seitens der Hotellerie längst 
hätten berücksichtigt werden können, was die 
erhöhte Mehrwertsteuer betrifft. Kein Dank 
seitens der Opposition. Nach wie vor 8 Pro­
zent, keine einzige Wortmeldung dazu. Ich 
sage es hier, und der Kollege Westreicher, 
selbst Hotellier, weiß, was wir hier getan 
haben. Der kann ~as abschätzen, und deshalb 
sage ich das auch. 

Ich hoffe, daß diese Verbesserungen durch 
das Abgabenänderungsgesetz 1982 auch wei­
tergeleitet werden seitens der Unternehmer 
an die Kunden, damit die auch von diesen 
Herabsetzungen und Verbesserungen etwas 
haben. 

Meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren! Zu den Punkten Kfz- und Einkommen­
steuer haben bereits meine Kollegen Stellung 
genommen. 

Ich glaube, daß dieses Abgabenänderungs­
gesetz 1982 allen Österreichern wieder sehr 
viele Verbesserungen bringen wird. Wir stim­
men daher sehr, sehr gerne diesem Gesetz zu. 
(Beifall bei der SPÖ.) 13.58 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Feur­
stein. Ich erteile es ihm. 

13.58 

Abgeordneter Dr. Feurstein (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte dem Abgeordneten Hirscher danken, 
daß er ein bißchen eine andere Stimmung 
hereingebracht hat. Was wir vom Abgeordne­
ten Egg gehört haben, war eine Wahlrede, 
und da waren viele Phrasen drinnen. 

Der Abgeordnete Hirscher hat immerhin 
zugegeben, daß wichtige Dinge, die jetzt wie­
der zur Diskussion gestellt wurden, eigentlich 
schon in der ÖVP-Alleinregierung positiv ent­
schieden worden sind. Ich möchte Ihnen auch 
danken, daß Sie gesagt haben, daß wir eigent­
lich mit diesem Abgabenänderungsgesetz nur 
Dinge wiedergutmachen müssen, die an 
jenem schwarzen Freitag - Sie erinnern sich 
alle noch - unter Finanzminister Androsch 
beschlossen worden sind. Diese Dinge müs­
sen wieder verändert werden. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Daß wir uns 
dafür bedanken, ist, glaube ich, von uns nicht 
zu erwarten, sondern im Gegenteil, wir kön­
nen nur sagen: Gott sei Dank ist es gelungen, 
Finanzminister Salcher zu überzeugen, daß 
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die Schritte, die durch Finanzminister 
Androsch gesetzt worden sind, die der Wirt­
schaft geschadet haben, die Arbeitsplätze zer­
stört haben, die die Eigenkapitalbasis der 
Betriebe zugrunde gerichtet haben, wieder 
geändert werden müssen. Manche Dinge ent­
wickeln sich vielleicht doch wieder zum Bes­
seren. Aber daß es ein Steuererleichterungs­
gesetz ist, so wie das der Abgeordnete Mühl­
bacher erwähnt hat, davon kann man tatsäch­
lich nicht reden. 

Herr Minister! Wir haben im Ausschuß sehr 
eingehend darüber diskutiert. Ich würde es 
als ,,Abgabenänderungsgesetz mit Fußan­
geln" bezeichnen, denn es sind einige wesent­
liche Fußangeln drinnen. 

Eine Fußangel hat beispielsweise der Abge­
ordnete Höchtl aufgezeigt, wenn er über die 
Vereinsbesteuerung gesprochen hat. Hier ist 
einfach nicht wegzudiskutieren, daß eine 
neue Art der Handhabung der Besteuerung 
für die Vereine Platz greifen wird, und das 
seit Sommer 1982. Herr Minister! Im Aus­
schuß haben Sie und Ihre Beamten zugege­
ben, daß andere Arten der Besteuerung Platz 
greifen. Aus diesem Grund haben wir gebe­
ten, daß diese Freigrenze von 100000 S auf 
200 000 S erhöht wird. 

Das ist keine Lizitationspolitik, Herr Mini­
ster, sondern das ist eine Politik, die die In­
itiative, den Idealismus der Vereinsfunktio­
näre erhalten will. Was nützt es, wenn Sie 
Steuern von den Vereinen kassieren, wenn 
nachher vom Land, vom Bund und den 
Gemeinden wieder Zuschüsse gegeben wer­
den müssen. In diese Situation kommen wir, 
wenn Sie unserem Antrag auf Erhöhung der 
Freigrenze für die Gewerbesteuer und für die 
Körperschaftsteuer von 100000 S auf 
200 ogo S nicht stattgeben. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Eine zweite Fußangel, meine Damen und 
Herren, hat der Abgeordnete Keimel erwähnt: 
die Erhöhung der Einheitswerte. Sie belasten 
vor allem die Ein- und Zweifamilienhausbesit­
zer . Diese Ein- und Zweifamilienhausbesitzer 
werden über kurz oder lang in die Vermögen­
steuer hineinkommen. Derjenige, der sich ein 
eigenes Heim, eine Eigentumswohnung 
geschaffen hat, wird benachteiligt gegenüber 
demjenigen, der nicht gespart hat. Herr Mini­
ster, das ist einfach nicht richtig! Es geht 
nicht um die Reichen, es geht nicht darum, 
daß man die Großen begünstigt, sondern es 
geht - das haben wir ganz eindeutig im Aus­
schuß gesagt - um die Eigenheimbesitzer, es 
geht um die Eigentumswohnungsbesitzer. 
Denen sollte man Hilfe bieten. 

Deshalb haben wir ersucht - und es hat 
zunächst so ausgeschaut, als ob wir seitens 
der SPÖ Zustimmung erhalten -, diese Auf­
wertung von 35 Prozent zu reduzieren. Wenn 
Sie dem zugestimmt hätten, so wäre eine 
Einigung weitgehend möglich gewesen. Sie 
haben dem nicht zugestimmt, und es ist ein 
ganz entscheidender Punkt, warum wir einen 
wesentlichen Teil dieses Abgabenänderungs­
gesetzes ablehnen müssen. 

Meine Damen und Herren! Eine dritte Fuß­
angel betrifft § 69 des Bewertungsgesetzes. 
Hier machen Sie etwas, was im Grunde sehr 
vernünftig ist. Wir haben viele Freigrenzen 
im Bewertungsgesetz, wir haben eine Frei­
grenze derzeit für die Pfandbriefe mit 
100000 S, eine Freigrenze bei den Spareinla­
gen, gleichfalls 100 000 S, wir haben eine Frei­
grenze von 150000 S für Versicherungen. Wir 
sind immer dafür eingetreten, daß man diese 
Freigrenzen zusammenlegt und damit das 
Bewertungsgesetz übersichtlicher macht. Wir 
haben auch gesagt, man muß das Einkom­
mensteuerrecht durchforsten und die Frei­
grenzen, die Absetzbeträge einheitlich gestal­
ten. Was Sie aber jetzt getan haben in der 
Regierungsvorlage, ich habe es Ihnen aufge­
zählt: Früher waren 350000 S Freibeträge im 
Bewertungsgesetz für diejenigen, die gespart 
haben, enthalten. Begünstigt waren dadurch 
nicht die Reichen, sondern die alten Men­
schen, die ein Sparbuch haben, die Pfand­
briefe erworben haben, und die Menschen, die 
eine Lebensversicherung abgeschlossen 
haben. 

Sie haben im Ausschuß zunächst in der 
Regierungsvorlage einen Freibetrag von 
200 000 S statt diesen 350 000 S vorgeschlagen. 
Gott sei Dank konnten wir uns auf eine Erhö­
hung auf 250 000 S einigen. Aber, meine 
Damen und Herren, diese 250 000 S, die Sie 
nach langen Verhandlungen zugestanden 
haben, bedeuten nach wie vor eine Ver­
schlechterung für denjenigen, der bis heute 
gespart hat. Und das sind - ich muß es wie­
derholen - nicht die Reichen, das sind diese 
kleinen Sparer, die sich einige 100 000 S 
zusammengespart haben. In Zukunft werden 
sie in die Vermögensteuer hineinkommen 
und von dem Ersparten Vermögensteuer 
bezahlen müssen. 

Wollen Sie das, meine Damen und Herren 
von der Sozialistischen Partei? Wollen Sie, 
daß diese kleinen Sparer, die für das Alter 
gesorgt haben, nun Vermögensteuer bezahlen 
müssen? Wir haben deshalb den Antrag 
gestellt, diesen Freibetrag, so wie er bisher 
war, mit 350000 S zu belassen, ihn aber 
zusammenzufassen. Sie haben das abgelehnt. 
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Das ist eine weitere Fußangel in diesem 
Gesetz. Nach außen hin sagt man, das ist ein 
schöner Betrag, 250 000 S Freigrenze, tatsäch­
lich kommt es zu einer Reduzierung von 
350 000 S auf 250 000 S. 

Meine Damen und Herren! Diese Men­
schen, die gespart haben, sind Menschen, die 
für unseren Staat etwas geleistet haben, die 
in der Vergangenheit sehr viel gearbeitet 
haben, und es wäre, glaube ich, an uns, diese 
Begünstigung zu erhalten. (Zustimmung bei 
derÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Eine vierte Fuß­
angel dieses Abgabenänderungsgesetzes: Wir 
haben auch sehr eingehend darüber disku­
tiert, und, Frau Staatssekretär, ich bin sehr 
froh, daß Sie jetzt auf der Regierungsbank sit­
zen, denn das betrifft Sie. Es handelt sich um 
die, Neuformulierung der Bestimmung, die 
vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben wor­
den ist, die die Geschiedenen begünstigt. 

Der Verfassungsgerichtshof hat festgestellt: 
Wenn jemand Unterhaltsbeiträge zu leisten 
hat, ist es gleichgültig, ob er geschieden oder 
verheiratet ist. Hier darf man nicht unter­
scheiden. Sie haben bisher eine ungleiche 
Behandlung von Geschiedenen und Verheira­
teten Platz greifen lassen. Für Geschiedene 
haben Sie eine außerordentliche Belastung 
anerkannt, für Verheiratete, die Unterhalts­
beiträge leisten müssen, haben Sie die außer­
ordentliche Belastung bisher nicht gelten las­
sen. 

Es ist ein Ehegatte an den Verfassungsge­
richtshof herangetreten und hat mit Erfolg 
diese Bestimmung aufgehoben. Was tun Sie 
jetzt mit der neuen Bestimmung? Sie schrei­
ben nur hinein, wenn jemand geschieden und 
wiederverheiratet ist, dann wird die außeror­
dentliche Belastung anerkannt, in den ande­
ren Fällen nicht. Wenn jemand nur für eine 
Frau zu sorgen hat, dann wird die außeror­
dentliche Belastung nicht berücksichtigt. 

Meine Damen und Herren! Das ist doch 
widersinnig. Wenn jemand für andere Perso­
nen zu sorgen hat, dann ist es eine zusätzliche 
Belastung. Es ist doch ganz gleichgültig, ob er 
geschieden, wiederverheiratet oder verheira­
tet ist. Diese Bestimmung, die Sie nun einge­
führt haben, ist nicht einsichtig. Ich möchte 
Ihnen jetzt nichts unterstellen, aber für mich 
ist das ein Indiz Ihrer Familienpolitik. Im 
Grunde wollen Sie die gesunde, funktionsfä­
hige Familie nicht. 

Meine Damen und Herren! Es ist unbe­
streitbar, daß Familienerhalter, die heute für 
vier, fünf Kinder sorgen müssen, an der 
Armutsgrenze leben. Wir haben daher im 

Ausschuß gefordert, daß Sie auch für eine 
Großfamilie die außerordentliche Belastung 
anerkennen. Und das ist eine berechtigte For­
derung, meine Damen und Herren. Sie haben 
diese berechtigte Forderung zurückgewiesen. 
Wir, protestieren daher ganz eindeutig gegen 
diese neue Bestimmung. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Gegen diese neue Bestimmung müssen wir 
einen Vorbehalt anmelden, weil Sie die 
gesunde, intakte Familie weiterhin unberück­
sichtigt lassen, weil Sie nur jene begünstigen, 
die sich scheiden ließen und wiederverheira­
tet haben. Wir haben nichts dagegen, daß Sie 
die Geschiedenen begünstigen, aber Sie sol­
len vor allem für die gesunde, für die intakte 
Familie etwas tun. 

Meine Damen und Herren! Es gibt eben 
Familienväter, die für vier, fünf und sechs 
Kinder sorgen müssen; in meiner Heimat 
kenne ich eine ganze Reihe. Wir haben kein 
Verständnis, wenn Sie von denen die Steuer 
holen und das Geld verschwenden, und zwar 
verschwenden für ein Konferenzzentrum, ver­
schwenden für Zwentendorf, verschwenden 
für das AKH, verschwenden für Repräsenta­
tionsausgaben, verschwenden - sagen wir 
das auch einmal - für Drei- und Vierfachpen­
sionen, die Sie immer wieder gewähren, unge­
rechtfertigterweise gewähren. Hier werden 
Gelder verschwendet, und Sie holen es bei 
den Mindesteinkommensempfängern, bei 
jenen Personen, die an der Armutsgrenze 
leben müssen. 

Ich komme jetzt, meine Damen und Her­
ren, zur entscheidenden fünften Fußangel die­
ses Gesetzes. Es ist eine ganz unscheinbare 
Bestimmung, die im Einkommensteuergesetz 
geändert wird. Es heißt ganz lapidar: Im § 67 
Abs. 1, vorletzter Satz, tritt an die Stelle des 
Betrages von 180 S der Betrag von 210 S. 

Was bedeutet diese Bestimmung? Im § 67 ist 
die Besteuerung des' 13. und 14. Monatsgehal­
tes geregelt, und dieser 13. und 14. Monatsge­
halt, den natürlich auch die Pensionisten 
bekommen, ist heute bis zu einem Betrag von 
8500 S jährlich steuerfrei. Der Betrag, der 
über 8500 S liegt, ist mit 6 Prozent Lohn­
steuer belastet, wenn für keine Kinder zu sor­
gen ist. Das heißt also, wenn jemand mehr als 
8 500 S verdient und eine Sonderzahlung 
erhält, so muß er für diesen höheren Betrag 
eine Lohnsteuer von 6 Prozent bezahlen. 

Das gilt natürlich auch für die Mindestpen­
sionisten. Die Mindestpension wird mit 
1. Jänner 1983 für Ehepartner runde 6 000 S 
betragen, genau sind es 5 989 S. Und damit 
nun diese Mindestpensionsempfänger nicht 
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in die Lohnsteuer hineinkommen, haben Sie 
hineingeschrieben: Diese Steuer für Sonder­
zahlungen ist dann nicht zu leisten, wenn sie 
nicht mehr als 210 S beträgt. Der 13. und 
14. Monatsgehalt für den Mindestpensioni­
sten beträgt runde 12 000 S. Der die 8 500 S 
übersteigende Betrag macht 3 500 S aus, und 
3500 S mal 6 Prozent wären genau die 210 S 
Lohnsteuer. Wenn jemand also lohnsteuer­
pflichtige Sonderzahlungen in der Höhe von 
12 000 S bekommt, dann hat er die Lohnsteuer 
nicht zu leisten. Aber ein anderer Pensionist, 
der nur um 10 S mehr lohnsteuerpflichtiges 
Einkommen hat, nämlich nicht 6000 S, son­
dern 6010 S, und im Jahr 12020 S Sonderzah­
lungen erhält, zahlt genau 211 S Lohnsteuer. 
Also lohnsteuerpflichtige Sonderzahlungen 
um 20 S mehr im Jahr bedeutet eine Lohn­
steuerbelastung von 211,20 S. 

Wir haben im Ausschuß sehr eingehend 
darüber diskutiert, und ich habe einen Antrag 
eingebracht, daß man diesen Betrag einschlei­
fen läßt. Der Finanzminister hat durch seinen 
Beamten erklären lassen, es sei ein sehr logi­
sches Argument, das wir da vorbringen, der 
Antrag sei eigentlich logisch, aber er sei zu 
verwaltungsaufwendig, und deshalb werde 
dieser Antrag abgelehnt. 

Meine Damen und Herren! Wir haben für 
diese Argumentation überhaupt kein Ver­
ständnis. Sie belasten diejenigen Menschen, 
die an der Armutsgrenze Pensionen und 
andere Einkommen erhalten. Personen, die 
6 000 S lohnsteuerpflichtiges Einkommen 
haben, werden in der nächsten Zeit, genau ab 
1. Jänner 1983, nur bei einer Erhöhung um 
20 S 211,20 S Lohnsteuer für die Sonderzah­
lung bezahlen müssen. Das ist ungerecht, 
meine Damen und Herren. Ich möchte noch 
einmal deponieren: Wir ersuchen dringendst, 
uns dieses Einschleifen zuzugestehen. 

Meine Damen und Herren! Daß es so 
unmöglich ist, wie das vom Finanzminister im 
Ausschuß erklärt wurde, stimmt einfach 
nicht, denn es gab im Abgabenänderungsge­
setz 1980 bei einer ähnlichen Situation bereits 
ein solches Einschleifenlassen der Lohn­
steuer. Damals galt es allerdings für den all­
gemeinen Lohnsteuertarif, weil im Jahre 1981 
Pensionisten mit ihren Monatsbezügen lohn­
steuerpflichtig geworden wären. Damals 
waren Schwellenwerte festgelegt, es gab 
damals insgesamt fünf Schwellenwerte, die 
ein Einschleifen der Steuer vorgesehen 
haben. 

Wir haben wieder etwas Ähnliches vorge­
schlagen und beantragt, daß bei einem Bezug 
in der Größenordnung von 6 000 S bis 8 000 S 
monatlich für die Lohnsteuersonderzahlun-

gen ein ähnliches Einschleifen vorgesehen 
wird, wie dies damals für die gesamte Lohn­
steuer gemacht wurde. Sie haben es aus mir 
unerklärlichen Gründen abgelehnt. Für mich 
gibt es nur einen Grund, warum Sie es abge­
lehnt haben: Sie haben das wahrscheinlich 
deshalb abgelehnt, weil der Vorschlag von der 
ÖVP gekommen ist. Wenn dem so ist, meine 
Damen und Herren, so ist das bedauerlich. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Wir müssen daher bei der Beratung dieses 
Abgabenänderungsgesetzes noch einmal for­
dern: Hände weg von Einkommen, die an der 
Armutsgrenze liegen! Diese Einkommen müs­
sen von der Besteuerung befreit werden. Das 
gilt für die Familieneinkommen und das gilt 
für die Mindestpensionisten, auch für jene 
Pensionisten, die ganz knapp über der Min­
destpension liegen. 

Zweitens: Wir verlangen eine Verbesserung 
der Möglichkeiten für die Eigenvorsorge. 
Menschen, die gespart haben, sollen schluß­
endlich nicht zur Vermögensteuer herangezo­
gen werden; deshalb die Hinaufsetzung der 
Freigrenzen im Bewertungsgesetz. 

Drittens: Wir verlangen eine Verbesserung 
der Eigenkapitaldecke in den Betrieben. Aus 
diesem Grunde haben wir bereits vor einein­
halb Jahren einen Selbständigen Antrag ein­
gebracht, das zweite Eigentumsbildungsge­
setz. Es wurde von Dr. Mock hier im Hohen 
Hause vorgelegt und ist bis heute leider nicht 
abschließend behandelt worden. Es würde 
ermöglichen, daß die Beteiligungsfinanzie­
rung auch für den Arbeitnehmer ermöglicht 
und erleichtert wird, und es würde vor allem 
die Diskriminierung der Beteiligungsfinanzie­
rung für den Arbeitnehmer beseitigen. 

Wir sind daher sehr froh, daß der Abgeord­
nete Dr. Stix heute einen Antrag in etwas 
abgeänderter Form eingebracht hat, der den 
stillen Gesellschafter von der Gewerbesteuer 
befreit. Diesem Antrag sind wir sehr gerne 
beigetreten, weil er eine teilweise Lösung die­
ses Problems bedeutet. Eine endgültige 
Lösung dieses Problems würde aber wohl nur 
unser zweites Eigentumsbildungsgesetz brin­
gen, und wir ersuchen daher um eine mög­
lichst dringende und vorrangige Behandlung 
unseres zweiten Eigentumsbildungsgesetzes. 

Viertens: Wir verlangen, daß durch 
Abgabenänderungsgesetze die Steuerverdros­
senheit beseitigt, ein vernünftiges Steuersy­
stem geschaffen sowie eine sparsame Verwal­
tung durchgesetzt wird. 

Meine Damen und Herren! Daß Sie am 
Ende Ihres Lateins sind, beweist ja das 
Steueramnestiegesetz. Sie hätten kein Steuer-
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amnestiegesetz einbringen müssen, wenn Sie 
nicht die Steuerverdrossenheit in der Bevöl­
kerung in diesem Ausmaß selber feststellen 
müßten. Vernünftiger wäre, erstens kein 
Steueramnestigesetz, sondern ein vernünfti­
ges und einsichtbares Steuersystem, das dem 
Steuerpflichtigen auch klar erkennen läßt, 
daß seine Gelder auf Grund richtiger Grund­
lagen eingehoben werden, und zweitens, daß 
die Gelder durch das Budget richtig verwen­
det werden. 

Fünftens verlangen wir eine Beendigung 
der Belastungsdiskussion. Diese Belastungs­
diskussion ist ja nicht zu Ende. Wir haben 
deshalb in Villach wiederholt einen Bela­
stungsstopp gefordert. Dieser Belastungs­
stopp, der auf unserer Klubklausur neuerlich 
deponiert worden ist, ist nicht irgendeine par­
teipolitische Erklärung, sondern resultiert 
aus dem Bedürfnis der Bevölkerung. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, das 
wären echte Alternativen zu einem Abgaben­
änderungsgesetz, das unser Steuersystem 
wieder exekutierbar machen würde, das vor 
allem dazu beitragen würde, daß auch die 
Arbeitsplätze gesichert werden. Wir glauben, 
daß ein solches Abgabenänderungsgesetz 
auch jene Akzente setzen würde, die unsere 
Wirtschaft in der heutigen Zeit dringendst 
braucht. Das Vertrauen zwischen Staat und 
Steuerzahler ist wieder herzustellen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 14.17 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Jörg Haider . Ich 
erteile ihm das Wort. 

14.17 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Einer der Debattenredner der Regierungspar­
tei hat gemeint, es wäre doch eigentlich 
schön, wenn man einmal anerkennen wollte, 
was auch Positives in der Steuerpolitik 
geschieht. Ich kann ihm hier nur zustimmen, 
nur finde ich beim besten Willen bei den wich­
tigen gesetzlichen Materien eigentlich nichts, 
das man so positiv hervorheben könnte, weil 
gerade in den letzten Jahren unter der Füh­
rung des neuen Finanzministers Unsitten in 
der Steuerpolitik eingerissen sind, die wir 
alle, insbesondere aber auch die Wirtschaft 
und die vorwiegend mit steuerrrechtlichen 
Problemen befaßten Menschen, zu spüren 
bekommen. 

Die Steuerpolitik ist heute - und das zeigt 
ja auch der Wust an abgabenrechtlichen 
Gesetzen und Veränderungen, die im Laufe 
eines Jahres passieren - ein wahres Folterin­
strument der Leistungsfeindlichkeit gewor-

den. Die Abgabenpolitik zeichnet sich durch 
eine Unübersichtlichkeit erster Ordnung aus. 
Wenn man damit Politik macht, so trifft es vor 
allem wiederum jenen, der es am schwersten 
hat, sich einen Durchblick zu verschaffen, 
denn der Finanzminister kalkuliert ja ganz 
bewußt damit, daß soundso viele Arbeitneh­
mer in Österreich gar nicht wissen, wie sie 
wirklich ihre steuerrechtlichen Angelegenhei­
ten erledigen sollten, und dadurch nimmt er 
Milliarden Schilling mehr ein, die er ihnen 
eigentlich in Form von Erstattungsbeiträgen 
durch Verminderung ihrer' Lohnsteuerbela­
stung zukommen lassen sollte. 

Es ist aber auch die Unsitte eingerissen, 
daß in diesem Steuersystem nicht mehr das 
Gesetz gilt, sondern - das wird auch jeder 
Wirtschaftstreuhänder und Steuerberater 
bestätigen - ausschließlich und primär die 
Erlaßpraxis an der Tagesordnung ist, die mei­
stens der Öffentlichkeit gar nicht bekannt ist, 
aber doch verbindliche Wirkung bei der Befol­
gung der Steuergesetze hat. 

Ich meine also, daß gerade auch die Frage 
der "Aktion brutal" gegenüber den Sport- und 
Kulturvereinen ein Problem der Erlaßpolitik 
dieses Finanzministers ist, über die wir dann 
noch reden werden. 

Zum dritten zeichnet sich auch diese Politik 
durch eine mangelnde Vorhersehbarkeit in 
steuerrechtlichen Fragen aus. 

Und zum vierten - das soll auch hier ein­
mal kritisch angemerkt sein - mißt diese 
Steuerpolitik in vielen Bereichen mit zweier­
lei Maß. Ich denke nur daran, daß gegenwär­
tig wieder eine sogenannte ,,Aktion scharf" 
läuft, um die Belegerteilungspflicht bei den 
Betrieben zu kontrollieren. Diese ,,Aktion 
scharf' hat offenbar sozusagen den Zweck, 
eine gewisse Selbstbestätigung der Berechti­
gung dieser Belegerteilungspflicht herbeizu­
führen. 

Im selben Zeitpunkt, wo diese ,,Aktion 
scharf" gegenüber den Betrieben läuft, ob sie 
wohl alle schön Rechnungen über 500 S aus­
gestellt haben, liegt uns ein Rechnungshofbe­
richt vor, der deutlich macht, daß das Unter­
richts- und das Forschungsministerium gar 
nicht in der Lage und willens ist, selbst 
Belege auszustellen, aber nicht über 500 S, 
sondern über Millionenbeträge, um die es 
geht. 

Das sind die Dinge, die auch die Menschen 
draußen verärgern und frustrieren, wenn mit 
zweierlei Maß bei dieser Steuer- und Finanz­
politik gemessen wird. 

Ich möchte mich daher ganz intensiv und 
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besonders mit einem Fall der Erlaßpraxis des 
neuen Finanzministers, den Kollege Feur­
stein unverständlicherweise zu loben begon­
nen hat, auseinandersetzen. Denn dieser 
Finanzminister ist allen Ernstes darangegan­
gen, auf Grund eines Verwaltungsgerichtshof­
erkenntnisses vom 14. Oktober 1980 den Bau­
arbeitern in Österreich eine empfindliche 
zusätzliche Lohnsteuerbelastung aufzubür­
den. 

Wenn ich die "ÖGB-Nachrichten" vom 
30. September 1982, die sich freundlicher­
weise mit dieser Kritik von mir befaßt haben, 
richtig verstehe, dann sind mindestens 35000 
Bauarbeiter von der Maßnahme des Finanz­
ministers betroffen, daß im Wege eines Ge­
heimerlasses, den er heute nicht mehr wahr­
haben will, 35 000 Bauarbeiter plötzlich ihre 
bisher steuerfreien kleinen Trennungszula­
gen voll versteuern müssen. Wir wissen, daß 
das für jeden bei einem Durchschnittsein­
kommen zwischen 9 000 und 10 000 S monat­
lich mindestens eine Mehrbelastung von 850 
bis 870 S pro Bauarbeiter ausmacht. 

Wenn der Herr Finanzminister nun herge­
gangen ist, nachdem ich diesen Umstand kri­
tisiert habe, und gesagt hat, das ist eine 
unsaubere politische Vorgangsweise, das ist 
reine Erfindung, dann mußten wir ihm eben 
beweisen, daß im ,,Abgabenrechtlichen 
Dienst" dieser Erlaß abgedruckt ist, den er 
nicht wahrhaben will, im "Abgabenrechtli­
chen Dienst", der wohl wissen muß, was im 
Ministerium alles produziert wird, was der 
Finanzminister heute nicht mehr wahrhaben 
will. 

Wenn er heute im Zusammenhang mit den 
Kulturvereinen und den Sportvereinen davon 
gesprochen hat, man soll sich über die Fakten 
unterhalten, dann bin ich bereit, darüber zu 
reden. Denn es ist ein Faktum, daß er auf der 
Grundlage eines Verwaltungsgerichtshofer­
kenntnisses nun darangehen will, die bishe­
rige Rechtspraxis der steuerfreien Tren­
nungszulagen in der Bauwirtschaft einer 
Besteuerung zu unterziehen. 

Wenn er sagt, das ist reine Erfindung, dann 
muß ich annehmen, daß er sein Ministerium 
so schlecht in der Hand hat und nicht einmal 
seine eigenen Erlässe kennt, die hinausgehen, 
oder er hat uns bewußt in der Öffentlichkeit 
falsch informiert. 

Denn dieser Erlaß, diese Rechtsmeinung, 
die Salcher geäußert hat, hat weitreichende 
Konsequenzen, meine Damen und Herren: 
Die Konsequenz, von der ich schon gespro­
chen habe, die in realen Einkommenseinbu­
ßen der Bauarbeiter liegt, die meines Erach-

tens ja nicht gerade zu den einkommensstärk­
sten Gruppen in der Republik Österreich zäh­
len. Es ist eben eine Frage, ob man in Zeiten 
wie diesen, wo es ohnedies gerade in diesem 
Wirtschaftsbereich große Probleme mit der 
Arbeitslosigkeit gibt, den Leuten auch dann 
noch, wenn sie eine Arbeit haben, eine zusätz­
liche empfindliche Lohnsteuererhöhung hin­
aufknallen muß. 

Zum zweiten wird eine echte ungleiche 
Behandlung von unselbständig Erwerbstäti­
gen vorgenommen. Denn immer dann - nach 
den einkommenssteuerrechtlichen Bestim­
mungen des § 26 Abs.7 -, wenn ein Arbeit­
nehmer einen fixen Arbeitsplatz an der 
Betriebsstätte, also am Hauptsitz des Betrie­
bes der Bauwirtschaft hat, wird sämtliche 
Tätigkeit, die er außerhalb auf einer Baustelle 
verrichtet, unter dem Titel der Reisekosten -
sprich der kleinen Trennungszulagen - auch 
steuerfrei abgegolten. 

Wenn er das Pech hat, daß er nur ein nor­
malsterblicher Bauarbeiter ist, dann hat er 
nämlich keinen fixen Arbeitsplatz im Unter­
nehmen, an der Betriebsstätte, und es wird 
ihm daher auch diese Trennungszulage nicht 
mehr auf Grund des Erkenntnisses des Ver­
waltungsgerichtshofes, auf Grund der Stel­
lungnahme des Herrn Finanzministers ange­
rechnet, und er hat es voll zu versteuern. 

Gehen wir also von einem praktischen Bei­
spiel aus: Wir haben einen Techniker oder 
einen Polier, und wir haben zwei Maurer. Sie 
arbeiten auf derselben Baustelle. 

Der Techniker und der Polier sind fix auf 
dem Betriebsstandort des Unternehmens X 
ernannt, haben dort ihren Arbeitsplatz. Sie 
erhalten die steuerfreien Auswärtsvergütun­
gen oder Trennungszulagen gemäß § 26 Abs. 7 
Einkommensteuergesetz. 

Die zwei Maurer haben keinen fixen 
Arbeitsplatz, sondern ihr Dienstort oder ihr 
Arbeitsort, wie es in der gesetzlichen Defini­
tion heißt, ist die jeweilige Baustelle. Wenn 
sie also täglich zurückkehren zu ihrem Wohn­
sitz, zu ihrem Familienwohnsitz, wird diese 
Vergütung, diese Trennungszulage einer 
Besteuerung unterzogen. 

Ich halte es gerade im Hinblick auf das, was 
auch der Herr Sozialminister immer an Ver­
einheitlichung im Sozialrecht predigt, von den 
Thesen, daß wir einen einheitlichen Arbeit­
nehmerbegriff schaffen müssen, für eine 
unzulässige Vorgangsweise gerade hinsicht­
lich einkommenschwächerer Gruppen, die in 
einer schwierigen wirtschaftlichen Situation 
stehen, sie neuerlich durch eine solche Erlaß­
praxis zu diskriminieren. 
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Ich wäre nur gespannt, was der Herr 
Finanzminister zu dieser Frage zu sagen hat. 
Denn bisher hat er ja außer Pauschalbe­
schimpfungen jener, die Kritik geübt haben, 
überhaupt nichts dazu sagen können. 

Dazu kommt noch, daß es auch für die 
Betriebe unangenehm ist, wenn sich eine 
Änderung der Rechtspraxis ergibt. Denn Sie 
wissen, daß die Betriebe mit einer Einbezie­
hung von Trennungszulagen in die Besteue­
rungsgrundlage ja auch eine empfindliche 
Erhöhung der Lohnnebenkosten zu verkraf­
ten haben und den Vorsteuerabzug für diese 
Trennungszulagen verlieren würden. Und ein 
zusätzliches kommt erschwerend dazu: Daß 
eben im Falle einer Betriebsprüfung die 
Gefahr besteht, daß der Betriebsprüfer sagt: 
Ja, meine Herren, ihr habt jetzt schon mona­
telang oder jahrelang den Betreffenden 
steuerfrei die "kleine Trennung" gegeben; das 
ist nach der geltenden Rechtslage nicht mehr 
zulässig; daher haftet ihr Betrieb für die ord­
nungsgemäße Abrechnung der Lohnsteuer; 
wir fordern von euch, von der Betriebsfüh­
rung, die nicht vollständig entrichtete Lohn­
steuer zurück. 

Sie können sich vorstellen, meine Damen 
und Herren, daß gerade diese Vorgangsweise 
des Herrn Finanzministers, diese Form der 
Geheimerlässe, diese undurchsichtige Praxis, 
die er in bezug auf die Problematik Tren­
nungszulagenbesteuerung an den Tag legt 
und die ihm unterm Strich 450 Millionen 
Schilling mindestens an Steuereinnahmen 
bringen wird, diese Erlaßpraxis von uns nicht 
unkritisch zur Kenntnis genommen werden 
wird, weil wir schon in anderen Fällen im 
Zusammenhang mit Fragen der Bauarbeiter­
besteuerung nach jahrelangen Bemühungen 
dann letztlich doch Erfolg gehabt haben, weil 
unrechtmäßig vorgegangen worden ist. 

Es fällt mir auf, daß gerade dieser Finanz­
minister, der so gern hier den biederen Tiro­
ler spielt, derjenige ist, der sich zu heißen 
Eisen permanent verschweigt. Er ist uns 
gestern die Antwort schuldig geblieben, wie 
er dazu kommt, 1,1 Milliarden Schilling zu 
wenig für die Pensionsversicherung der Ange­
stellten einzusetzen, er ist uns schuldig 
geblieben, wie er zu seinen Einnahmenansät­
zen kommt, wenn er nicht gleichzeitig Steuer­
erhöhungen - 13. und 14. Monatsgehalt -
Sparbuchsteuer und so weiter einführen will. 
Und er bleibt uns offenbar auch heute durch 
seine Abwesenheit hier im Hause schuldig, 
wie er es rechtfertigt, daß er die Trennungs­
gelder in der Bauwirtschaft für 35 000 Perso­
nen einer zusätzlichen Besteuerung unterzie­
hen will. 

Wir sind nicht einverstanden damit, wie es 
im Ausschuß geheißen hat, daß man sagt: Das 
muß man dann eben in einem großen Rah­
men mit Kraftfahrzeugpauschale und Pend­
lerwesen regeln. 

Meine Damen und Herren! Es geht um den 
jetzigen Zustand. Jetzt sind die Arbeiter ver­
pflichtet, das einer Besteuerung zu unterzie­
hen. Und wir als freiheitliche Abgeordnete 
dieses Hauses wollen verhindern, daß gerade 
jetzt eine Berufsgruppe, die nicht zu den ein­
kommensstärksten zählt, einer empfindlichen 
zusätzlichen Lohnsteuerbelastung unterzogen 
wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Der große Schweiger hier im Hohen Haus 
wäre aufgefordert, endlich einmal auch zu 
heißen Eisen Stellung zu nehmen und eine 
verbindliche Erklärung darüber abzugeben, 
ob er daran denkt, die bisherige Rechtspraxis 
auf Grund des Verwaltungsgerichtshofer­
kenntnisses, auf Grund seines Erlasses zu 
ändern, oder ob er hier verbindlich vor der 
Öffentlichkeit erklären kann, er wird bis zu 
einer deutlichen und klaren gesetzlichen 
Regelung keine zusätzlichen steuerlichen 
Maßnahmen ergreifen. 

'Präventiv bringen wir als freiheitliche 
Fraktion einen Abänderungsantrag ein: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Jörg Haider, Dkfm. 
Bauer, Dipl.-Vw. Josseck, Dr. Stix zur 
Regierungsvorlage betreffend Abgabenän­
derungsgesetz 1982, 1213 der Beilagen, in 
der Fassung des Ausschußberichtes, 1285 
der Beilagen. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die im Titel bezeichnete Regierungsvor­
lage in der Fassung des. Ausschußberichtes 
wird wie folgt geändert. 

Im Abschnitt I Artikel I wird nach Z 4 fol­
gende neue Z 4 a eingefügt: 

,,4 a. Im § 26 Z.7 wird nach dem ersten 
Absatz folgender Satz eingefügt: 

Bei Arbeitnehmern, die keinen festen 
Dienstort haben, gilt als Dienstort das für 
die Lohnverrechnung zuständige Büro des 
Arbeitgebers." 

Die bisherige Z 4 a erhält die Bezeich­
nung 4 b. 

Diesen Antrag bringen wir ein, dem Sie 
zustimmen können, meine Damen und Her­
ren von der Regierungspartei, wenn Sie nicht 
nur als Gewerkschaftsvertreter draußen bei 
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den Betriebsversammlungen große Worte 
reden und sagen, wie Sie um die Einkom­
menssicherung Ihrer Belegschaftsmitglieder 
besorgt sind. Hier heraußen und hier bei der 
Abstimmung im Parlament wollen wir wis­
sen, ob es Ihnen ernst ist mit dem, was Sie in 
den ÖGB-Nachrichten geschrieben haben, 
oder ob Sie hier aus Regierungsräson und auf 
Grund des Abmauerns zugunsten eines 
Finanzministers, der sich verrannt hat, auf 
Kosten der Arbeitnehmer eine steuerliche 
Belastung akzeptieren. 

Und diese Ungleichheit, die hier praktiziert 
wird, diese Gefahr einer zusätzlichen steuerli­
chen Belastung von Tausenden Arbeitneh­
mern wird noch dadurch verschärft, daß man 
im Jahre 1978 sehr wohl eine Änderung im 
Bereich der steuerlichen Behandlung der 
Trennungszulagen vorgenommen hat, aber 
damals, um den Gastarbeitern eine steuer­
freie Trennungszulage zukommen zu lassen. 
Wer also die Rechtsmaterie einigermaßen 
kennt, wird ja wissen, daß 1978 das Einkom­
mensteuergesetz so geändert wurde, daß alle 
Gastarbeiter, die in Österreich tätig sind, 
heute sogar die große Trennungszulage 
und das steuerfrei - bekommen. 

Ich verstehe daher nicht, daß der Herr 
Finanzminister hier die Bereitschaft hat, der 
Gruppe der Gastarbeiter sehr wohl die steuer­
freien Trennungsgelder zu sichern und damit 
eine wesentliche Einkommensgrundlage zu 
erhalten, daß er aber den heimischen Arbeits­
kräften plötzlich eine volle Besteuerung ihrer 
Trennungsgelder aufbürden will, weil dieses 
Beispiel der ungleichen Behandlung der Gast­
arbeiter und der heimischen Arbeitnehmer 
auch zu einer totalen Verzerrung des Lohnge­
füges führt. Ich habe hier ein Rechenbeispiel, 
das ich der Frau Staatssekretär Karl dann 
überreichen werde, damit sie dem Herrn 
Finanzminister wenigstens eine Information 
über die Problematik zukommen läßt (Abg. 
Dipl. -Vw. J 0 s sec k: Postillon d 'amour!), aus 
der hervorgeht, daß bei einem gleichen Brut­
tobezug eines österreichischen Bauarbeiters 
und eines ausländischen Bauarbeiters, die an 
derselben Baustelle und bei derselben Firma 
arbeiten, der ausländische Bauarbeiter auf 
Grund der privilegierenden Lohnbesteue­
rungsbestimmungen erstens einmal netto um 
über 1 000 S mehr bekommt als der österrei­
chische Bauarbeiter und daß die Lohnneben­
kosten des Betriebes für den ausländischen 
Arbeitnehmer auch um über 1 000 S günstiger 
sind als bei dem österreichischen Arbeitneh­
mer. 

Ich meine daher, daß man diesen Fragen 
wirklich mehr Augenmerk zuwenden wird 

müssen. Der Kollege Hesoun wird ja dieses 
Problem kennen, er wird wissen, daß auch 
seine Kollegen, nämlich die heimischen Bau­
arbeiter, ihn bedrängen werden und sagen, 
tut doch endlich etwas, daß nicht wir auf 
Grund der strengeren Besteuerung, der wir 
als heimische Bauarbeiter unterliegen, letzt­
lich in unseren Arbeitsplätzen mehr gefähr­
det sind als die ausländischen Arbeitskräfte; 
denn es ist naheliegend, daß ein Betrieb sagt, 
wenn der um soviel billiger ist, dann werde 
ich natürlich versuchen, den Gastarbeiter in 
der Funktion zu erhalten und dafür einen 
Österreicher abzubauen. Ich kann Ihnen aus 
dem Stegreif viele Beispiele nennen, wo das 
gegenwärtig so passiert. Ich frage mich nur, 
warum verschweigen Sie sich, meine Herren 
von der Regierungsfraktion, zu diesem 
Thema? Warum sind Sie so uneinsichtig und 
haben im Ausschuß gesagt, wir werden das 
schon regeln? Die einen sagen wieder, wir 
werden es im Kollektivvertrag regeln. Einen 
Schmarrn haben Sie bisher geregelt! Sie 
gefährden damit auch die Nettoeinkünfte und 
die Kaufkraft der betroffenen Arbeitnehmer. 

Ich meine also, meine Damen und Herren 
von der Regierungspartei, es ist ein hohes 
Maß an Gleichgültigkeit, das Sie in dieser 
Frage an den Tag legen, und ich bin nun sehr 
neugierig, mit welcher Argumentation Sie 
draußen gegenüber Ihren Arbeitnehmern, in 
den Gewerkschaftsorganisationen, in den 
Betriebsräten dieses Verschweigen zu einer 
echten Benachteiligung einer großen Gruppe 
von Bauarbeitern in Österreich rechtfertigen 
werden. 

Damit kommen wir zum zweiten Bereich 
der Erlaßpraxis, der kritisch angemerkt wer­
den muß. Es ist dies die steuerliche Behand­
lung der Vereine. Ich möchte dazu anmerken, 
daß gerade wir Freiheitlichen mit unserem 
Antrag vom 15. Oktober 1981, der sich mit der 
steuerlichen Entlastung der brauchtumspfle­
genden Musik-, Tanz- und Gesangsvereine 
befaßt hat, eigentlich den Stein ins Rollen 
gebracht haben, daß man sich auch hier im 
Hohen Hause ernsthaft mit der Problematik 
der Besteuerung von Kulturvereinen bis hin 
zu den Sportvereinen auseinandersetzen 
mußte. Es ist erfreulich, daß es uns in langen 
Verhandlungen gelungen ist, in einem ersten 
Schritt im Abgabenänderungsgesetz 1981 die 
Körperschaftssteuerfreigrenze auf 80 000 S 
und jetzt auf 100000 S - dasselbe auch bei 
der Gewerbesteuer - zu erhöhen. Ich frage 
mich aber nur, warum denn der Herr Finanz­
minister im Gegenzug heuer im Sommer her­
gegangen ist und einen Monstererlaß heraus­
gebracht hat, der letztlich zu einer massiven 
steuerlichen Belastung der Vereine hätte füh-

901 
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ren sollen. Und das kann er halt nicht unge­
schehen machen. 37 Seiten Erlaß sind not­
wendig, um an allen Ecken und Enden die 
Sportvereine und die Kulturvereine einer 
zusätzlichen stärkeren Besteuerung zu unter­
ziehen. Ich sage Ihnen hier ganz offen, Herr 
Finanzminister: Wir haben kein Verständnis 
für diese Vorgangsweise, daß man auf der 
einen Seite zwar den Steuerfreibetrag erhöht, 
auf der anderen Seite aber einschränkende 
Bestimmungen im Erlaßwege schafft, um die 
Kulturvereine, die Sportvereine in ihrer idea­
listischen Tätigkeit neuerlich zu hindern. 
Sind wir doch froh, daß wir diese Aktivitäten 
haben. Sind wir doch froh, daß es diese kultu­
relle, schöpferische Tätigkeit Tausender und 
Abertausender Menschen in Österreich gibt, 
die die Lebensqualität erhöhen, die Volkskul­
tur im wahrsten Sinne des Wortes auch schöp­
ferisch betreiben, daß wir nicht· auch im 
Bereich der Volkskultur darauf angewisen 
sind, 1,6 Milliarden Schilling - wie bei den 
Bundestheatern - als Defizit der Hochkultur 
auch in diesem Bereich finanzieren zu müs­
sen. 

Aber bitte belassen Sie den Vereinen 
wenigstens einen Großteil jenes Geldes, das 
sie in Eigeninitiative aufbringen, um ihre 
Arbeit zu finanzieren. Nichts anderes wollen 
wir damit erreichen. Aber wenn Sie dann mit 
so einem schnoddrigen Erlaß hergehen und 
versuchen, in geradezu penetranter Art und 
Weise Steuerlücken zu finden, wo drinnen 
steht, überall dort, wo die Statuten nicht in 
Ordnung sind, gelten die steuerlichen Begün­
stigungen der Vereine nicht; oder, wo man in 
komplizierter Weise zwischen unentbehrli­
chen Hilfsbetrieben und entbehrlichen Hilfs­
betrieben differenziert und dann ein schönes 
Beispiel angibt und sagt: Wenn ein Wander­
verein vier Berghütten unterhält - gemeint 
ist auf deutsch der Alpenverein, den will man 
steuerlich auch stärker zur Kassa bitten -
und drei Hütten sind vom Umsatz her unent­
behrliche Hilfsbetriebe, die mit ihrem Umsatz 
letztlich den Betrieb des sonstigen Vereins 
finanzieren, aber eine Hütte erfüllt die Vor­
aussetzung nicht, weil sie 25 Prozent des 
Umsatzes aller drei Hütten macht, daher ist 
sie voll zu versteuern, dann muß ich Sie fra­
gen: Sollen die Alpenvereinshütten, sollen die 
Naturfreundehütten ihre Türen zusperren, 
sobald sie die Einkommens- oder Umsatz­
steuergrenze erreicht haben, ab der sie 
steuerpflichtig werden? Ja was soll den dieser 
Unsinn im Erlaßwege? Dann dürfen Sie halt 
nicht empfindlich sein, wenn man Sie hier im 
Parlament auch stellt und sagt, Freunde, so 
geht es nicht, wir verlangen, daß es eine ent­
sprechende korrekte Behandlung dieser Ver-

eine gibt. Ich weise es daher mit Nachdruck 
zurück, wenn der Herr Finanzminister heute 
in seiner Darstellung und Rechtfertigung 
gesagt hat, er hat einen Ombudsmann für die 
rechtliche Betreuung der Vereine eingerich­
tet, das hilft besser als so viel Demagogie wie 
hier im Parlament. Da, muß ich sagen, ist er 
heute der Demagoge gewesen und nicht jene, 
die das kritisch aufgegriffen haben, weil er 
uns in keinem Punkt konkret und sachlich 
nachweisen konnte, daß dieser Erlaß nicht 
wirklich Realität war, daß er ihn nicht wirk­
lich den Behörden bereits zugestellt hat -
damit ist er rechtlich verbindlich gewesen -
und sich nicht auf Umwegen das wieder von 
den Vereinen holen wollte, was wir im Parla­
ment durch eine Anhebung der Steuerfrei­
grenze erkämpft haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich meine also, meine Damen und Herren, 
daß wir allen Grund haben, sehr kritisch 
diese Form der Steuerpolitik, wie sie immer 
wieder zutage tritt, zu beurteilen, und wir for­
dern Sie auf, im Bereich der Behandlung 
unserer Kulturvereine endlich einmal das zu 
praktizieren, was Sie in Sonntagsreden drau­
ßen den Leuten immer sagen, nämlich daß die 
Kulturarbeit förderungswürdig ist, daß sie 
steuerlich entlastet gehört. 

Reden Sie nicht nur draußen bei den Veran­
staltungen, praktizieren Sie es hier, und hal­
ten Sie Ihren Finanzminister im Zaum, daß er 
nicht wieder beginnt, mit solchen unsinnigen 
Erlässen, die auch in der Sache nicht gerecht­
fertigt sind, die kulturelle Tätigkeit in unse­
rem Lande, auf die wir mit Fug und Recht 
stolz sind, zu unterlaufen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 14.42 

Präsident Thalhammer: Der eingebrachte 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Jörg Haider, Dkfm. Bauer und Genossen ist 
genügend unterstützt und steht mit in Ver­
handlung. 

Ich möchte nur, meine Damen und Herren, 
aufmerksam machen, bei aller Schärfe der 
Diskussion, die angebracht erscheint, doch 
von pesönlichen Anwürfen Abstand zu neh­
men. Das war hart an der Grenze. 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Nowotny. Ich erteile ihm das Wort. 

14.43 

Abgeordneter Dr. Nowotny (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich darf hier gleich an 
die Worte des Herrn Präsidenten anschließen. 

Herr Kollege Haider , wir haben kein Pro­
blem und keine Sorge, wie Sie es auszudrük­
ken belieben, den Finanzminister im Zaum zu 
halten. Aber ich glaube, Sie sollten sich doch 
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manchmal etwas im Zaum halten bei Ihren 
demagogischen Angriffen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Es erscheint uns schon recht eigenartig, 
Herr Kollege Haider , wenn Sie sich hier auf 
einmal als Anwalt der Bauarbeiter aufspielen 
wollen. Die Bauarbeiter wissen sehr gut, wer 
ihre Interessen tatsächlich vertritt, und wir 
wissen es auch, nämlich die Gewerkschaft. 
(Beifall bei der SPÖ. - Abg. Pro b s t: Das 
sagen Sie seit hundert Jahren! Aber behaup­
ten allein ist zuwenig! - Abg. Fr i s c h e n -
sc h 1 a ger: Haben Sie ein Monopol?) 

Ja, ganz richtig. Seit hundert Jahren ver­
tritt die Gewerkschaft die Interessen der Bau­
arbeiter, und sie vertritt sie richtig, sehr viel 
besser als Leute vom Schlag eines Haider , die 
ihr Süppchen kochen wollen auf Kosten der 
Bauarbeiter. Das wissen die auch sehr gut. 
Sie sollten nur einmal dort hingehen, ich 
glaube, das wird nicht schlecht für Sie sein. 
(Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich sehe interessanterweise, daß die FPÖ 
hier offensichtlich einen wunden Kern hat. 
Sonst ist Ihre Solidarität dem Kollegen Hai­
der gegenüber ja nicht immer so groß, was ich 
auch wiederum verstehe. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Was das Abgabenänderungsgesetz betrifft, 
sind die Standpunkte inhaltlich schon weitge­
hend dargestellt worden. Ich möchte aber 
doch eines hier ganz deutlich festhalten. 

Wir haben in letzter Zeit eine Fülle von 
steuerpolitischen Maßnahmen gesetzt, von 
Maßnahmen, die eindeutig dem Unterneh­
mensbereich und auch, das muß man ganz 
offen sagen, der Gruppe der Höherverdienen­
den deutlich zugute kommen, beginnend etwa 
bei den Genußscheinen über Maßnahmen des 
Abgabenänderungsgesetzes heute, der Inve­
stitionsprämie, der Änderung der steuerli­
chen Abschreibung für Automobile bis hin 
zum Steueramnestiegesetz, das heute auch 
auf der Tagesordnung steht. 

Wir haben alle diese Maßnahmen gesetzt 
im Interesse des Investitionsklimas, im Inter­
esse der Investitionsneigung in der österrei­
chischen Wirtschaft als eine Vorleistung für 
eine dynamische Investitionspolitik, für eine 
Politik der Arbeitsplatzsicherung in diesem 
Land. 

Aber ich möchte hier ganz deutlich sagen: 
Wir haben auch das Recht, den Anspruch zu 
erheben, daß diese Vorleistungen anerkannt 
werden, und zwar zunächst einmal politisch 
anerkannt. Denn es geht sicherlich nicht an, 
daß man laufend Konzessionen erhält und 

dann weiter jammert und weiter verunsi­
chert, so, als ob überhaupt vorher nichts 
geschehen wäre. 

Und zweitens: auch wirtschaftlich aner­
kannt. Denn sicherlich soll und wird ein Wirt­
schaftstreibender keine Investitionen tätigen, 
keine Beschäftigungsmaßnahmen treffen, 
wenn sie sich nicht entsprechend rentieren. 
Aber, und das ist genauso wichtig, im Rah­
men seiner Möglichkeiten sollte jedes Unter­
nehmen, und zwar egal, ob es ein großes oder 
ein kleines Unternehmen ist, ob es ein staatli­
ches oder ein privates Unternehmen ist, alles 
tun, um mitzuwirken, diese schwierige wirt­
schaftliche Situation, in der sich die Weltwirt­
schaft und damit auch Österreich befindet, zu 
überwinden. 

Hier spielt die Einstellung, hier spielt die 
Psychologie eine wichtige Rolle, und es ist 
letztlich auch eine wichtige Aufgabe der Inter­
essenvertretungen, die Aufgabe, hier in einem 
gesamtwirtschaftlichen Sinn positiv zu wir­
ken. 

Was unsere Fraktion betrifft, werden wir 
alles tun, um jede Hilfestellung in diesem 
Bemühen um ein entsprechendes Investi­
tionsklima zu geben. Dieses Gesetz, das wir 
heute beschließen, ist ja einer der Schritte in 
diese Richtung. 

Hohes Haus! Es sind in dieser Debatte über­
wiegend auch generelle steuerpolitische Über­
legungen angestellt worden, und ich möchte 
kurz auch auf diese Fragen eingehen. 

Zunächst einmal auf Fragen der Steuer­
struktur, die ja gerade auch im Zusammen­
hang mit dem vorliegenden Gesetz von Inter­
esse sind. 

Wenn man sich die Entwicklung der einzel­
nen Steuerarten im Zeitraum 1974 bis 1983 
ansieht, so erkennt man, daß die einzelnen 
Steuerarten eine sehr unterschiedliche Dyna­
mik aufweisen. 

Die Lohnsteuer ist in diesem Zeitraum um 
192 Prozent gewachsen, das Aufkommen der 
Umsatzsteuer ist in dem Zeitraum um 
117 Prozent gestiegen. Demgegenüber ist das 
Aufkommen der veranlagten Einkommen­
steuer in diesem Zeitraum nur um 58 Prozent 
und das der Körperschaftsteuer nur um 
53 Prozent angewachsen. 

Nun ist es sicherlich so, daß da auch Struk­
turwandlungen und konjunkturelle Einflüsse 
zu berücksichtigen sind. Aber insgesamt sind 
die Unterschiede doch so deutlich, etwa Lohn­
steuer 192 Prozent Zuwachs, Körperschaft­
steuer 53 Prozent Zuwachs, daß man ganz ein­
deutig sagen kann: Es waren die Massensteu-
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ern, die sich sehr expansiv entwickelt haben, 
während die Unternehmensbesteuerung doch 
weitgehend in diesem Zeitraum- entschärft 
wurde, eben durch Maßnahmen der steuerli­
chen Investitionsförderung, durch eine Fülle 
von zusätzlichen Maßnahmen. 

Wir stehen dazu, man soll es aber auch 
ganz deutlich sagen, und man soll hier ganz 
deutlich die Fakten sehen, daß die Unterneh­
mensbesteuerung ganz wesentlich entschärft 
wurde. Man soll also nicht irgendwelche Schi­
mären aufbauen nach dem Motto: Lerne zu 
jammern, ohne zu leiden. Das wird nämlich 
häufig gemacht. 

Sicherlich sind viele Wirtschaftsbereiche in 
schwierigen wirtschaftlichen Situationen. 
Aber sie sind es eben nicht durch Maßnah­
men der Bundesregierung, und sie sind es 
schon gar nicht durch Maßnahmen der 
Steuerpolitik, im Gegenteil. Die expansive 
Finanzpolitik des Bundes kommt ja nicht nur 
den Arbeitern und Angestellten zugute, son­
dern auch und vor allem auch den Unterneh­
mern, und zwar sowohl kleinen Unternehmen 
wie großen, wobei gerade die kleinen und 
mittleren Unternehmen in besonderem Maß 
darauf angewiesen sind, daß die private Nach­
frage in diesem Land erhalten bleibt. 

Es ist daher gerade hier ein gemeinsames 
Interesse aller in einer Volkswirtschaft Täti­
gen, und jede,r, der nicht politisch verblendet 
ist, müßte dieses gemeinsame Interesse auch 
erkennen. 

Hohes Haus! Ein anderer Aspekt, der heute 
ebenfalls schon häufig diskutiert wurde, 
betrifft die Frage der Steuerquote, also des 
Anteils der Steuern an der Gesamtwirtschaft. 
Es ist ja nicht zufällig, daß dieser Bereich 
eines der Zentren der ÖVP-Propaganda dar­
stellt mit dem Schlagwort des Belastungs­
stopps. 

Dazu muß ich vielleicht zunächst einmal 
sagen, daß es schon etwas eigenartig aus­
sieht, wenn bei der Klubtagung in Villach vom 
Schlagwort des Belastungsstopps gesprochen 
wird, und in den Zeitungen hört man als Hin­
tergrundinformation gleichzeitig, daß die 
ÖVP überlegt hat, im Falle eines Wahlsieges 
eine Anhebung der Mehrwertsteuer vorzu­
schlagen, offensichtlich nach dem deutschen 
Vorbild, wo es auch unmittelbar nach der 
Regierungsübernahme zu einer Steuererhö­
hung gekommen ist. Allerdings, das muß man 
dazusagen, zu einer Steuererhöhung nach Art 
des Hauses, nämlich nach dem ganz besonde­
ren Muster, daß in der Weise vorgegangen 
wird, daß die Steuern für die niedrigEm Ein­
kommen im speziellen Maß erhöht werden, 

während für die hohen Einkommen eine 
Zwangsanleihe vorgeschrieben wird, das 
heißt, sie bekommen das Geld zurück, wäh­
rend die niedrigen Einkommen überhaupt 
nichts zurückbekommen. Obwohl die Opposi­
tionsparteien vorher genau dasselbe gesagt 
haben, was Sie jetzt sagen. Man kann erwar­
ten, daß Sie auch im weiteren genau diesem 
deutschen Muster folgen werden. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

\ 

Genauso, meine Damen und Herren von 
der Opposition, wie Sie ja eben auch laufend 
neue Ausgaben fordern, aber gleichzeitig das 
Defizit als zu hoch bezeichnen. (Abg. 
D eu t s c h man n: Wo?) Der Kollege Feur­
stein ist gerade hier gestanden und hat eine 
ganze Reihe von zusätzlichen Ausgaben, eine 
Reihe von zusätzlichen Steuerermäßigungen 
gefordert, gleichzeitig aber natürlich wieder 
beklagt, daß das Budgetdefizit so groß ist. 

Insgesamt ist das Urteil darüber ja ganz 
einfach: Es ist eben eine zutiefst unseriöse 
Politik, die hier getrieben wird und die Ihnen 
ja auch tatsächlich niemand abnimmt. 

Gerade zur Frage der Steuerquote wiITde 
ich Ihnen doch auch empfehlen, noch einmal 
einen Blick in die Statistik zu werfen. Es ist 
richtig, daß diese Steuerquote langfristig 
gestiegen ist, allerdings in Österreich langsa­
mer als in anderen Staaten, sodaß wir im 
OECD-Rang heute in der Steuerquote tiefer 
sind als früher. Vor allem ist es aber wichtig, 
zu sehen, daß die Steuerquote des Jahres 1983 
niedriger sein wird als die Steuerquote des 
Jahres 1981, und zwar sowohl wenn ich die 
Gesamtabgabenquote betrachte als auch 
wenn ich den Nettoanteil des Bundes 
betrachte. Dort sogar erst recht, weil ja der 
Bundesanteil an den gesamten öffentlichen 
Einnahmen deutlich zurückgeht im Laufe der 
Zeit. Im Jahr 1977 betrug dieser Anteil, der 
von den gesamten Bundessteuern dann auch 
tatsächlich dem Bund verbleibt, noch 64 Pro­
zent, im Jahr 1983 ist er nur mehr 61 Prozent. 

Das heißt, das Gerede von einem Bela­
stungstopp ist schon deshalb unsinnig, weil 
die Steuerquote eben einfach gar nicht gestie­
gen ist. Und das muß man, glaube ich, auch 
zur Kenntnis nehmen. Entweder haben Ihre 
Parteistrategen das noch nicht bemerkt -
und Sie bemerken ja manches nicht, was 
nicht in Ihr Gesichtsfeld paßt -, oder aber, 
Sie meinen mit dem Schlagwort vom Steuer­
stopp eben in Wirklichkeit etwas anderes, und 
zwar eine Umverteilung zu Lasten der niedri­
gen Einkommen und zugunsten der hohen 
Einkommen, ganz nach dem bewährten 
Muster eines Reagan, einer Thatcher und 
eines Kohl, wie schon gehabt. 
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Ich möchte vielleicht doch ganz kurz auch 
dieses Stichwort Reagan kurz aufgreifen, weil 
das gestern zu einigen mehr oder weniger 
geistvollen Bemerkungen der Opposition 
geführt hat, um einige Mißverständnisse, um 
nicht zu sagen um Kurzschlüsse aufzuklären. 

Zunächst einmal: Eine Kritik an einer kon­
servativen Wirtschaftspolitik einer amerika­
nischen Regierung hat überhaupt nichts zu 
tun mit Antiamerikanismus. Ich möchte das 
ganz deutlich sagen. Wir Sozialisten wissen 
sehr genau, was wir dem amerikanischen 
Volk verdanken. Wir wissen auch sehr genau, 
und unterstützen es nach Kräften, daß es zwi­
schen Österreich und Amerika ein tiefes 
Band der Sympathie gibt, das ungestört und 
stark ist. Das hindert uns aber in keiner 
Weise, eine konservative Wirtschaftspolitik 
als konservativ und als ineffizient zu bezeich­
nen, genauso wie auch Millionen Amerikaner 
das als konservativ und ineffizient bezeich­
nen, wie ja auch die jüngsten Ergebnisse der 
Kongreßwahl ganz deutlich gezeigt haben. 

Und zum zweiten: Die Tatsache, daß unser 
Bundeskanzler Kreisky in die USA zu einem 
außenpolitischen Arbeitsgespräch eingeladen 
wurde, hat nichts zu tun mit unserer Ein­
schätzung der verheerenden ökonomischen 
Wirkungen der sogenannten angebotsorien­
tierten Wirtschaftspolitik, wie sie eben unter 
dem Schlagwort Reagonomics läuft. Das eine 
ist Wirtschaftspolitik, das andere ist Außenpo­
litik. Und auch im Bereich der Außenpolitik, 
meine Damen und Herren, heißt es ja nicht, 
daß ein Besuch eine völlige Übereinstimmung 
ausdrücken muß. In keiner Weise. Worum es 
hier geht, ist, daß die große Expertise unseres 
Bundeskanzlers in Fragen der Außenpolitik 
gewürdigt wird, speziell auch seine Expertise 
in Fragen Nahost, die ganz offensichtlich vom 
Ausland viel größer und viel realistischer ein­
geschätzt wird, als das halt manchen Opposi­
tionspolitikern mit ihrem in dieser Hinsicht 
leider sehr begrenzten Horizont möglich 
erscheint. 

Dazu schließlich noch einige Anmerkungen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, zu 
einigen grundsätzlichen Aspekten Ihrer Poli­
tik. Sie haben sich immer dagegen gewehrt, 
daß Sie mit der konservativen Wirtschaftspo­
litik, die ja doch jetzt weltweit abgewirtschaf­
tet hat, in einen Topf geworfen werden. Das 
verstehe ich auch durchaus. Vor zwei Jahren 
hat die Sache noch etwas anders geklungen, 
aber jetzt wollen Sie sich davon doch langsam 
absetzen. 

In dem Zusammenhang ist aber dann doch 
ganz eigenartig, wen Sie sich zu Ihrer Klubta-

gung als Referenten eingeladen haben. Ich 
muß leider auf diese Wunde wieder zurück­
kommen. Denn das, was Ihnen der Professor 
Wittmann vorgetragen hat, war eben Reago­
nomics in Reinkultur, das war diese konserva­
tive Wirtschaftspolitik. Sie haben dann offen­
sichtlich auch brav diesem ganzen erzkonser­
vativem Gebräu zugehört und applaudiert, 
einem Gebräu - kann man nur sagen -, das 
ja schon zum Beispiel der amerikanische 
Vizepräsident Bush, als er noch frei reden 
durfte - nämlich, als er es noch nicht war -, 
als Woodoo-Economics, also als Zauberkunst­
stückel, bezeichnet hat, oder das der jüngste 
Nobelpreisträger George Stigler, der an sich 
ein durchaus konservativer Ökonom ist, bei 
seiner Präsentation im Weißen Haus als 
einen Gimmick, als einen Witz sozusagen, 
bezeichnet hat. (Abg. Dkfm. L ö f f 1 e r: Waren 
Sie dabei in Villaeh?) Nein. Aber ich vertraue 
schon, daß in dieser Sache die Zeitungen rela­
tiv genau berichtet haben. 

Ich kann mir auch durchaus vorstellen, 
Herr Kollege, daß es manchem von Ihnen 
unangenehm war und daß es Ihnen schwum­
merlich geworden ist, wie Sie dann eine Aus­
sage gehört haben - und das ist eine Aussage 
über die Medien, die jeder Österreicher hören 
konnte -, wo es geheißen hat: Arbeitslosig­
keit ist notwendig in gewissem Maß, Arbeits­
losigkeit ist nicht so ernst zu nehmen. Bitte 
schön, das sind Aussagen, die über die 
Medien gegangen sind. 

Herr Kollege! Ich möchte Ihnen dazu ganz 
eindeutig sagen: Wir nehmen Arbeitslosigkeit 
ernst als Problem, und wir werden auch alles 
tun, um sie von Österreich fernzuhalten. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Ich möchte Ihnen noch etwas sagen. Der 
Fall Wittmann ist ja kein Einzelfall. Ich 
möchte Ihnen hier doch etwas vortragen, was 
doch sehr bezeichnend ist und was zeigt, daß 
diese Haltung, die aus diesem Fall Wittmann 
spricht, kein Einzelfall ist. (Abg. D e u t sc h -
man n: Was ist das für ein "Fall Wittmann"?) 

Das kann ich Ihnen sagen: Das ist der Fall, 
daß jemand hingeht und sagt, Arbeitslosigkeit 
ist nicht ernst zu nehmen, und der sagt, 
Arbeitslosigkeit ist volkswirtschaftlich not­
wendig. Für mich ist das ein Skandal. Für Sie 
vielleicht nicht. 

Aber das möchte ich Ihnen schon ganz deut­
lich sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist vor allem deshalb für mich auch ein 
Skandal, weil es kein Einzelfall ist. Ich habe 
hier vor mir den Text eines Referats von Pro­
fessor Andreae, gehalten am 8. Oktober 1982 
bei der Herbsttagung des Österreichischen 
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Akademikerbundes, einer Organisation, von 
der Sie nicht leugnen können, daß sie der 
ÖVP unerhört nahe steht. - Übrigens, Profes­
sor Andreae ist Mitglied des wirtschaftspoliti­
schen Beirates der ÖVP, also organisatorisch 
unmittelbar in Ihren Bereich eingebunden. 

Es gibt hier eine ganze Blütenlese von Din­
gen. Ich möchte mich beschränken auf ein 
Zitat von Seite 12 dieses Referats, wo er über 
die Arbeitsmoral sagt: "Es gibt drei mögliche 
Verhaltensweisen: Sie können arbeiten, Sie 
können Freizeit haben oder Sie könne arbeits­
los sein." Und dann sagt er weiter: "Wenn Sie 
Freizeit haben, müssen Sie nichts tun und 
keine Steuer zahlen, außer der Branntwein­
steuer vielleicht. Und wenn Sie arbeitslos 
sind, müssen Sie nicht nur nicht arbeiten, 
sondern Sie kriegen noch etwas raus." 

Was heißt denn das, wenn man sich das 
wirklich im Klartext anschaut? Das heißt, für 
jemanden wie Andreae sind Arbeitslose offen­
sichtlich faule Menschen, die Branntwein 
trinken und die dafür auch noch bezahlt wer­
den. Das ist das, was hier drinnensteht. Und 
ich finde, das zu sagen als ein Zeichen einer 
Gesinnung ist doch etwas bemerkenswert. 
(Zustimmung bei der sm.) 

Es geht noch weiter. Ich könnte Ihnen das 
sozusagen Seite für Seite vorlesen. 

Nur eine Sache noch. Auf der nächsten 
Seite gleich sagt er: "Trotzdem bedeuten 
Transfers aller Art, daß die Arbeitsmoral in 
Gefahr gerät.'" Was heißt denn das im Klar­
text? Das heißt im Klartext: Arbeitslosenun­
terstützung untergräbt die MoraL Das ist 
doch eine Haltung, die wir schon einmal 
gehabt haben, und zwar im 19. Jahrhundert. 
(Abg. Dkfm. Löffler: Wer ist denn 
Andreae?) Wer Andreae ist? Gehen Sie in die 
Kärntner Straße und fragen Sie dort. Das ist 
ein Mitglied des wirtschaftspolitischen Beira­
tes. (Beifall bei der SPÖ. - Der Prä s i den t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Vielleicht wissen Sie es nicht, Herr Kollege, 
aber Ihr Bundesparteiobmann trifft sich sehr 

. regelmäßig mit ihm. Andreae und Mock sind 
auch sehr stolz auf ihre gegenseitige Freund­
schaft und darauf, wie eng sie zusammenar­
beiten. (Abg. Dkfm. L ö f f I er: Lesen Sie 
einen Artikel von Androsch! Ich lese Ihnen 
das selbst einmal vor, da trifft Sie der Schla.g! 
Beim Referat von Androsch trifft Sie der 
Schlag als Sozialisten!) 

Aber vielleicht hat sich das zu Ihnen noch 
nicht durchgesprochen. Es freut mich ja! Es 
freut mich, daß es Stimmen in der ÖVP gibt, 
die mit dem auch nicht einverstanden sind. 
Aber leider ist es halt so, daß das ganz offen-

sichtlich die Menschen sind, die derzeit auf 
die Wirtschaftspolitik der ÖVP Einfluß haben. 
Das müssen wir den Österreichern sagen. Das 
ist eine Gefahr für dieses Land. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Wir werden den Österreichern ganz klar 
sagen müssen: Die Ratschläge, die sie von 
ihren Ratgebern bekommen, sind erstens: 
Arbeitslosigkeit bagatellisieren. Zweitens: 
Maßnahmen setzen, die die Arbeitslosigkeit 
nur verschärfen würden. Das ist konkret. Sie 
können das selber lesen. Ich lasse es Ihnen 
dann später da. 

Ich frage mich: Was hat eigentlich zum Bei­
spiel an diesem Tag im ÖVP-Klub bei diesem 
Referat eigentlich der ÖAAB gemacht'! Hat 
der auch so brav mitapplaudiert'! Ist dem 
eigentlich die Frage der Arbeitslosigkeit auch 
so irrelevant'! Oder: Will sich der Herr Kollege 
Kohlmaier nur mehr als Feind der Gewerk­
schaften profilieren? Ist ihm das alles egal? 
Ich frage mich nur! Irgendwo werden Sie 
auch, glaube ich, einmal eine Antwort dafür 
geben müssen, denn auf jeden Fall ist bis jetzt 
keine Distanzierung erfolgt zu dem, was dort 
auf der Klubtagung, zu dem, was hier in Refe­
raten, und zu dem, was ganz offensichtlich 
überhaupt im geistigen Untergrund der ÖVP 
in dieser Richtung herumschwirrt. (Beifall bei 
der sm.) 

Ihr Einverständnis mit diesen Dingen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, ist 
ja auch verständlich. Denn die grundlegende 
Alternative (Abg. Dkfm. L ö ff 1 e r: Jetzt wird 
er arg!) zu dem, was ein Wittmann sagt, und 
zu dem, was ein Andreae sagt, die grundle­
gende Alternative (Abg. Dkfm. L ö f f 1 e r: 
Jetzt bremsen Sie sich ein!) zu diesem 
neokonservativen Kurs, auf den Sie ja eben 
offensichtlich hier eingeschworen wurden, ist 
ja eben eine expansive Wirtschaftspolitik, wie 
wir sie von der sozialistischen Regierung hier 
betreiben. Das istgenau die Politik, mit der es 
gelungen ist, die Beschäftigungslage in Öster­
reich wesentlich positiver zu gestalten als in 
allen anderen Industriestaaten. (Beifall bei 
der sm.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir sehen daher - ich glaube, Sie werden das 
verstehen - keinen Grund, von dieser Politik 
der Beschäftigungssicherung . abzugehen im 
Interesse der arbeitenden Menschen in die­
sem Land. (Abg. Dkfm. L ö f f 1 e r: Das ist 
eine gefährliche Drohung!) Im Interesse aller 
Österreicher werden wir diesen Weg weiter­
gehen. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dkfm. 
L ö f f 1 e r: Der droht uns, er geht den Weg 
weiter!) 15.02 
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Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Probst. 

15.03 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Merkwürdige 
Dinge beschert uns Professor Nowotny (Abg. 
Dkfm. L ö f f1 e r: Jawohl!): Er stellt sich her­
aus, erklärt uns lang und breit, warum der 
Bundeskanzler Kreisky nach Amerika fährt, 

. entschuldigt sich dafür - und es hat keiner 
die Tatsache angegriffen, daß der Bundes­
kanzler nach Amerika fährt -, findet Ausre­
den dafür, bezeichnet die Opposition als 
beschränkt - Sie haben wörtlich gesagt: Was 
die Opposition mit ihrem beschränkten Hori­
zont leider nicht verstehen kann -, ist gleich­
zeitig unendlich wehleidig, wenn hier Kritik 
an der Regierungspartei geübt wird, bezeich­
net wörtlich das Inkaufnehmen von Arbeitslo­
sigkeit als Skandal - sicher, das ist ein Skan­
dal, ist eine tiefe Tragik, ist für ihn ein Skan­
dal -, gleichzeitig tut er so, als ob zum Bei­
spiel in der VEW und in der Verstaatlichten 
nicht abgebaut würde. (Abg. Pet er: Dazu 
will er nichts wissen!) Warum bitte kommen­
tieren Sie diesen Skandal nicht, und warum 
kommentieren Sie die Ursachen nicht, warum 
es dazu gekommen ist, Herr Kollege 
Nowotny? (Abg. Dr. Jörg Hai der: Er ist ein 
Theoretiker!) 

Abgesehen davon möchte ich Ihnen sagen: 
Ihr Vertretungs anspruch, Ihr Alleinvertre­
tungsanspruch für die arbeitende Klasse in 
diesem Land ist schon längst nicht mehr 
glaubwürdig, wenn Sie sich stur weigern, 
berechtigte Kritik an Maßnahmen, die den 
Arbeitnehmer betreffen und schädigen, auch 
nur anzuhören und so abzutun mit 
"beschränktem Horizont". 

Sie sagen hier, Sie werden alles tun, um 
Hilfestellung zu geben. Wenn dann ein Antrag 
kommt, der womöglich kostenneutral ist, wird 
er von Ihnen abgeschmettert, nur weil er 
nicht von Ihnen gestellt wird. Da wird wieder 
behauptet: Die einzigen, die wissen, was dem 
Bauarbeiter fehlt, das sind wir Sozialisten. 
Das sagen Sie seit hundert Jahren. Aber Ihre 
Linie hat sich seit hundert Jahren um nicht 
einen Millimeter den Gegebenheiten der Zeit 
angepaßt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist ja direkt provokant, wie Sie an den 
Tatsachen in Ihrer Argumentation vorbeige­
hen. Sie tun so, als ob das Paradies ausgebro­
chen wäre und Sie die einzigen wären, die 
damit umgehen können. Sie haben die 
Schwierigkeiten ja provoziert, die wir in unse­
rem Land haben! Sie bieten sich jetzt als ein-

zig und allein seligmachende Aushilfe aus 
dem Problem heraus. 

Sie sagen - und diesen Satz, wenn ich den 
schon höre! -, natürlich ist in Österreich die 
Steuerquote gestiegen, allerdings viel langsa­
mer als in anderen Ländern - natürlich! -, 
weil wir als kleines Land immer ein bisserl 
hinten sind. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Aber 
Sie wissen doch genauso gut wie wir, wohin 
das führt! 

Das erheitert Sie! Das ist doch der glatte 
Beweis dafür: Sie sind nicht einen Millimeter 
bereit, umzudenken und sich den Gegebenhei­
ten anzupassen. Sie gehen Ihren Weg stur 
geradeaus weiter. Und Ihre Propagandama­
schinerie wird dafür eingesetzt, den auch zu 
verkaufen. Sie haben früher gesagt, Sie wer­
den alles tun, um Hilfestellung zu geben. 

Ich möchte hier über einen Antrag spre­
chen, den ich eingebracht habe in der Absicht, 
einer Bevölkerungsgruppe Hilfestellung zu 
geben, nämlich den Künstlern, und in der 
Absicht, auch der Bevölkerung in Österreich 
beim Erwerb von Kunstwerken Hilfestellung 
zu geben. Es ist dies der Antrag, der vorsieht, 
daß bei den Sonderausgaben nach § 18 Kunst­
werke der bildenden Kunst, die von lebenden 
österreichischen bildenden Künstlern stam­
men, höchstens 10000 Schilling jährlich von 
der Lohn- oder Einkommensteuer absetzbar 
sind. Der Antrag wurde im Ausschuß behan­
delt, von Ihnen mit einigen Worten kommen­
tiert und, wie zu erwarten war, abgeschmet­
tert. 

Ich habe die Absicht gehabt, mit dem 
Antrag der Hauptaufgabe der Kulturpolitik, 
nämlich der Förderung lebender Künstler, zu 
entsprechen, und zwar auf einem zusätzlichen 
Weg über die Subvention hinaus. Die staatli­
che Subvention, die einen bürokratisch an­
onymen Charakter hat, drängt den Künstler 
nolens volens in die Rolle des Bittstellers. Ich 
wollte einen Zusatz schaffen, einen weiteren 
Weg, der verschiedene Vorteile hat, wie der 
Künstler zu seinem Existenzminimum kom­
men könnte. 

Ich wollte damit das private Mäzenatentum 
jener Leute, die Interesse am Kunstankauf 
haben, anregen. Die staatliche Förderung der 
Kunst kann nie genug sein. Die Förderung 
können wir damit nie ersetzen, die Avant­
garde, das künstlerische Experiment muß 
eine Chance haben, hat aber geringe oder 
kaum Chancen auf dem freien Markt, weil 
Kunst und natürlich Kunstankauf vom 
Geschmack der Zeit in einem wesentlichen 
Ausmaß abhängig sind. Das wissen wir aus 
der Geschichte. Das wissen wir aus der 
Gegenwart. 
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Ich wollte damit dem Pluralismus in der 
Kunst entgegenkommen, wollte eine Streu­
ung erreichen, daß jene Kritik am Subven­
tionswesen eben auf diese Art auch etwas ent­
kräftet werden kann, daß derjenige, der kriti­
siert, der haben möchte, auch selbst mit sei­
nem Ankauf steuern kann. Ich wollte damit 
die Wechselbeziehung zwischen Künstlern 
und Kunstkonsumenten beleben, jene unge­
heuer wichtige Wechselbeziehung, die es viel­
leicht mit sich bringt, daß der Künstler etwas 
weniger als bisher im luftleeren Raum agiert, 
daß er die lebendige Beziehung zu seinem 
Umfeld und vor allem zu seiner Gesellschaft, 
in der er lebt, vor Augen geführt bekommt 
und daß er darinnen steht. 

Ich wollte damit auch der von den Soziali­
sten unlängst mit so pathetischen Worten 
beschworenen Freiheit und Unabhängigkeit 
der Kunst zum Durchbruch verhelfen. Mithel­
fen natürlich - es ist ein kleiner Schritt -, 
vor allem zur Unabhängigkeit der Kunst. Ich 
wollte einen Anreiz schaffen für eine große 
Zahl jener Österreicher und Österreicherin­
nen, für eine weit größere Zahl, als sie jetzt in 
den Kunstzirklen vorhanden ist, mehr als bis­
her an der Kunst und an der Kultur teilzuneh­
men. 

Ich wollte die Möglichkeit für den kleinen 
Mann schaffen, auch als Mäzenat aufzutreten 
und auc~ Eigentümer eines Kunstwerkes zu 
werden und mit diesem Beispiel seinen Nach­
barn, seinen Mitmenschen einen Anreiz dafür 
zu geben, sich vielleicht doch einmal, in einer 
Art Verdrängung der bisherigen Abschreibe­
möglichkeiten, keinen Gebrauchsgegenstand, 
sondern einen Kunstgegenstand anzuschaf­
fen. 

Das Wesentliche, was uns von der Regie­
rung immer vorgeworfen wird: Lizitationspoli­
tik. Diese Änderung des Einkommensteuerge­
setzes hätte keine merkbare Kostensteige­
rung für den Finanzminister gebracht, da 
erstens die Höhe der Abschreibungsmöglich­
keit beschränkt ist und zweitens an Stelle die­
ser Ausgaben, die ich fruher zitiert habe und 
die Gebrauchsgegenstände und dergleichen 
betreffen, das Kunstwerk getreten wäre. Das 
heißt, es wäre - zumindest fürs erste - nur 
eine Verschiebung im Gegenstand, nicht aber 
in der Betragshöhe eingetreten. Später, wenn 
das eingetreten wäre, hätte man das durchaus 
im Wege der Subventionen steuern können. 

Dieser Antrag ist, wie ich befürchten mußte 
und wie das dann leider auch eingetreten ist, 
von der Sozialistischen Partei abgeschmettert 
worden. Im Ausschuß wurde er mit den 

Worten kommentiert: Ihr habt's Sorgen! Hier 
zeigt sich natürlich ganz deutlich der Stellen­
wert, den die Sozialisten der Kultur zuzuord­
nen, bereit sind. An ihren Taten sollt Ihr sie 
erkennen, Herr Professor Nowotny, nicht an 
den Worten, nicht am Zynismus, den Sie als 
Vertreter der Regierungspartei ins Parlament 
schleudern, nicht an den Lippenbekenntnis­
sen. Ihnen ist jede Privatinitiative suspekt, 
womöglich zuwenig organisiert. Sie paßt 
Ihnen nicht in Ihr Schema, wie das bei der 
Besteuerung der Kulturvereine der Fall war, 
die Sie vielleicht zuwenig im Griff haben. 
Alles ist Ihnen suspekt, was nicht von oben 
verordnet wird, was nicht den Segnungen des 
Unterrichtsministeriums entspricht und dann 
auf uns niederprasselt. 

Wenn wir hier Kritik am System, Kritik an 
diesen neuen Erfindungen der Regierungs­
partei üben, dann wird das in einer artisti­
schen und ausgesprochen unzulässigen Art 
und Weise umfunktioniert in eine Kritik an 
den kleinen Beamten, wie früher Minister 
Salcher betont hat, das sei alles Kritik an den 
kleinen Finanzbeamten. Die haben das ja 
nicht erfunden, die können das ja nicht von 
sich aus machen. Diese Art der Demagogie ist 
meiner Ansicht nach unfair und hat zu unter­
bleiben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das gleiche ist bei den Bundesbahnen der 
Fall. Da hat auch nie jemand behauptet, daß 
die Beamten, die kleinen Eisenbahner schuld 
wären. Das ist überhaupt nie betont worden. 
Aber Sie haben das sofort geschickt umfunk­
tioniert in Ihren Zeitschriften. Sie haben 
gesagt: Die Freiheitlichen sind gegen die klei­
nen Eisenbahner. Einen Schmarren sind wir 
gegen die kleinen Eisenbahner, die sollen 
genauso wie die übrigen Steuerzahler wissen, 
wofür das Werkl gut ist. (Abg. R 0 p per t: 
Hört doch auf mit dem Privilegiengerede!) 

Die Privilegien haben in einer Zeit zu Recht 
bestanden, in der die Situation anders war. 
Aber. Sie wollen ja gar nicht umdenken. Sie 
sagen, das wäre ein Rückschritt um hundert 
Jahre. Vor hundert Jahren hat es noch offene 
Dampflokomotiven gegeben, da waren die 
Zeiten ganz anders! (Neuerlicher Zwischenruf 
des Abg. R 0 p per t.) Aber das ist ja nichts 
anderes als nackte Demagogie. Es ist entsetz­
lich, wie Sie da fuhrwerken. (Ruf bei der SPÖ: 
Das ist entsetzlich, was er sagt!) 

Meine Damen und Herren! Ich muß Ihnen 
schon sagen: Diese Stellungnahme zu einem 
Bereich der Kunst- und Kulturförderung, wo 
es noch dazu keine merkbaren Belastungen 
zusätzlicher Art für das Finanzministerium 
gegeben hätte, diese Behandlung eines derar­
tigen Antrages ist für mich persönlich eine 
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große Enttäuschung. Ich hätte das nicht 
gedacht. 

Aber Sie sollten bitte zur Kenntnis nehmen 
daß man in geänderten Zeiten, in sogenann~ 
ten Zeiten wie diesen, bereit sein muß, auch 
anders zu denken, umzudenken, alternativ zu 
denken, daß man bereit sein muß, Wege zu 
beschreiten, die man bisher gescheut hat. Das 
paßt gen au in das Schema von Professor 
Nowotny hinein: Wer ist denn hier erzkonser­
vativ, wenn Sie mich fragen? Das geht ja alles 
nach dem Schema: Das hamma no nia g'habt, 
da kennt ja jeda kumma! 

Oder, wie mir einige Kollegen gesagt 
haben: Der Antrag ist gut, du wirst ihn wieder 
einbringen, die Sozialisten werden ihn wieder 
abschmettern, und dann wird auf einmal ein 
Antrag auf dem Tisch liegen, ein bissei umfor­
muliert, aber gleich im Inhalt; ein Antrag, der 
von den Sozialisten kommt. Daraus ist abzu­
leiten: Was nicht von ihnen kommt, was nicht 
ihren Ideen entspricht, wird auf jeden Fall 
einmal abgeschmettert und dann selber auf 
den Tisch gelegt. 

Aber ich darf Ihnen sagen: Nicht nur zum 
Wohle der Künstler, nicht nur zum Wohle 
einer für Sie bedeutungslos erscheinenden 
Gruppe, sondern auch zum Wohle der öster­
reichischen Staatsbürger, die sehr wohl durch 
gute Beispiele, durch Anreize zur Kultur hin­
geführt werden sollen, werde ich diesen 
Antrag immer wieder auf den Tisch legen, 
und zwar so lange, bis Sie einmal bereit sind 
- vielleicht wenn wir keine Wahl vor der 
Türe haben -, sich darüber ernsthaft zu 
unterhalten und diesem Antrag Ihre Zustim­
mung zu geben. Danken würde es Ihnen die 
Bevölkerung in Österreich, und notwendig 
wär.e es schon lange! (Beifall bei der 
FPÖ.) 15.16 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Steidl. 

15.16 

Abgeordneter Dr. Steidl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Professor Nowotny hat seine Wortmeldung 
zum Abgabenänderungsgesetz 1982 benützt 
um in sehr polemischer Form der Österreichi~ 
sehen Volkspartei Absichten zu unterstellen 
die durch die Handlungsweise der Österrei~ 
chischen Volkspartei in keiner Weise gerecht­
fertigt sind. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Es widerstrebt mir, meine Damen und Her­
ren, in ähnlicher polemischer Form zu ant­
worten. Es tut mir nur sehr leid, daß der Herr 
Professor Nowotny seine wissenschaftliche 
Reputation seinem politischen Credo geopfert 

hat. Ich muß aber zu drei Fragenkreisen 
unbedingt Stellung nehmen. 

Erstens: Der Herr Professor Nowotny hat 
aufgezeigt, daß sich die Struktur der Steuern 
verändert hat. Er hat darauf hingewiesen, daß 
die Lohnsteuer seit 1974 um 192 Prozent, die 
Einkommensteuer um 58 Prozent und die 
Körperschaftsteuer um 53 Prozent gestiegen 
sind, und das darauf zurückgeführt, daß 
durch die Entschärfung der Unternehmensbe­
steuerung sozusagen die Unternehmer steuer~ 
lich günstiger gestellt seien als diejenigen, die 
Lohnsteuer zahlen. Herr Professor Nowotny, 
ich frage Sie: Wenn dem so wäre, warum ist es 
dann möglich, daß wir von Jahr zu Jahr mehr 
Unternehmenskonkurse haben, daß wir Insol­
venzrekorde haben wie nie zuvor, warum 
müssen dann nicht nur die Privatbetriebe, 
sondern auch die Staatsbetriebe um ihre Wei­
terexistenz bangen? Wären die Unternehmer 
tatsächlich steuerlich begünstigt, dann hätte 
es nicht möglich sein können, daß die Eigen­
kapitalbasis von Jahr zu Jahr weniger wird 
und daß wir heute auf einer Stufe angelangt 
sind ~ie nie zuvor seit 1945. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Zweitens: Auch Sie, Herr Professor 
Nowotny, müssen zur Kenntnis nehmen, daß 
nun einmal die Steuerquote gestiegen ist. 
Betrug sie bei Antritt der sozialistischen Bun­
desregierung rund 35 Prozent, so liegt sie nun 
- das ist unbestritten - bei 42 Prozent. 

Drittens: Sie haben recht, wir wehren uns 
dagegen, mit der konservativen Wirtschafts­
politik, wie sie Reagan und Thatcher betrei­
ben, in einen Topf geworfen zu werden. Das 
ist nicht die Politik der Österreichischen 
Volkspartei! (Beifall bei der ÖVP.) Wenn Sie, 
Herr Professor, etwas über die Politik der 
Österreichischen Volkspartei erfahren wollen 
dann sehen Sie bitte in den Annalen nach. Si~ 
werden von 1945 bis 1970 eine Politik der 
Österreichischen Volkspartei finden mit kei­
nem Arbeitslosen und mit nur geringfügigen 
Schulden trotz Wiederaufbau. (Neuerlicher 
Beifall bei der ÖVP. - Abg. Sam wal d: Von 
1966 bis 1970 waren das schon mehr! Das 
kann man in einer Wahlversammlung sagen, 
aber nicht im Parlament!) 

Entschieden wehren wir uns dagegen, daß 
Sie uns, meine Damen und Herren, unterstel­
len, wir würden Arbeitslosigkeit nicht ebenso 
ernst nehmen wie Sie. Wir haben Ihnen 
gestern gesagt: Auch für uns ist Arbeitslosig­
keit nicht nur ein finanzielles, sondern auch 
ein wirtschaftliches Problem, und deshalb 
werden wir alles tun, um Arbeitslosigkeit 
hintanzuhalten. (Beifall bei der ÖVP.) 
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Was uns trennt, meine Damen und Herren, 
ist ja nicht das Ziel - Dr. König hat das 
gestern sehr deutlich gesagt -, sondern ein­
fach der Weg. Wir haben etwas andere Vor­
stellungen als Sie. Daß Ihre Vorstellungen 
vielleicht doch nicht richtig sind, mögen Sie 
daraus ersehen, daß wir zurzeit die meisten 
Arbeitslosen . und die höchsten Schulden 
haben. (Abg. Sam wal d: Schauen Sie nach 
England und woanders hin!) Herr Abgeordne­
ter, bleiben wir in Österreich. Wir haben in 
Österreich die Probleme zu bewältigen und 
nicht in England und Amerika. (Zustimmung 
bei der ÖVP. - Abg. Sam wa I d: Schauen 
Sie sich um in der Welt!) 

Meine Damen und Herren! Herr Präsident! 
Ich möchte mich bei den vielen Möglichkei­
ten, sich mit dem Abgabenänderungsgesetz 
1982 zu befassen, nur mit zwei Aspekten 
beschäftigen, mit einem speziellen und einem 
allgemeinen Aspekt. Der spezielle Aspekt 
betrifft den Vorschlag der Österreichischen 
Volkspartei, jene Bestimmungen· zu verbes­
sern, die bei Aufgabe des Betriebes, wozu 
auch die Veräußerung gehört, in Kraft treten. 

. In allgemeiner Hinsicht möchte ich über die 
Notwendigkeit sprechen, mehr Stetigkeit und 
Kontinuität bei den Steuergesetzen zu beach­
ten. 

Meine Damen und Herren! Ich werde einen 
Abänderungsantrag einbringen, der sich 
damit befaßt, den Freibetrag bei Betriebsver­
äußerungen von 100000 auf 300 000 S zu erhö­
hen, was ja letzten Endes nichts anderes 
bedeutet als eine Anpassung an die geänder­
ten Wertverhältnisse. 

Ich werde zweitens zu § 24 Abs. 6 des Ein­
kommensteuergesetzes 1972 einen Antrag 
stellen, der drei Kompon~nten beinhaltet: 
erstens eine soziale Komponente, zweitens 
eine wirtschaftliche, vor allem eine volkswirt­
schaftliche Komponente und drittens eine 
finanzielle Komponente. Um plastisch darzu­
stellen, was ich mit meinem Antrag bezwecke, 
darf ich, meine Damen und Herren, ein Bei­
spiel anführen. Ich werde simplifizieren, weil 
das für die Verständlichmachung vielleicht 
von Vorteil ist. 

Viele von Ihnen, insbesondere diejenigen, 
die die ländlichen Verhältnisse kennen, wis­
sen von jenen Kellnerinnen, die in ihrer 
Jugend schwer schuften, Saisonarbeit ~eisten, 
gelegentlich sogar in der Saison in die 
Schweiz gehen, um dort zu verdienen, und die 
dann mit 40 Jahren versuchen, sich selbst ein 
kleines Kaffeehaus oder eine kleine Pension 
zu bauen, von der sie leben können. Das 
wurde und wird Gott sei Dank gemacht. 

Nehmen Sie jetzt diese Kellnerin, die sich 
1960 ein solches kleines Kaffeehaus um eine 
Million Schilling gebaut hat und die sich nun, 
sie ist unverheiratet, hat keine Nachkommen, 
hat auch keinen Käufer für ihren Betrieb und 
keinen Pächter gefunden, zur Ruhe setzen 
will. Wie sieht es zurzeit für diese Kellnerin 
aus? 

Sie hat auf Grund der seinerzeitigen Bauko­
sten von einer Million Schilling noch einen 
sogenannten Restbuchwert von 666 000 S. Das 
Finanzamt errechnet nun den sogenannten 
Teilwert. Wenn es freundlich ist, ermittelt es 
den Teilwert an Hand der Baukostensteige­
rung, an Hand des Baukostenindex, und der 
Baukostenindex für den Wiener Wohnbau ist 
in diesen 20 Jahren um 330 Prozent gestiegen. 
Das heißt also, das Finanzamt geht von einem 
Teilwert von 3 300 000 S aus, davon die 
Abschreibung von einem Drittel, das sind 
1100000 S, bleiben 2200000 S. Diesen 
2 200 000 S steht ein Restbuchwert von 
666 000 S gegenüber, es bleibt also ein soge­
nannter Veräußerungs- oder Aufgabegewinn 
von 1 534 000 S. Davon abgezogen wird der 
Freibetrag von 100 000 S, es bleiben also 
1 434 000 S, und davon ein Steuers atz , ich 
sagte schon vereinfachend, von 50 Prozent, 
sind 717 000 S, und der begünstigte Steuersatz 
nach § 37 Abs. 1 des Einkommensteuergeset­
zes ergibt eine Einkommensteuer von 
358000 S. 

Meine Damen und Herren! Weil diese Kell­
nerin zu arbeiten aufhört, ohne daß sie das 
Gebäude. verkaufen, vermieten oder verpach­
ten kann, und nur deshalb, weil der Lebens­
haltungskostenindex, weil der Baukostenin­
dex so gestiegen ist, die tatsächlichen Wert­
verhältnisse des Hauses haben sich nicht 
geändert, müßte sie 358 000 S bezahlen. Ich 
frage Sie, meine Damen und Herren: Wer 
kann das unter diesen Umständen tun? Hier 
ist es einfach nicht möglich, diesen Betrieb 
aufzugeben. Diese Kellnerin muß arbeiten, 
bis sie im Sarg zu Grabe getragen wird. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Nach unseren Vorstellungen sollte das jetzt 
so aussehen: Der Veräußerungsgewinn von 
1 534 000 S wird vermindert um den Freibe­
trag von 300 000 S, es bleiben 1 234 000 S, Ein­
kommensteuer rund 50 Prozent, das sind 
617 000 S, und davon Besteuerung 153 000 S. 
Ich könnte mir vorstellen, daß~ um 205 000 S 
weniger, also mit 153000 S es möglich wäre, 
diesem Betrieb aufzugeben und in die wohl­
verdiente Ruhe zu gehen. 

Ich sagte, daß das Anliegen drei Komponen­
ten hat. Es hat eine Sozialkomponente, weil 
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auch der Unternehmer, meine Damen und 
Herren, ein Recht darauf hat, sich mit Vollen­
dung des 60. beziehungsweise 65. Lebensjah­
res zur Ruhe zu setzen, und weil man es ihm 
finanziell ermöglichen sollte, das zu tun, und 
nicht ihn zwingen sollte, auf den Füßen zu ste­
hen, bis er nicht mehr kann. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Es hat, meine Damen und Herren, zweitens 
eine wirtschaftliche, insbesondere eine volks­
wirtschaftliche Komponente. Nach den jetzi­
gen Bestimmungen dürfen ehemalige 
Betriebsräumlichkeiten nicht zur Einkunfts­
erzielung verwendet werden. Stellen Sie sich 
vor, meine Damen und Herren, wie viele 
Kubikmeter umbauter Raum, wie viele Qua­
dratmeter Nutzfläche hier volkswirtschaftlich 
verlorengehen, weil eine meiner Meinung 
nach wirtschaftsfeindliche steuergesetzliche 
Bestimmung es verhindert, daß diese Räume 
nach wie vor betrieblich genützt werden dür­
fen. Hier wäre es doch statt vieler Investitio­
nen möglich, durch eine Änderung der steuer­
gesetzlichen Bestimmungen diesen bisher 
ungenutzten Raum wieder ~?lkswirtschaftlich 
zu nutzen. (Beifall bei der OVP.) 

Wir wollen mit unserem Antrag erreichen, 
daß dann, wenn diese Räume deshalb genutzt 
werden, weil sie zur' Bestreitung des notwen­
digen Lebensunterhaltes benötigt werden, die 
steuerrechtlichen Begünstigungen aufrecht 
bleiben. Denn, meine Damen und Herren, es 
kann doch kein Ausweg sein, auch nicht für 
den sozial schlechtgestellten Unternehmer, 
daß man ihm empfiehlt, in den Wald Holz 
sammeln zu gehen. Wenn das ausgedehnt 
wird, meine Damen und Herren - es gibt ja 
im ländlichen Raum noch mehr Möglichkei­
ten -, dann kommt der Herr Finanzminister 
vielleicht eines Tages darauf, den Leuten zu 
empfehlen, sie könnten ja im Sommer 
Schwammerl suchen, Himbeeren pflücken 
oder Preiselbeeren sammeln. Auch das wäre 
eine Möglichkeit, den Lebensu~terhalt zu 
bestreiten. (Zustimmung bei der OVP.) 

Drittens hat es eine finanzielle Kompo­
nente, denn es wäre sicherlich möglich, wenn 
man es diesen ausscheidenden Unterneh­
mern ermöglicht, ihre ehemaligen Betriebs­
räumlichkeiten wirtschaftlich zu nutzen, weil 
ja in den Gebäuden noch Kosten anfallen, daß 
man dann in gar nicht so wenigen Fällen die 
Ausgleichszulagen ersparen würde. 

Aus all diesen Gründen bitte ich Sie, meine 
Damen und Herren, doch noch einmal zu 
überdenken, ob Sie nicht unserem Antrag, 
den ich nun verlese, beitreten könnten. 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Steidl und Ge~os­
sen zur Regierungsvorlage 1213 der Beila­
gen betreffend Abgabenänderungsgesetz 
1982 in der Fassung des Berichtes des 
Finanz- und Budgetausschusses (1285 der 
Beilagen). 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1. Im Abschnitt I Artikel I sind nach der 
bisherigen Ziffer 4 folgende Ziffern 4 a und 
4 beinzufügen: 

,,4 a. § 24 Abs. 4 hat wie folgt zu lauten: 

,(4) Der Veräußerungsgewi~n ist nur.~nso­
weit steuerpflichtig, als er bel der Verauße­
rung des ganzen Betriebes (Abs. 1 Z 1) den 
Betrag von 300 000 S und bei der Veräuße­
rung eines Teilbetriebes oder eines Anteiles 
am Betriebsvermögen (Abs. 1 Z 1 und 2) den 
entsprechenden Teil von 300 000 S über­
steigt.' 

4 b. § 24 Abs. 6 EStG 1972 erhält folgende 
Fassung: 

,(6) Wird der Betrieb infolge Todes des 
Steuerpflichtigen oder deshalb aufgegeben, 
weil der Steuerpflichtige erwerbsunfähig ist 
oder das 55. Lebensjahr vollendet hat und 
seine Erwerbstätigkeit einstellt, dann 
unterbleibt auf Antrag abweichend von 
Abs. 3 bei Gebäuden hinsichtlich der zum 
Betriebsvermögen gehörenden Gebäude­
teile die Erfassung der stillen Reserven. 
Voraussetzung ist weiters, daß das Gebäude 
weder ganz oder zum Teil veräußert wird 
und zur Erzielung von Einkünften nur inso­
weit verwendet wird, als dies zur Bestrei­
tung des notwendigen Lebensunterhaltes 
des Steuerpflichtigen notwendig ist. Diese 
Bestimmung ist auf einen Gebäudeteil, auf 
den stille Rücklagen übertragen wurden 
oder der für Wohnzwecke betriebszugehöri­
ger Arbeitnehmer bestimmt war und vorzei­
tig abgeschrieben wurde, nicht anzuw~n­
den. Wird das Gebäude innerhalb von funf 
Jahren nach Aufgabe des Betriebes vom 
Steuerpflichtigen oder seinem Rechtsnach­
folger veräußert, unter Lebenden unentgelt­
lich übertragen oder zur Einkunftserzie­
lung, ausgenommen die Bestreitung des 
notwendigen Lebensunterhaltes, verwendet 
oder überlassen, dann sind die nicht erfaß­
ten stillen Reserven in diesem Jahr unter 
Anwendung des halben ermäßigten Steuer­
satzes nach § 37 Abs. 1 zu versteuern.''' 

2. Im Abschnitt I Artikel I erhält die bis­
herige Ziffer 4 a die neue Bezeichnung Zif­
fer 4 c. 
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Kurz noch zu einem allgemeinen Aspekt. 
Meine Damen und Herren! Sie fordern ein 
Investitionsklima für die Wirtschaft. Sie dür­
fen aber nicht nur fordern, sondern Sie müs­
sen auch Vorschläge machen. -

Meine Damen und Herren, es ist sicherlich 
nicht günstig, ein Investitionsklima zu for­
dern und gleichzeitig den Betrieben ständig 
neue Belastungen aufzubürden. (Beifall bei 
der ÖVP.) Denken Sie beispielsweise an die 
gestern beschlossene Urlaubsverlängerung, 
die nicht nur den Unternehmern sehr viel zu 
schaffen machen wird! 

Es ist aber ebenso ungünstig, wenn Sie dau­
ernd davon reden, die Entscheidungsstruktu­
ren in den Betrieben zu ändern. Wundern Sie 
sich dann nicht, meine Damen und Herren, 
wenn Belastungen und Änderungen der Ent­
scheidungsstrukturen dazu führen, daß die 
Unternehmer mißtrauisch werden, daß sie 
das Gefühl haben, in ihrem Betrieb nicht 
mehr bestimmen zu können, und daß sie 
fürchten müssen, mit dem Ertrag ihres· 
Betriebes nicht mehr tun zu können, was sie 
wollen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Unternehmer braucht eine gewisse Ste­
tigkeit und Kontinuität der Steuergesetze. 
Meine Damen und Herren! Man trägt sicher­
lich nicht zur Beruhigung bei, wenn man stän­
dig neue steuerliche Bestimmungen erläßt. 
Ein Unternehmer disponiert ja nicht von 
Woche zu Woche oder von Monat zu Monat. 
Die Dispositionszeiträume des Unternehmers 
sind an sich sehr lang. Er müßte mit einer 
gewissen Stetigkeit der gesetzlichen Bestim­
mungen rechnen können und nicht fürchten 
müssen, daß jedes halbe Jahr eine neue 
Bestimmung kommt. 

Sie verkomplizieren auch die Administra­
tion. Denken Sie beispielsweise an den 
"berühmt-berüchtigten", um einen heute 
gefallenen Ausdruck zu wiederholen, § 20 a 
des Einkommensteuergesetzes, den wirklich 
nur Gehirnakrobaten administrieren können. 
Mir tun die Betriebsprüfer, mir tun die 
Steuerberater, mir tun alle Steuerpflichtigen 
leid, die sich über Jahre hindurch mit den 
Einzelheiten des § 20 ades Einkommensteuer­
gesetzes beschäftigen müssen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Mehie Damen und Herren! Es ist auch nicht 
gerade ein besonderer Einfall, die Investi­
tionsprämie zum 1. Oktober zu erhöhen, dar­
über erst Mitte November beschließen zu las­
sen und zu erwarten, daß da im heurigen Jahr 
noch riesige Investitionen getätigt werden. 
Meine Damen und Herren! Man hätte schon 

darüber reden können, ob man hier nicht ein~ 
Vereinheitlichung der Zeitpunkte durchfüh­
ren könnte. 

Sie müssen einfach zur Kenntnis nehmen, 
daß Investitionsentscheidungen, daß Disposi­
tionen in Unternehmen langfristig gefällt wer­
den. Es ist daher notwendig, Vorlagen recht­
zeitig ins Haus zu bringen. Ich erinnere an die 
Weihnachtsansprache, die Präsident Benya 
gehalten hat und die auf Seite 10 184 der Ste­
nographischen Protokolle festgehalten ist, wo 
er darauf hingewiesen hat, wie notwendig es 
ist, Regierungsvorlagen beziehungsweise In­
itiativanträge rechtzeitig einzubringen. 

Vielleicht war aktueller Anlaß die Beleger­
teilungspflicht. Denken Sie daran: Am 
15. Dezember 1981 haben wir die Bestimmun­
gen der Abgabenordnung beschlossen. In 
Kraft getreten sind diese Bestimmungen 
bereits 14 Tage später, nämlich am 1. Jänner 
1982. Im Bundesgesetzblatt gedruckt und ver­
öffentlicht wurden sie am 29. Dezember 1981. 
Den Steuerpflichtigen zugestellt wurden sie 
erst nach Inkrafttreten des Gesetzes. Es 
mußte dann eine sogenannte Toleranzfrist bis 
April eingeräumt werden. Es hat weitere 
Monate gedauert, bis schließlich am 14. Sep­
tember 1982 im ,,Amtsblatt der Finanzverwal­
tung" Richtlinien zur Belegerteilungsver­
pflichtung auf den Seiten 611 bis 625 heraus­
gegeben worden sind. 

Meine Damen und Herren! Die Finanzver­
waltung hat in vielen engbedruckten Seiten 
Richtlinien geben- müssen, wie man bei der 
Belegerteilung vorzugehen hat. Bei den 
Steuerpflichtigen verlangen Sie, daß sie 
grundsätzlich ab 1. Jänner 1982 mit Toleranz 
1. April 1982 das richtig machen. Damit sind 
die Steuerpflichtigen überfordert. 

Meine Damen und Herren! Niemand von 
der Österreichischen Volkspartei fordert die 
Steuerpflichtigen zum Steuerwiderstand auf, 
aber nehmen Sie bitte zur Kenntnis, daß wir 
eine stetig zunehmende Steuerverdrossenheit 
registrieren müssen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Im September ist dieser Belegerteilungs­
verpflichtungserlaß ergangen, und bereits 
jetzt, einige Wochen später, starten Sie die 
sogenannte ,,Aktion scharf". Der Titel gefällt 
mir überhaupt nicht, denn hier hat nichts 
scharf zu sein, sondern hier hat etwas nur 
nach dem Gesetz vollzogen zu werden. 

Mir hat vorgestern bei einer Versammlung 
ein Metzgermeister erzählt: Am vergangenen 
Freitag ist der Beamte des Finanzamtes um 
9 Uhr vormittag zu ihm gekommen - ausge­
rechnet in einer Zeit, in der in einer Fleisch­
hauerei die meisten Kunden zu bedienen 
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sind, denn offenbar ist der Freitagvormittag 
der beliebteste Fleischeinkaufstag, und an 
einem solchen konnte sich nun der Metzger­
meister nicht mehr ausschließlich den Kun­
den, sondern mußte sich dem Finanzbeamten 
widmen. Es hat zum Glück alles gestimmt, er 
mußte dann sechs Unterschriften leisten, und 
damit war die Prüfung abgeschlossen. 

Meine Damen und Herren! Wir sind für das 
Abgabenänderungsgesetz, aber wir bitten, 
insbesondere auch die soziale Lage jener 
Unternehmer, die sich zur Ruhe zu setzen 
wünschen, zu berücksichtigen. Wir möchten, 
daß Abgabenänderungsgesetze auch einen 
Beitrag dazu liefern, die Steuergesetze einfa­
cher zu gestalten. (Beifall bei der ÖVP.) 15.37 

Präsident: Der soeben eingebrachte Antrag 
ist genügend unterstützt und steht mit in Ver­
handlung. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g, die ich über jede der beiden Vorlagen 
getrennt vornehme. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 1285 
der Beilagen. 

Da eine Reihe von Abänderungsanträgen 
vorliegt und außerdem getrennte Abstim­
mung verlangt ist, gehe ich so vor. 

Wir schreiten zunächst zur Abstimmung 
über Abschnitt I Artikel I bis einschließlich 
Ziffer 2 a des Gesetzentwurfes in der Fassung 
des Ausschußberichtes. 

Ich ersuche jene Damen und Herren die 
hiezu ihre Zustimmung erteilen, sich vor: den 
Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Zu Abschnitt I Artikel I Ziffer 3 liegt ein 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Dkfm. 
Bauer und Genossen vor. 

Ich lasse daher zunächst über den Gesetz­
entwurf in der Fassung dieses Abänderungs­
antrages abstimmen und bitte jene Damen 
und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Ich lasse somit nunmehr über Abschnitt I 
Artikel I Ziffer 3 des Gesetzentwurfes in der 
Fassung des Ausschußberichtes abstimmen 
und ersuche jene Mitglieder, die hiezu ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Es liegt mir ein Zusatzantrag der Abgeord­
neten Dkfm. Bauer und Genossen auf Einfü­
gung einer neuen Ziffer 3 a nach Ziffer 3 im 
Abschnitt I Artikel I vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Wir gelangen daher nunmehr zur Abstim­
mung über Abschnitt I Artikel I Ziffer 4 des 
Gesetzentwurfes in der Fassung des Aus­
schußberichtes, und ich ersuche jene Damen 
und Herren, die dieser Bestimmung ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Es liegt mir ein Zusatzantrag der Abgeord­
neten Dr. Steidl und Genossen vor, durch den 
im Abschnitt I Artikel I nach der Ziffer 4 neue 
Ziffern 4 a und 4 b eingefügt werden sollen. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
dieser Einfügung ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Minderheit. Abgelehnt. 

Ferner liegt ein Zusatzantrag der Abgeord­
neten Dr. Jörg Haider und Genossen auf Ein­
fügung einer neuen Ziffer 4 a im Abschnit I 
Artikel I vor, und ich ersuche jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Minderheit. Abgelehnt. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über 
Abschnitt I Artikel I Ziffer 4 a des Gesetzent­
wurfes in der Fassung des Ausschußberich­
tes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Zu Abschnitt I Artikel I Ziffer 5 ist ein 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Dkfm. 
Bauer gestellt, und ich bitte jene Damen und 
Herren, die dem Gesetzentwurf in der Fas­
sung dieses Abänderungsantrages ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Wir kommen daher nunmehr zur Abstim­
mung über Abschnitt I Artikel I Ziffer 5 des 
Gesetzentwurfes in der Fassung des Aus­
schußberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Mehrheit angenom­
men. 

Nunmehr stelle ich Abschnitt I Artikel I Zif-

129. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 77 von 118

www.parlament.gv.at



13120 Nationalrat XV. GP - 129. Sitzung - 10. November 1982 

Präsident 

fern 6 bis 10 sowie Artikel II und Abschnitt II 
bis einschließlich Artikel I Ziffer 2 des Gesetz­
entwurfes in der Fassung des Ausschußbe­
richtes zur Abstimmung und ersuche jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustim­
mung erteilen, sich von den Sitzen zu erhe­
ben. - Einstimmig angenommen. 

Zu Abschnitt 11 Artikel I Ziffer 3 des Gesetz­
entwurfes liegt ein Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Höchtl und Genossen vor, 
und ich bitte jene Damen und Herren, die 
dem Gesetzentwurf in der Fassung dieses 
Abänderungsantrages zustimmen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Minder­
heit. Abgelehnt. 

Zur Abstimmung steht daher nunmehr 
Abschnitt II Artikel I Ziffer 3 des Gesetzent­
wurfes in der Fassung des Ausschußberich­
tes, und ich bitte jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig angenom­
men. 

Wir gelangen somit zur Abstimmung über 
Abschnitt II Artikel Ir, Abschnitt 111 sowie 
Abschnitt IV bis einschließlich Artikel I Ziffer 
1 des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Ausschußberichtes. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig angenom­
men. 

Es liegt mir ein Zusatzantrag der Abgeord­
neten DipL-Vw. Dr. Stix, Dr. Feurstein und 
Genossen auf Einfügung ~iner neuen Ziffer 
1 a im Abschnitt IV Artikel I des Gesetzent­
wurfes vor, und ich ersuche jene Damen und 
Herren, die dieser Einfügung ihre Zustim­
mung erteilen, sich von den Sitzen zu erhe­
ben. - Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Zu Abschnitt IV Artikel I Ziffer 2 des 
Gesetzentwurfes liegt ein Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Dr. Höchtl und Genossen 
vor. 

Ich lasse hierüber abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die Abschnitt IV· 
Artikel I Ziffer 2 des Entwurfes in der Fas­
sung des erwähnten Abänderungsantrages 
zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben. 
-Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung über 
Abschnitt IV Artikel I Ziffer 2 des Gesetzent­
wurfes in der Fassung des Ausschußberich­
tes, und ich ersuche jene Mitglieder, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig an~enom­
men. 

Nunmehr lasse ich über Abschnitt IV Arti­
kel I Ziffer 3 des Entwurfes in der Fassung 
des Ausschußberichtes abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die hiezu ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Auch zu Abschnitt IV Artikel I Ziffer 4 des 
Gesetzentwurfes liegt ein Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Dr. Höchtl und Genossen 
vor. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
dieser Bestimmung in der Fassung des 
genannten Abänderungsantrages ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Ich lasse daher nunmehr über Abschnitt IV 
Artikel I Ziffer 4 des Entwurfes in der Fas­
sung des Ausschußberichtes abstimmen und 
bitte jene Mitglieder, die hiezu ihre Zustim­
mung erteilen, sich von den Sitzen zu erhe­
ben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Zur Abstimmung stehen nunmehr 
Abschnitt IV Artikel 11 sowie die Abschnitte V 
bis IX des Gesetzentwurfes in der Fassung 
des Ausschußberichtes. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Die Abgeordneten Dkfm. Bauer und Genos­
sen haben einen Zusatzantrag auf Einfügung 
eines neuen Abschnittes X betreffend Erb­
schafts- und Schenkungssteuergesetz 1955 
gestellt. 

Ich lasse hierüber abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die dieser Einfü­
gung ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Minderheit. 
Abgelehnt. 

Nunmehr stelle ich die Abschnitte X und XI 
sowie Abschnitt XII bis einschließlich Artikel 
I des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Ausschußberichtes zur Abstimmung und 
ersuche jene MitgIleder, die hiezu ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Zu Abschnitt XII Artikel Ir des Gesetzent­
wurfes in der Fassung des Ausschußberichtes 
wurde getrennte Abstimmung verlangt. Ich 
gehe daher so vor und bitte jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. ~ Das ist mit 
Mehrheit angenommen. 

Wir gelangen daher schließlich zur Abstim-
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mung über die restlichen Teile des Gesetzent­
wurfes samt Titel und Eingang in 1285 der 
Beilagen, und ich ersuche jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist ein­
stimmig angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf 
ist in dritter Lesung ein s tim m i g a n g e -
nommen. 

Wir gelangen weiters zur Abstimmung über 
den Antrag des Ausschusses, seinen Bericht 
betreffend die beantragte Änderung des Ein­
kommensteuergesetzes 1972, 1286 der Beila­
gen, zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Mehrheit angenom­
men. 

3. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (1212 
der Beilagen): Bundesgesetz über begünsti­
gende Sondermaßnahmen im Bereich des 
Abgaben- und des Devisenrechtes sowie über 
eine Änderung des Finanzstrafgesetzes 
(Steueramnestiegesetz) (1283 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 3. Punkt der 
Tagesordnung: Steueramnestiegesetz. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Fister. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Fister: Herr Präsident! 
Hohes Haus! In Anlehnung an eine in der 
Schweiz auf den 1. Jänner 1969 relativ erfolg­
reich durchgeführte allgemeine Steueramne­
stie enthält Abschnitt I des vorliegenden 
Gesetzentwurfes den Vorschlag für ein ver­
gleichbares Vorhaben, dessen wesentlichster 
Inhalt in der Folge kurz dargestellt werden 
wird. Sondermaßnahmen im Bereich des 
Devisenrechtes sind im Abschnitt 11 des 
Gesetzentwurfes vorgesehen; hiedurch soll 
bewirkt werden, daß hinsichtlich nicht ord­
nungsgemäß bewilligter Devisentransaktio­
nen ein den devisenrechtlichen Bestimmun­
gen entsprechender Zustand unter Abstand­
nahme von ansonsten einzuleitenden Straf­
verfahren hergestellt und damit auch die 
Rückführung von Vermögenswerten nach 
Österreich erleichtert werden könnte. 

Das Kernstück der in Aussicht genomme­
nen Maßnahmen besteht darin, daß bei der 
Festsetzung bestimmter, im § 2 des Entwurfes 

aufgezählter Abgaben für 1978 und frühere 
Jahre nicht offengelegte Umstände unter der 
Voraussetzung der vollständigen abgabenbe­
hördlichen Kenntnis der Grundlagen für die 
Bemessung derartiger Abgaben eines Abga­
bepflichtigen für die Jahre 1979 und 1980 
nicht mehr berücksichtigt werden dürfen und 
daß bezüglich der mit solchen Umständen in 
unmittelbarem Zusammenhang stehenden 
Finanzvergehen auch die Strafbarkeit 
erlischt. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
gegenständlichen Gesetzentwurf in seiner Sit­
zung am 14. Oktober 1982 in Verhandlung 
genommen und beschlossen, zur Vorbehand­
lung des Gegenstandes einen Unterausschuß 
einzusetzen. Diesem gehörten von der Soziali­
stischen Partei Österreichs die Abgeordneten 
Mühlbacher (Obmann), Pfeifer, Dr. Erich 
Schmidt, Teschl und Dr. Veselsky, von der 
Österreichischen Volkspartei die Abgeordne­
ten Dkfm. Dr. Keimel (Obmann-Stellvertre­
ter), Kern, Koppensteiner und Dkfm. Dr. 
Steidl sowie von der Freiheitlichen Partei 
Österreichs der Abgeordnete Dkfm. Bauer 
(Schriftführer) an. 

Der Unterausschuß hat sich noch am selben 
Tag konstituiert und den Gesetzentwurf in 
seiner Sitzung am 22. Oktober 1982 unter Her­
anziehung von Sachverständigen beraten. Im 
Zuge der Unterausschußberatungen wurde 
über den Gegenstand kein Einvernehmen 
erzielt. 

Nach einem mündlichen Bericht durch den 
Unterausschußobmann über die Beratungen 
hat der Finanz- und Budgetausschuß den 
Antrag in seiner Sitzung am 5. November 1982 
in Verhandlung genommen. An der Debatte 
beteiligten sich die Abgeordneten Pfeifer, 
Dkfm. Dr. Keimei, Dkfm. Dr. Steidl, Koppen­
steiner, Dkfm. Bauer und Dkfm. DDr. König 
sowie der Bundesminister für Finanzen Dr. 
Salcher. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf unter Berücksichtigung eines Abände­
rungsantrages der Abgeordneten Pfeifer und 
Dkfm. Dr. Keimel mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlosse­
nen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Bevor ich Sie bitte, Herr Präsident, die 
Debatte fortzuführen, bitte ich noch, eine 
Druckfehlerberichtigung vorzunehmen. Im 
§ 11 Abs. 1 Z 1 soll es in der zweiten Zeile statt 
,,1979" ,,1978" heißen. 
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Ich bitte, sehr geehrter Präsident die Dis-
kussion fortzusetzen. ' 

Präsident: Ich danke für die Berichterstat­
tung. General- und Spezialdebatte werden 
unter einem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Josseck. 

15.49 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPÖ): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Uns liegt heute ein Gesetzesan­
trag vor, und ich muß ehrlich sagen, in meiner 
schon weit mehr als zehnjährigen Tätigkeit 
hier im Parlament habe ich schon viele miese 
und schlecht gemachte Gesetze dieser SPÖ­
Alleinregierung erlebt, aber was uns hier vor-

, gelegt wurde bei diesem Gesetzesantrag über 
die Sondermaßnahmen im Abgabenbereich, 
sprich Steueramnestiegesetz, so etwas habe 
ich noch nie gesehen. 

Und ich behaupte das auch auf Grund der 
zahlreichen Unterlagen der Experten, die aus 
allen Bereichen, die sich mit dieser Frage zu 
beschäftigen haben, einstimmig zu dem 
Beschluß und zu der Meinung gekommen 
sind, daß dieses Gesetz in der Anwendung 
und in der Tragweite, schon allein auch in der 
Frage der Rechtsmittelverfahren, unanwend­
bar sein wird. Das ist mit ein Grund, warum 
wir Freiheitliche sofort gesagt haben, so geht 
es nicht, wenn wir auch vollstes Verständnis 
dafür haben, daß eine gewisse Art einer 
Steueramnestie doch über die Runden gehen 
solle. 

Ich will Sie nicht mit Daten und Texten auf­
halten und langweilen, aber wenn Sie sich der 
Mühe unterziehen und beginnen, einzelne der 
Paragraphen zu lesen, zum Beispiel den Para­
graph 3. Oder, beim Paragraph 5 Abs. 2 ist es 
mir bis jetzt nicht gelungen, einen einzigen 
Menschen zu finden, der mir erklären kann 
was darin gemeint ist. Ich weiß schon de~ 
Beamte, der es gemacht hat, der wird' sich 
schon auskennen, aber der, der es exekutie­
ren und durchführen muß, einmal der Pflich­
tige, der Steuerberater oder der Finanzbe­
amte, die stehen wie der Ochs vorm Tor und 
kennen sich nicht aus. Die Rechtsfolgen wer­
den unabsehbar sein und bringen eine 
Unruhe, aber gleichzeitig auch eine Schärfe 
in den Abgabenbereich hinein, was sicher von 
niemandem gewollt ist. Worum geht es im 
wesentlichen? ' 

Der Herr Finanzminister stellt sich vor 
seine Behörde hat das dann natürlich auch 

auszuführen, wenn er irgendwelche Vorstel­
lungen hat - leider Gottes hat er zu viele und 
oft schlechte Vorstellungen -, die Finanzbe­
hörde und der Finanzminister stellen sich vor, 
daß es doch möglich sein muß, die große 
Anzahl von Spargeldern, die auf den Banken 
liegen, zu erfassen und daraus - und die Grö­
ßenordnung der Spargelder ist bekannt -
dann auch die Zinsen der Steuer zu unterzie­
hen und selbstverständlich auch den Wert des 
angesparten Betrages der Vermögensteuer zu 
unterwerfen. Und es ist die fixe Annahme -
und das verfolgt den Finanzminister und die 
Sozialisten im besonderen -, das sind 
sowieso lauter schwarze Gelder, das heißt, 
sprich: Es sind sowieso alle Unternehmer, 
Gewerbetreibenden, selbständig Berufstätige 
Steuerhinterzieher, und zu diesem Geld wol­
len wir kommen. 

Das ist aber ein grundsätzlicher Irrtum, ich 
werde darauf noch eingehen. Denn - da 
braucht man sich auch nur mit Bankfachleu­
ten und Experten unterhalten - eines steht 
fest: daß der allergrößte Teil - und das 
mögen über 90 Prozent sein - von diesen 
nicht von der Einkommensteuer und Vermö­
genssteuer erfaßten Spargeldern nichts ande­
res ist als der Sparstrumpf des kleinen Man­
nes. Um das geht es. Jeder Mensch ist aus der 
Eichhömchen-Sammler-Mentalität heraus 
immer wieder drauf und dran - und das 
so lang es Menschen gibt und geben wird -: 
sich Vorräte und in dem Fall eben Geld auf 
die Seite zu legen für schwierige Situationen, 
für Krisensituationen und vor allem für das 
Alter. 

Und nun gilt es, an diese Beträge heranzu­
kommen. Mir ist es daher auch unverständ­
lich, daß die ÖVP voll in dieses Gesetz mitein­
steigt und dem Gesetz die Zustimmung gibt, 
weil natürlich - und Sie werden es morgen in 
den Zeitungen lesen, und da können Sie die 
,,AZ" aufblättern und es wird eine Schlagzeile 
werden - die ÖVP damit eindeutig der sozia-

. listischen Fraktion Arguments-Munition in 
die Hand gibt. Die SPÖ sagt nämlich schon 
immer: Aha, jetzt werden wir die Steuerhin­
terzieher mit ihrem schwarzen Geld weiß 
machen! Wir Freiheitlichen sind nicht bereit, 
Ihnen diese Munition in Ihren Argumenten zu 
liefern und Ihre Argumente zu bestätigen, 
aber wir liefern auch sachliche Gründe, 
warum man gegen dieses Gesetz sein muß. 

Ich sagte schon, 99 Pr02;ent der Schwarzgel­
der sind von Leuten, die dem Steuerdruck 
ausweichen wollen und der Einkommen­
steuer aus den Zinsen und der Vermögens­
steuer entgehen wollen; es sind Gelder, die 
aus ordentlich versteuerten Einnahmen bei-
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seitegelegt wurden, eben für das Alter oder 
für Krisensituationen. Das wenigste daraus 
ist aus Pfusch und Schwarzarbeit erwirtschaf­
tet und dem Fiskus vorenthalten. 

Was nun mit diesem Gesetz passieren soll, 
ist sicher nichts anderes als eine massive, 
scharfe Vorgangsweise gegen jeden Steuer­
pflichtigen und in dem Fall auch gegen den, 
der noch nicht einmal erfaßt ist als Steuer­
pflichtiger, gegen den kleinen Sparer. Aber es 
ist ein grundsätzlicher Irrtum, zu glauben, 
daß nun der kleine Sparer, der 100 000, 
200 000 S oder unter Umständen auch mehr, 
für die Not auf der Kante hat, der Vater, die 
Großmutter, der Großvater, die Frau und die 
Eltern, die etwas angelegt haben für die Kin­
der, zum Finanzminister marschieren werden 
und sagen, da habe ich noch ein Geld, ich 
zahle freiwillig die Steuern dafür. Das ist 
doch Illusion, so etwas zu glauben, noch dazu, 
wenn der Druck von der Steuerseite her sich 
immer mehr vergrößert. 

Ich kann mir daher auch nicht vorstellen, 
wie es zu der Annahme der Finanzbehörde 
und des Finanzministers kommt, da hat man 
ja Zahlen gelesen, bis zu 15 Milliarden hat 
sich der Minister erhofft; er hat dann zurück­
geschraubt, jetzt redet man zwischen vier und 
sieben Milliarden. Sämtliche Experten, die 
sich mit dieser Frage beschäftigt haben -
dazu bedarf es natürlich auch einer gewissen 
Psychologie und eines Einfühlungsvermögens 
- sind sich darüber einig, daß letztlich nur 
Millionen herauskommen werden. 

Aber wie soll sich denn das abspielen? Es 
wird ja doch schon äußerst schwierig und 
technisch oft nicht einmal voll durchführbar 
werden, rückwirkend nun für drei Jahre -
wenn wir davon ausgehen, daß es sich um 
Gewerbetreibende, selbständig Berufstätige, 
eben um Geschäftsleute handelt - neue 
Bilanzen zu erstellen, neue Steuererklärun­
gen zu erstellen. Dabei darf ihnen eines nicht 
passieren; auch aus Irrtum oder Schlamperei 
heraus darf ihnen eines nicht passieren: daß 
sie eine Angabe, wo sie sich amnestieren wol­
len, übersehen. Der Fiskus schlägt beinhart 
zu! Es nützt ihnen die ganze Offenlegung 
nichts, wenn sie aus irgendeinem Grund auch 
nur einen der Punkte, die steuerpflichtig 
wären, übersehen würden. 

Es ist eine theoretische Annahme, aber es 
gibt eine Anzahl von Beispielen, daß bei einer 
nachträglichen Offenlegung eines gewissen 
Betrages mit verschärfter Überprüfung zu 
rechnen ist. Und eines ist klar: Wenn ich 
heute hingehe und gegenüber der Finanzbe­
hörde sage, ich habe etwas zu deklarieren im 
Zuge der Selbstanzeige und unterwerfe mich 

der Amnestie, so ist das doch heute ein gefun­
denes Fressen für die Finanzbehörde, sich bei 
dem hineinzuknieen und dort nun besonders 
zu prüfen und besonders nachzuschauen. 
Denn man begibt sich ja damit automatisch in 
die Hände der Behörde, weil man annehmen 
muß, es waren nicht nur die letzten drei 
Jahre, das war die ganzen Jahre zurück, und 
das wird in Zukunft auch so sein, daß Abga­
ben gekürzt werden, und der wird erfaßt und 
hergeklopft. Und die ganze Mentalität der 
Prüfer - und wenn ich es nicht im Zuge einer 
Betriebsprüfung am eigenen Leib erlebt 
hätte, würde ich es nicht glauben - ist heute 
schon sehr hart durch die Art und Weise, wie 
man die Prüfer scharf macht, wie einen Poli­
zeihund. Wenn man ihm zehnmal "faß" sagt, 
beim elftenmal beißt er bestimmt zu, auch 
wenn er schlecht dressiert ist. In diesem Sta­
dium sind nämlich jetzt bereits die Betriebs­
prüfer, wenn sie von der Regierungsbank her­
unter ununterbrochen hören: Faß!, faß!, und 
beim drittenmal . .. (Abg. B 1 e eh a: Aber 
Herr Kollege, man kann doch nicht einen 
Betriebsprüfer mit einem Hund, dem man 
"faß" zuruft, vergleichen!) Herr Kollege, ich 
kann Ihnen Beispiele liefern. Ich will es ja 
nicht generalisieren, aber so wird da vorge­
gangen, indem man den Steuerpflichtigen als 
den notorischen Steuerhinterzieher hinstellt. 
Und da spielen wir Freiheitliche nicht mit! 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Es wird aus dieser Amnestie letztlich nichts 
anderes herauskommen als eine Strafexpedi­
tion. (Abg. Pet er: Und eine Pleite!) Eine 
Pleite darüber hinaus, denn die erhofften und 
erträumten Milliarden, mit denen man näm­
lich nachweisen könnte, welche Steuerhinter­
ziehung in Österreich praktiziert wird, wer­
den nicht hereinkommen, sondern es wird 
sich nur um Millionen handeln. Schade um 
die Verwaltungsarbeit, die ja auch bereits bei 
den Steuerberatern beginnt. Und so, wie es 
auch die Kammern erklärt haben, wird dieses 
Gesetz nicht exekutierbar sein. 

Es gibt, wenn man auf die Pfuscher hin­
weist, andere Möglichkeiten, dort einzuschrei­
ten. Das beginnt beim Gewerberecht und bei 
der Gewerbebehörde, die darauf mehr Auf­
merksamkeit legen müßte. Aber es ist doch 
eine Illusion, wenn die Finanz glaubt, daß sie 
einen Pfuscher vielleicht auf Grund seines 
überhöhten Vermögenszuwachses erwischen 
und sagen kann: Wo hast du das her, womit 
hast du dir dein kleines Häuserl gebaut? -
Das wird nämlich ohnehin meistens in Nach­
barschafts- und Familienhilfe geschehen. 

Es ist also eine Vorstellung, der man hier 
nachgegangen ist, die sicher nichts bringt. 

902 
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Nach unserer freiheitlichen Vorstellung 
könnte es nur eine einzige Lösung geben. 
Ganz klipp und klar: Alles, was angezeigt 
wird, ist amnestiert, ähnlich wie in der 
Schweiz. Mir ist die Schweiz beispielgebend, 
muß ich sagen. Wenn schon die Jahrhundert­
idee einer Steueramnestie auftaucht, hat mir 
immer noch am besten gefallen, wenn man 
gesagt hätte, alles, was zu dem Stichtag 
erklärt und angezeigt wird, unterliegt der 
Amnestie. 

Das wäre eine echte Volksamnestie, ohne 
daß man nun Jahre zurückgreift, den Steuer­
pflichtigen bis ins dritte und vierte Glied 
zurückverfolgt und ihn automatisch im roten 
Steuerakt bei der Finanzbehörde immer, auch 
wenn er sich selbst angezeigt hat, als Defrau­
danten und Steuerhinterzieher erkennt. 

Warum es nicht möglich ist, sich an einem 
erfolgreich gezeigten Beispiel anzuhängen, 
verstehe ich nicht. 

Die Amnestie hätte den Sinn - dem könn­
ten auch wir Freiheitlichen durchaus zustim­
men und nahetreten -, der Grundüberlegung 
zu folgen, daß bei einer Steueramnestie von 
versteckten Geldern Impulse ausgehen, weit 
hinein in die Wirtschaft, in die Investitionen, 
besonders in die Bauwirtschaft. Das hat sich 
in der Schweiz deutlich gezeigt, und natürlich 
auch im Konsumbereich. Man muß doch 
sehen, daß heute die Banken erklären, sie 
haben Geld, daß es beim Dach oben heraus­
rinnt. Aber niemand hat den Mut, sich dieses 
Geld auszuleihen. 

Ich könnte mir jedenfalls vorstellen, daß 
unter Umständen auch über die Umwegrenta­
bilität, wenn Gelder in den Konsum fließen, 
der Finanzminister sich nicht verschätzt hätte 
mit seinen 4 bis 7 Milliarden Schilling, nur 
muß er es ganz, ganz anders machen. 

Etwas derart Kompliziertes wie dieses 
Gesetz - ersparen Sie mir, daß ich Ihnen die­
ses Amtschinesisch zu Gehör bringe - ist so 
umwerfend, daß Experten, Leute, die sich mit 
dieser Frage berufsmäßig seit Jahrzehnten 
beschäftigen, schulterzuckend zu mir sagen 
mußten, da kennt man sich nicht aus. Können 
Sie sich die Rechtsfolgen vorstellen, die dar-
aus hervorgehen? -

Das hat vor allem die Kammer der Wirt­
schaftstreuhänder sehr deutlich herausgestri­
chen. Alle, die sich damit zu beschäftigen 
haben, sind überfordert besonders mit der 
Halbjahresfrist. Aber man ist nicht bereit, die 
Frist zu verlängern, weil dem Finanzminister 
hinten und vorne das Geld ausgeht. Jetzt ver­
sucht er es mit Brachialgewalt unter dem 

Mäntelchen der Steueramnestie einzutreiben. 
Aber es wird letzlieh nichts bringen als eine 
neuerliche Verunsicherung auf dem Sektor 
der Steuergesetzgebung. 

Eines muß uns klar sein, und das wird man 
der Öffentlichkeit in aller Deutlichkeit sagen 
müssen: Sicher ist mit der Fallfrist dieser 
Steueramnestie auf lange Zeit die Gnaden­
frist-erloschen, und die ,,Aktion scharf' wird 
schärfer denn je durchgesetzt werden. 

Wenn auch dem Kollegen Blecha der Ver­
gleich nicht paßt, ich sage es noch einmal. 
Das steckt halt im Menschen auch drinnen, 
Herr Kollege Blecha, wenn ich immer wieder 
sage, hier sind Fehler, und die muß man auf­
decken mit aller Gewalt, daß dann einzelne 
Personen dort überzeichnen, wo sie noch 
nicht zubeißen müßten, wie so mancher Poli­
zeihund zubeißt. Nur beim Polizeihund ist das 
leichter reglementierbar, denn dann kommt 
der Innenminister Lanc - wie geschehen -
und befiehlt der Gendarmerie und Polizei, 
auch die guten Hunde müssen in Zukunft 
Beißkörbe tragen, damit sie einem Einbre­
cher nicht die Hosen herunterreißen, um die­
ses Beispiel auch noch zu bringen, wie es ja 
schon geschehen ist. Die Möglichkeit mit dem 
Beißkorb hat der Finanzminister nicht, wenn 
er vorher scharfmacht. 

Ich sage also zum Schluß: Dieses Gesetz ist 
nicht gerecht und schon gar nicht praktikabel. 
Aus der Praxis heraus: Drei Jahre zurück auf­
rollen - in manchen Bereichen finden Sie 
nichts mehr. Aber wehe,die Behörde kommt 
Ihnen nachher noch auf etwas drauf, dann 
sind Sie als Steuerpflichtiger dran, bis zum 
Sankt-Nimmerleins-Tag zurück, bis zur Sie-­
ben-Jahres-Frist. Und solange Sie arbeiten 
und steuerpflichtig sind, wird man Sie verfol­
gen. 

Außerdem, und das muß auch klar gesagt 
werden, ist dieses Gesetz nach wie vor verfas­
sungsrechtlich bedenklich. Diese Einwände 
sind auch gekommen. Den Pfusch kriegt der 
Finanzminister sicher so nicht unter eine 
Steuernummer , das wird ihm nicht gelingen. 
Aber es wird ihm eines gelingen: daß er einen 
Widerstand, unter Umständen auch bei den 
Steuerberatern, erregt. 

Denn ich werde jedem Pflichtigen, der zu 
mir kommt und über die Amnestie redet, 
sagen: Von mir keine Beratung. Das machen 
Sie sich alleine aus! Denn wenn ich als beeide­
ter und befugter Steuerberater mit Dingen 
vertraut werde, die einer Amnestie bedürfen, 
und dem Mann dann vorrechne, was ihn das 
kostet, weil er 500 000 S oder eine Million 
Schilling auf einem Sparbuch hat, und die 
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Million will er von schwarz auf weiß machen, 
wenn ich ihm vorrechne, daß ihn das 
588 000 S kostet, obwohl mit Amnestie über­
schrieben ... (Abg. M ü h 1 b ach er: Das ist 
aber kein guter Weg, den Sie da aufzeigen, 
Herr Kollege!) 

Sie können sich nachher zu Wort melden, 
denn Sie sind ja ein Riesenexperte, Herr Kol­
lege, Sie können mich dann berichtigen. 

Ich bin nicht bereit, mir das anzuhören und 
Mitwisser zu sein, wenn der Klient dann sagt: 
Was, bei einer Million, die ich von schwarz auf 
weiß machen will, muß ich 588 000 S zahlen! 
- Ich habe ein Beispiel hier. Wenn der dann 
sagt, das tue ich nicht, das ist mir zu kostspie­
lig, bin ich Mitwisser, Herr Kollege Mühlba­
cher. Das müßten Sie wissen, Sie waren ja 
einmal Steuerberater. (Abg. M Ü h 1 b ach er: 
Ich bin es noch immer!) Ein gewesener, schla­
fender; ruhender wollte ich sagen, nicht schla­
fender. Ein ruhender Steuerberater. Ich bin ja 
dann mitverantwortlich und Mitwisser, und 
dann kommt der Fiskus und schnappt mich, 
und ich verliere meine Berufsbefugnis. 

Herr Kollege, machen wir uns doch nichts 
vor. Ich sehe ja schon, wie Sie die Trommeln 
rühren, wo man hinaus will. Mit uns Freiheit­
lichen jedenfalls nicht! (Beifall bei der FPÖ.) 

Es wäre sinnvoller gewesen, einen Schluß­
strich zu machen, einen Schlußstrich ohne 
Rache. (Neuerlicher Zwischenruf des Abg. 
M Ü h 1 b ach er.) 

Ich rechne es Ihnen vor, Herr Kollege, da 
brauchen wir nicht zu debattieren. Hier wäre 
weniger mehr gewesen. Vier, fünf Punkte 
glasklar, und eine Fallfrist. 

Das beste Beispiel ist das, wie es in der 
Schweiz gewesen ist. Wir in Österreich wer­
den uns mit Verfahrensfragen jedoch erwür­
gen, wir werden uns in Rechtsmitteln, Straf­
verfolgungen erwürgen, und es wird eine 
Hetzjagd der Finanzbehörde beginnen, die 
Neidgenossenschaft wird geschürt werden. 
Das gegenseitige Vernadern ist ja mit drinnen 
in dem Moment, wo man irgendwo Mitwisser 
ist oder Belege nicht entsprechend ausgestellt 
sind. Streng nach dem Gesetz wird das die 
reinste Menschenjagd, und dem folgen wir 
Freiheitlichen nicht. (Beifall bei der 
FPÖ.) 16.09 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Teschl. 

16.09 

Abgeordneter Teschl (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Wir diskutieren schon seit eini­
gen Stunden Steuerprobleme, und vielleicht 

ist hüben und drüben die Gelegenheit ver­
säumt worden, zumindest bisher, mehr 
Grundsatzproblemen des Steuerrechts, der 
Steuerwirksamkeit Aufmerksamkeit zu 
schenken. Aber vermutlich ist es die Tagesbe­
zogenheit der Alltagspolitik, die eine Diskus­
sion vom Grundsatz her bisher nicht zuließ. 

Andererseits hat die Öffentlichkeit doch ein 
Recht, die Meinung der Abgeordneten zu 
erfahren, wieweit gesellschaftsrelevante Pro­
bleme vom Steuerrecht angesprochen werden 
und welche Auffassungen differenter Art oder 
gemeinsamer Art bestehen, wie die Transfer­
wirkungen der Steuereinnahmen wirken sol­
len auf gesellschaftliche Gruppierungen und 
wieweit - und das ist sicherlich der Fall -
das Geld und das Steuerrecht den Struktur­
veränderungen wirtschaftlicher und gesell­
schaftspolitischer Art nicht mehr ganz ent­
spricht und angepaßt werden muß. 

Möglicherweise ist in einer Zeit so knapp 
vor der Wahl keine Gelegenheit mehr, diese 
Grundprinzipien nach beiden Seiten auszu­
leuchten, aber vielleicht kann man aus den 
Erfahrungswerten, die die Steuerreformkom­
mission insgesamt und die Unterkommission 
im speziellen erarbeitet haben, doch einiges 
Material ziehen, das uns in späterer Zeit als 
Grundlage für Überlegungen dient, wie man 
in dieser oder jener spezifischen Steuerfrage 
eine der Zeit angepaßtere Normierung findet. 

Die vorliegende Gesetzesstruktur, die wir 
heute zur Abstimmung bringen, ist ein Rand­
problem des geänderten Steuerrechts und 
ausdrücklich als Sondermaßnahme zu dekla­
rieren, als Sondermaßnahme aus mehreren 
Gründen. 

Einmal muß man von der Tatsache ausge­
hen, daß die Steuersünder , die Steuerhinter­
zieher , doch als Minderheit innerhalb unserer 
Gesellschaft betrachtet werden müssen und 
daß schon aus dieser Betrachtungsweise her­
aus ein Gesetz diese Situation entsprechend 
berücksichtigen muß. 

Wenn ich also den Herrn Abgeordneten Jos­
seck, der eine Steueramnestie in seinem Sinn 
hier moniert hat, richtig verstanden habe, 
dann glaube ich, daß er primär eine Bevorzu­
gung jener verlangte, die geltendes Recht bis­
her, ich möchte nicht sagen mißachtet, aber 
zumindest umgangen haben. 

Ich glaube also, daß es notwendig war -
und das zeigt die gegenständliche Regie­
rungsvorlage -, eine Diskriminierung jener 
größeren Bevölkerungsgruppe, die nicht die 
Möglichkeiten ausgenützt haben, Steuerhin­
terziehungen zu begehen, eine Diskriminie-
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rung der Mehrheit der Steuerzahler zu ver­
meiden. 

Es war naturgemäß erforderlich, ein 
dementsprechendes Modell zu suchen, um 
diese Diskriminierung nicht herbeizuführen, 
die ich erwähnte, und vor allen Dingen eine 
Verfassungs konformität zu erreichen, unter 
Einschluß des geltenden Steuerrechts. 

Und da habe ich Herrn Abgeordneten Jos­
seck nicht ganz verstanden, wenn er meinte, 
daß die Regierungsvorlage dermaßen unver­
ständlich gehalten sei, daß sich nicht einmal 
Experten zurechtfänden. Wahrheit ist - und 
jeder, der sich mit dieser Vorlage befaßt hat, 
wird das feststellen -, daß die Regierungs­
vorlage auf dem geltenden Steuerrecht 
beruht, um so die Verfassungskonformität zu 
bewahren und sicherzustellen. 

In Parenthese darf ich vielleicht vermer­
ken: Herr Abgeordneter Josseck hat erklärt, 
daß die zuständigen Beamten, die für die Ein­
haltung des geltenden Rechts verantwortlich 
sind, die geltendes Recht umzusetzen haben, 
zu Steuerbütteln ärgster Art degradiert wur­
den. Ich habe es als unzumutbar und ich 
möchte fast sagen als Primitivreaktion 
betrachtet, daß hier die Beamten, die also gel­
tendes Recht zu vertreten und durchzusetzen 
haben, irgendwo indirekt mit Hunden vergli­
chen wurden. Ich möchte solche Dinge - die 
unbeabsichtigt oder beabsichtigt waren, das 
konnte ich nicht ganz erfassen -, solche 
Unterstellungen mit aller Entschiedenheit 
zurückweisen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn ich eingangs erwähnte, daß das vor­
liegende Gesetz als Sondermaßnahme zu wer­
ten ist, dann hat es natürlich auch den Hinter­
grund, daß ein fiskalischer und wirtschaftli­
cher Effekt erzielt werden soll. 

Es ist richtig, daß versucht wurde, Verglei­
che mit dem Ausland anzustellen. Hier diente 
die Schweiz sicherlich als Beispiel. 

Es ist bekannt, daß die Schweiz im Jahre 
1940, im Jahre 1945 und im Jahre 1969 eine 
Steueramnestie durchgeführt hat. Soweit ich 
das aus vorliegenden Veröffentlichungen 
erkennen konnte, war dem immerhin ein 
Erfolg beschieden. Bei der Steueramnestie 
1969 sind immerhin 11,5 Milliarden Franken 
aufgekommen, und im Jahre 1945, bei der 
Verrechnungssteueramnestie, waren es, 
soweit ich es im Kopf habe, etwa 5,5 Milliar­
den Franken. 

Hier darf ich vielleicht in Klammer vermer­
ken, weil Herr Abgeordneter Josseck sosehr 
auf den kleinen Sparer, auf die Sparbücher 
des kleinen Mannes Bezug genommen hat 
und die Schweiz auch als Beispiel erwähnt 

wurde, daß in der Schweiz immerhin bereits 
seit dem Jahre 1943 eine sogenannte Verrech­
nungssteuer , sprich Quellensteuer , für Wert­
papiere besteht, die mit 15 Prozent angesetzt 
und später auf 25 Prozent angehoben wurde, 
also eine sehr deutliche und beachtliche Ver­
steuerung anonymen Vermögens. Das sollte 
nicht unbeachtet bleiben. Soweit ich die Ver­
rechnungssteuer der Schweiz verstehe, wur­
den keine Ausnahmen gemacht, soweit es 
Wertpapierbesitzer gibt, die man als kleinen 
oder großen Mann betrachten darf. 

Ich würde also sagen: Dieser Appell an die 
Gefühlswelt des Staatsbürgers, daß der kleine . 
Mann durch das vorliegende Gesetz in einer 
Form zur Kasse gebeten würde, die sozusa­
gen den Steuerbüttel wieder sichtbar macht, 
ist ebenfalls ein Appell an die Primitivreak­
tion. 

Das heißt, natürlich will der Finanzmini­
ster , will die Bundesregierung und will, wenn 
es zur Beschlußfassung kommt, natürlich 
auch dieses Hohe Haus, daß zwei Prinzipien 
mit diesem Gesetz verfolgt werden können, 
nämlich eip. fiskalischer Effekt und ein wirt­
schaftlicher Hintergrund. 

Wenn die Steuereinnahmen durch die 
Steueramnestie mehr oder weniger in den 
Tageszeitungen, in den Medien einen Wider­
hall fanden von nur 500 Millionen bis erhoffte 
Beträge verschiedenster Art, wie sie genannt 
wurden, so glaube ich, ist niemand in diesem 
Hohen Hause und sind auch nicht die Exper­
ten in der Lage, einigermaßen eine richtige 
Schätzung abzugeben. 

Ich glaube, es ist auch nicht unsere Auf­
gabe, heute hier zu quantifizieren, sondern es 
ist unsere Aufgabe, eben ein Gesetz zu 
beschließen, das Voraussetzungen für fiskali­
sche und wirtschaftliche Möglichkeiten 
schafft. 

Immerhin hat der Finanzminister in etwa 1 
bis 1,5 Prozent des GesamtsteueraufkommeI: ~ 
geschätzt, das· durch die Steueramnestie lok­
ker gemacht werden könnte. Und man kann 
- soweit man subjektiv eine Beurteilung 
wagen darf - meinen, daß 1 bis 1,5 Prozent 
des Steueraufkommens durchaus im Bereich 
der Realität liegen kann. 

Wenn es also möglich wird, auf der; Basis 
geltenden Rechts, ohne also die Verfassung 
zu berühren, die Steueramnestie im Sinne fis­
kalischer und wirtschaftlicher Wirksamkeit in 
die Realität umzusetzen, wenn das also 
gelingt, dann hat für uns natürlich der wirt­
schaftliche Effekt auch eine besondere Bedeu­
tung. Denn in den Jahren der Hochkonjunk­
tur war es möglich - das ist ja bezeichnend, 
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daß man zu einer Steuer amnestie schreitet -
Vermögen zu erwerben, das in dem eine~ 
oder anderen Fall eben nicht nach gesetzli­
chen Vorschriften deklariert wurde. 

Und wenn in einer Zeit, die sich in wirt­
schaftlicher Hinsicht als besonders schwierig 
darstellt, nach Normen gesucht wurde, damit 
Schwarzgeld - nennen wir es so, wie es auch 
im Volksmund heißt - wieder der Wirtschaft 
zugänglich gemacht werden kann dann 
glaube ich, ist jene Umwegrentabiiität i~ 
hohen Maße erreicht, die vom Herrn Abgeord­
neten Josseck moniert wurde. 

Daß man natürlich einem Steuerhinterzie­
her nur die Möglichkeit einräumt, straffrei 
das nicht deklarierte Vermögen wieder öffent­
lich zu machen, müßte und wird im Sinne des 
Gesetzes genügen. Man kann es unter keinen 
Umständen abgabenfrei stellen, denn das 
wäre natürlich eine Benachteiligung all jener 
- also der absoluten großen Mehrheit -, die 
bisher ihre Steuer entrichtet haben. 

Ich glaube, es wird in der Bevölkerung auch 
so verstanden, daß man zwar die Straffreiheit 
schaffen soll, daß das Finanzstrafgesetz nicht 
zur Anwendung kommt für diesen Zeitraum 
der im vorliegenden Gesetz vorgesehen ist: 
daß man jedoch auf die Abgabe als solche 
nicl?-.t verzichten kann (Zustimmung bei der 
SPO), und zwar einmal wegen der Gleichheit 
vor dem Gesetz, einmal aus Verfassungsgrün­
den - was ja mit der Gleichheit vor dem 
Gesetz in einem Atemzuge zu nennen ist -
und letztlich natürlich, damit auch entspre­
chende Mehreinnahmen entstehen. 

Daß darüber hinaus im § 13 auch auf der 
Basis des Devisenrechts eine Möglichkeit 
geschaffen wurde, sogenanntes Schwarzgeld 
<;J;as sich im Ausland befindet, wieder nach 
Osterreich zu transferieren, darin sehe ich 
gar keine verwirrende Gesetzeskonstruktion 
das sollte ebenfalls als ergänzende Maß~ 
nahme gesehen werden, denn es ist ja nicht 
unbekannt, daß es bei der Nichtdeklarierung 
steuerpflichtigen Vermögens auch zum Aus­
landstransfer gekommen ist. 

Ich würde zusammenfassend meinen, daß 
einmal die Sondermaßnahme des Amnestie­
gesetzes deutlich gemacht werden muß, daß 
man klar und deutlich der Öffentlichkeit 
gegenüber sagen soll, daß eine Sondermaß­
nahme auch als solche gesehen werden muß: 
Als solche war es gewollt, und als solche ist 
diese Sondermaßnahme , ist dieses Gesetz zu 
interpretieren. Dies deshalb, um die Mehrheit 
der B~völkerung, die die Steuer gesetzmäßig 
abgefuhrt hat, nicht zu irritieren. 

Zweitens: Es haben Experten und die Fach-

beamten des Ministeriums unter großer Mühe 
jene Gesetzesformulierung gefunden, die dem 
geltenden Steuerrecht entspricht und verfas­
sungskonform ausgelegt werden kann. Ich 
glaube, es ist auch ·durchaus berechtigt zu 
sagen, daß unsere Fachbeamten hier gute 
Arbeit geleistet haben, wofür ihnen zu dan­
ken ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und es ist drittens nicht so, wie Abgeordne­
ter Josseck meinte. Ich habe keine Ahnung, 
wieviel Experten er befragt hat. Ich habe 14 
Steuerberater und Wirtschaftsprüfer befragt, 
die alle im Detail unterschiedlicher Meinung 
waren. Das gebe ich zu. Einmal, weil sie ver­
schiedenen Parteien angehörten, und einmal, 
weil sie in ganz bestimmten Belangen eine 
eigene Lehrmeinung oder eine spezifische 
Fachauffassung haben. Ich gebe zu, eine ein­
heitliche Fachmeinung war nicht zu errei­
chen. 

Aber es war eine einheitliche Grundsatzauf­
fassung vorhanden bei sogenannten rechts­
oder linksstehenden Wirtschaftsprüfern und 
Steuerberatern, die sagten: Jawohl, es ist rich­
tig, in diesen Zeiten den Versuch einer Son­
detmaßnahrne, einer Steueramnestie zu 
machen. Es wird natürlich viel davon abhän­
gen, wie die Steuerberater in Zusammenar­
beit mit der Finanzverwaltung in der Lage 
sind, ihrem Klienten, dem Steuerträger , klar­
zumachen, daß es sinnvoll ist, diese Steuer­
amnestie zu nutzen - straffrei zu nutzen! -
unter den gegebenen Voraussetzungen, natür­
lich mit dem Hinweis, daß Abgaben für jene 
Vermögensteile zu entrichten sind, die bisher 
nicht bekanntgemacht wurden. 

So gesehen, glaube ich, ist die Regierungs­
vorlage zu verstehen. Es ist sicherlich kein 
Jahrhundertgesetz - das wurde auch nicht 
behauptet. Es ist der erstmalige Versuch, eine 
Amnestie im Steuerrecht in die Tat umzuset­
zen. Es ist wert, diesen Versuch zu machen. 
Wir hoffen, daß dieses Gesetz sowohl in bezug 
auf den Steuereingang als auch in bezug auf 
die wirtschaftliche Nützlichkeit, die damit 
verbunden sein soll, von Erfolg begleitet sein 
wird. In diesem Sinne wird meine Fraktion 
die .. Zustimmung erteilen. (Beifall bei der 
SPO.) 16.29 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Koppensteiner. 

16.29 

Abgeordneter Koppensteiner (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Kollege Josseck hat 
sich~r berechtigt die Frage gestellt: Was hat 
die Osterreichische Volkspartei bewogen, die-

129. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 85 von 118

www.parlament.gv.at



13128 Nationalrat XV. GP - 129. Sitzung - 10. November 1982 

Koppensteiner 

sem Gesetz die Zustimmung zu geben? - Es 
waren zwei meines Erachtens sehr triftige 
Gründe. Zum ersten, weil jeder Schilling, der 
hier freiwillig nachgezahlt wird, wenn er sinn­
voll ausgegeben wird, dazu beiträgt, Belastun­
gen von ehrlichen Steuerzahlern abzuwen­
den. Und zum zweiten: Die Bestimmung im 
Abschnitt 3 dieses Gesetzes, und zwar die 
§§ 15 und 16 hätten eine wesentliche Verschär­
fung des Finanzstrafrechtes beinhaltet, näm­
lich die EIiminierung des Ermessensrahmens 
für die Strafverfahren durchführenden Beam­
ten und die Normierung einer Mindeststrafe 
in Höhe eines Viertels des Abgabennachzah­
lungsbetrages. Und daß dies wesentlich ist, 
mag daraus hervorgehen, wenn ich hier auf 
Grund einer Anfrage zur Kenntnis nehmen 
muß, daß etwa in Kärnten bei 1575 Betriebs­
prüfungen, 5 087 Lohnsteuerprüfungen 823 
Finanzstrafverfahren durchgeführt wurden, 
in Oberösterreich 3661 Betriebsprüfungen, 
9 710 Lohnsteuerprüfungen, 1 637 Strafverfah­
ren. Ich glaube also, daß hier die Vorgangs­
weise der Verwaltung sehr rigoros ist, nach 
meinem Dafürhalten zu rigoros ist. 

Kollege Teschl hat gemeint, man solle mehr 
auf Grundsätze eingehen. Ich will dies tun. 
Nun, welche Ursachen führen also zu Abga­
benverkürzungen? Ich darf aus eigener Fest­
stellung wirklich hier zum Ausdruck bringen, 
daß die Zahl der echten Steuerhinterzieher 
sehr gering ist im Verhältnis zu jenen Abga­
benpflichtigen, die ihren Steuerverpflichtun­
gen richtig nachkommen, und es wäre für 
mich erfreulicher, hier zu einem Gesetz zu 
sprechen, das etwa einen Bonus für jene 
Abgabenpflichtigen vorsehen würde, die tat­
sächlich ihre Verpflichtungen voll erfüllt 
haben. Das wäre schöner, als über eine Amne­
stie zu reden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben in Österreich - und das ist Tat­
sache - eine gewisse Steuerverdrossenheit 
festzustellen. Es ist müßig, jetzt noch einmal 
alle diese Belastungen zu wiederholen, die 
heute schon Gegenstand von Ausführungen 
waren. Nur der Vergleich mit der Schweiz, 
Kollege Teschl, wäre wünschenswert auch im 
Bereich der Steuerquoten. Tatsache ist, sie ist 
bei uns wesentlich höher. 

Was den Steuerzahler ärgert, ist ja nicht 
nur die hohe Belastung, sondern auch wie das 
Geld ausgegeben wird. Ich möchte hier nicht 
auf den Konferenzpalast eingehen. Es sind ja 
auch kleinere Dinge, die sozusagen die Volks­
seele zum Kochen bringen und auch die seri­
öser Abgeordneter. 

Wenn ich etwa die Beantwortung der 
schriftlichen Anfrage des Kollegen Dipl.-Vw. 
Dr. Ludwig Steiner an den Außenminister 

hernehme: Die Kosten einer Kondolenzreise 
nach Saudi-Arabien, an der der Herr Mini­
ster, sein Sohn und Beamte teilgenommen 
haben, durchgeführt mit einem Lear-Jet, 
haben den schlichten Betrag von 
349000 Schilling ausgemacht. Ja, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, was soll sich 
denn ein kleiner Gewerbetreibender denken, 
der mit Mühe und Not etwa 100000 Schilling 
im Jahr an Steuern aufzubringen hat, wenn 
für eine Reise dieser horrende Betrag ausge­
geben wird? Ja, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, dann ist die Steuerverdrossen­
heit gerechtfertig! Sie ist dann eher eine Art 
der Selbsthilfe. (Abg. Dkfm. Bau er: Aber 
der Lear-Jet war voll mit seinem Sohn!) 

Ich danke für den Zwischenruf.· Ich habe 
mich erkundigt, es gibt ganz gute Linienflüge 
in diese Gebiete, und diese Reise wäre etwa 
um 30 000 Schilling auch zu bewältigen gewe­
sen. Ich bin der Meinung, man soll kondolie­
ren, soll dies in gebührender Form tun, aber 
bitte nicht im Ausmaß eines orientalischen 
Scheichs, der aus dem Vollen schöpfen kann. 
Soweit sind wir in Österreich nicht, im Gegen­
teil: Ich glaube, wir brauchen jeden Schilling, 
um das zu tun, was immer wieder gefordert 
wird, nämlich Arbeitsplätze zu erhalten und 
zu sichern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zur Steuerverdrossenheit: Ich möchte mich 
heute hier ganz eindeutig vor jene Kollegen in 
der Finanzverwaltung stellen, die ihren 
Dienst korrekt durchführen. Es ist kein leich­
ter Dienst, er ist sehr schwer. Aber es gibt 
Ausnahmen, wie es überall Ausnahmen gibt, 
und ich habe kein Verständnis dafür, wenn 
etwa im Zuge von Betriebsprüfungen Erhe­
bungen so durchgeführt werden, daß man in 
Krumpendorf einen Parkplatz beobachtet, 
dort Autos mit Wiene!' Kennzeichen auf­
schreibt und die Wiener fragen geht, ob der 
Herr vielleicht dort übernachtet hat. Was 
glauben Sie, was sich die Ehegattin dabei 
denkt, wenn plötzlich ein Beamter da ist und 
fragt: War der Herr Gemahl am Soundsoviel­
ten in Krumpendorf und hat er dort und dort 
übernachtet? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
So geht es nicht. Das ist auch keine Werbung 
für den Fremdenverkehr, das ist eher 
geschäftsschädigend. Als solches würde ich 
diese Maßnahme bezeichnen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Oder ein weiteres Beispiel, wo einfach aus 
Nichtigkeiten - ich würde sagen: läßliche 
Sünden - Finanzvergehen abgeleitet werden, 
Schätzungen durchgeführt werden, die ein-· 
fach unrealistisch sind. 
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Noch ein kleines Beispiel: Ein Tischlermei­
ster, Kleinbetrieb, zwei Gesellen, zwei Lehr­
linge. Die Lehrlinge vergessen bei der Inven­
tur, Beschläge aufzunehmen. Der Prüfer 
macht eine kalkulatorische Umsatzerprobung 
und stellt fest, da müssen mehr Fenster 
gemacht worden sein. Nur im nächsten Jahr 
stellt sich heraus, das waren wieder zu viele 
Fenster. Typischer Fall, mit an Wahrschein­
lichkeit grenzender Sicherheit nachgewiesen, 
daß es hier eine Verschiebung bei der Inven­
tur gegeben hat. Mitnichten. Er bekommt pro 
Jahr - und drei Jahre wurden geprüft -
einen Unsicherheitszuschlag von je 
40 000 Schilling plus ein Finanzstrafverfah­
ren. Ja, meine Damen und Herren, das spricht 
sich herum. Und das sind die Gründe, die 
eben zur Steuerverdrossenheit führen. 

Ich würde also den Herrn Minister und die 
zuständigen hohen Beamten wirklich bitten, 
im Zuge von Dienstbesprechungen doch auch 
diese ausufernden ganz wenigen Kollegen -
ich sage das noch einmal - dahin gehend zu 
belehren, in einer wirtschaftlichen Betrach­
tungsweise mit Fingerspitzengefühl einen 
schweren Dienst auszuüben, der notwendig 
ist, denn ohne Steuern gibt es keine Soziallei­
stungen, gibt es keinen Staat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nun zum Gesetz selbst. Ich bin mit diesem 
Gesetz, so wie Kollege Josseck, auch nicht 
glücklich. Ich habe mich wirklich bemüht, mir 
etwa vorzustellen, wie könnte man es wirklich 
sinnvoll administrieren. Es gibt eInIge 
Punkte, die auch mir nicht passen. Ich sage 
das in dieser Offenheit. Es ist die Frist zu 
kurz mit 30. Juni 1983, um innerhalb dieser 
Zeit seriös Besteuerungsgrundlagen liefern 
zu können, denn nur hinzugehen, bitte, ich 
habe gesündigt, und dann das Damokles­
schwert, zuerst fünf Prozent, jetzt erhöht auf 
zehn Prozent, in Kauf nehmen zu müssen, um 
dann letzten Endes festzustellen, es geht doch 
nicht, das, glaube ich, kann man keinem seri­
ösen Steuerberater zumuten, es seinen Klien­
ten zu empfehlen. 

Hier sind wir also insoweit einer Meinung, 
ich hätte geglaubt, die Frist sollte länger sein. 

Das zweite: Es wurde nunmehr diese 
Bestimmung etwas entschärft, daß alles stim­
men muß, aber nur im Zusammenhang bitte 
mit dem sonstigen Vermögen, 2 000 Schilling 
Toleranz. Aber, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, was ganz leicht passieren kann, 
es wurde auf die Spargesinnung und auf den 
Sparwillen, der Gott sei Dank vorhanden ist, 
hingewiesen. Was ist mit den Sparbüchern 
der Kinder, die sie einmal von der Tante 

gekriegt haben mit 50000 Schilling? Die Kin­
der sind minderjährig, die werden zusammen 
veranlagt, und die Zinsen machen dann über 
2 000 Schilling aus. Ist dann die ganze Selbst­
anzeige hinfällig? Das kann ja bitte nicht der 
Sinn solcher Bestimmungen sein. 

Wenn ich eine Amnestie durchführen will, 
dann muß ich es so tun, als ob ich eine Ware 
gut verkaufen wollte, und es wird ein sehr 
ausführlicher Durchführungserlaß notwendig 
werden, wesentlich umfangreicher als das 
Gesetz selbst. Man wird Werbung betreiben, 
das kostet wieder Geld, und die Leute, die 
eigentlich das Gesetz empfehlen sollten, wer­
den zwei Seelen in der Brust haben, weil sie 
nicht wissen, soll ich, soll ich nicht? 

Ich würde auch ersuchen, daß klipp und 
klar gesagt wird, wie wird der Umsatz ermit­
telt? Welche Vervielfältiger wird es hier 
geben? Welche Bemessungsgrundlagen wer­
den herauskommen, denn das Mindeste, was 
ein Abgabenpflichtiger verlangen kann, ist 
doch, die Frage zu stellen - an seinen Steuer­
berater zunächst -: Was wird es kosten? Und 
so wie das Gesetz hier liegt, bin ich auch der 
Meinung, daß keiner in der Lage ist zu sagen, 
das kostet jetzt 348 000 Schilling oder es kön­
nen auch 600000 Schilling sein. Ich glaube, 
das müßte ausgeräumt werden, wenn man 
das Gesetz ernst nimmt und es auch vollzie­
hen will. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein weiterer Punkt, den ich in den Aus­
schußberatungen immer wieder vorgebracht 
habe, ist der Verlustvortrag. Er wird also mit 
Gesetz dekretiert, eliminiert, sagen wir es so. 
Ich weiß, es gibt dann Ausnahmen. Aber für 
mich ist es nicht einleuchtend, wenn etwa ein 
Verlust, der dadurch entstanden ist, daß ein 
Abgabenpflichtiger im guten Glauben die vor­
zeitige Abschreibung in Anspruch nimmt, 
dadurch einen Verlust erzielt und den dann 
nicht vortragen kann. 

Ich bin auch der Meinung, daß eine Buch­
haltung nicht ordnungsgemäß ist, wenn es 
hier eine gewisse Einnahmenverkürzung oder 
ähnliche Dinge gegeben hat. Okay. Schließt 
den Verlustvortrag aus. Aber diesen einen 
Punkt, wo ein Verlustvortrag nur dadurch ent­
standen ist, daß ich vorzeitige AfA in 
Anspruch nehme, die ich nie mehr nachholen 
kann durch normale AfA, hier sollte also, 
wenn es möglich ist, auch in die Durchfüh­
rungsbestimmungen oder in den Erlaß eine 
Regelung hineinkommen, die diesen Fall spe­
ziell berücksichtigt. 

Zur Höhe der erwarteten Einnahmen. -
Wir lesen hier im Bericht, das ist in der 
Schweiz relativ erfolgreich gewesen, relativ 
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heißt also nicht ganz. Ich nehme an, es wird 
auch bei uns relativ erfolgreich sein, aber 
sicher nicht so erfolgreich, wie der Finanzmi­
nister glaubt, daß sieben Milliarden Schilling 
hereinkommen werden. Hier neige ich eher 
den Schätzungen des Präsidenten der Wirt­
schaftstreuhänderkammer zu, der meint, 
etwa eine halbe Milliarde Schilling könnte es 
sein. 

Die Zeit - noch einmal wiederholt -, wirk­
lich seriös Selbstanzeigen und Unterlagen zu 
liefern, ist zu kurz, und ich glaube nicht an 
Wunder. Es werden in diesem halben Jahr 
auch keine Wunder geschehen, aber jeder 
Schilling soll uns recht sein, der herein­
kommt, wenn er dazu dient, sinnvoll ausgege­
ben zu werden und weitere Belastungen von 
uns abzuhalten. (Beifall bei der OVP.) 16.42 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Ofner. 

16.42 

Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Wenn man dem Herrn Abgeordneten Koppen~ 
steiner, meinem Vorredner, zugehört hat, sei­
nen zu einem guten Teil zutreffenden Ausfüh­
rungen gelauscht hat, dann hat man den Ein­
druck, die ÖVP wird gegen das Gesetz stim­
men. Aber zur allgemeinen Verblüffung muß 
man hören, trotz seiner Ausführungen stimmt 
sie dafür. 

Aber mit einem wird er nicht recht haben: 
Wenn er sagt, das Gesetz wird so, wie es in 
der Schweiz analog relativ erfolgreich gewe­
sen ist,· auch in Österreich relativ erfolgreich 
sein. Ich prophezeie, daß es ein Mißerfolg sein 
wird. Ein relativer Mißerfolg und ein absolu­
ter Mißerfolg: Es wird ein Schuß in die Luft 
sein, dieses Gesetz. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zunächst einmal: Steueramnestiegesetz. -
Wenn man um eine gen aue Definition ringt, 
dann schaut man im Lexikon nach, am besten 
im großen, im 25bändigen Mayer, Band 2 von 
,,Alv" bis ,,Aps", da heißt es unter "Amne­
stie": "Strafbefreiung" . Aber bitte, Strafbe­
freiung allein gibt es ja in diesem Gesetz 
nicht, sondern es soll außer der Strafbefrei­
ung auch einen Steuernachlaß, eine Steuerer­
mäßigung geben, vor allem, was die Jahre vor 
1979 betrifft. Es ist ja so, daß der, der sich 
nach diesem Gesetz stellen würde, nicht nur 
straffrei gehen würde, sondern darüber hin­
aus gegenüber dem, der ordnungsgemäß ver­
anlagt worden wäre, der ordnungsgemäß eine 
Erklärung abgegeben hätte, der von Anfang 
an ganz normal Steuer bezahlt hätte, einen 
Vorteil hätte. Und ein Vorteil darf doch bitte 
bei einer Amnestie nicht verbleiben. Der Vor-

teil der Amnestie hat der zu sein, daß man der 
Strafe entgeht. Aber es kann keine Beloh­
nung durch die Amnestie geben. Es kann 
keine Belohnung dafür geben, daß man sich 
zunächst gesetzwidrig verhalten hat, daß man 
einen Vorteil eingeheimst hat, eine Beloh­
nung insofern, daß man einen Teil des Vor­
teils dann behalten darf im Weg der Amne­
stie. Das halten wir Freiheitlichen, meine 
Damen und Herren, nicht für statthaft. (Bei­
fall bei der Fro.) 

Es ist im Gegenteil zutiefst ungerecht, 
wenn der eine, der ordentlich seine Steuer 
zahlt, die Summe X pünktlich entrichtet, und 
sein Nachbar, der die Steuer nicht ordentlich 
bezahlt, nicht zeitgerecht entrichtet, die 
Summe X minus 1 dann zu bezahlen hat. Das 
ist ungerecht, und das ist in seinem Gehalt 
zutiefst unmoralisch. 

Aber wenn man sich die Vorstellungen vor 
Augen hält, die der Finanzminister verlauten 
hat lassen, die Milliardenbeträge, von denen 
er glaubt, daß er sie hereinbringen wird, dann 
sieht man, daß er in mancher Hinsicht falsche 
Vorstellungen hat. 

Ich glaube, daß es ein Irrtum ist, wenn man 
annimmt, daß die Beträge, die sich irgendwo 
verfügbar befinden, tatsächlich in die Milliar­
den gehen. Wenn schwarze Gelder in Bewe­
gung sind, dann stammen sie aus dem Pfusch 
der kleinen Leute, dann stammen sie aus dem 
Nicht-Rechnung-Stellen der kleinen Gewerbe­
treibenden - aus welchen Gründen immer 
-, aber sie werden nicht zu Hunderttausen­
den oder Millionen oder Milliarden-Beträgen 
zusammengehäuft, die erst die Summe erge­
ben könnten über die Amnestie, die sich der 
Finanzminister erhofft. 

Aber wenn es wirklich große Beträge von 
seiten einzelner Steuerpflichtiger geben mag, 
die im Inland oder im Ausland schwarz erlie­
gen, dann sind sie ja organisiert erbracht. Der 
kleine Pfuscher, der kleine Gewerbetrei­
bende, der einmal etwas ohne Rechnung 
macht, der trägt sein Geld, wenn er es über­
haupt auf die Sparkassa legt, auf einem Über­
bringersparbuch dorthin, aber wirklich große 
Beträge gibt es nur durch organisierte Vor­
gangsweise. 

Es ist doch naiv anzunehmen, daß jemand, 
der organisiert Steuer in großen Beträgen 
hinterzogen hat, jetzt hergehen würde, Selbst­
anzeige erstatten würde, sich auf die Brust 
klopferi würde und alles nachträglich versteu­
ern würde. Das ist naiv, das anzunehmen -
ich wiederhole es -, es wird mit Sicherheit 
nicht stattfinden. Der Kleine wird nicht zum 
Finanzamt gehen, weil es außerhalb seiner 
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Vorstellungswelt liegt, diesbezüglich Selbst­
anzeige zu erstatten. Der geht nicht hin, 
schon weil er sich geniert, weil er ja nicht zum 
Referenten gehen möchte und sagen möchte, 
bitte, ich komme auf der Basis des Amnestie­
gesetzes, ich habe etwas angestellt, ich habe 
nicht ordnungsgemäß versteuert, ich möchte 
das nachholen. Und dem Großen, bitte, der 
das organisiert getan hat, dem fällt das erst 
recht nicht ein, denn der ist von Anfang an 
ein Risiko eingegangen, und dieses Risiko 
trägt er bis zum Schluß, aus zwei Gründen: 
Zunächst möchte er nicht nachträglich die 
Steuer zahlen, die er einmal vermieden hat. 
Aber zum zweiten weiß er ja, daß er am 
Finanzamt "aufgeschrieben" ist, wenn er ein­
mal die Amnestie in Anspruch genommen 
hat, daß sich ihn das Finanzamt, daß sich ihn 
die Betriebsprüfer ganz besonders aufs Korn 
genommen haben werden. Denn wenn heute 
einer hingeht und sich wirklich die Strafe 
erspart auf dem Umweg über die Amnestie, 
der kann ja bitte auswandern, der hat ja 
keine Ruhe mehr auf dem Sektor, denn es 
werden sich die Leute sagen: Na, wenn uns 
der schon in der Vergangenheit ausgekom­
men ist, in Zukunft passiert uns das mit dem 
nicht mehr! 

Ich glaube also, daß es sich um ein unge­
rechtes Gesetz handelt, das den braven, den 
pünktlichen Steuerzahler benachteiligt gegen­
über dem, der es verstanden hat, säumig zu 
sein mit dem Entrichten seiner Abgaben. Und 
ich glaube, daß der Erfolg zu dieser Unmoral 
dieses Gesetzes, zu dieser Ungerechtigkeit 
auch ein äußerst negativer sein wird. 

Es wird ein Volltreffer, meine Damen und 
Herren, mitten in die Luft sein, und für einen 
solchen Volltreffer mitten in die Luft geben 
wir Freiheitlichen unsere Stimme nicht her. 
(Beifall bei der FPÖ.) 16.47 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen zur A b s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
1283 der Beilagen unter Berücksichtigung der 
vom Berichterstatter vorgebrachten Berichti­
gung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Mehrheit angenom­
men. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 

vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung mit Me h r­
h e i t a n gen 0 m m e n. 

4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (1221 
der Beilagen): Bundesgesetz. mit dem weitere 
Überschreitungen von Ansätzen des Bundes­
finanzgesetzes 1982 genehmigt werden 

(2. Budgetüberschreitungsgesetz 1982) 
(1281 d. 8.) 

5. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (1222 
der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesfinanzgesetz 1982 geändert wird 

(2. Bundesfinanzgesetznovelle 1982) 
(1282 d. B.) 

Präsident: Wir kommen nunmehr zu den 
Punkten 4 und 5, über welche die Debatte 
unter einem durchgeführt wird. 

Es sind dies die Berichte des Finanz- und 

die Regierungsvorlage 1221 der Beilagen: 
Zweites Budgetüberschreitungsgesetz 1982 
(1281 der Beilagen) sowie 

die Regierungsvorlage 1222 der Beilagen: 
Zweite Bundesfinanzgesetznovelle 1982 (1282 
der Beilagen). 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Hirscher. Ich bitte ihn, die 
Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Hirscher: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich berichte über die Regie­
rungsvorlage (1221 der Beilagen): Bundesge­
setz, mit dem weitere Überschreitungen von 
Ansätzen des Bundesfinanzgesetzes 1982 
genehmigt werden (2. Budgetüberschreitungs­
gesetz 1982). Wie in den Vorjahren sind auch 
im Laufe des Jahres 1982 bei den einzelnen 
Ressorts aus rechtlichen, wirtschaftlichen 
oder verwaltungstechnischen Gründen Maß­
nahmen wirksam geworden oder zu setzen, 
die Umschichtungen zwischen finanzgesetzli­
chen Ausgabenansätzen oder Überschreitun­
gen solcher Ansätze bedingen. 

Die wesentlichen Maßnahmen sind: Vor­
sorge für Vorhaben im Rahmen des 
2. Beschäftigungsprogramms der Bundesre­
gierung (0,7 Milliarden Schilling), zusätzliche 
Mittel für Leistungen nach dem Arbeitslosen­
versicherungsgesetz (2,25 Milliarden Schil­
ling), Darlehen im Rahmen der Arbeitsmarkt­
förderung (0,25 Milliarden Schilling), zusätzli-
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che Aufwendungen für Flüchtlinge (0,4 Mil­
liarden Schilling), höhere Zuschußleistung an 
die PVA der Angestellten infolge Zurückblei­
bens der Pflichtbeiträge (0,38 Milliarden 
Schilling), Preisausgleichsmaßnahmen im 
Agrarbereich (0,23 Milliarden Schilling) und 
Exportförderung (0,25 Milliarden Schilling). 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
erwähnte Regierungsvorlage in seiner Sit­
zung am 5. November 1982 in Verhandlung 
genommen. 

Nach der Rechtsauffassung des Bundes­
kanzleramtes-Verfassungsdienst unterliegen 
die Bestimmungen dieses Gesetzentwurfes im 
Sinne des Artikels 42 Abs.5 Bundes-Verfas­
sungsgesetz nicht dem Einspruchsrecht des 
Bundesrates. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf unter Berücksichtigung der erwähnten 
Anträge mit Stimmenmehrheit, hinsichtlich 
des Abänderungsantrages Pfeifer, Dr. Keimel 
und Dkfm. Bauer - und nicht, wie dies 
unrichtigerweise im gedruckten Ausschußbe­
richt erwähnt ist, Mühlbacher - einstimmig 
angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(1221 der Beilagen) mit den dem Ausschußbe­
richt angeschlossenen Abänderungen die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Bezüglich der erwähnten Abänderungen 
darf ich um die Berücksichtigung folgender 
Berichtigung bitten: 

Im Punkt 7 der dem Ausschußbericht ange­
schlossenen Abänderungen hat der Betrag 
6862060 richtig zu lauten: 6 869460. 

Sollten Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
in die Debatte einzugehen. 

Ich berichte weiters über die Regierungs­
vorlage (1222 der Beilagen): Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesfinanzgesetz 1982 geän­
dert wird (2. Bundesfinanzgesetznovelle 1982). 
Der vorliegende Gesetzentwurf soll die Voll­
ziehung zusätzlicher Ausgaben ermöglichen, 
für welche im Bundesvoranschlag keine ent­
sprechenden Ausgabenbeträge vorgesehen 
sind, weshalb eine Veranlassung im Wege 
einer Bundesfinanzgesetznovelle notwendig 
ist. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
erwähnte Regierungsvorlage in seiner Sit­
zung am 5. November 1982 in Verhandlung 
genommen. 

Nach der in den Erläuterungen zur Regie-

rungsvorlage zum Ausdruck kommenden 
Rechtsauffassung des Bundeskanzleramtes­
Verfassungsdienst unterliegen die Bestim­
mungen dieses Gesetzentwurfes im Sinne des 
Artikels 42 Abs.5 Bundes-Verfassungsgesetz 
nicht dem Einspruchsrecht des Bundesrates. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(1222 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Sollten Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
in die Debatte einzugehen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichter­
statter für seine Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter 
einem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Abgeord­
nete Steidl. 

16.53 

Abgeordneter Dr. Steidl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Es mag ein Zufall sein, 
aber es ist sicher auch symbolisch, daß 
sowohl 1981 als auch 1982 Budgetüberschrei­
tungsgesetze im zeitlichen Zusammenhang 
mit dem Budget des darauffolgenden Jahres 
besprochen werden. (Zwischenruf des Abg. 
Rösch.) Im vergangenen Jahr 1981, Herr 
Minister ... (Abg. R ö s c h: Das waren jahre­
lang Ihre Forderungen, daß das vorher 
gemacht wird, damit man weiß, wie das aus­
sieht!) Und. wir besprechen es, Herr Minister, 
im Zusammenhang mit dem Budget, das 
nächstes Jahr kommt. Aus dem Budgetüber­
schreitungsgesetz lassen sich sehr gut 
Schlüsse auf das folgende Budget ziehen. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Wir haben im vergangenen Jahr unmittel­
bar im Anschluß an die Vorlage des Budgets 
1982 das Budgetüberschreitungsgesetz 1981 
besprochen, und wir haben an die gestrige 
erste Lesung über das Budget 1983 anschlie­
ßend das 2. Budgetüberschreitungsgesetz 
1982 und die 2. Bundesfinanzgesetznovelle 
1982 zu besprechen. 

Wir haben uns, meine Damen und Herren, 
im vergangenen Jahr bei der Diskussion über 
das Budgetüberschreitungsgesetz einer 
gewissen Zurückhaltung befleißigt, weil Dr. 
Salcher ein Budget zu vollziehen hatte, das er 
nicht selbst erstellt hat. (Zwischenruf des 
Abg. Haas.) 
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Wenn wir heuer vielleicht weniger Zurück­
haltung üben, dann deshalb, Herr Abgeordne­
ter, weil trotz unserer Hinweise und Warnun­
gen auch für 1983 wieder ein Budget vorgelegt 
wurde, das bereits bei der Präsentation in vie­
len Ansätzen unrichtig war, und weil uns für 
1983 Budgetzahlen zugemutet werden, die 
schon mit freiem Auge als unrichtig zu erken­
nen sind. 

Das Budgetüberschreitungsgesetz kann 
deshalb nicht isoliert, sondern nur im Zusam­
menhang zumindest mit dem laufenden, 
wahrscheinlich aber auch mit dem folgenden 
Budget betrachtet werden. Jedes Budget ist 
praktisch die Mutter des darauffolgenden 
Überschreitungsgesetzes - in der SPÖ-Regie­
rung sind es leider Gottes pro Jahr mehrere 
-, und bei der Höhe der Überschreitungen 
könnte man manchmal bei Budget und Bud­
getüberschreitungsgesetz schon von siamesi­
schen Zwillingen sprechen. 

Meine Damen und Herren! Es ist bezeich­
nend, wenn die "Salzburger Nachrichten" in 
ihrer Ausgabe am 16. und 17. Oktober in der 
l'Jberschrift über den Inhalt folgendes sagen: 

Budgetdefizit: 90 Milliarden möglich, Vor­
anschlag für 1983 rechnet mit 70 Milliarden 
Schilling, tatsächlicher Abgang wahrschein­
lich höher. 1982 schließt mit zirka 70 Milliar­
den Schilling. 

Es muß, meine Damen und Herren, für 
einen Finanzminister betrüblich sein, wenn 
er aus einer solchen Zusammenstellung erse­
hen muß, wie falsch sein erstelltes Budget 
bereits im Vollzug ist und wie die unrichtigen 
Ansätze seines Budgets für das folgende Jahr 
in der Öffentlichkeit beurteilt werden. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Ich darf Ihnen versichern, Herr Finanzmi­
nister: Das Budget 1983 geht bereits mit min­
destens einem Überschreitungsgesetz, wahr­
scheinlich aber, so steht zu befürchten, mit 
mehreren Überschreitungsgesetzen schwan­
ger. 

Die Gesamtüberschreitungen, die uns mit 
dem Budgetüberschreitungsgesetz 1982 vorge­
tragen werden, belaufen sich auf 5 886 Millio­
nen Schilling, wovon durch Kreditoperationen 
4721 Millionen Schilling zu bedecken sind. 

In den Erläuterungen wird - so wie jedes 
Jahr - von Maßnahmen gesprochen, die 
nicht vorhersehbar oder betragsmäßig nicht 
abschätz bar waren. Das, Herr Finanzmini­
ster, stimmt zum Teil nicht. Ich möchte das an 
einigen Beispielen erläutern und möchte das 
in mehrere Gruppen einteilen. 

Es handelt sich erstens um die Überschrei­
tungen bei den sogenannten indexgebunde­
nen Mietzahlungen. Die Ansätze 1110018 -
Verwaltungsakademie Schloß Laudon , 
1112008 - Bundesministerium für Unterricht 
und Kunst - sowie 1114008 - Bundesmini­
sterium für Wissenschaft und Forschung -
weisen Mehrausgaben durch indexgebundene 
Mietzahlungen auf. (Präsident Mag. Mi n -
k 0 w i t sc h übernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Es kann uns 
doch niemand erklären, daß Sie bei der 
Erstellung des Budgets nicht in der Lage 
gewesen wären, für diese indexgebundenen 
Mieten entsprechend Vorsorge zu leisten. Sie 
wissen ja ungefähr - zumindest geben Sie 
vor, das zu wissen -, wie die Preiserhöhun­
gen des folgenden Jahres sein werden. Und 
wenn Sie es nicht auf Zehntel Prozent genau 
erwischen, so können Sie doch eine allge­
meine Vorsorge für diese Indexerhöhungen 
treffen und im Budget entsprechend berück­
sichtigen. 

Wir haben weiters, meine Damen und Her­
ren, als zweites schon seit Jahren eine Reihe 
von Überschreitungen, wie sie immer wieder 
vorkommen. Ich weise hin auf den Ansatz 
1163116: ERP-Ersatzaktion für Fremdenver­
kehr mit 70 Millionen Schilling. Ich möchte 
aber, um Mißverständnisse von vornherein 
auszuschalten, betonen, daß wir selbstver­
ständlich für die ERP-Ersatzaktionen für den 
Fremdenverkehr sind. 

Herr Minister! Wenn schon seit zehn Jah­
ren Jahr für Jahr zwischen 70 und 120 Millio­
nen in Budgetüberschreitungsgesetzen für 
diese Ersatzaktion, für die ERP-Kredite auf­
gewendet werden müssen, dann frage ich Sie, 
warum Sie dann nicht von vornherein in den 
Budgets jeweils berücksichtigen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Es ist mir unverständlich, wenn im Budget­
ansatz 1114238 bei Bibliotheken wieder 
7,5 Millionen Schilling in die Überschreitungs­
gesetze hineinkommen. Sie wissen doch, Herr 
Minister, daß die Hochschulen, daß die Uni­
versitäten Bücher brauchen. Sie können den 
Preis anstieg bei Büchern ungefähr berech­
nen. Es kommen Ihnen von den veranschla­
genden Stellen die entsprechenden Kosten­
schätzungen zu. Warum ist es jedes Jahr der 
Fall, daß für Bibliotheken nicht im normalen 
Budget ausreichend vorgesorgt wird, sondern 
daß immer wieder in den Überschreitungsge­
setzen entsprechende Nachzahlungen geneh­
migt werden müssen? 

Herr Minister! Drittens kann ich Ihnen den 
Vorwurf nicht ersparen, daß eine mangelnde 
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Vorsorge vorliegt, weshalb es zu Budgetüber­
schreitungsgesetzen kommt. Ich nehme den 
Ansatz 1113016 des Überschreitungsgesetzes, 
wo es um den Umbau des Volkstheaters in 
Wien geht. Als Begründung wird hier ange­
führt, daß durch nicht abwendbare Behörden­
auflagen und theaternotwendige Mehrarbei­
ten Subventionsanteilserhöhungen von 
20 Millionen Schilling zustande gekommen 
sind. 

Herr Finanzminister! Wenn ich nicht irre, 
war der Volkstheaterumbau 1982 entweder 
überhaupt schon zur Gänze beendet oder vor 
d~r Fertigstellung. Sie können uns doch nicht 
erklären, daß sich erst nach der Erstellung 
des Budgets diese theaternotwendigen Mehr­
aufwendungen herausgestellt haben, und Sie 
können uns auch nicht erklären und einreden, 
daß erst nach der Budgeterstellung nicht 
abwendbare Behördenauflagen gemacht wor­
den sind. Diese Behördenauflagen, Herr 
Finanzminister , werden doch im Zuge des 
Baugenehmigungsverfahrens gegeben, und 
die Baugenehmigungsverfahren lagen sicher 
lange vor Erstellung des Budgets 1982 vor. 

Oder - um ein weiteres Beispiel zu geben 
- der Ansatz 1/54093: Wir haben beim Öster­
reichischen Verkehrsbüro eine Budgetüber­
schreitung von 70 Millionen Schilling, die sich 
budgetmäßig mit 40 Millionen Schilling aus­
wirkt. 

Herr 'Finanzminister! Wir haben Ihnen 
bereits bei der Diskussion über das Budget 
1982 ausdrücklich gesagt, daß Sie für das 
Österreichische Verkehrsbüro entsprechende 

. finanzielle Vorsorge zu treffen haben. Wir als 
Leute, die nicht diese Einsicht haben wie Sie 
als Eigentümervertreter, wußten, daß mit den 
veranschlagten Mitteln nicht das Auslangen 
gefunden werden kann. Wir haben Sie darauf 
aufmerksam gemacht, und wir haben Ihnen 
gesagt, daß das Budget 1982 schon deshalb 
nicht stimmen wird, weil Sie für die Sanie­
rung der Österreichischen Verkehrsbüro 
Ges.m.b.H. nicht entsprechend vorgesorgt 
haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist kein Trost für uns, Herr Finanzmini­
ster, wenn Sie nun meinen, die Sanierung sei 
bewerkstelligt, und daß Sie für 1983 und für 
1984 noch mit sehr beachtlichen Verlusten 
bei der Österreichischen Verkehrsbüro 
Ges.m.b.H. rechnen. Es fragt sich überhaupt, 
ob es Sache des Staates sein kann, ein solches 
Verkehrsbüro zu führen, das Private sicher­
lich zweckmäßiger und weniger kostenauf­
wendig führen könnten. 

Ebenso auf dieser Linie liegt es, wenn bei­
spielsweise für den Bau der Doppelsessel-

bahn auf die Zwieselalm ein Zuschuß des 
Bundes von 5 267 000 Schilling im Budget­
überschreitungsgesetz aufscheint. 

Herr Minister! Ich weiß als AUfsichtsrats­
vorsitzender einer Liftgesellschaft, wie lange 
es dauert, bis eine Doppelsesselbahn über­
haupt gebaut werden kann, welche Behörden­
wege notwendig sind, welche Auflagen erfüllt . 
werden müssen, und ich nehme es Ihnen ein­
fach nicht ab, daß Sie bei Erstellung des Bud­
gets 1982 nicht wußten, welche Kosten diese 
Doppelsesselbahn auf die Zwiesel alm verur­
sachen wird. 

Schließlich als letztes der Ansatz bei der 
Bundesgebäudeverwaltung 1164613. Als Be­
gründung wird folgendes angegeben: Zur 
Begleichung dringender Zahlungsverpflich­
tungen aus bereits abgeschlossenen Kaufver­
trägen sind 40 Millionen Schilling in das Bud­
getüberschreitungsgesetz zu geben. 

Herr Minister! Zahlungsverpflichtungen 
aus Kaufverträgen entstehen nicht in einem 
Jahr in einem derartigen Ausmaß, daß man 
nicht Vorsorge treffen kann. Wenn diese 
Kaufverträge erst 1982 abgeschlossen worden 
sind, dann sind die Bedingungen schlecht 
festgelegt worden, waren sie aber schon 1981 
bei Erstellung des Budgets vorhanden, so ist 
eben nicht entsprechend im Budget vorge­
sorgt worden. 

Viertens weisen Sie immer wieder darauf 
hin, daß Mehrleistungen ,durch die Entwick­
lung auf dem Arbeitsmarkt diese Budgetüber­
schreitungen notwendig machen. Sie sagen, 
daß eine höhere Arbeitslosigkeit als die sei­
nerzeit prognostizierte eingetreten ist. Also 
war die seinerzeitige Prognose, Herr Finanz­
minister , eigentlich zu pessimistisch. 

Es ergibt sich für mich nun die Frage: Was 
bewegt Sie dazu, die Arbeitsmarktprognose 
für 1983 für zu pessimistisch zu halten, wenn 
sie 1982 offensichtlich zu optimistisch war? 
Denn dieses Beschäftigungsprogramm, von 
dem Sie immer sprechen, wird sicherlich 
nicht den Einfluß auf die Arbeitsmarktpolitik 
haben, den sie von ihm erwarten. (Zwischen­
ruf des Abg. He sou n.) 

Das, Herr Abgeordneter Hesoun, ist nicht 
unbedingt meine Überzeugung allein. Lassen 
Sie mich jemanden zitieren, auf den Sie viel­
leicht mehr hören. (Abg. He sou n: Ich höre 
auf beide gleich!) Das ist Erlch Haas. Sie ken: 
nen ihn. Wissen Sie, was Erich Haas in sei­
nem Artikel "Was ist zeitgemäße Beschäfti­
gungspolitik" sagt? Ich bitte um Entschuldi­
gung, wenn ich nur einzelne Sätze zitieren 
kann und vielleicht dadurch eine Verzerrung 
der Optik verursache. Aber ich glaube, daß 
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diese Sätze sehr aufschlußreich sind. Erich 
Haas schreibt beispielsweise: Und angesichts 
der sich aus dem aufgehäuften Budgetdefizit 
ergebenden budgetären Belastung ist eine 
massive Konjunkturpolitik derzeit nur 
beschränkt möglich. Er schreibt weiter: Die 
hohen Budgetdefizite resultieren weniger aus 
unmittelbar beschäftigungsichernden Maß­
nahmen, sondern aus dem stark steigenden 
Finanzbedarf für Sozialversicherung, Bundes­
bahnen und Finanzschuldenaufwand. 

Das zu berücksichtigen, würde ich auch Sie, 
Herr Dr. Schmidt, der Sie als nächster ans 
Rednerpult treten und sicherlich auf die 
Beschäftigungspolitik verweisen, bitten. 

Erich Haas schreibt noch - auch dieser 
Satz ist von uns voll und ganz zu unterschrei­
ben -: Seit dem Jahre 1975 hält sich unver­
rückbar die Ansicht, daß Österreich durch 
den massiven Einsatz des Bundeshaushaltes 
bei gleichzeitiger Anwendung eines Policy­
mix, bestehend aus Hartwährungs-, Einkom­
mens- und Strukturpolitik, die Arbeitslosig­
keit bisher abwenden konnte. Ich halte diese 
Ansicht für einen Wunschtraum, dem die Rea­
iitäi der ösierreichischen Wittschaftspoliiik 
nicht entspricht. Soweit Erich Haas. 

Deshalb, meine Damen und Herren, haben 
wir Zweifel an der Wirksamkeit dieses 
Beschäftigungsprogrammes, und wir glauben, 
daß die Prognosen der Wirtschaftsforschungs­
institute und des Institutes für Höhere Stu­
dien gerechtfertigt sind und der Optimismus 
des Herrn Finanzministers, der die Arbeitslo­
sigkeit mit 3,3 Prozent annimmt, den Realitä­
ten leider sicherlich nicht entsprechen wird. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Sie machen uns 
immer zum Vorwurf, daß wir Forderungen 
stellen, die zu Budgetüberschreitungen füh­
ren. Mein Freund Dr. König hat Ihnen 
gestern in ausgezeichneter Weise dargetan, 
daß wir eine Reihe von Forderungen gestellt 
haben, die ohne Budgetbelastung erfüllt wer­
den können, wo es nur Umschichtungen des 
Budgets bedarf, wo es Einsparungsmaßnah­
men im Budget bedarf oder aber wo privat­
wirtschaftliehe Aktivitäten im Zusammen­
hang mit budgetären Maßnahmen, wie bei der 
Bausparkasse, zu einer ganz gewaltigen Wirt­
schaftsbelebung führen. 

Machen Sie uns nicht nur zum Vorwurf, 
daß wir nur kritisieren, sondern auch, daß wir 
Ihnen anbieten, Maßnahmen zu setzen. Und 
wenn es darum geht, im sozialen Bereich Ver­
besserungen zu erzielen, sind wir auch bereit, 
Budgetüberschreitungen in Kauf zu nehmen. 
Deshalb, meine Damen und Herren, bringe 

ich einen Entschließungsantrag ein, dessen 
Begründung nicht zuletzt auf den Äußerun­
gen des Finanzministers Dr. Salcher beruht, 
wo er den Senioren indirekt' empfiehlt, im 
Wald Holz zu sammeln (Bundesminister Dr. 
S al c her: Das ist eine Lüge!), der aber, 
ernsthaft gesagt, auf einen Vorschlag des 
Seniorenbund-Obmanns Dr. Withalm zurück­
zuführen ist, für unsere Senioren, insbeson­
dere für die bedürftigen Senioren, einen Heiz­
kostenbeitrag zu geben. 

Meine Damen und Herren! Herr Finanzmi­
nister! Es geht nicht nur um diejenigen, die 
Holz sammeln. Es ist betrüblich, wenn man in 
den Städten unsere Senioren sieht, wie sie 
mit der 5- oder 10-Liter-Kanne an die Tank­
stelle gehen und ihr HeizÖl zum Heizen holen. 
Es tut mir leid, auf diese Bilder hinweisen zu 
müssen, aber hier sind soziale - fast - Miß­
stände vorhanden, die man abstellen sollte, 
und ich glaube, mit unserem Vorschlag 
könnte man hier einen Fortschritt erzielen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Der Entschließungsantrag der Abgeordne­
ten Dr. Steidl, Dr. Schwimmer, Bergmann 
und Genossen hat folgenden Wortlaut: 

En tschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Nationalrat begrüßt jede Aktion, die 
den Mindestrentnern gerade angesichts der 
gestiegenen Heizkosten hilft, und empfiehlt 
der Bundesregierung, ihren Widerstand 
gegen eine generelle 500-Schilling-Heizko­
stenbeihilfe für alle Bezieher von kleinen 
Renten aufzugeben. 

Gleichzeitig mißbilligt der Nationalrat die 
indirekte Empfehlung des Finanzministers 
an Pensionisten, sich - für den Fall, daß 
sie sich die Heizkosten nicht leisten können 
- das Holz selbst im Wald zu sammeln. 

(Beifall bei der ÖVP. - Ruf: Billigen Sie es 
oder nicht? Das ist die Frage!) 

Meine Damen und Herren! (Abg. Anton 
Sc h 1 a ger: Herr Minister! Haben Sie das 
wirklich geschrieben? - Bundesminister Dr. 
S al c her,' Das habe ich nicht geschrieben, 
trotzdem komme ich darauf zurück! Das ist 
ein Niveau, Herr Kollege!) Herr Finanzmini­
ster! Die Schuld an dem unserer Ansicht nach 
falschen Budget - das Niveau, Herr Minister, 
haben Sie durch diesen Brief bestimmt -
liegt sicherlich nicht bei den Beamten. Wir 
wissen, daß es sich um hochqualifizierte Mit­
arbeiter mit entsprechendem Wissen und ent­
sprechender Erfahrung handelt, aber ich 
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glaube, sie müssen dieses Wissen und diese 
Erkenntnisse zugunsten einer politisch orien­
tierten Budgetpolitik zurückstellen. 

Was nun die Bundesfinanzgesetznovelle 
betrifft, so haben wir hier auch eine zu optimi­
stische Einnahmenschätzung festzustellen. 
Sie beklagen die äußerst mäßige Steigerungs­
rate, die zu einem Ausfall von brutto 10 Mil­
liarden, netto 7 Milliarden führt. 

Herr Finanzminister! Wir haben Sie darauf 
aufmerksam gemacht, daß die Steuern nicht 
mehr in diesem Ausmaß steigen werden, daß 
die wirtschaftliche Lage der Betriebe schlech­
ter wird, daß die Steuerverdrossenheit steigt. 
Sie wollten unsere Warnungen nicht zur 
Kenntnis nehmen. Nun müssen Sie mit dem 
Budgetüberschreitungsgesetz und mit der 
Bundesfinanzgesetznovelle Ihre falschen 
Annahmen korrigieren. (Präsident Mag. 
Mi n k 0 w i t sc h übernimmt den Vorsitz.) 

Es ist uns, Herr Finanzminister, sicher 
keine Genugtuung, daß Sie sich so verschätzt 
haben, weil den Preis für diese Überschätzun­
gen müssen wir alle bezahlen. Seien Sie nicht 
ungehalten, Herr Finanzminister , wenn wir 
entsprechendes Mißtrauen auch gegenüber 
dem Budget 1983 haben, weil die Ansätze 1982 
von Ihnen mit der gleichen Überzeugung ver­
treten worden sind und mit der gleichen 
Härte die Vorschläge der Opposition abge­
schmettert worden sind. Es ist ja an sich 
bedauerlich, daß die Opposition ohne entspre­
chenden Apparat das Budgetdefizit genauer 
geschätzt hat, als Sie das getan haben. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) Lesen Sie, Herr 
Finanzminister , unsere Reden zum Budget. 
Unser Wirtschaftssprecher Graf hat bereits 
bei seiner ersten Wortmeldung darauf hinge­
wiesen, daß das Budgetdefizit 1982 nicht 
unter 70 Milliarden Schilling sein wird. Sie 
haben es nicht geglaubt. Ich möchte nicht 
Ihre Äußerungen, die Sie damals gemacht 
haben, neuerlich zitieren. 

Ich sage Ihnen folgendes, Herr Finanzmini­
ster: Wer sagt, daß das Budgetdefizit 1983 nur 
um 13 Milliarden höher sein wird, als Sie es 
prognostiziert haben, ist ein Optimist, es sei 
denn - und das ist die zweite Alternative -, 
es kommen die befürchteten Steuererhöhun­
gen, die Sparbuchsteuer, die Überstundenbe­
steuerung (Abg. M ü h 1 b ach er: Sind Sie 
ein Hellseher?) - ich hoffe, ich bin kein Hell­
seher, Herr Präsident Mühlbacher -, die 
Besteuerung des 13. und 14. Monatsgehaltes 
und was es da noch alles gibt. Die Erhöhung 
des Beitrages zur Arbeitslosenversicherung 
- Herr Präsident Mühlbacher, ich glaube, es 
ist Ihnen auch nicht ganz unbekannt - steht 
zur Diskussion. 

Herr Finanzminister! Sie sind doch auch 
Bergsteiger! (Bundesminister Dr. S a 1 c her: 
Das ist auch wieder falsch!) Dann sage ich es 
Ihnen als einer, der es ist: Wenn wir in die 
Berge gehen und in unwegsames Gelände 
kommen, Nebel kommt auf, dann beharren 
wir nicht stur auf einer Richtung, sondern wir 
setzen uns zusammen, beraten, wo wir hinge­
hen, wie wir etwas tun müssen. Ich mute es 
Ihnen gar nicht zu, sich mit uns ins Seil zu 
binden. Es ist Ihre Sache, ob Sie in Budgetlö­
eher stürzen wollen oder nicht, aber nehmen 
Sie bitte unsere Empfehlungen, unsere War­
nungen und Ratschläge an. 

Herr Finanzminister! Sie haben mit dem 
Budget 1982 - und das Budgetüberschrei­
tungsgesetz und die Bundesfinanzgesetzno­
velle beweisen es - Schiffbruch erlitten. Ach­
ten Sie also auf die Hinweise der Opposition! 
Wir können, weil Sie uns nicht hören wollen 
und weil Sie auch für 1983 offenbar auch nicht 
gewillt sind, unsere Warnungen ernst zu neh­
men, weder dem Budgetüberschreitungsge­
setz 1982 noch der zweiten Bundesfinanzge­
setznovelle 1982 die Zustimmung erteilen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 17.18 

Präsident Mag. Minkowitsch: Der soeben 
vorgelegte Entschließungsantrag der Abge­
ordneten Dkfm. Dr. Steidl und Genossen ist 
genügend unterstützt und steht mit zur 
Debatte. 

Als nächster zum Wort gemeldet i~t der 
Herr Abgeordnete Dr. Erich Schmidt. Ich 
erteile es ihm. 

17.18 

Abgeordneter Dr. Schmidt (SPÖ): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Herr Kollege Steidl! Die 
Opposition hätte das Budgetdefizit 1982 ohne 
Apparat genauer geschätzt als die Bundesre­
gierung bzw. der Herr Finanzminister, sagten 
Sie. Als Regierung scheinen Sie da weniger 
Glück gehabt zu haben, denn wenn man sich 
das Bundesbudget aus dem Jahre 1967 
anschaut, wo Sie die Alleinregierung hatten, 
wo Sie allein zu entscheiden hatten, wo Ihnen 
alle Apparate zur Verfügung gestanden sind, 
so haben Sie im Bundesvoranschlag - hören 
Sie nur zu! - ein Nettodefizit von 811 Millio­
nen Schilling veranschlagt. Wissen Sie, wie 
dann der Bundesrechnungsabschluß ausge­
schaut hat? - 5,446 Milliarden Schilling! Das 
ist eine Verschätzung um 571 Prozent, meine 
Damen und Herren. (Zustimmung bei der 
SPÖ.) 

Ihre Verschätzungsquote, Ihre Quote, sich 
zu verschätzen, meine . Damen und Herren, 
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war in einer Größenordnung, die phänomenal 
war. Diese Form der Unfähigkeit ist Ihnen ja 
dann sehr rasch in Rechnung gestellt worden. 
(Abg. Dr. Sc h w im m er: Alle zehn Finger 
täten wir uns abschlecken bei einem Defizit 
von fünf Milliarden!) 571 Prozent an Fehlein­
schätzung: das war eine Meisterleistung in 
der Budgetpolitik. Im Jahre 1970 ist Ihnen ja 
dann die Rechnung präsentiert worden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es ist schon sehr bemerkenswert, wie ein­
fallslos die Zwischenrufe und wie wenig an 
wirtschaftspolitischem Zusammenhang im 
Rahmen des Budgetüberschreitungsgesetzes 
und der Darstellung ... (Abg. Anton Sc h 1 a -
ger: Sie sind da schon wieder ausgerutscht!) 
Ich habe gerade gesprochen von der Einfalls­
losigkeit Ihrer Zwischenrufe, und sie werden 
ja nicht besser, je lauter sie werden, das wis­
sen Sie doch. 

Die wirtschaftlichen Zusammenhänge im 
Rahmen des Budgetüberschreitungsgesetzes, 
die Sie hier genannt haben, konnten in keiner 
Weise begründen oder inhaltlich kritisieren, 
was in Österreich bedingt durch die interna­
tionale Rezession geschehen ist. 

Sie haben auch nicht versucht zu analysie­
ren, warum denn eine Entwicklung stattge­
funden hat, die zu der Notwendigkeit eines 
Budgetüberschreitungsgesetzes 1982 geführt 
hat. Auch die wesentlichen Positionen, um die 
es tatsächlich geht, nämlich jene beschäfti­
gungswirksamen Positionen auf der einen 
Seite oder jene Positionen auf der anderen 
Seite, um die Arbeitslosenprobleme zu mil­
dern, sind in dieser Rede und in dieser Stel­
lungnahme der Österreichischen Volkspartei 
überhaupt nicht vorgekommen. 

So meine ich, das 2. Budgetüberschrei­
tungsgesetz 1982 ist ein wichtiger weiterer 
Beitrag, um die Finanzierung der aktiven 
Beschäftigungspolitik der Bundesregierung 
zusätzlich abzusichern. Er ist deshalb wesent­
lich, weil es darum geht, die finanzielle Erfül­
lung jener Maßnahmen vorzusehen, die zur 
Sicherung der Beschäftigung beitragen und 
die Arbeitslosigkeit verhindern sollten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Entgegen der internationalen Entwicklung 
konnte die Arbeitslosigkeit, die in den OECD­
Staaten mehr als doppelt so hoch ist, in Öster­
reich möglichst gering gehalten werden. In 
Großbritannien ist sie mehr als fünfmal so 
hoch, ebenso in den Vereinigten Staaten. 

Wir konnten die Inflationsrate wesentlich 
verringern und sind etwa bei der Hälfte jener 
der OECD-Länder. 

Wir konnten die Exporte in Österreich 
bedeutend ausweiten, und worauf wir beson­
ders stolz sind, ist, daß die Leistungsbilanz im 
Jahre 1982 und wahrscheinlich auch 1983 fast 
ausgeglichen sein wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir konnten dabei die Pro-Kopf-Verschul­
dung im Mittelfeld der Industriestaaten hal­
ten und den Schilling zu einer der härtesten 
Währungen der Welt machen. 

Das war eine sicherlich positive Entwick­
lung im Vergleich zu der Entwicklung in den 
anderen westlichen Industrieländern, die 
durch das 1. Beschäftigungsprogramm gesi­
chert wurde; eine Entwicklung, die fortgesetzt 
werden soll durch die positiven Effekte des 
1. Beschäftigungsprogramms und des im Sep­
tember von der Bundesregierung beschlosse­
nen 2. Beschäftigungsprogramms. 

Sie selbst, meine Damen und Herren von 
der Österreichischen Volkspartei, haben 
wesentlichen Teilen dieses 1. Beschäftigungs­
programms zugestimmt. Sie haben der Ein­
führung der Investitionsprämie, Sie haben 
der Errichtung und der Förderung von Kapi­
talbeteiligungsgesellschaften, Sie haben der 
Erhöhung der Zins stützungen für die Gewer­
beförderung und der Erhöhung der Zinsstüt­
zungen für die Agrarinvestitionskredite zuge­
stimmt. Und Sie haben auch den Struktur­
maßnahmen und der Finanzierung dieser 
Strukturmaßnahmen in der Eisen- und Stahl­
industrie zugestimmt. Sie haben also einigen 
wesentlichen Maßnahmen zugestimmt. 

Aber den Folgen, daß sich das budgetär nie­
derschlägt, daß das entsprechend finanziert, 
daß das entsprechend abgesichert werden 
muß, diesen Folgen sind Sie nicht bereit, Ihre 
Zustimmung zu geben. 

Das ist das Widersprüchliche an Ihrer Poli­
tik, die wahrlich nicht arm an Widersprüchen 
ist, und die tatsächlich eine andere Wirt­
schaftspolitik ist, die niemand verstehen kann 
und die die Bevölkerung sicherlich nicht in 
ihrer Mehrheit unterstützen wird. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich fürchte, daß es so auch beim 2. Beschäfti­
gungsprogramm und bei der Verwirklichung 
des 2. Beschäftigungsprogramms gehen wird: 
Sie werden bei einigen Vorlagen Ihre Zustim­
mung geben, Sie werden bei einigen Vorla­
gen, wie wir annehmen können, sicherlich 
positiv agieren, wie wir heute auch gesehen 
haben, im Rahmen des Abgabenänderungsge­
setzes der Erhöhung der Investitionsprämie 
von 6 auf 8 Prozent. Wir erwarten aber gleich-
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zeitig, daß Sie auch da wieder nicht die Fol­
gen akzeptieren, nämlich daß zusätzliche 
Steuererleichterungen auf der einen Seite 
Einnahmenausfälle auf der anderen Seite und 
dadurch entsprechende weitere Maßnahmen 
erfordern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir sind der Auffassung, daß diese Politik der 
Beschäftigungssicherung konsequent fortge­
setzt werden muß. Deshalb wurde von der 
Bundesregierung das 2. Beschäftigungspro­
gramm vorgelegt, in dem' kurzfristige Maß­
nahmen vorgesehen sind, die vor allem regio­
nal für den Winter 1982/83 die unmittelbaren 
konjunkturellen . Arbeitsmarktprobleme 
bekämpfen sollen, in dem öffentliche Investi­
tionsvorhaben vorgesehen sind, die auf einen 
forcierten Ausbau der Infrastruktur abzielen, 
vor allem im Verkehrs-, Post- und Fernmelde­
bereich, und in dem eine Reihe von energiepo­
litischen Maßnahmen vorgesehen ist, mit 
denen die Auslandsabhängigkeit Österreichs 
in diesem Bereich verringert und die Lei­
stungsbilanz entlastet werden wird. 

Es sind wesentliche Maßnahmen zur Ver­
besserung der Wirtschaftsstruktur in Öster­
reich vorgesellen. Die Forschungs- und Inno­
vationsintensität soll erhöht werden, und das 
Innovationspotential der neuen, bestehenden, 
zu gründenden Klein- und Mittelbetriebe wird 
gefördert werden. 

Sie werden einigen dieser Maßnahmen' 
zustimmen, aber gleichzeitig in der Öffent­
lichkeit weiterhin von Horrordefizit, von Bud­
getnotstand oder dergleichen mehr sprechen. 

Für uns ist es jedenfalls klar, daß die Finan­
zierung dieser Maßnahmen, dieses Beschäfti­
gungsprogramms zum Teil über Kredite erfol­
gen wird und erfolgen muß. Denn nach wie 
vor sind wir der Auffassung, daß in einer 
schweren internationalen Rezession die 
öffentlichen Haushalte nicht mit restriktiven 
budgetpolitischen Maßnahmen konsolidiert 
werden dürfen, sondern mit einer beschäfti­
gungssichernden Finanz- und Kreditpolitik. 
Denn was man an beschäftigungssichernden 
Maßnahmen spart, muß man an Arbeitslosen­
unterstützungen und anderen Transferzah­
lungen ausgeben, und man muß zusätzlich die 
Steuerausfälle eines schrumpfenden Sozial­
produktes in Kauf nehmen. 

Und was ist denn tatsächlich die Alterna­
tive, und wie sieht denn die andere Politik 
aus? Ich möchte Ihnen ersparen, noch einmal 
Ihren Herrn Finanzexperten Wittmann zu 
zitieren, den Sie eingeladen haben. Das ist in 
den zwei Tagen, gestern und heute, ja schon 
oft genug geschehen. (Abg. S tau d i n ger: 

Das ist nicht ganz redlich, zu sagen "Ihr 
Finanzexperte Dr. Wittmann"! Das ist ein 
Wirtscha1ts~ssenschaftlerlj 

Kollege Staudinger , darf ich Ihnen einen 
abgewandelten Spruch sagen? Zeig mir deine 
Experten, und ich sage dir, wie du denkst. 
(Beifall bei der -SPÖ. - Abg. An ton Sc h 1 a -
ger: Das war ein Gaglj 

Meine Damen und Herren! Sie zwingen 
mich ja doch, mit ihm noch einmal aufzufah­
ren. Er hat jedenfalls in einem ORF-Interview 
am 3. November festgestellt, daß die hohe und 
wachsende Arbeitslosigkeit der Preis dafür 
ist, daß wir später eine bessere Zukunft 
haben. Und wenn wir diesen Preis nicht 
bezahlen, werden wir gar keine haben. - Das 
ist die andere Politik, von der Sie sich bis 
heute nicht distanziert haben. 

Meine Damen und Herren! Der Wohlfahrts­
staat soll also zugunsten eines Ellbogenstaa­
tes konservativer Prägung aufgegeben wer­
den. Daß wir dem nicht zustimmen können, 
daß wir dieser Politik nie eine Zustimmung 
geben können, sondern umgekehrt mit aller 
Macht das, was wir als österreichischen Weg 
bezeichnen, fortsetzen werden, nämlich eine 
beschäftigungssichernde Politik, um das Voll­
beschäftigungsziel erreichen und aufrechter­
halten zu können, ist doch wohl klar. 

Aber wie sieht denn die andere Politik aus 
in der Bundesrepublik Deutschland, seit es 
diese konservativ-liberale Koalition gibt? 
(Abg. Anton Sc h 1 a ger: Wie hat es denn 
vorher bei der sozial-liberalen Koalition aus­
geschaut? Das müssen Sie sagen!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die vorgesehenen Maßnahmen (Abg. S tau -
d i n ger: Seit 14 Tagen!) lassen steigende 
Arbeitslosenzahlen und tiefe Einschnitte ins 
soziale Netz befürchten. Diese Maßnahmen, 
Kollege Staudinger , betrachten wir als unso­
zial und als beschäftigungspolitisch verfehlt. 

Denn wenn man ausschließlich über eine 
verstärkte Ertragskraft der privaten Unter­
nehmen glaubt, die' Investitionstätigkeit zu 
stärken, in einer Phase, wo den privaten Inve­
stitionen enge Grenzen gesetzt sind, weil die 
Produktionskapazitäten bei weitem nicht aus­
gelastet sind, dann ist das ein falscher Weg, 
und diesen falschen Weg haben wir ja in den 
Vereinigten Staaten schon gesehen. Eine 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit kann damit 
mit Sicherheit nicht erreicht werden. 

Die Investitionsfähigkeit der privaten Wirt­
schaft, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, orientiert sich auch an den Absatzchan­
cen, und die Chancen schwinden, wenn durch 
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eine neuerliche Steuererhöhung die kaufkräf­
tige Nachfrage eingedämmt wird. 

Mit der Erhöhung der Mehrwertsteuer, 
empfindlichen Abstrichen bei Sozialleistun­
gen, einer verdeckten Lohnleitlinie seitens 
der Bundesregierung werden sicherlich nicht 
die darniederliegende Konjunktur und die 
darniederliegende Nachfrage entwickelt wer­
den. Verteilungspolitisch - das ist ja gar 
keine Frage - bedeuten eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer und die Einführung einer 
Ergänzungsabgabe von 6 Prozent der Steuer­
schuld, die rückzahlbar sein wird, eine 
Umverteilung von oben nach unten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir halten diesen anderen Weg für eine 
gefährliche Deflationspolitik, die dazu noch 
seitens der Bundesbank unterstützt wird, und 
wir sehen darin die Gefahr, daß die durch die 
internationale Krise verursachte Konjunktur­
schwäche in der Bundesrepublik Deutschland 
und diese neue Form der angebotsorientier­
ten, konservativen Wirtschaftspolitik eine 
durchaus mögliche wirtschaftliche Weiterent­
wicklung in Frage stellt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es wurde schon einige Male vom Herrn Bun­
desminister dargestellt, aber ich möchte noch 
einmal kurz wiederholen, warum es notwen­
dig ist, ein Budgetüberschreitungsgesetz auf 
Grund veränderter wirtschaftspolitischer 
Rahmenbedingungen zu machen, und noch 
einmal kurz erläutern, was sich denn nun 
wirklich alles geändert hat. 

Die Prognosen für das Budget 1982 wurden 
auf Grund der letzten Prognose des Instituts 
für Wirtschaftsforschung im Juni 1981 
gemacht. Diese Prognose des Instituts für 
Wirtschaftsforschung war damals auf eine 
Wachstumsrate von 2% Prozent abgestellt. 
Aber diese hat sich auf 1 Prozent reduziert. 
Sie können das jederzeit nachlesen und nach­
sehen. 

Die Arbeitslosenrate wurde ursprünglich 
mit 2,3 Prozent angenommen, und trotz der 
Programme, trotz der Initiativen, trotz der 
massiven Aktivitäten auf all diesen Sektoren 
war es nicht voll möglich, die Konsequenzen 
und Folgen der internationalen Krise abzu­
wehren. (Zwischenruf des Abg. Dr. B 1 e n k.) 
Sie wird 3,7 Prozent sein, Kollege Blenk. 

Die Inflationsrate war mit mehr als 6 Pro­
zent angenommen, und sie wird 5,5 Prozent 
sein. Daß es hier massive Verschätzungen auf 
Grund von Veränderungen von wirtschaftli -
chen Situationen gegeben hat... (Abg. Dr. 
B 1 e n k: Das sind keine Verschätzungen, das 
sind Fehlansätze! Das muß ich Ihnen leider 

sagen!) Sie haben sich ja nicht einmal das 
Gesetz angeschaut. Ich weiß schon, man kann 
sich nicht alle Gesetze anschauen, über die 
man abstimmt, Kollege Blenk, aber das Bud­
getüberschreitungsgesetz würde ich mir doch 
anschauen! 

Die wesentlichen Ausgaben im Budgetüber­
schreitungsgesetz - diese werde ich Ihnen 
dann noch im einzelnen aufzählen - sind 
durch beschäftigungssichernde Maßnahmen 
sowie durch die gestiegene Arbeitslosenzahl 
und durch die dadurch bedingten entspre­
chenden Leistungen im Rahmen der Arbeits­
losenfürsorge erforderlich. 

Im Jahre 1965, zum Zeitpunkt der großen 
Koalition, hat es auch schon bedeutende Ver­
schätzungen gegeben. Um 419 Prozent hat 
man sich verschätzt beim Nettodefizit Bun­
desvoranschlag zum Bundesrechnungsab­
schluß. 

Oder: Die ÖVP-Alleinregierung im Jahre 
1967 hat sich auch verschätzt, und zwar um 
571 Prozent, meine sehr geehrten Damen und 
Herren von der Opposition! Damals hatten 
wir ein wesentlich geringeres Wachstum, als 
es international zu verzeichnen war. Also eine 
umgekehrte Situation in Österreich, als dies 
heute der Fall ist! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Daß auch andere Staaten, wie zum Beispiel 
die Vereinigten Staaten, Japan oder andere 
große Industrieländer, in ihren Haushaltsjah­
ren 1981/82 Defizite eingesetzt hatten, die im 
Vergleich zu dem tatsächlichen Abgang einen 
Bruchteil ausgemacht haben - mehr als 100 
Prozent betragen diese Differenzen 
scheint Ihnen entgangen zu sein. 

Das Budgetüberschreitungsgesetz sieht vor 
allem zusätzliche Ausgaben für folgende 
Bereiche vor: Da ist zum einen die Erfüllung 
des regionalen Sonderbauprogramms mit 
mehreren 100 Millionen Schilling. Da ist zum 
anderen die zusätzliche Förderung für 
Exporte in Höhe von 250 Millionen Schilling. 
Da ist weiters eine Ausgabenposition von 
40 Millionen Schilling für das Bergbauern­
Sonderprogramm. Da sind zusätzliche Mittel 
für die Preisausgleichsmaßnahmen beim 
Brotgetreidepreisausgleich von 100 Millionen 
Schilling. Da ist der Milchpreisausgleich auf 
Grund der Marktordnungsgesetznovelle von 
132 Millionen Schilling. Da ist die Stärkeför­
derung von 37,5 Millionen Schilling. Da sind 
der Bereich der Post- und ÖBB-Investitionen 
in der Höhe von mehreren 100 Millionen 
Schilling und die zusätzlichen Leistungen 
nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 
und die zusätzlichen Förderungsmaßnahmen 
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im Rahmen der Arbeitsmarktförderung in der 
Größenordnung von 2,5 Milliarden Schilling. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der Opposition! Wenn Sie gegen dieses 
Budgetüberschreitungsgesetz stimmen, dann 
stimmen Sie gegen das Vorziehen und das 
Finanzieren von regionalen Bauvorhaben, 
gegen die Vorhaben der Post und Bahn und 
gegen weitere Aufträge an österreichische 
Unternehmen. 

Wenn Sie gegen dieses Budgetüberschrei­
tungsgesetz stimmen, dann stimmen Sie 
gegen die zusätzliche Förderung und Absiche­
rung unseres Ausfuhrfinanzierungssystems, 
also gegen die Interessen der Exportwirt­
schaft und gegen die Interessen der Arbeit­
nehmer, die durch diese zusätzliche Finanzie­
rung ihre Tätigkeit in diesen Betrieben nicht 
fortsetzen können. 

Wenn Sie gegen dieses Budgetüberschrei­
tungsgesetz stimmen, dann stimmen Sie auch 
gegen das Bergbauern-Sonderprogramm, 
gegen die vermehrte Stärkeförderung, die vor 
allem einem Betrieb im Waldviertel zugute 
kommt, und gegen die Preisausgleichsmaß­
nahmen, obwohl sich diese aus dem mit Ihren 
Stimmen beschlossenen Marktordnungsge­
setz 1982 wesentlich ergeben. Das muß der 
österreichischen Öffentlichkeit mit aller Deut­
lichkeit gesagt werden! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Sie stimmen auch gegen die zusätzlichen Mit­
tel für die Arbeitslosenunterstützungen, um 
die durch die internationale Krise bedingte 
steigende Arbeitslosigkeit und ihre Folgen in 
Österreich mildern zu können, und Sie stim­
men gleichzeitig gegen zusätzliche Förde­
rungsmaßnahmen in diesem Bereich. 

Wir Sozialisten bekennen uns uneinge­
schränkt zur aktiven Beschäftigungspolitik, 
zu einer dem Vollbeschäftigungsziel unterge­
ordneten Stabilitätspolitik und zu einem 
dafür notwendigen qualitativen Wachstum, 
wie es in unseren Beschäftigungsprogram­
men im Unterschied zu Ihren allgemein for­
mulierten Werbebroschüren detailliert darge­
stellt ist. Der Erfüllung dieses Zieles, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, dient auch 
dieses Budgetüberschreitungsgesetz. (Beifall 
bei der SPÖ.) 17.37 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dkfm. Bauer. Ich erteile es ihm. 

17.37 

Abgeordneter Dkfm. Bauer (FPÖ): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Eines ist mir beim Debattenbeitrag 
des Herrn Kollegen Schmidt wieder aufgefal­
len, nämlich daß sich die sozialistischen Red­
ner in zunehmendem Ausmaß, wenn sie sich 
mit den wirtschaftlichen Gegebenheiten in 
unserem Lande, mit der Budgetpolitik, mit 
der Finanzpolitik hier auseinanderzusetzen 
hätten, mit den Vorgängen im Ausland 
beschäftigen. Großbritannien, die Vereinigten 
Staaten und neuerdings auch, weil dort nicht 
mehr die Sozialisten am Ruder sind, die Bun­
des republik Deutschland werden herangezo­
gen. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von 
der linken Seite des Hauses! Das mag durch­
aus alles seine Berechtigung haben. Ich 
meine nur, man sollte darob nie vergessen, 
daß wir Politik in und für Österreich zu 
machen haben. Und da nützt uns der Blick ins 
Ausland sehr, sehr wenig. Ich glaube, Sie 
gehen hier vielmehr nach der Devise vor: Es 
wäre unangenehm, wenn wir das in Öster­
reich zu beleuchten hätten, wenn wir die 
Situation in Österreich klarzulegen hätten, 
also reden wir von etwas anderem. Nach die­
ser Devise scheinen Sie in zunehmendem 
Ausmaß vorzugehen. 

Die beiden gegenständlichen Vorlagen, 
2. Budgetüberschreitungsgesetz, 2. Bundesfi­
nanzgesetznovelle, spiegeln haargenau diese 
unangenehme, besorgniserregende Situation 
Österreichs wider. Sie spiegeln all die Ver­
säumnisse und Fehler wider, die den Budgets 
1982 und 1983 anhaften und die wir Ihnen 
deutlich vor Jahresfrist und vor Zweijahres­
frist vor Augen geführt haben. Sie bestätigen 
leider - denn ich spreche ja hier vor allem 
als Österreicher und nicht als jemand, der 
recht haben will - auch alle Vorhersagen und 
Ansichten, die die freiheitlichen Debattenred­
ner zu diesem Thema und Kapitel hier an die­
sem Pult ausgebreitet haben, vollinhaltlich; 
die anhaltende Depression nämlich, von der 
Sie immer glaubten, man könne sie mittels 
des berühmten Deficit-spendings durchtau­
chen, weil sie nur sehr kurz sein werde, und 
dann werden sich die Dinge wieder bessern 
und erholen. Also die anhaltende Depression, 
die steigenden Arbeitslosenraten und die Pen­
sionierungszahlen, die Einnahmenausfälle 
bei den Abgaben verursachen. Auf der ande­
ren Seite ergeben sich aus denselben Grün­
den Mehrausgaben für Arbeitslosen- und 
Sozialversicherungsbeiträge. 

So öffnet sich wie vorhergesagt die Schere 
zwischßn sinkenden Einnahmen und steigen­
den Ausgaben immer mehr und immer wei­
ter. Das kommt auch bei dem vorliegenden 
2. Budgetüberschreitungsgesetz sehr deutlich 
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zum Ausdruck und zeigt uns, daß man sich 
am Ende oder an der Grenze Ihres budgetpoli­
tischen und wirtschaftspolitischen Weges 
befindet, nämlich die Probleme ausschließlich 
mit vermehrten Ausgaben des Staates lösen 
zu können. Denn daß das nicht mehr lange 
gehen wird, zeigen die Zahlen überdeutlich 
und zeigt das Budget 1983, an Hand dessen 
ich Ihnen erklären konnte, daß Sie nunmehr 
an folgendem Punkt stehen, an dem Sie, um 
rund 5 Milliarden Schilling für zusätzliche 
Investitionen - ich spreche von den zusätzli­
chen Investitionen, also von dem, was man 
zusetzen kann - aufbringen zu können, ein 
Defizit, ein Bruttodefizit von 74 Milliarden 
Schilling, verursachen müssen. 

Ich habe das gestern in allen Details ausge­
führt, und es hat mir niemand widersprochen. 
Das ist doch eine Situation, die uns allen zu 
denken geben sollte und die aufzeigt, wie eng 
der budgetpolitische Spielraum geworden ist, 
mittels dessen man aktiv agierend, zielgerich­
tet den Dingen gegensteuern müßte, um die 
es geht, nämlich konjunkturelle Depression, 
Arbeitsplatzgefährdung. 

Wenn der Herr Kollege Schmidt gemeint 
hat, mit dem vorliegenden 2. Budgetüber­
schreitungsgesetz werde die aktive Beschäfti­
gungspolitik der sozialistischen Alleinregie­
rung abgesichert und Arbeitslosigkeit verhin­
dert, dann stimmt das nur zu einem sehr, sehr 
geringen Teil; nämlich ungefähr in dem Aus­
maß, in dem Sie ein 74-Milliarden-Schilling­
Bruttodefizit in Kauf nehmen, um 5 Milliar­
den zusätzlich investieren zu können. Unge­
fähr in dieser Relation bewegt es sich. 

Der größte Brocken dieses 2. Budgetüber­
schreitungsgesetzes geht nämlich nicht in die 
aktive Arbeitsmarktpolitik, in die offensive 
Arbeitsmarktpolitik, geht nicht in das 2. Son­
derbeschäftigungsprogramm, es werden 
damit nicht diese Maßnahmen finanziert. 

Wenn das der Herr Kollege Schmidt auch 
noch so mit aller Verve hier behauptet und 
wenn es der Herr Finanzminister auch Hun­
derte Male in den Erläuterungen zum Budget­
überschreitungsgesetz gleich an erster Stelle 
nennt, wo es um die wesentlichsten Maßnah­
men geht und wo er schreibt: Die wesentlich­
ste Maßnahme des 2. Budgetüberschreitungs­
gesetzes ist die Vorsorge für Vorhaben im 
Rahmen des 2. Beschäftigungsgesetzes, wird 
es nicht wahr, wird es trotzdem nicht wahr. 
Es ist ganz einfach, leider, sage ich noch ein­
mal dazu, nicht so. Die Zahlen strafen alle 
jene, die das sagen und behaupten, der 
Unwahrheit. 

Nehmen Sie sich doch die Zahlen selber her 

und machen Sie wieder mit mir dieses ganz 
einfache Subtraktionsexempel. Von den rund 
6 Milliarden Mehrausgaben, um die es hier im 
Budgetüberschreitungsgesetz geht, gehen 
zugegebenermaßen 700 Millionen in das 
2. Beschäftigungsprogramm und zugegebe­
nermaßen 250 Millionen in die Arbeitsmarkt­
förderung. Aber der verbleibende große Brok­
ken geht in die Arbeitslosenversicherung, 
wogegen nichts einzuwenden ist, denn man 
kann ja die Leute nicht verhungern lassen. 
Gar keine Frage. (Zwischenruf des Abg. 
Bra u n.) 

Ich will Ihnen nur nachweisen, daß Sie sich 
nicht immer hier herausstellen - gerade Sie, 
denn Sie wissen ja, wovon Sie reden, Herr 
Kollege Braun - und wider besseres Wissen 
behaupten sollen, daß auch dieses 2. Budget­
überschreitungsgesetz so wie Ihr Bruttodefi­
zit nur der Arbeitsplatzsicherung, nur zur \ 
Gegensteuerung der gegenwärtigen konjunk­
turellen Depression dient. Das ist ganz ein­
fach nicht wahr. Es dient nur dazu, um die 
Folgen Ihrer bisherigen falschen Finanz- und 
Budgetpolitik, Ihrer falschen Wirtschaftspoli­
tik einigermaßen zu mildern, damit Sie 
Arbeitslosengeld zahlen können. Darum geht 
es bei diesem 2. Budgetüberschreitungsgesetz 
im überwiegenden Ausmaß. Darum geht es 
und um leider nicht viel anderes! 

Ich gebe schon zu, daß auch hier noch 
Zuschußleistungen an die Pensionsversiche­
rungsanstalten gehen. Aber das ist ja das glei­
che in Grün. Das ist ja auch keine wirtschafts­
und konjunkturbelebende Maßnahme im 
eigentlichen Sinn. Ich gebe schon zu, daß 
auch noch Preisausgleiche für den Agrarbe­
reich eingeschlossen sind und daß auch ein 
Teil für das Flüchtlingswesen in Österreich 
ausgegeben werden muß. Dazu nur nebenbei 
bemerkt: Diese Position wird im Jahr 1982 1 V2 
Milliarden Schilling ausmachen. 1 V2 Milliar­
den Schilling geben wir für diesen Bereich 
aus. (Abg. Dr. Kr eis k y: Sollen wir sie nach 
Polen zurückschicken?) Nein, Herr Bundes­
kanzler! Aber ich darf dies ja wohl noch 
anmerken. (Abg. Dr. Kr eis k y: Sollen wir 
sie in die Gefängnisse nach Polen zurück­
schicken?) Nein. (Abg. Braun: Das ist eine 
sehr gute Lösung!) Das hat der Herr Bundes­
kanzler vorgeschlagen. Nicht ich. Beziehungs­
weise hat er es als Frage in den Raum 
gestellt. Und ich sage Ihnen darauf: Nein, das 
sollen wir nicht. Nur bitte, dann hätten Sie 
halt vielleicht den Mund nicht so voll nehmen 
sollen, Herr Bundeskanzler, bei allem 
Respekt, und sagen sollen: Das wird alles mit 
Hilfe der internationalen Solidarität und mit 
Ihren außenpolitischen Kontakten, die Sie 
haben und über die Sie verfügen, gelöst wer-
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den. Sie sind alle bei uns zum überwiegenden 
Teil geblieben die Flüchtlinge, und wir müs­
sen sie finanzieren. Na gut. Soll recht sein. 
Ich gebe Ihnen nur eine Vergleichszahl: Wir 
geben auf Grund Ihrer falschen Einschätzung 
der internationalen Solidarität für diesen 
Bereich nunmehr bereits fast so viel aus wie 
für die Ausgleichszulagen der Bauern. Das ist 
daher schon ein beachtlicher Sektor, der hier 
zu bestreiten ist. (Abg. Dr. Fis ehe r: Einen 
Kürzungsantrag stellen!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich sagte schon, die zwei Vorlagen spiegeln 
haargenau die gesamten Versäumnisse, Fehl­
leistungen und Fehler der Budgetpolitik der 
sozialistischen Bundesregierung wider. Es 
verwundert daher auch nicht, daß die Mehr­
ausgaben, um die es hier geht, nur zum aller­
geringsten Teil durch Budgetumschichtun­
gen, sprich Einsparungen, bedeckt werden. 
Das Gros wird mit Krediten, also durch neue 
Schulden, bezahlt, sodaß das ohnehin schon 
gigantische Defizit, der Gesamtgebarungsab­
gang, um 7 Milliarden Schilling weiter erhöht 
werden wird. Für diese Art von Budgetpolitik 
wollen und können wir Freiheitlichen in die­
sem Haus keine Verantwortung übernehmen, 
wir werden daher die beiden gegenständli­
chen Vorlagen ablehnen. 

Zum Schluß greife ich noch einen Hinweis 
des Herrn Kollegen Schmidt auf, der gemeint 
hat: Was man sich an rechtzeitigen arbeits­
platzsichernden Maßnahmen ersparen zu 
können glaubt, das muß man dann später an 
Arbeitslosengeld mehrfach nachzahlen. 

Sie können jetzt selber ausrechnen: Wenn 
80 Prozent, 70 Prozent der Mehrausgaben, die 
hier zu tätigen sind, für Arbeitslosengeld ver­
wendet werden müssen und nur 1 Milliarde 
von den 6 Milliarden für das 2. Sonderbe­
schäftigungsprogramm beziehungsweise für 
die offensive Arbeitsmarktpolitik verwendet 
werden kann, wieviel Sie sich vorher an recht­
zeitig zu setzenden arbeitsplatzsichernden, 
strukturverändernden und strukturverbes­
sernden Maßnahmen erspart haben. (Beifall 
bei der FPÖ.) 17.50 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Bundesmini­
ster. Ich erteile es ihm~ 

17.51 

Bundesminister für Finanzen Dr. Salcher: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die beiden in 
Verhandlung stehenden Vorlagen, das 2. Bud­
getüberschreitungsgesetz 1982 und die 2. Bun­
desfinanzgesetznovelle 1982, dienen dazu, die 

endgültige Abwicklung des Budgets 1982 
sicherzustellen. 

Wenn man diese Vorlagen und die Budget­
abwicklung insgesamt richtig beurteilen will, 
muß man sich sicher in Erinnerung rufen, 
welche Prognosen im Herbst 1981, also zum 
Zeitpunkt der Erstellung des Budgets für 
1982, gestellt waren. Ich möchte erwähnen, 
daß man etwa im September 1981 für das Jahr 
1982 noch eine reale Wachstumsrate von 
2 Prozent angenommen hat. Im September 
1982, also ein Jahr später, nahm man für die­
ses Jahr 1982 eine reale Wachstumsrate von 
1 Prozent an, und es wird darüber diskutiert, 
ob dieses eine Prozent überhaupt erreicht 
werden kann. 

Die Arbeitslosenquote für 1982 wurde im 
September 1981, also zum Zeitpunkt der Bud­
getbeschlußfassung in der Regierung von den 
Wirtschaftsforschern mit 2,6 Prozent vorher­
gesagt; im September 1982, also ein Jahr spä­
ter, wird diese Zahl mit 3,7 Prozent angege­
ben. 

Die Inflationsrate wird geringfügig gerin­
ger sein als ursprünglich angenommen: Im 
September 1981 wurden für 1982 6 Prozent 
prognostiziert, tatsächlich werden es 5,5 Pro­
zent sein. 

Die Leistungsbilanz hat sich gegenüber den 
Prognosen ganz beträchtlich verbessert. 

Als Steigerungsrate der realen Exporte sind 
im September 1981 ungefähr 6,5 Prozent 
angeno'mmen worden. Das werden wir nach 
den letzten Prognosen nicht erreichen. 

Aus diesen Vergleichen wird deutlich, daß 
sich unvorhersehbare Änderungen ergeben 
haben, daß sich die Konjunktur international 
gesehen sehr, sehr schlecht entwickelt hat 
und daß auch die österreichische Konjunktur 
schlechter abgelaufen ist, als noch im Septem­
ber 1981 angenommen worden ist. 

Die Weltwirtschaft befindet sich in einer 
längerdauernden Stagnation, und wenn sol­
che Änderungen vor sich gehen, muß sich das 
notwendigerweise auf die Budgetabwicklung 
auswirken. 

Wie haben wir das Budget 1982 nach den 
letzten Schätzungen abgewickelt? Was ist mit 
diesem Budget 1982 geschehen? Die Ausga­
ben werden wahrscheinlich um 2,35 Prozent 
höher sein als präliminiert. Die Einnahmen 
werden voraussichtlich um 1,66 Prozent nied­
riger sein als budgetiert. Unter Berücksichti­
gung der wirtschaftlichen Entwicklung sind 
das Schätzfehler , die international gesehen -
und darauf komme ich noch zu sprechen 
eher sehr geringfügig sind. 
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Ich sage noch einmal: Die Änderung der 
Wirtschaftsprognosen beweist das. Abwei­
chungen sind geschehen, die zum Zeitpunkt 
der Budgeterstellung nicht vorhersehbar 
waren. 

Machen Sie sich bitte, meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der Opposition, doch 
die Mühe, etwa ähnliche Entwicklungen in 
der Vergangenheit zu beurteilen! Betrachten 
Sie das Budget und vergleichen Sie es mit sei­
ner tatsächlichen Abwicklung etwa im Jahre 
1958 oder im Jahre 1967 und Sie werden 
sehen, daß damals die Abweichungen ein Viel­
faches dessen ausgemacht haben, relativ 
bezogen auf die Budgetzahlen, als das im 
Jahre 1982 der Fall war. 

Ich möchte Ihnen einige Gründe aufzeigen, 
die im einzelnen belegen, wie breitgefächert 
diese Abweichungen gewesen sind. Wir haben 
uns sehr gefreut, daß die Leistungsbilanz bes­
ser geworden ist, daß die Exporte gestiegen 
sind. Aber durch die Verbesserung der Lei­
stungsbilanz und die damit verbundenen 
höheren Exporte vermindert sich das Umsatz­
steueraufkommen nach Expertenschätzungen 
um eine Milliarde Schilling. 

Wir haben uns sehr darüber gefreut, daß 
die Menschen in Österreich das Energiespa­
ren sehr ernst nehmen, daß insbesondere 
weniger Benzin verbraucht wird. Aber das 
Aufkommen der Bundesmineralölsteuer wird 
aus diesen Gründen, die uns freuen, um rund 
400 Millionen Schilling hinter dem Voran­
schlag zurückbleiben. 

Wir sehen mit Stolz, daß die Inflationsrate 
in Österreich zu den niedrigsten Inflationsra­
ten der Welt gehört. (Beifall bei der SPÖ.) Die 
letzten Zahlen beweisen das. Aber diese nied­
rigere Inflationsrate bringt nach Experten­
schätzungen eine Verminderung des Steuer­
zuwachses um eine Milliarde Schilling. Was 
uns also auf der einen Seite freut, bringt auf 
der anderen Seite Verschlechterungen des 
Budgets. 

Nun zu einem ganz anderen Bereich. Die 
Herren von der Landwirtschaft wissen ja aus 
eigener Erfahrung: Der Holzpreis ist stark 
verfallen. Das bedeutet bei den Österreichi­
schen Bundesforsten eine Verschlechterung 
des Jahresergebnisses um 200 Millionen 
Schilling. 

Die Münzverkäufe sind nicht mehr so, wie 
sie einmal waren. Wir sind mit der Auflage 
der österreichischen Münzen in den Münzpro­
grammen zurückgegangen. Die Münzgewinne 
werden um 300 Millionen Schilling hinter den 
Erwartungen .zurückbleiben~ 

Im Verkehrsbereich werden wir um zwei 
Milliarden Schilling weniger einnehmen als 
präliminiert. Dafür ist die internationale Wirt­
schaftsrezession maßgebend. Nach unserer 
Einnahmen-Ausgaben-Rechnung im Budget 
wirkt es sich nämlich aus, wenn ausländische 
Bahnverwaltungen Waggonleihgebühren in 
Millionenhöhe - in vielfacher Millionenhöhe ' 
- ganz einfach nicht zahlen. Da kann ich 
nicht wie in einer Unternehmensbilanz das 
als Forderung gegenüber Dritten darstellen. 
Wenn das Geld beim Bund nicht hereingeht, 
dann ist das im Budget als Minderausgabe zu 
fixieren. 

Über das Flüchtlingswesen hat dankens­
werterweise Herr Abgeordneter Bauer 
gesprochen, dankenswerterweise nicht in 
Hinblick auf den Inhalt der Beurteilung, son­
dern im Hinblick darauf, daß es erwähnt 
wurde: Um 1,2 Milliarden Schilling mehr wur­
den aufgewendet als im Budget vorgesehen. 
Ich sage Ihnen auch den Grund: Der große 
Flüchtlingsstrom hat erst im Herbst 1981 zu 
strömen begonnen. Zum Zeitpunkt der Bud­
geterstellung waren die Flüchtlingszahlen 
nicht so hoch, wie sie dann 1982 waren. Ich 
sage ganz offen: Wir haben mehr auf die inter­
nationale Solidarität gesetzt, als sich tatsäch­
lich ergeben hat. 

Im Bereich der Arbeitsmarktverwaltung, 
im Bereich der Sozialversicherung müssen 
sich Prognoseänderungen in der von mir 
geschilderten Art negativ auf das Budget aus­
wirken. 

Im Fremdenverkehr haben wir für die 
ERP-Ersatzaktion 180 Millionen Schilling 
mehr ausgegeben. Abgeordneter Dr. Schmidt 
hat in seinem Debattenbeitrag sehr viel mehr 
konkrete Angaben darüber gemacht, wie 
denn die Änderungen - noch einmal: Ausga­
bensteigerung 2,35 Prozent höher als prälimi­
niert, Einnahmen voraussichtlich um 1,66 Pro­
zent niedriger als budgetiert -, wie also diese 
Zahlenänderungen zustande kommen. 

Ich möchte aber deutlich machen, daß wir 
auch aktive Maßnahmen gesetzt haben, die 
wieder das Budget belasten müssen. Für 
Beschäftigungssicherung, für Investitionsan­
regung und zur Strukturverbesserung der 
Wirtschaft haben wir im letzten Jahr zusätz­
lich zu den im Budget vorgesehen Aufwen­
dungen 3,4 Milliarden Schilling ausgegeben. 

Ich hoffe, die Oppositionsparteien haben 
nicht vergessen, daß eine Reihe von Maßnah­
men, die das Budget belasten, mit der Opposi­
tion paktiert war. Ich erwähne die Investi­
tionsprämie, ich erwähne die steuerliche 
Begünstigung des Risikokapitals - Beteili-
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gungsfonds -, ich erwähne die Insolvenzhilfe 
für Privatbetriebe, ich erwähne die Erhöhung 
der Zinsenzuschüsse für Agrarinvestitions­
kredite und für gewerbliche Kreditaktionen. 
All das sind Maßnahmen, die sich in den Bud­
getüberschreitungsgesetzen notwendiger­
weise niederschlagen . müssen. 

Ich bin es dem Herrn Abgeordneten Steidl 
schuldig, daß ich auf einige ganz konkrete 
Maßnahmen eingehe. 

Volkstheater: Es ist ja nicht so, daß wir den 
Leuten mit dem Geld nachlaufen und sagen: 
Jetzt habt ihr das Theater fertiggestellt, jetzt 
wollen wir euch die vorgesehenen Beträge 
geben. Nein, wir haben auf die Abrechnungen 
gewartet. Wir haben die Abrechnungen genau 
geprüft und bei dieser Prüfung festgestellt, 
daß Nachschüsse notwendig sind. Nicht der 
Endzeitpunkt des Baus, sondern der Zeit­
punkt der Abrechnung ist maßgebend. 

Das Verkehrsbüro wird sicher das Hohe 
Haus noch mehrmals beschäftigen. Wir müs­
sen es sanieren. Wir haben zuerst, Herr Abge­
ordneter Dr. Steidl, geprüft und nachrechnen 
lassen, ob wir dieses Verkehrsbüro nicht bes­
ser schließen sollten. Und erst als die Berech­
nungen ergeben haben, die Schließung sei 
teurer, nachweisbar teurer als eine Sanie­
rung, erst zu diesem Zeitpunkt haben wir uns 
für die Sanierung entschlossen. Und da sind 
diese Beträge fällig geworden. 

Zuschuß für die Seilbahn. Sie wissen doch 
aus eigener Erfahrung, Herr Abgeordneter 
Steidl, wie das vor sich geht: Da kommen 
Intervenienten und möchten für eine wich­
tige, überregional wichtige Verkehrsanlage 
eine Förderung. Natürlich dauern die Ver­
handlungen. Und wenn sie abgeschlossen 
sind - früher, als man erwartet hat -, dann 
muß man diese fünf Millionen Schilling unter­
bringen. Das sind aber marginale Beträge im 
Vergleich zu dem, worum es bei diesem 
Gesetz geht. 

Ich muß aber auch, Herr Abgeordneter 
Steidl, auf eine mich treffende Äußerung von 
Ihnen zurückkommen. Sie haben nämlich 
nicht mehr und nicht weniger behauptet, als 
daß ich den Pensionisten empfohlen hätte, 
Holz sammeln zu gehen. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Z i t tm a y r.) Ich hoffe, Herr Abge­
ordneter Zittmayr, daß Sie gerade in dieser 
Frage den nötigen persönlichen Ernst auch 
anklingen lassen. 

Lassen Sie sich das bitte erklären, damit 
Sie den persönlichen Hintergrund auch 
sehen. Ich war in meinem Leben 30 Jahre in 
der Sozialpolitik tätig. Ich habe maßgebende 
Sozialgesetze mitgestaltet. Ich habe in der 

Sozialhilfe doch auch elmges geleistet, und 
von einem solchen Mann anzunehmen, daß er 
den Pensionisten empfehlen würde, Holz 
sammeln zu gehen, ist eine arge Unterstel­
lung. (Zustimmung bei der SPÖ. - Abg. 
Helga Wie s e r: Wieso schreiben Sie es 
dann?) Herr Abgeordneter Steidl, ich möchte 
aufklären. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Wieso 
haben Sie das gestern noch nicht gewußt?) 
Würden Sie, Herr Abgeordneter ZittmaYr. 
bitte zuhören, ich sage Ihnen, was der Hinter­
grund ist. Ich habe jedem Landeshauptmann 
einen Brief geschrieben - neunmal einen 
Brief - und vorgeschlagen, eine gemeinsame 
Aktion des Bundes und der Länder zu 
machen, um in besonderen sozialen Härtefäl­
len einen Ausgleich zu erzielen. 

Ich halte eine solche Vorgangsweise einer 
strukturierten, einer gezielten Zahlung für 
wesentlich günstiger, als mit einer Gießkanne 
die 500 000 Schilling, oder was immer man 
generaliter geben will, auszugeben. Ich habe 
- Herr Abgeordneter Steidl, etwas Geduld -
auf den ländlichen Bereich verwiesen, wo 
ganz einfach - das ist eine Lebenserfahrung, 
die ich habe, ich stamme aus dem ländlichen 
Bereich - die Heizkosten geringer sind als 
dort, wo man mit Öl oder Kohle zu heizen hat. 
Und um das zu begründen, habe ich auf diese 
Unterschiede hingewiesen. 

Ich habe also niemandem eine Empfehlung 
gegeben, Holz zu sammeln. Ich wundere 
mich, wie neun Briefe, die ich geschrieben 
habe, eine solche Verbreitung und eine solch 
negative Auslegung finden können. Ich habe 
aber in diesen Brief auch hineingeschrieben, 
daß eigentlich diese Leistungen Landessache 
wären. Das sind Sozialhilfeleistungen. 
(Zustimmung 'bei der sm. - Abg. Anton 
Sc h lag e r: Haben Sie den Brief? Ich kenne 
den Brief nicht, lesen Sie ihn vor!) Verlassen 
Sie sich auf den ÖVP-Pressedienst, er wird 
ihn sicher kennen. (Weitere Zwischenrufe bei 
der ÖVP.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Am Wort ist 
jetzt der Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Dr. Salcher (fortsetzend): 
Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, 
daß das an sich im Rahmen der Sozialhilfe 
der Länder zu erledigen wäre im Sinne eines 
kooperativen Bundesstaates. Um 'aufzuzeigen, 
daß der Bund bereit ist, sich an solchen Maß­
nahmen zu beteiligen, habe ich den Landes­
hauptleuten diesen Brief geschrieben, der 
zweimal 30 Millionen Schilling bringen wird. 
Und in dem Brief steht drinnen, daß die Pen­
sionen im Jahre 1983 - und es ist die Pflicht 
des Bundes, das sicherzustellen - mehr stei-
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gen werden, als es der Inflationsrate entspre­
chen würde. In diesem Brief habe ich auch 
ausgeführt - und auch das ist die Pflicht des 
Bundes -, daß seit 1970 die Pensionen real 
um über 35 Prozent für die Ausgleichszula­
genempfänger gestiegen sind. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das wollte ich Ihnen sagen. Ich kann Sie 
nicht hindern, Herr Abgeordneter Steidl, in 
diesem Stil, den Sie anklingen ließen, weiter­
hin politische Agitation zu betreiben, und ich 
will Sie nicht hindern. Mich hat es aber 
gewundert, daß gerade Sie einen solchen Stil 
in Anspruch nehmen. 

Ich komme nach diesen Antworten auf die 
Fragen des Abgeordneten Steidl wieder 
zurück auf Ausgabenpositionen und Einnah­
menpositionen. Wir haben die Einnahmen­
und Ausgabenrechnung im Budget - das 
habe ich schon erwähnt -: am Stichtag 
1. Oktober 1981 waren 11,1 Milliarden Schil­
ling an Abgaben außenstehend, an fälligen 
Abgaben, am 1. Oktober 1982 13,5 Milliarden 
Schilling, also 2,4 Milliarden Schilling mehr. 
Und wer die Budgettechnik kennt, weiß, daß 
allein diese Erhöhung der Außenstände um 
2,4 Milliarden Schilling auch die Bundesein­
nahmen um 2,4 Milliarden Schilling in der 
Budgetabwicklung vermindert. In einer 
Unternehmensbilanz könnte ich das schön als 
Forderung gegen Dritte ausweisen. 

Bei den Einnahmen ist es sicherlich nicht 
einfach zu schätzen. 

Da gibt es in der Bundesrepublik Deutsch­
land die sogenannten fünf Weisen, die am 
9. Oktober 1982 ein Gutachten abgegeben 
haben. Da haben sie über die Einnahmenent­
wicklung der Bundesrepublik Deutschland 
für das Jahr 1982 geschrieben: Wegen der 
unerwarteten Rückschläge in der wirtschaftli­
chen Entwicklung ist die Steuerschätzung für 
1982 selbst zu Beginn des letzten Vierteljah­
res noch mit mehr Unsicherheit belastet, als 
es sonst der Fall ist. - Das spricht doch für 
sich, daß jeder, der Experte ist, eine solche 
Entwicklung als unabwendbar sieht. 

Es wurde gesagt: Wahrscheinlich kommen 
die hohen Steuerrückstände davon, daß die 
Bundessteuerquote so hoch ist. Herr Abgeord­
neter Keimel! Das Wirtschaftsforschungsin­
stitut hat folgende Zahlen errechnet, viel­
leicht verwenden Sie die in Zukunft bei Ihren 
Versammlungen: Die Bundessteuerquote -
das ist der Anteil der Bundessteuern bezogen 
auf das Bruttoinlandsprodukt - betrug 1965 
14,2 Prozent, 1970 14,7 Prozent. Sie ist also in 
den fünf Jahren mit ÖVP-Finanzministern, 

davon vier Jahre Alleinregierung, um relativ 
3 Prozent gestiegen. Diese Bundessteuerquote 
beträgt 1982 14,5 Prozent, ist also relativ um 
1,5 Prozent niedriger, als die Bundessteuer­
quote 1970 ausgemacht hat, nach zwölf Jahren 
SPÖ-Regierung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Damit sollte eines bewiesen werden, näm­
lich daß die Erhöhung der Abgabenquote in 
den Bereichen Gemeinden und Ländern und 
im Bereich Sozialversicherung liegt. Wenn 
wir aber über das Bundesbudget diskutieren, 
müssen wir über die Bundessteuerquote spre­
chen. 

Ich habe mir auch die Mühe gemacht, weil 
ich nicht so leichtfertig bin und nicht so wenig 
selbstkritisch, daß ich nicht andere Verglei­
che anstelle, zu untersuchen, wie sich diese 
Rezessionsabschwächung in den anderen 
Ländern auf das Budget ausgewirkt hat. Ich 
nehme jetzt eine Auswahl vor. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika, 
Haushaltsjahr 1981/82 - das ist am 30. Sep­
tember 1982 zu Ende gegangen -, war der 
präliminierte Abgang 45 Milliarden Dollar, 
der tatsächliche Abgang 110,7 Milliarden Dol­
lar, also eine Steigerung um 146 Prozent. 

Japan: Defizit für das laufende Haushalts­
jahr präliminiert mit 10,4 Billionen Yen, tat­
sächlicher Abgang 19 Billionen Yen; Ände­
rung gegenüber dem Voranschlag um 82 Pro­
zent. 

In Italien hat man geglaubt, nach einem 
Abgang 1981 von 52 Billionen Lire 1982 mit 
50 Billionen Lire auszukommen. Tatsächlich 
werden es 75 Billionen Lire sein, und der 
Abgang wird 12 Prozent des Bruttoinlandspro­
duktes betragen. Bezogen auf Österreich 
wäre ein so hoher relativer Nettoabgang der 
mehr als dreifache Betrag, also fast 150 Mil­
liarden Schilling. 

In Belgien beträgt das Defizit 13 Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes. 

In Schweden, Haushaltsjahr 1982/83, 
13 Prozent des Bruttoinlandsproduktes als 
Abgang. Die Abgabenüberschreitung beträgt 
11 Milliarden Schwedenkronen, sie haben 
statt 67 Milliarden einen Abgang von 78 Mil­
liarden. 

Damit, Hohes Haus, will ich sagen, daß 
jedes Land in einer wirtschaftlichen Rezes­
sionsphase mit unerwarteten, nicht vorher­
sehbaren Änderungen in Schwierigkeiten 
kommt, die geschätzten Budgetziffern auch 
einzuhalten. Im internationalen Vergleich 
haben wir auch hier ausgezeichnet abge­
schnitten, was ich mit diesen Vergleichen 
beweisen wollte. (Beifall bei der SPÖ.) 
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Hohes Haus! Eines muß man sagen, denn 
da gibt es Unkenrufe, die da meinen, den 
Haushaltsabgang könnte man nicht finanzie­
ren: Der Abgang '1982 ist bereits' finanziert. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. K ei m e 1.) 

Herr Abgeordneter Keimel! Ich bin dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Kohlmaier dankbar, 
daß er mich richtig zitiert hat. Das Zitat 
stammt aus dem Jahre 1981 mit einer Ein­
schränkung, die Sie geflissentlich übersehen, 
nämlich die Einschränkung: wenn sich die 
Kapitalmarktsituation nicht entscheidend 
ändert. Und jeder, der die Kapitalmarktsitua­
tion international kennt, weiß, daß sie sich 
von 1981 auf 1982 ganz entscheidend geändert 
hat. 

Nun zur Auslandstangente. Wir haben mit 
der Oesterreichischen Nationalbank ein Gent­
leman's Agreement gemacht, daß wir im 
Jahre 1982 ungefähr 25 Milliarden Schilling 
aus dem Ausland aufnehmen werden. Tat­
sächlich werden wir zwischen 18 und 19 Mil­
liarden Schilling aufnehmen. Wir haben also 
trotz des gestiegenen Abganges die Auslands­
tangente wesentlich verkleinern können. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Nun ein Hinweis, den man geben muß, weil 
man das der Republik Österreich schuldig ist. 
Österreich ist ein Staat bester Bonität. 
Unsere Goldreserve und unsere Devisenreser­
ven zusammen repräsentieren einen Wert von 
über 250 Milliarden Schilling. Das ist zweiein­
halbmal soviel, als unsere gesamten Aus­
landsverpflichtungen mit heutigem Stichtag 
ausmachen. Das muß man auch sagen, meine 
Damen und Herren. Denn wenn man Öster­
reich krankreden will, braucht man nur diese 
Zahlen zu übersehen. Wer aber diese Zahlen 
kennt, wird sagen müssen, daß Österreich ein 
Land bester internationaler Bonität ist. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

SO komme ich zum Schluß mit einem Hin­
weis: Mit 1982 haben wir budgetär eines der 
schwersten Jahre seit 1945 bewältigt. Die 
weltwirtschaftliche Lage macht uns Sorgen, 
die weltpolitische Unsicherheit desgleichen. 
Aber wenn ein Land in einer solchen Situa­
tion sich so prächtig hält im internationalen 
Vergleich, dann muß man sagen: Wir haben 
gut abgeschnitten. Warum? - Weil die Öster­
reicherinnen und Österreicher etwas können, 
weil sie leistungs- und einsatzbereit sind. 
Diese gemeinsame Anstrengung sollte auch 
in Vorwahlzeiten von allen anerkannt wer­
den. (Beifall bei der SPÖ.) 18.17 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung hat sich der Abgeord-

nete Dr. Keimel zum Wort gemeldet. Ich 
mache ihn auf die Fünf-Minuten-Begrenzung 
aufmerksam und erteile ihm das Wort. (Rufe 
bei der SPÖ: Schon wieder!) 

18.17 

Abgeordneter Dr. Keimel (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Der begrü­
ßende Zwischenruf eines Kollegen der soziali­
stischen Fraktion lautete: Schon wieder! 
Jawohl. Denn wenn Sie es, Herr Finanzmini­
ster , auch wiederholen, wiederkäuen, so wird 
die Feststellung' über die Steuerquote oder 
Steuerlastquote, wie ich sie nannte, nicht rich­
tiger. Ihre Ausführungen von der Minister­
bank widersprechen Ihren eigenen Budgetun­
terlagen, Seite 317 und Seite 318, und daher 
melde ich mich auch wieder zur Richtigstel­
lung. 

Herr Minister! Meine Damen und Herren! 
Ich habe in meinen Ausführungen die Steuer­
quote gemäß Budgetunterlagen, Seite 318, 
angezogen. Hier heißt es: Vom Jahre 1970 auf 
das Jahr 1980 gestiegen um rund 18 Prozent, 
während - nun wörtliches Zitat - "die 
Steuerquote insgesamt in diesem Zeitraum 
von 35,6 Prozent auf 41,2 Prozent zunahm". 
Bitte, Ihre eigenen Budgetunterlagen! Das 
war im Jahre 1980. 

Im Jahre 1983 wird eine Steuerquote, wört­
lich aus Ihrem Budget, von 41,7 Prozent aus­
gewiesen. Das bedeutet eine Steigerung 
gegenüber der ÖVP-Regierung um 17,1 Pro­
zent oder vom Bruttoinlandsprodukt für 1983 
74,5 Milliarden Schilling. Das, so habe ich 
erwähnt, ist die reine Sozialismussteuer , die 
Steuer der sozialistischen Regierung. So sieht 
es aus. 10000 S für jeden Österreicher, ob 
Baby, Opa, Arbeitnehmer, Arbeitgeber, ganz 
egal. 

Sie schreiben in diesem Budget auch: In der 
Statistik des Volkseinkommens nach interna­
tionalen Begriffen zählen zu den Steuern 
nicht nur die im Bundeshaushalt als öffentli­
che Abgaben bezeichneten Einnahmen, son­
dern alle Zwangsbeiträge - das ist für die 
Bevölkerung wichtig -, zu deren Einhebung 
ein öffentlicher Haushalt berechtigt ist. 

Da bedarf es einer zweiten Richtigstellung. 
Sie haben jetzt gemeint, das seien ja nur die 
Sozialversicherungsbeiträge und so weiter. 
Herr Minister, eine Richtigstellung: Die 
Sozialbeiträge wurden seit Jahrzehnten, näm­
lich seit Raab, wie folgt aufgebracht, das war 
das bekannte Drittel-Drittel-Drittelabkom­
men: ein Drittel durch die Arbeitnehmer, ein 
Drittel durch die Arbeitgeber, ein Drittel 
durch den Bund, über den Bundeshaushalt. 
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Sie haben von der ÖVP-Regierung 1970 einen 
Bundesbeitrag von 28, 29 Prozent übernom­
men, nicht ganz das Drittel, aber immerhin 
rund an die 30 Prozent. Es war der sozialisti­
schen Regierung in diesen zwölf Jahren 
Alleinregierung vorbehalten, diesen Beitrag 
auf 17, 18 Prozent zu senken. 

Meine Damen und Herren! Dafür sind 
natürlich die Beiträge statt des Drittel-Drittel, 
die Zwangsbeiträge für die Bevölkerung, 
Arbeitnehmer wie Arbeitgeber, entsprechend 
gestiegen. Das, meine Damen und Herren, ist 
nichts anderes als eine Steuerverlagerung aus 
dem Bundeshaushalt hinüber auf andere Bei­
träge, Zwangsbeiträge. 

Daher bleibt es dabei, daß die Steuerquote, 
so wie Sie selbst schreiben, 41,7 Prozent 
betragen wird und damit gegenüber der ÖVP­
Regierung 1983 in Zahlen um 74 Milliarden 
Schilling höher liegt, als wenn wir heuer noch 
die Steuerquote, die Sie von der ÖVP 1970 
übernommen haben, hätten. (Beifall bei der 
ÖVP.) 18.21 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Bundesmini­
ster. Ich erteile es ihm. 

18.21 

Bundesminister für Finanzen Dr. Salcher: 
Herr Abgeordneter Keimei! Sie verwenden, 
wie auch der Rechnungshof, in Anlehnung an 
den Rechnungshof den Begriff Steuerquote so 
wie ... (Abg. Dr. K ei m e 1: Wie es im Budget 
steh t!) Ich will die Begriffe klären, sonst kann 
man nicht diskutieren. (Beifall bei der SPÖ. 
- Abg. Dr. E t tm a y r: Die Steuern senken, 
nicht die Begriffe klären! - Zustimmung bei 
der ÖVP.) Der Begriff "Steuerquote" wird als 
"Staatsquote" bezeichnet und in die interna­
tionalen Vergleiche aufgenommen. 

Herr Abgeordneter Keime!! Ich stelle fest, 
daß die sogenannte Staatsquote, die Sie als 
Steuerquote wie Rechnungshof und Unterla­
gen bezeichnen, im Jahr 1982 und im Jahr 
1983 niedriger ist als im Jahr 1981. 

Ich stelle weiter fest, daß ich von der Bun­
dessteuerquote gesprochen habe, also von 
jener Quote, die die Bundessteuern auf das 
Inlandsprodukt beziehen. Da ist diese Steuer­
quote von 14,7 Prozent im Jahr 1970 auf 14,5 
im Jahr 1982 abgesunken. (Abg. Dr. Z i t t -
m a y r: Sind Ihre Unterlagen jetzt richtig 
oder falsch?) 

Noch eine Ergänzung, weil auch nicht voll 
geäußerte Zahlenwerke einer Berichtigung 
bedürfen. Diese Zitate von Raab und zur Drit­
telteilung von der Sozialversicherung! Das 
stammt aus einer Zeit, in der es noch keine 

Selbständigen-Pensionsversicherungsleistun­
gen für die Gewerblichen und keine Bauern­
pensionsversicherungen gegeben hat. Für 
diese zahlen wir mehr als ein Drittel, da ist 
der Bundeszuschuß 70 Prozent. (Beifall bei 
der SPÖ.) 18.23 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Braun. Ich erteile es ihm. (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Stimmen Ihre Unterlagen, ja oder 
nein? Ist das alles Makulatur oder nicht?) 

18.23 

Abgeordneter Braun (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Herr Abgeordneter Dr. Zitt­
mayr, Sie haben schon gestern das mit der 
Makulatur verwendet, ich meine die ÖVP, 
und ich habe Ihnen schon gestern die Antwort 
gegeben. Sie brauchen ja nicht immer wieder 
diese alten Sachen aufzuwärmen. Es steht auf 
jeden Fall fest, daß das eine richtige Erklä­
rung ist. Ich glaube, das ist das Entschei­
dende. Es gibt eine entsprechende Erklärung 
dafür, das ist das Entscheidende. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube wirk­
lich, daß man feststellen kann, wenn man 
jetzt das Budgetüberschreitungsgesetz 
betrachtet, daß das gesehen werden muß im 
Hinblick auf jene Ausgabenwerte, die wir im 
vergangenen Jahr gehabt haben, und da war 
eben die Prognose 59 Milliarden Schilling 
Abgang, und in Wirklichkeit haben wir jetzt 
73 Milliarden Schilling Abgang, und die Mehr­
ausgaben von 9 Milliarden Schilling und die 
Mindereinnahmen von 5 Milliarden Schilling 
ergeben die 14 Milliarden Schilling. Das ist 
eben die Tatsache, von der wir auszugehen 
haben. 

Ich glaube, wenn man die Mehrausgaben 
an Hand des Budgetüberschreitungsgesetzes 
betrachtet, dann muß man sich von seiten der 
ÖVP, aber auch von seiten der FPÖ bewußt 
sein, was man tut, wenn man gegen dieses 
Budgetüberschreitungsgesetz stimmt. Ich 
glaube wirklich, daß festgestellt werden kann, 
sehr zum Unterschied zu den Ausführungen, 
die wir von Ihnen gehört haben, ... (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. K ei m e 1.) Sie werden 
nicht besser, Herr Dr. Keimei, wenn Sie da 
etwas hineinschreien, das ist in Wirklichkeit 
eine rein polemische Form der Auseinander­
setzung mit Fragen, die man auch sachlich 
klären kann. Aber dazu fehlt Ihnen anschei­
nend der Wille. Wir nehmen das zur Kenntnis, 
die Bevölkerung nimmt das ja schon lange 
zur Kenntnis. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn man aber weiß, daß ein sehr großer 
Teil dieser Ausgaben wirklich die großen 

904 
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Brocken sind, wie das vom 'Herrn Dkfm. 
Bauer genannt wurde, zum Beispiel die 'Mehr­
ausgaben für die Polizei, die Mehrausgaben 
für die Flüchtlingslager, für die Forschung, 
für die Universitäten mehr als 200 Millionen 
Schilling, für die Arbeitsmarktförderung 250 
Millionen Schilling, aber auch für die Arbeits­
losenversicherung - da gebe ich Ihnen recht, 
Herr Dkfm. Bauer -, die mit mehr als 2,2 Mil­
liarden Schilling der größte Brocken über­
haupt ist, dann glaube ich nicht, daß man es 
sich so einfach machen kann, wie Sie sich das 
gemacht haben, Herr Dkfm. Bauer. Sie haben 
gestern im Zusammenhang mit Ihrem Beitrag 
von mehr intellektueller Redlichkeit gespro­
chen. Heute haben Sie in Ihrem Beitrag wirk­
lich jede intellektuelle Redlichkeit vermissen 
lassen, insbesondere als Sie sich mit der 
Frage der Ausgaben für Flüchtlinge beschäf­
tigt haben. Denn was heißt das, was Sie hier 
gemacht haben? Ist das die Fortsetzung einer 
Initiative ,,Ausländer raus" I vielleicht einer 
Initiative, Flüchtlinge wieder nach Hause zu 
schicken? Kann das eine Vorgangsweise sein, 
zu der wir Österreicher, zu der das Hohe 
Haus ja sagen soll? Hier sagen wir entschie­
den nein. 

Wir haben uns dazu bekannt, daß wir welt­
weit als Flüchtlingsaufnehmerland gelten. 
Dann haben wir aber auch die notwendigen 
Voraussetzungen zu schaffen, wenn es sich so 
ergibt wie eben in den vergangenen zwei Jah­
ren durch die Ereignisse in Polen, müssen wir 
die Verpflichtung auf uns nehmen, auch wenn 
es an internationaler Solidarität mangelt, und 
wir haben diesen Schritt getan. Der kostet 
etwas, dazu bekennen wir uns aber auch. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn wir dann von den Haftungsübernah­
men des Bundes sprechen, vom Grünen Plan, 
vom Brotgetreideausgleich, vom Milchpreis­
ausgleich, 100 Millionen Schilling, 132 Millio­
nen Schilling, 95 Millionen Schilling Haf­
tungsübernahme des Bundes: Meine Damen 
und Herren, das sir~d jene Aufträge, von 
denen Herr Dr. Schmidt hier gesprochen hat, 
gegen die Sie stimmen, wenn Sie gegen diese 
Budgetüberschreitung stimmen. Das muß 
Ihnen bewußt sein. 

Ich glaube, auch bei den Post- und Telegra­
phie-Mehrausgaben von 90 Millionen Schil­
ling oder bei den ÖBB-Ausgaben von 221 Mil­
lionen Schilling muß man sehen, daß sie tat­
sächlich eben jene Maßnahmen darstellen, 
die eine weitaus schlimmere Situation auf 
dem Sektor Arbeitsplatz oder Arbeitsmarkt 
verhindert haben. Und auch dazu bekennen 
sich die Sozialisten. Daß Sie sich dazu nicht 
bekennen, spricht nicht gerade für Ihre Poli­
tik. 

. Ich glaube, wenn man sich das dann 
ansieht, wie es von Herrn Dr. Steidl getan 
wurde, daß man die Prognosen praktisch den 
Realitäten als eine undbedingte Gleichung 
gegenüberstellt, dann ist das - bitte nicht 
böse zu sein, Herr Dr. Steidl - wirklich 
etwas, was heißt, an jeder Form der Realität 
vorüberzugehen. 

Denken Sie jetzt nicht ans Ausland, aber 
ans Inland, wie oft wurde uns schon vom Wirt­
schaftsforschungsinstitut oder vom Institut 
für Höhere Studien eine bessere wirtschaftli­
che Entwicklung prognostiziert, wie oft wurde 
das dann zurückgenommen. Eine bessere 
Situation in bezug auf die Auslastung des 
Arbeitsmarktes wurde prognostiziert und 
dann zurückgenommen. 

Der Finanzminister kann das aber, nach­
dem das Budget beschlossen wurde, nicht 
ganz einfach zurücknehmen und sagen: Gilt 
nicht mehr, da können wir nichts dafür, da 
haben wir uns geirrt, die Prognose gilt eben 
nicht mehr. Da muß man die notwendigen 
Schritte unternehmen. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: 
Wir haben damals schon gesagt, daß das Bud­
get nicht stimmt!) Darf man sich zu dieser 
Politik bekennen, ja oder nein? 

Wenn man das nicht einmal macht, Herr 
Abgeordneter Zittmayr, im Zusammenhang 
mit solchen Maßnahmen, wo es um die 
Arbeitsplätze geht, wo es um die Firmen geht, 
wo es um die Wirtschaft geht, dann verstehe 
ich Ihre Haltung überhaupt nicht mehr. (Abg. 
Dr. Z i t tm a y r: Sie können doch nicht zwölf 
Jahre eine Politik betreiben, wo alles in kata­
strophale Situation kommt und dann uns ver­
antwortlich machen!) Herr Dr. Zittmayr, ich 
freue mich, ähnlich wie gestern geben Sie mir 
ein wunderbares Stichwort. Erinnern Sie sich, 
Herr Dr. Zittmayr, wie von diesem Platze aus 
die Vorgänger von Herrn Dr. Mock, die logi­
schen Vorgänger und so weiter, der Reihe 
nach, auch die Generalsekretäre, Jahre hin­
durch gesagt haben, zu jenen zusätzlichen 
Mitteln, die die sozialistische Bundesregie­
rung in ihre Budgets aufgenommen hat, um 
mehr Investitionen in die Infrastruktur zu 
betreiben, um mehr Möglichkeit zu haben, 
aktive Arbeitsmarktpolitik zu betreiben: Völ­
lig unnötig, das brauchen wir gar nicht, das ist 
gar nicht notwendig. In Wirklichkeit schaut 
die Wirtschaft eh so gut aus. 

Wir haben es noch immer gebraucht, und 
wir haben durch diese Investitionen, Herr Dr. 
Zittmayr I eine Situation wie in anderen Län­
dern in Österreich verhindert. (Abg. Dr. 
Z i t tm a y r: Sie sind noch nich t so lange im 
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Parlament!) Bitte, Sie brauchen nur statisti­
sche Handbücher zur Hand zu nehmen, um zu 
erkennen, wie sehr sich Österreich unter­
scheidet vom Ausland, und zwar positiv für 
die österreichische Wirtschaft und für die 
österreichische Bevölkerung. Und dazu sagen 
wir ja! (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese Prognosen sind eben nicht so absolut, 
und daher muß man zur Kenntnis nehmen, 
daß auf Grund einer dynamischen Politik, die 
von der Bundesregierung gemacht wurde, es 
auch zusätzliche Möglichkeiten geben mußte 
oder geben muß, damit man diesen zusätzli­
chen Aufgaben auch Herr werden kann. 

Zum Herrn Dkfm. Bauer möchte ich sagen: 
Ich bin wirklich entsetzt, daß ausgerechnet 
Sie von der Politik für und in Österreich 
gesprochen haben, daß man nicht über andere 
Dinge reden solle. Wir sprechen ja eben 
davon, weil wir dafür die Verantwortung tra­
gen. Sie absentieren sich ja von dieser Ver­
antwortung, wenn sie Ihnen zu problematisch 
wird, wenn Sie sich zu neuen Schritten beken­
nen sollen. Da sagen Sie nein, das haben Sie 
uns schon des öfteren bewiesen in den ver­
gangenen zwölf Jahren. Wir bekennen uns 
dazu, wir sprechen nicht nur über diese Poli­
tik, wir handhaben sie auch, wir haben die 
Erfolge für Österreich gebracht, ob Ihnen das 
nun angenehm ist oder nicht, und wir haben 
lediglich - und das ist legitim und Sie sollten 
als Wirtschafter wirklich erkennen, daß das 
auch legitim ist - dann natürlich auch selbst 
von unserer Seite vor, auch gegenüber der 
Bevölkerung - gerade weil wir wissen, daß 
wir von ihr auch Entsprechendes verlangen 
- zu erklären, wie sich dieses Verlangen aus­
wirkt auf die Bevölkerung. Nicht so wie in 
anderen Ländern, daß es trotzdem zur Mas­
senarbeitslosigkeit, daß es trotzdem zu höhe­
ren Inflationsraten führt oder eben zu einer 
großen Jugendarbeitslosigkeit, sondern daß 
wir in Österreich eine andere Politik, eine viel 
bessere Politik machen. Ich glaube, das muß 
man sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Daher bitte ich auch zu verstehen - noch 
einmal zur Flüchtlingsfrage: Herr Dkfm. 
Bauer, das war eine Aussage ... (Abg. Dkfm. 
Bau er: Jetzt hören Sie endlich damit auf! 
Ich habe genug aufgezählt . .. ) Es ist schon 
möglich, daß Ihnen unangenehm ist, daß Sie 
einmal so deutlich hier zum Ausdruck 
gebracht haben, wie Sie über die Flüchtlinge 
denken. Aber es ist bezeichnend, denn sonst 
hätten Sie das nicht so herausgefordert und 
ausdrücklich gesagt - fast wörtlich -: Hät­
ten Sie nicht durch Ihre falsche Einschät­
zung . .. (Abg. Dkfm. Bau er: Weil Sie ein 
schlechtes Gewissen haben!) 

Herr Dkfm. Bauer, Sie haben zum Herrn 
Bundeskanzler gesagt: Hätten Sie nicht durch 
Ihre falsche Einschätzung der internationalen 
Solidarität etwas Derartiges provoziert, dann 
hätten wir auch nicht diese Situation. Das 
haben Sie gesagt, Herr Dkfm. Bauer! Was 
heißt denn das im Klartext? Das kann doch 
nur heißen, daß Sie meinen, daß die Haltung 
des Herrn Bundeskanzlers und damit - ich 
möchte das ausdrücklich betonen - die Hal­
tung der Mehrheit dieses Hauses - denn das 
ist keine persönliche Aktivität des Herrn Bun­
deskanzlers gewesen, sondern eine über­
zeugte Politik der Sozialisten, für Flüchtlinge, 
für Bedrängte etwas zu tun - falsch war. 
Wenn Sie das nun bestreiten, dann sagen Sie 
jetzt das Gegenteil von dem, was Sie gesagt 
haben, als Sie herunten gestanden sind. Das 
ist ganz klar, da können Sie sich jetzt drük­
ken, wie Sie wollen, in Ihrer Aussage. Fest 
steht, daß wir uns eine solche Aussage wirk­
lich entsprechend merken werden. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
es auch klar ist, daß die sozialistische Mehr­
heit dieses Hauses an Stelle dieses polemi­
schen ÖVP-Antrages einen eigenen Entschlie­
ßungsantrag einbringt, und dieser Entschlie­
ßungsantrag lautet wie folgt: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Helmut Braun, Dr. 
Erich Schmidt, Dr. Edgar Schranz und 
Genossen zum Budgetüberschreitungsge­
setz betreffend Maßnahmen für die Bezie­
her kleinerer Einkommen und Pensionen. 

Wie die Entwicklung in zahlreichen euro­
päischen Ländern zeigt, besteht insbeson­
dere in konservativ regierten Ländern die 
Tendenz, die bestehenden wirtschaftlichen 
Probleme durch Maßnahmen auf dem Rük­
ken der sozial schwächsten Bevölkerungs­
gruppen zu lösen. Um zu dokumentieren, 
daß der österreichische Nationalrat auch 
für die Zukunft eine solche Politik ablehnt, 
stellen die unterzeichneten Abgeordneten 
den nachstehenden 

Entschließungsantrag: 

Der Nationalrat begrüßt alle jene Maß­
nahmen, die darauf abzielen, in Österreich 
den Beziehern der niedrigsten Einkommen 
oder Pensionen in besonderer Weise zu hel­
fen, wie zum Beispiel die in mehreren Jah­
ren vorgenommene überproportionale 
Erhöhung der Mindestpensionen, die für 
1983 vorgesehene Erhöhung des Pensions­
anpassungsfaktors von 5,1 Prozent auf 5,5 
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Prozent sowie die gemeinsam von Bund 
und Ländern über Initiative des Finanzmi­
nisters in Aussicht genommene Aktion zum 
Ausgleich besonderer Härtefälle. 

Die Bundesregierung wird darüber hin­
aus ersucht, mit den Ländern zeitgerecht 
Kontakt über eine allfällige Fortsetzung 
dieser Aktion aufzunehmen. 

I Ich hoffe, meine Damen und Herren, daß 
wir diesen Entschließungsantrag einstimmig 
beschließen können, und darf übrigens sagen, 
daß selbstverständlich die sozialistische Frak­
tion dem BudgetüberschreituD:~santrag 
zustimmen wird. (Beifall bei der SPO.) 18.36 

Präsident Mag. Minkowitsch: Der soeben 
verlesene Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Braun und Genossen ist genügend 
unterstützt und steht mit in Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Hietl. Ich erteile es ihm. 

18.36 

Abgeordneter Hieß (ÖVP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir behandeln 
heute das 2. Budgetüberschreitungsgesetz mit 
verschiedenen Ausgabenposten, und auf 
Grund der Situation des Staatshaushaltes war 
ich der Auffassung, daß diese Vorlage mit 
dem nötigen Ernst und aller Sachlichkeit hier 
vom Rednerpult aus behandelt wird. Wir von 
der Österreichischen Volkspartei haben uns 
auch vorgenommen, in dieser Weise dazu 
Stellung zu nehmen. Kollege Dr. Steidl hat 
eingangs in sehr sachlicher Art sich mit die­
ser Vorlage auseinandergesetzt. Anstatt daß 
von den Abgeordneten der Mehrheit dieses 
Hauses beziehungsweise vom Herrn Bundes­
minister in ebenso klarer und sachlicher 
Weise geantwortet wird, hat man sich in 
einen Stil eingelassen, der es zweifellos not­
wendig macht, dazu einige Worte zu sagen. 

We~n der Herr Bundesminister erklärt, der 
Stil unseres Herrn Abgeordneten Dr. Steidl 
sei ein Stil, der von ihm, vom Minister, nicht 
akzeptiert werden könne und er begebe sich 
nicht auf dieses Niveau, so muß ich sagen, das 
Niveau, das der Herr Bundesminister schon 
gestern und heute in seinen Wortmeldungen 
hat, auf dieses Niveau lassen wir uns nicht 
ein. Ich erkläre klar und deutlich, daß wir 
immer bereit sind, in aller Form und in aller 
Sachlichkeit uns mit allen Problemen - bei 
aller gegenseitiger Auffassung - auseinan­
derzusetzen, weil wir glauben, daß jeder 
Österreicher und jede Österreicherin sich der 
Situation bewußt ist. Das hat auch der Herr 
Minister so zum Ausdruck gebracht, indem er 

von einer positiven Leistungsbilanz sprach, 
einer günstigen Inflationsrate, weil ~~s Volk, 
meine Damen und Herren, weil jede Osterrei­
cherin und jeder Österreicher viel früher, als 
es diese Bundesregierung wahrhaben will, 
bereits erkannt hat, wie die Situation in unse­
rem Bundeshaushalt aussieht und wie man 
sich darauf einstellen muß.-

Wir haben Sie durch viele Jahre darauf auf­
merksam gemacht, daß Ihre Budgetpolitik 
falsch ist. Sie wollten es einfach nicht erken­
nen. Herr Abgeordenter Dr. Schmidt hat das 
heute ja sehr klar und deutlich zum Ausdruck 
gebracht. 1967, zur Zeit der ÖVP-Alleinregie­
rung, so seine Worte heute, 5 Milliarden Defi­
zit. 1982, nach zwölf Jahren sozialistischer 
Regierung, soweit man das jetzt Mitte Novem­
ber für das Jahr 1982 voraussagen kann, 
72 Milliarden Schilling Defizit, also das Vier­
zehnfache. Und da sprechen Sie von einer 
Bundesregierung, die sich der Sachlage in 
Österreich bewußt ist, meine Damen und Her­
ren? (BeifaIl bei der ÖVP.) 

Herr Abgeordneter Schmidt! Die Österrei­
chische Volkspartei stimmt hier nicht gegen 
Bauvorhaben, sie stimmt hier nicht gegen den 
Arbeitnehmer, und sie stimmt hier nicht 
gegen den Bergbauern, sondern sie stimmt 
dagegen, daß eine falsche Budgetpolitik für 
das Jahr 1982 gemacht wurde und Sie jetzt 
auf Grund dieser Situation einfach eine Bud­
getüberschreitung machen müssen, die Sie 
bei etwas mehr Sorgfalt voraussehen hätten 
können! (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Herr Bundesminister ist leider nicht im 
Hause, Frau Staatssekretär, ich bitte ihm das 
mitzuteilen. Der Herr Bundesminister hat 
hier erklärt, es sei nicht richtig, daß er das 
Wort Holzklauben für die Pensionisten jemals 
in den Mund genommen hätte. Ich habe sehr 
aufmerksam zugehört, als er in einem Zwi­
schenruf bei den Ausführungen des Abgeord­
neten Dr. Steidl erklärt hat, das sei eine Lüge. 

Meine Damen und Herren! Ich nehme den 
Brief des Herrn Bundesministers vom 
4. November 1982 an die Herren Landeshaupt­
leute zur Hand, wo es unter anderem heißt: 
"Eine generelle Regelung, etwa durch einen 
besonderen Heizkostenzuschuß, würde den 
tatsächlichen Verhältnissen jedoch nicht 
gerecht werden. Es gibt nämlich nicht wenige 
Pensionisten, deren gesamte Heizkosten 
durch ein Ausgedinge abgegolten sind, andere 
wieder - etwa im.' ländlichen Bereich - sam­
meln sich das Holz selbst im Wald und haben 
so praktisch keine Heizkosten." 

Soweit der Brief des Herrn Bundesmini"" 
sters. 
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Was ist also eine Lüge, meine Damen und 
Herren? Das, was der Abgeordnete Dr. Steidl 
behauptet hat, oder das, was der Herr Mini­
ster wider besseres Wissen hier behauptet? 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich erwarte, meine Damen und Herren, daß 
man für das, was man sagt, und für das, was 
man schreibt, auch bereit ist, die Verantwor­
tung zu tragen-. Das erwartet das österreichi­
sche Volk von einem Minister dieses Hauses. 
(Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.) 

Ich darf noch einen kurzen Satz zitieren, 
der nicht von mir stammt. Ich zitiere die 
"Salzburger Nachrichten" von heute, wo es 
unter anderem heißt: "Seht her, ein Sozialist 
und einer, von dem sie sagen, er sei auch ein 
Christ. Das ist die Meinung einer anerkann­
ten Tageszeitung. Sie können sich den Reim 
selbst darauf machen, wie Sie darüber den­
ken. 

Wir sind der Auffassung, daß den österrei­
chischen Beziehern kleiner Mindestpensio­
nen auf Grund der Situation echt geholfen 
werden muß. 

Der Herr Minister erklärt noch, wieviel er 
in seiner Arbeit für die Sozialtätigkeit schon 
getan hat. Meine Damen und Herren! 30 Mil­
lionen Schilling für den Härtefonds bei 
320 000 Mindestpensionisten. Das sind nicht 
einmal 100 Schilling pro Mindestpensionisten. 
So schaut die soziale Tat dieser Bundesregie­
rung aus! (Lebhafte Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Die Gesamtüberschreitung dieser Vorlage 
spricht von 5,886 Milliarden Schilling. Die 
Hauptpost, das wurde heute schon erwähnt, 
ist für die Arbeitsmarktverwaltung mit 2,246 
Milliarden Schilling angesetzt. 

Ich erkläre, daß wir von der Österreichi­
schen Volkspartei das aller größte Interesse 
daran haben, daß jeder Österreicher und jede 
Österreicherin einen Arbeitsplatz hat, weil es 
zweifellos für uns alle, für das gesamte Volk, 
die beste Voraussetzung für einen wirtschaft­
lichen Aufstieg ist, wenn jeder, der bei uns 
arbeiten will, und das will der Österreicher, 
auch einen Arbeitsplatz hat. Hier geht es um 
eine mangelnde Voraussicht, um eine Fehl­
einschätzung der gesamten Situation, um 
eine Fehleinschätzung der wirtschaftlichen 
Lage, wenn Sie wollen, um Ihre Überheblich­
keit, weil Sie unsere Warnrufe nicht hören 
wollten und jetzt zugeben müssen, daß die 
Situation eine andere ist, als Sie vorausgesagt 
haben oder voraussehen wollten. (Abg. Dr. 
G rad e n e g ger: Das ist unwahr!) 

Meine Damen und Herren! Auch die Wirt-

schaft hat davor gewarnt, nur Sie wollten es 
einfach nicht zur Kenntnis nehmen. (Abg. 
Anton Sc h 1 ag e r: Das sind keine hofrätli­
chen Zwischenrufe! - Abg. Dr. G rad e n -
e g ger: Auch das ist unwahrlj 

Herr Dr. Gradenegger, es steht Ihnen völlig 
frei, hier an das Rednerpult zu kommen und 
die "Unwahrheiten", die ich hier sage, zu 
berichtigen. Es steht Ihnen völlig frei, kom­
men Sie und tun Sie es, Ihnen stehen diesel­
ben Zahlen wie mir zur Verfügung. 

Meine Damen und Herren! Zur Post DDSG, 
Personenschiffahrt, an der wir besonders 
interessiert sind - ich sage das als einer, der 
in der Wachau zu Hause ist -: Weil wir genau 
wissen, daß für den Fremdenverkehr letzten 
Endes die Donauschiffahrt ein entscheiden­
der Faktor ist, ist es zweifellos notwendig, 
Mittel bereitzustellen. 

Der Herr Minister hat mir im Ausschuß 
erklärt, jeder Fahrgast bringt Defizit. Wir 
müssen hier, glaube ich, in Vergleich stellen, 
was einerseits der Fahrgast der DDSG durch 
Benützung der Schiffahrt an Mehrausgaben 
bringt, was aber andererseits der Fremden­
verkehr der Wirtschaft, letzten Endes dem 
Staat, zuführt. 

Es wird zu entscheiden sein, ob man die 
zwei alten Schiffe, die noch vorhanden sind, 
repariert oder ob man eine Neuanschaffung 
macht. Zweifellos ist die DDSG bereit, das 
Ihre nach wirtschaftlichen Grundsätzen zu 
tun, es liegt an der Bundesregierung, auch 
das Ihre dazu zu tun. 

Herr Bundesminister! Ich habe an Sie im 
Finanzausschuß vier Fragen gestellt, die sich 
mit landwirtschaftlichen Problemen beschäf­
tigen. Ich habe es Ihnen freigestellt, die Ant­
wort im Ausschuß zu geben oder meine Fra­
gen schriftlich zu beantworten. Sie haben mir 
zugesagt, selbstverständlich auf alle Fragen 
bis zur Behandlung der Vorlage im Plenum 
die Antworten schriftlich zu geben. 

Ich muß mit Bedauern feststellen, daß 
keine einzige dieser vier Fragen bis heute, 
weder mündlich noch schriftlich, von Ihnen 
beantwortet wurde. 

Es gibt für mich drei Möglichkeiten, warum 
Sie das nicht getan haben. Erstens: Sie woll­
ten es nicht, das will ich nicht unbedingt 
unterstellen, aber es scheint so. Zweitens: Sie 
haben kein Interesse an der Landwirtshaft, 
was mir schon eher als richtig erscheint. Oder 
drittens: Sie sind in Ihrer Funktion überfor­
dert. Dann gibt es dafür Möglichkeiten, die 
Sie sich selbst auswählen können. 

Ich darf daher, Herr Bundesminister, diese 
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Fragen hier wiederholen und ersuche, daß ich 
darauf in kürzester Zeit die Antworten 
bekomme. 

Für die Regionalförderung und Verkehrser­
schließung in Berggebieten sind zusätzlich 
40 Millionen Schilling erforderlich .. Gerade 
wir vom landwirtschaftlichen Bereich haben 
Sie immer wieder darauf aufmerksam 
gemacht, daß es zweifellos notwendig ist, die­
sen Menschen zu helfen. 

Meine Frage geht dahin: In welcher Höhe 
wurden bisher die für 1982 budgetierten Mit­
tel ausgegeben, und wie werden die restlichen 
40 Millionen Schilling verteilt? 

Für die Rapsaktion, das heißt, um eine Ver­
ringerung der Getreidefläche zu erreichen, 
sind 2,8 Millionen Schilling vorgesehen. Ich 
darf Sie darauf aufmerksam machen, daß 
auch hier wir schon wiederholt erklärt haben, 
daß wir eine Alternativproduktion fordern. 
Eine Verringerung der Getreidefläche wäre 
durch Maßnahmen wie Verwendung des Bio­
sprits möglich. Immer wieder haben wir diese 
Forderung gestellt, Sie haben es bisher 
immer wieder abgelehnt, darauf einzugehen. 
Ich darf hoffen, Herr Bundesminister, daß 
Ihre Antwort dahin geht, daß Sie für diese 
Frage einmal Verständnis zeigen. 

Was Absatz- und Verwertungsmaßnahmen, 
mit zusätzlichen 3 Millionen aufgestockt, 
betrifft, auch hier die Frage, Herr Bundesmi­
nister: Welche Maßnahmen werden von Ihnen 
gesetzt? Wird bei größeren Ernten, wie sie uns 
das Jahr 1982 erfreulicherweise für die Land­
wirtschaft beschert hat, Vorsorge getroffen, 
durch Schaffung von Vorratslagern einen 
Ausgleich zu finden für schwächere Jahre, 
wie sie sich naturgemäß, da die Witterung 
einen wesentlichen Einfluß auf die Ernte­
menge hat, ergeben? Sind Sie bereit, Mittel 
bereitzustellen, um entsprechende Vorratsla­
ger anzulegen, und gleichzeitig für Export­
stützungen, wie sie in allen Ländern der Welt, 
vor allem in der EWG, selbstverständlich sind, 
auch in Österreich Mittel zur Verfügung zu 
stellen? 

Ich hoffe, daß Erkenntnisse aus der Vergan­
genheit, Herr Bundesminister, dazu beitra­
gen, um in Zukunft eine Budgetpolitik zu 
machen - solange Sie überhaupt noch die 
Möglichkeit dazu haben -, die eine geordnete 
Budgetierung sicherstellt und nicht ständige 
Budgetüberschreitungen bewirkt, die da oder 
dort einmal,. das wissen wir aus allen Haus­
haltsrechnungen, vorkommen können, eine 
geordnete Budgetierung, die im wesentlichen 
auch eine positive Gestaltung der gesamten 
Politik möglich macht. 

Ich würde mir wünschen, daß 1983 so bud­
getiert ist. Wie wir heute annehmen müssen, 
wird es sich leider Gottes nicht ergeben, daß 
das österreichische Volk, jede Österreicherin 
und jeder Österreicher, positiv auf ein gutes 
Jahr hoffen kann. Solange Sie in dieser Regie­
rung sind, wird das bedauerlicherweise nicht 
eintreffen. Wir werden bald Gelegenheit 
haben, diese Situation zu ändern. (Beifall bei 
der ÖVP.j 18.51 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung hat sich der Abgeord­
nete Dkfm. Bauer zu Wort gemeldet. 

Ich erteile ihm das Wort und mache ihn auf 
die 5-Minuten-Begrenzung aufmerksam. 

18.51 

Abgeordneter Dkfm. Bauer (FPÖ): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich habe in meinem Debattenbeitrag 
zum gegenständlichen Tagesordnungspunkt 
aufgezählt, wofür die Mittel des Budgetüber­
schreitungsgesetzes verwendet werden sollen, 
und dabei auch erwähnt, wieviel für das 
Flüchtlingswesen, für die Polenhilfe aufge­
wendet wird. In diesem Zusammenhang habe 
ich angemerkt, daß man dafür im Jahre 1982 
so viel wird aufwenden müssen wie in etwa 
für die bäuerlichen Ausgleichszulagenemp­
fänger. 

Daraufhin· hat der Herr Bundeskanzler 
einen Zwischenruf gemacht mit dem Inhalt: 
Sollen wir sie denn in die Gefängnisse zurück­
schicken, in die polnischen Gefängnisse 
zurückschicken? 

Daraufhin habe ich die von Ihnen, Herr 
Abgeordneter Braun, inkriminierte Feststel­
lung getroffen, nämlich: Das könnte nur des­
wegen unter Umständen notwendig werden, 
weil Sie - ich habe den Herrn Bundeskanzler 
angesprochen - die internationale Solidari­
tät falsch einges~hätzt haben. 

Ich frage Sie - und möchte das damit rich­
tigstellen -, Herr Kollege Braun: Wo in die­
sem Debattenbeitrag sind die von Ihnen mir 
unterschobenen fremdenfeindlichen, auslän­
derfeindlichen Passagen enthalten gewesen? 

Ich halte das als Liberaler für so gravie­
rend, daß ich mich zu Wort gemeldet habe, um 
das richtigzustellen, weil ich mir von Ihnen 
keine fremdenfeindliche Haltung und schon 
gar keine Ausländer-raus-Mentalität andich­
ten lasse. (Beifall bei der FPO.) 18.53 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Bundesmini­
ster. Ich erteile es ihm. 
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Bundesminister für Finanzen Dr. Salcher: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Der Herr Abge­
ordnete Hietl hat hier die Äußerung abgege­
ben, ich hätte ihm zugesagt, die von ihm zum 
Ressort Landwirtschaft im Finanzausschuß 
gestellten vier Fragen bis zum Plenum zu 
beantworten. 

Das ist nicht richtig. In der Finanzaus­
schußsitzung am Freitag - und dafür stehen 
auch Zeugen Ihrer Fraktion zur Verfügung -
habe ich gesagt, daß Anfragen, die nicht mein 
Ressort betreffen, nicht bis zum Plenum 
beantwortet werden können. 

Ich wollte das richtigstellen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 18.54 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Schwimmer. Ich erteile es ihm. 

18.55 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
habe die Äußerung des Finanzministers in 
seinem Brief an die Landeshauptleute, daß 
jene Ärmsten unter den Pensionisten, die 
Holz sammeln können, keine Heizkosten 
haben - und das werden Sie nicht ableugnen, 
daß Sie das gesagt haben, daß Sie das 
geschrieben haben -, für einen traurigen 
Höhepunkt der Diskussion um diese notwen­
dige Hilfe für unsere alten Mitbürger gehal­
ten. 

Daß es noch schlimmer kommen kann, 
zeigt die Begründung des Antrages, den der 
Herr Abgeordnete Braun hier eingebracht 
hat. Denn man schämt sich nicht, die Not 
unserer alten Menschen, das Frieren unserer 
alten Menschen, für die lächerliche Propagan­
dalinie der Sozialisten heranzuziehen, die 
vorn eigenen Versagen in der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik durch Hinweise auf sogenannte 
konservative Länder ablenken wollen. 
(Zustimmung bei der ÖVP. Abg. 
G rad e n e g ger: Das sagt ein Generaldirek­
tor!) Das bin ich nicht, Herr Gradenegger. 

Herr Gradenegger! Es gelingt Ihnen ganz 
einfach nie, in einem Zwischenruf die Wahr­
heit zu sagen. Geben Sie es auf! Ich verzichte 
auf Ihre falschen Zwischenrufe. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Außerdem geht es mir bei der Not der alten 
Menschen, die im Jahre 1982, die im Jahre 
1983 nicht wissen, wie sie sich eine warme 
Stube leisten können, um ein viel zu ernstes 
Anliegen, als mich mit Ihnen, Herr Graden-

egger, hier auseinanderzusetzen. (Neuerlicher 
Zwischenruf des Abg. G rad e n e g ger.) 
Auch das bin ich nicht, Herr Gradenegger. Sie 
sollten sich einmal richtig informieren. 

Im Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Braun, Dr. Erich Schmidt, Dr. Schranz und 
Genossen heißt es: Es "besteht insbesondere 
in konservativ regierten Ländern die Ten­
denz, die bestehenden wirtschaftlichen Pro­
bleme durch Maßnahmen auf dem Rücken 
der sozial schwächsten Bevölkerungsgruppen 
zu lösen". 

Ich habe nicht ganz ein Jahr zurückdenken 
müssen, als hier im Hohen Hause mit der 
Mehrheit auf dieser Seite - und die nennt 
sich jetzt offensichtlich konservativ regie­
rende Mehrheit - beschlossen wurde -
beschlossen wurde! -, erstens einen Heizko­
stenzuschuß für die sozial schwächsten Bevöl­
kerungsgruppen abzulehnen, und als hier 
zweitens von dieser Mehrheit beschlossen 
wurde, für Behinderte - nämlich für Men­
schen, die Heilbehelfe brauchen - einen 
Selbstbehalt von mindestens 142 S einzufüh­
ren. 

Das nenne ich die bestehenden wirtschaftli­
chen Probleme auf dem Rücken der sozial 
schwächsten Bevölkerungsgruppen zu lösen. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) An diese Maßnah­
men habe ich denken müssen. Und ich halte 
es wirklich für beschämend, die Not dieser 
Menschen für solch lächerliche Propaganda 
wie in dieser Begründung auszunützen! 

Meine Damen und Herren! Wenn die Volks­
partei heute wieder den Antrag gestellt hat, 
für alle Pensionisten mit kleinem Einkommen 
- Ehepaare unter 8 000 S im Monat, Alleins­
tehende unter 5 000 S im Monat - eine Basis­
hilfe für die Heizkosten zu gewähren - 500 S 
im Monat -, dann sind wir uns darüber im 
klaren, daß damit keineswegs alle Not besei­
tigt werden kann, daß es darüber hinaus noch 
Notfälle, Notstände geben wird. 

Aber eines möchte ich dem Herrn Finanz­
minister , der sich auf 30 Jahre sozialpolitische 
Tätigkeit beruft und jetzt am Ende seiner 
sozialpolitischen Tätigkeit das Holzsammeln 
empfiehlt, mit aller Klarheit sagen: Menschen 
mit diesen niedrigen Einkommen brauchen 
mir nicht nachzuweisen, daß sie sich bei der 
Finanzierung der Heizkosten schwer tun. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, meine Damen und Herren, 
darum geht es. Natürlich gibt es auch heute 
schon in Österreich Einrichtungen, wo man 
sich in besonders krassen Notfällen um 
außerordentliche Hilfe hinwenden kann: Man 
kann sich an die Unterstützungsfonds der 
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Sozialversicherungsträger wenden. Man kann 
sich an die Sozialhilfeeinrichtungen wenden. 
Aber überall dort muß man erstens den Weg 
kennen, und überall dort muß man zweitens 
die besonderen Umstände, die besonderen 
Notfälle nachweisen. 

Wir haben schon im letzten Winter gesehen, 
wie schwer sich manche Menschen tun, die­
sen Nachweis zu erbringen. Und um diese 
Menschen von dieser Verpflichtung zu entbin­
den - weil wir ihnen glauben, daß sie es 
schwer haben, sich eine warme Stube leisten 
zu können -, haben wir einen Antrag 
gestellt, allen Pensionisten mit niedrigem 
Einkommen diesen Heizkostenzuschuß unbü­
rokratisch und auf einfachste Art und Weise 
zu gewähren. (Präsident T h a1 h am m er 
übernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Wir begrüßen 
aber darüber hinaus jede zusätzliche Möglich­
keit, Notfälle zu beseitigen, in Notfällen zu 
helfen. Wir begrüßen die Anstrengungen der 
Länder, mit der Sozialhilfe in besonderen 
Notfällen zu helfen. Wir begrüßen jene Maß­
nahmen, die die Unterstützungsfonds der 
Sozialversicherungsträger gesetzt haben. Und 
ich stehe nicht an zu erklären: Ich bin auch 
froh darüber, wenn auch nur mit bescheide­
nen Mitteln - nur mit 30 Millionen Schilling; 
das sind keine 100 S, hat der Kollege Hietl 
vorgerechnet, pro Mindespensionisten - eine 
zusätzliche Einrichtung für Härtefälle 
geschaffen wird. Nur wird diese zusätzliche 
Einrichtung nicht ausreichen. 

Wenn nun im Antragstext - nicht in der 
Begründung, die halte ich für lächerlich -
des Entschließungsantrages der Abgeordne­
ten Braun, Dr. Schmidt und Dr. Schranz 
davon die Rede ist, daß den Beziehern der 
niedrigsten Einkommen und Pensionen in 
besonderer Weise geholfen werden soll, wie 
zum Beispiel durch die in mehreren Jahren 
vorgenommene Erhöhung der Mindespensio­
nen, dann sage ich ja dazu. Denn wir selbst 
haben oftmals darauf gedrängt, daß eine sol­
che Erhöhung der Mindestpensionen stattfin­
det. (Zwischenruf des Abg. B rau n.) Auch, 
Herr Abgeordneter Braun, Ihr Gedächtnis ist 
sehr schwach! Die erste außerordentliche 
Erhöhung der Mindestpension überhaupt, 
und zwar im Ausmaß von 50 S (Abg. Sam­
wal d: 5 SI) - 50 S! -, und das waren 5 Pro­
zent der Mindestpension, wurde von einer 
ÖVP-Mehrheit beschlossen. Das waren nicht 
0,5 Prozent, sondern das waren 5 Prozent. 
(Beifall bei der ÖVP.) Es wurden im Jahre 
1969 hier im Hohen Hause 50 S mit einer 
ÖVP-Mehrheit beschlossen. Auf diese Erhö­
hung können wir heute noch stolz sein, meine 
Damen und Herren! (Beifall bei de ÖVP.) 

Wenn im Entschließungsantragstext die 
Rede davon ist, daß die für 1983 vorgesehene 
Erhöhung des Pensionsanpassungsfaktors 
von 5,1 auf 5,5 Prozent begrüßt werden soll, 
dann sagen wir auch ja dazu. Denn wir habe:p. 
Ihnen schon im Vorj ahr und vor zwei Jahren 
vorgehalten, daß die Pensionsanpassungen, 
die von dieser Regierung zu Zeiten wie diesen 
gemacht worden sind, nicht ausreichend 
waren, um die Inflation abzugelten. Erst 
knapp vor der Wahl können Sie sich entschlie­
ßen, den Pensionsanpassungsfaktor stärker 
zu erhöhen. Aber wir sagen zu dieser Maß­
nahme ja, weil wir sie durch entsprechendes 
Aufzeigen verlangt haben. 

Meine Damen und Herren! Herr Abgeord­
neter Wille! Wir sagen auch ja - ich habe das 
schon vorhin gesagt - zur gemeinsam vom 
Bund. .. (Zwischenruf des Abg. Will e.) 
Herr Wille! Sie und Ihre Abgeordneten brin­
gen einen Antrag ein. Sie wollen, daß wir 
dazu Stellung nehmen. Ich nehme zum 
Antragstext positiv Stellung - aber Ihnen ist 
es nicht recht: Was haben Sie eigentlich mit 
Ihrem Antrag bezwecken wollen? Haben Sie 
einen Antrag aus Propagandagründen einge­
bracht in der Hoffnung, er wird vielleicht 
abgelehnt? Meinen Sie das gar nicht ernst, 
was Sie beantragt haben, da Sie nicht zuhö­
ren wollen. Herr Abgeordneter Wille? (Abg. 
B rau n: Wir lehnen Ihre Demagogie ab!) 
Hier steht es, Herr Braun: " ... die'gemeinsam 
von Bund und Ländern ... in Aussicht genom­
mene Aktion zum Ausgleich besonderer Här­
tefälle." Ich habe hier erklärt: Uns ist jede 
zusätzliche Maßnahme zur Lösung von Härte­
fällen willkommen. (Beifall bei der ÖVP.) . 

Wir, meine Damen und Herren, sind dage­
gen, daß hier ein Politstreit auf dem Rücken 
jener Menschen ausgetragen wird, die sich in 
diesem Winter unter Umständen das Heizen 
nicht leisten können. Wir sagen daher auch zu 
jeder zusätzlichen Maßnahme ja. Wir lehnen 
die lächerliche Begründung ab. Wir stimmen 
dem Antragstext, weil er vielfach auf unsere 
Gedanken zurückgeht, aber zu. (Beifall bei 
der OVP.) 19.04 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Abgeordnete Dr. Schranz. Ich erteile 
ihm das Wort. 

19.04 

Abgeordneter Dr. Schranz (SPÖ):Meine 
Damen und Herren! Man sollte wirklich die 
Situation der sozial Schwächsten in unserem 
Land nicht zum Gegenstand der Lizitation 
und der Demagogie machen. Wir sind der 
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Ansicht, daß diese Regierung so viele Leistun­
gen gerade für die sozial Schwächsten 
erbracht hat, daß diese Leistungen in der gan­
zen westlichen Welt wahrlich als Vorbild die­
nen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Elfmal während der Tätigkeitszeit der 
Regierung Kreisky wurden die Ausgleichszu­
lagenrichtsätze und damit die kleinsten Pen­
sionen außertourlieh erhöht. Wo noch in der 
ganzen Welt hat es eine solche erfolgreiche 
Bekämpfung der Armut gegeben, meine 
Damen und Herren? (Beifall bei der SPÖ.) 

Niemals in der Tätigkeitszeit der ÖVP­
Regierung hat es eine außerordentliche Erhö­
hung der kleinsten Pensionen gegeben, und 
jeder kann daher ganz genau die Taten und 
die Worte der rechten Seite dies.es Hauses 
miteinander vergleichen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Genauso, meine Damen und Herren, 
braucht man nur einen Blick über die Gren­
zen zu tun (Abg. K ern: Wir sind in Öster­
reich und nicht im Ausland!), um zu sehen, 
was Rechtsruck und Rechtsregierungen 
bedeuten. Während in Österreich am 1. Jän­
ner des nächsten Jahres die Pensionen weit 
über die Dynamik hinaus erhöht werden, hat 
die CDU-Regierung in der Bundesrepublik 
Deutschland nichts anderes zu tun, als den 
Rentnern die ihnen zugesagte Erhöhung zu 
verweigern. So, meine Damen und Herren, 
schaut die wirkliche Entwicklung aus. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

In Österreich, wo Sozialisten regieren, gibt 
es zusätzliche Verbesserungen für die sozial 
Schwachen (Zwischenrufe bei der ÖVP), wo 
die Konservativen regieren, werden die Maß­
nahmen, die den Pensionisten zustehen, aus­
gesetzt! Das ist der Unterschied, meine 
Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

So können wir sagen, daß auch in diesen 
schwierigen Zeiten durch die Erhöhung der 
Pensionen weit über die Dynamik hinaus am 
1. Jänner 1983 klar gesagt wird, daß für uns 
sozialer Fortschritt und Kampf gegen die 
Armut weiterhin zu den wichtigsten Aufga­
ben zählen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich hoffe, wir sind uns einig darüber, daß 
nach der eindeutigen Verfassungslage für 
Sozialhilfeleistungen außerhalb der Sozialver­
sicherung nicht der Bund zuständig ist, son­
dern die Länder die Zuständigkeit haben. 

Es sind ja überhaupt, meine Damen und 
Herren, durch die Ausgleichszulagen und 
durch die Erweiterung der Sozialversicherung 
in allen Bereichen, bei den Arbeitnehmern 
und bei den Selbständigen, weitgehende Ent-

lastungen der Länder auf dem Sozialhilfesek­
tor eingetreten. Jeder von Ihnen, der sich eini­
germaßen mit dieser Entwicklung beschäftigt, 
wird das sicher zugeben. 

Daher ist es durchaus ein sehr faires Ange­
bot des Bundeskanzlers, des Finanzministers 
und des Sozialministes, im Sinn des koopera­
tiven Bundesstaates gemeinsam mit den Län­
dern für Verbesserungen zu sorgen. Der Bund 
nimmt damit den Ländern Aufgaben ab, die 
ihnen zustünden. Daher sind wir der Ansicht, 
daß dieser Vorschlag gut ist und weiter 
geprüft werden soll. Wir sind weiter der 
Ansicht, daß man ohne alle Lizitation und 
Demagogie auf die Erfolge, die für den sozia­
len Fortschritt und im Kampf gegen die 
Armut erzielt wurden und weiter vor uns ste­
hen, stolz sein kann. (Beifall bei der 
SPÖ.) 19.09 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Abgeordnete Dr. Jörg Haider. Ich 
erteile ihm das Wort. 

19.09 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich muß ganz ehrlich 
gestehen, daß der Verlauf der Debatte uns 
Freiheitliche mit großer Sorge und Bestür­
zung erfüllt. Es wird hier versucht, ein berech­
tigtes Anliegen unter die jeweilige Flagge der 
einen oder anderen politischen Partei zu brin­
gen. (Abg. G r a f: Jetzt mußten Sie sich mel­
den? Jetzt kommt die dritte Frage! Ich frage 
nur!) Herr Kollege Graf! Sie haben jetzt keine 
Legitimation, hier zu polemisieren, wo wir 
noch nicht einmal ... (Abg. G r a f: 0 ja, ich 
habe sie, es ist mir danach, Herr Doktor, und 
das ist meine Legitimation! - Allgemeine 
Heiterkeit.) Ich bedaure, daß Sie nicht einmal 
in einer ernsten Frage Zurückhaltung mit 
Ihrer parteipolitischen Polemik üben können. 
(Abg. G r a f: Aber ich bitte Sie, machen Sie 
mir keine Vorwürfe! Muß ich mich noch mel­
den!) 

Ich möchte hier feststellen: Sie haben 
sicher nicht die Probleme, die viele Tausende 
Rentner und Pensionisten· haben. (Abg. 
G r a f: Aber ich kenne sie so gut wie sicher!) 
Sie kennen sie nicht. Sie haben sie nicht, Sie 
Stromdeputant. (Abg. G ra f: Geradezu 
lächerlich!) 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheitli­
chen sind besorgt darüber, daß die Debatte in 
dieser Form verlaufen ist. Ich glaube, daß es 
nicht richtig ist, wenn hier versucht wird, die­
ses Grundanliegen, das uns eigentlich alle 
gemeinsam bewegt und das einer positiven 
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Lösung zuzuführen wäre, aus dem jeweiligen 
politischen Betrachtungswinkel zu sehen. 

Herr Kollege Schranz! Bei aller Wertschät­
zung für die sozialpolitische Kompetenz Ihrer 
Person muß ich doch sagen, daß es einfach 
falsch ist, wenn man herausgeht und sagt: 
Überall dort, wo Sozialisten regieren, bekom­
men die Menschen ab 1. Jänner beziehungs­
weise im nächsten Jahr mehr dazu. Ich darf 
Sie daran erinnern, daß in Frankreich die 
Sozialisten mit den Kommunisten regieren 
und daß man dort die seit einem halben Jahr 
verbindlich zugesagte vierprozentige Anhe­
bung der Mindestgehälter auf unendliche Zei­
ten ausgesetzt hat. Wenn das der Stil ist, in 
dem wir die Probleme austragen, dann, 
glaube ich, erweisen wir dem Grundanliegen 
einen schlechten Dienst. 

Wir bekennen uns dazu, daß etwas gesche­
hen muß, und das haben wir bereits in kon­
kreten Anträgen vor zwei Jahren und im ver­
gangenen Jahr hier im Parlament zum A':ls­
druck gebracht. Ich glaube auch, daß man em­
mal festhalten soll, um die Dinge wieder ins 
Lot zu bringen, daß es nicht die Leistung des 
Staates ist, um die es hier geht, sondern daß 
es gerade eine Generation trifft, die sehr wohl 
eine Leistung für diese Republik, für dieses 
Land, für den Wohlstand, über den wir uns 
heute freuen können, erbracht und die auf 
jene Leistungen, die die jüngere Generation 
heute als selbstverständlich in Anspruch neh­
men kann, verzichtet hat. Weil sie diese Lei­
stungen für die Republik, für diesen gemein­
samen Staat erbracht hat, ist es nicht ein 
Geschenk, das wir ihr gewähren, sondern wir 
haben die Aufgabe, über ein gerechtes Pen­
sionssystem den Lebensstandard zu sichern. 

Daher akzeptiere ich auch nicht, sehr 
geehrter Herr Kollege Schranz, daß man sa~: 
Wir vom Bund sind großzügig und bereIt, 
fifty-fifty mit den Ländern etwas zu finan~~e­
ren, was an sich nur die Länder machen müß­
ten. Das wäre ja ein Eingeständnis, daß der 
Bund so miserable Pensionsleistungen er­
bringt für Menschen, die ein Leben lang gear­
beitet haben, sodaß sie letztlich zu Sozialhil­
feempfängern degradiert werden. Diesem 
Weg können wir nicht zustimmen. Hier müs­
sen wir ganz entschieden unser Nein sagen 
und Sie auffordern: Seien Sie bereit, im Rah­
men der parlamentarischen Verhandlungen 
um das Budget - wir sind es - gemeinsam 
darüber zu befinden, wie wir eine Lösung im 
Sinne einer Einkommensstärkung dieser 
schwächeren älteren Menschen, die mit 
wenig Pensionsansprüchen auskommen müs­
sen, finden können. 

Ich würde daher ersuchen, daß man die 

heutige Debatte als den Beginn einer su?stan­
tiellen Diskussion betrachtet und daß WIr uns 
selbst die Gelegenheit geben, im Rahmen der 
Ausschußberatungen zum Budget, im Rah­
men des Sozialbudgets darüber zu verhan­
deln wie wir nicht zwischen Ländern und 
Bund in dieser Verantwortung Pingpong spie­
len, sondern wie wir zu einer eigenständigen 
Bundeslösung kommen, an der sich die Län­
der selbstverständlich beteiligen können. Das 
ist keine Frage. Aber warum sollten wir nicht 
die Möglichkeit haben, im Wege eines 15 A­
Staatsvertrages zwischen Bund und Ländern 
unsere persönliche Verantwortung als Bun­
desgesetzgeber und Bundesvollziehung in der 
Frage des Pensionsniveaus und der Lebens­
standardsicherung zum Ausdruck zu bringen? 

Wir Freiheitlichen haben uns daher bei 
unseren Beratungen entschlossen, um zu 
dokumentieren, daß wir die Diskussion als 
einen Beginn betrachten, beiden Anträgen die 
Zustimmung zu geben ohne Wertschätzung 
und ohne Berücksichtigung, was alles hier 
drinnen gestanden ist, weil wir glauben, daß 
wir jetzt in eine echte sinnvolle Diskussion 
eintreten sollten, die nicht von dem Versuch 
gezeichnet ist, in der einen oder anderen 
Richtung parteipolitisches Kapital daraus zu 
schlagen. Dann werden uns die Menschen 
wahrscheinlich verstehen, weil ein Pensionist 
weder mehr sozialistisch noch mehr ÖVP 
noch mehr freiheitlich wählen wird, wenn wir 
etwas tun, denn sie erwarten von uns mit 
Recht, daß der Gesetzgeber, der ein Pensions­
recht geschaffen hat, den Lebensstandard zu 
sichern und dann Hilfsmaßnahmen zu treffen 
hat wenn dieser Lebensstandard gefährdet 
ist. 'In diesem Sinne appelliere ich, die Pole­
mik in den künftigen Diskussionen auf die 
Seite zu schieben und wirklich im Interesse 
der Menschen eine richtige und substantiell 
wertvolle Maßnahme zu setzen. (Beifall bei 
der FPÖ.) 19.15 

Präsident Thalhammer: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf ein 
Schlußwort. 

Wir kommen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g, die ich über jede der beiden Vorlage 
getrennt vornehme. 

Ich lasse zunächst über den Entwurf des 
2. Budgetüberschreitungsgesetzes 1982 in 
1221 der Beilagen in der Fassung des Aus­
schußberichtes 1281 der Beilagen samt Titel 
und Eingang unter Berücksichtigung der vom 
Berichterstatter vorgebrachten Berichtigung 
abstimmen. 
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Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
nommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehrheit. 
Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung ange nommen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Dkfm. Dr. Steidl und Genossen betref­
fend Heizkostenbeihilfe. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die M i n der h e i t. Ab gel e h n t. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Braun und Genossen betreffend Maß­
nahmen für die Bezieher kleinerer Einkom­
men und Pensionen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. Das ist ein s tim m i g 
a n gen 0 m m e n. (E 95.) 

Wir gelangen ferner zur Abstimmung über 
den Entwurf der 2. Bundesfinanzgesetzno­
velle 1982 in 1222 der Beilagen samt Titel und 
Eingang. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
nommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
heit. Der Gesetzentwurf ist somit auch in drit­
ter Lesung a n gen 0 m m e n. 

6. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (1209 
der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Versicherungsaufsichtsgesetz geändert wird 

(1284 der Beilagen) 

Präsident Thalhammer: Wir gelangen zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem das Versicherungsaufsichtsgesetz 
geändert wird. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Egg. 
Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Egg: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich erstatte den Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses über die vor­
liegende Regierungsvorlage: Bundesgesetz, 
mit dem das Versicherungsaufsichtsgesetz 
geändert wird. 

Durch den Artikel I Z 4 des Gesellschafts­
rechtsänderungsgesetzes 1982 wurde der § 95 
Abs.5 des Aktiengesetzes 1965 in der Weise 
geändert, daß bestimmte Arten von Geschäf­
ten von Gesetzes wegen der Zustimmung des 
Aufsichtsrats bedürfen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
gegenständlichen Gesetzentwurf in seiner Sit­
zung am 14. Oktober 1982 in Verhandlung 
genommen. Sodann wurde beschlossen, zur 
Vorbehandlung des Gegenstandes einen 
Unterausschuß einzusetzen. Im Zuge der 
Unterausschußberatungen wurde über den 
Gegenstand Einvernehmen erzielt. 

Nach einem mündlichen Bericht durch den 
Unterausschußobmann über die Beratungen 
hat der Finanz- und Budgetausschuß den 
Antrag in seiner Sitzung am 5. November 1982 
in Verhandlung genommen. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf mit Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, in 
die Diskussion einzugehen. 

Präsident Thalhammer: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter für seine Ausführun­
gen. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Wir gelangen zur A b s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
1209 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom­
men. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist ein s tim m i g. 
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Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung angenommen. 

7. Punkt: Bericht des Bautenausschusses 
über die Regierungsvorlage (1058 der Beila­
gen): Vertrag zwischen der Republik Öster­
reich und der Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien zur Änderung des Ver­
trages zwischen der Republik Österreich und 
der Sozialistischen Föderativen Republik 
Jugoslawien über den Karawankenstraßen­
tunnel vom 15. September 1977 (1246 der Bei-

la~en) 

Präsident Thalhammer: Wir gelangen zum 
7. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Vertrages zwischen der Republik Österreich 
und der Sozialistischen Föderativen Republik 
Jugoslawien über den Karawankenstraßen­
tunnel vom 15. September 1977. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Schemer. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Schemer: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der vorliegende, in deutscher 
und slowenischer Sprache abgefaßte Vertrag 
beabsichtigt eine Änderung des Grundvertra­
ges über den Karawankenstraßentumiel vom 
15. September 1977, BGBl. Nr.441/1978, der 
vor allem hinsichtlich seiner Bestimmungen 
über die Finanzierung - Artikel 4 - dieses 
grenzüberschreitenden Bauwerks zu ändern 
ist. ' 

Der gegenständliche Staatsvertrag ist 
gesetzändernd, weshalb sein Abschluß der 
Genehmigung durch den Nationalrat gemäß 
Art. 50 Abs.l B-VG bedarf. 

Der Bautenausschuß hat die gegenständli­
che Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
14. Oktober 1982 in Verhandlung genommen. 
Nach den Ausführungen des Berichterstatters 
sowie Wortmeldungen der Abgeordneten Dr. 
Puntigam und Dr. Jörg Haider sowie des Bun­
desministers für Bauten und Technik Seka­
nina wurde einstimmig beschlossen, dem 
Nationalrat die Genehmigung des Abschlus­
ses dieses Staatsvertrages zu empfehlen. 

In diesem Fall ist der Bautenausschuß der 
Auffassung, daß die Erlassung eines besonde­
reh Bundesgesetzes gemäß Artikel 50 Abs. 2 
B-VG in der geltenden Fassung zur Erfüllung 
des Vertrages entbehrlich ist. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Bautenausschuß somit den An t rag, der 
Nationalrat wolle beschließen: 

Der Abschluß des Vertrages zwischen der 
Republik Österreich und der Sozialistischen 

Föderativen Republik Jugoslawien zur Ände­
rung des Vertrages zwischen der Republik 
Österreich und der Sozialistischen Föderati­
ven Republik Jugoslawien über den Karawan­
kenstraßentunnel vom 15. September 1977, 
1058 der Beilagen, wird genehmigt. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich in 
die Debatte einzugehen. 

Präsident Thalhammer: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter für seine Ausfü.hrun­
gen. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Abgeord-
nete Dr. Paulitsch. Ich erteile es ihm. . 

19.24 

Abgeordneter Dr. Paulitsch (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Vor fünf Jahren ist in die­
sem Hause ein Vertrag mit Jugoslawien 
beschlossen worden über den Bau, den 
Betrieb und die Verwaltung des sogenannten 
Karawankenstraßentunnels. EIn Tunnel, der 
mit einer Länge von 7,6 km als der längste 
Tunnel im Bereich der Fortsetzung der 
Tauernautobahn angesehen werden kann. 

Der erste Spatenstich wurde im Jahre 1978 
vom jugoslawischen Ministerpräsidenten 
Djuranovic und Bundeskanzler Kreisky vor­
genommen. Das hat damals berechtigte Hoff­
nung erweckt, daß das ein sehr wesentlicher 
Beitrag sein kann, der die Beziehungen der 
beiden Länder zueinander befruchtet, dies 
natürlich immer unter dem Gesichtspunkt, 
daß mit dem Bau tatsächlich auch begonnen 
werden sollte. 

Der Inhalt des Vertrages war für Österreich 
durchaus günstig, wenn ich feststelle, daß die 
Kostentragung geteilt wurde, obwohl der grö­
ßere Teil des Tunnels auf österreichischem 
Boden liegt, und daß vor allem die restliche 
Finanzierung durch Jugoslawien erfolgen 
sollte. Beides Hinweise, die Bautenminister 
Moser damals als besonders erfreulich 
bezeichnet hat, weil ein Vorteil für Österreich 
damit verbunden war. 

Es sind von seiten Österreichs weitere Lei­
stungen erbracht worden, indem die Österrei­
chische Kontrollbank bereit war, Jugoslawien 
Geld zur Verfügung zu stellen, und nicht 
zuletzt auch dadurch, daß der Bund einen 
Basisbeitrag für den Tunnel zur Verfügung 
stellte. Man muß auch darauf hinweisen, daß 
das Land Kärnten ebenfalls bereit war, einen 
Teilbetrag für den Bau zu leisten. 

Die Projektierung wurde eingeleitet, aber 
der Baubeginn ist nicht erfolgt. In den Folge-
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jahren haben sich erhebliche Schwierigkeiten 
seitens Jugoslawiens ergeben, und es wurde 
von dieser Seite der Wunsch geäußert, daß 
eine Änderung dieses Vertrages herbeige­
führt werden sollte, der eine geringere Bela­
stung Jugoslawiens zum Inhalt hatte. 

Österreich hat sich bereit erklärt, trotz 
einer vielleicht unterschiedlichen Interessens­
lage diesem Wunsch Rechnung zu tragen und 
nunmehr durch einen neuerlichen Vertrag 
eine geänderte Vereinbarung herbeizuführen, 
wonach jeder Teil - Österreich und Jugosla­
wien - die eigenen Kosten selbst trägt. 
Damit ist das beseitigt, was seinerzeit der 
Herr Bautenminister Moser als einen beson­
deren Vorteil hingestellt hat, daß nämlich 
Österreich durch die Finanzierungskosten 
nicht belastet wird. 

Als eine logische Folge daraus war die Tat­
sache anzunehmen, daß die Mauteinnahmen 
unter diesem Gesichtspunkt auch wieder zur 
Gänze Österreich zufließen. 

Die Österreichische Volkspartei wird die­
sem Vertrag zustimmen, aber in der gegebe­
nen Situation glaube ich, daß das sicher nicht 
die letzte Änderung sein wird, weil ich 
annehme, daß die wirtschaftliche Entwick­
lung neuerlich eine Veränderung der Ver­
träge notwendig machen wird. 

Hohes Haus! Im Grunde genommen beken­
nen wir uns zum Bau des Karawankenstra­
ßentunnels, weil wir einsehen, daß diese Not­
wendigkeit gegeben ist, und weil neben den 
verkehrspolitischen und wirtschaftspoliti­
schen auch staatspolitische Gründe dafür 
gegeben sind. 

Es ist klar, daß Jugoslawien ein stärkeres 
Interesse an diesem Bau hat, weil vermutet 
wird, daß die Ergebnisse einer solchen Maß­
nahme auch zugunsten Jugoslawiens aus­
schlagen. Ich hoffe auch, daß die Zustimmung 
Österreichs zu dieser neuen Art des Vertrages 
als ein positiver Akt der guten Nachbarschaft 
angesehen werden kann. 

Nur eines müssen wir in diesem Zusam­
menhang zur Kenntnis nehmen: daß auch die 
dritte Aussage des damaligen Bautenmini­
sters, daß dieser Tunnel der billigste im 
Bereich des Straßen baues in Österreich sein 
werde, nicht zutreffend ist, weil wir nun die 
Vollfinanzierung für den österreichischen Teil 
übernehmen müssen. 

Zum Schluß, meine Damen und Herren, 
vielleicht nur kurz vier Problembereiche und 
Teilaspekte, die man in diesem Zusammen­
hang nicht übersehen sollte. 

Es ist bekannt, daß Jugoslawien durch eine 

restriktive Wirtschaftspolitik auch in Öster­
reich gewisse wirtschaftliche Schwierigkeiten 
ausgelöst hat, von denen Kärnten in besonde­
rem Maße und in besonderer Weise belastet 
wird. Es ist auch zu erwarten, daß der Winter­
fremdenverkehr unter diesen Maßnahmen 
leidet, und Einnahmenverluste in diesem 
Bereich sollten ausgeglichen werden. 

Im übrigen ist eine Devisenbeschränkung 
in unserem westlichen Wirtschaftsbereich 
nicht vertretbar. Man sollte sie daher auch 
nicht allein vom Gesichtspunkt eines man­
gelnden Geschäftsganges der Kärntner aus 
beurteilen, sondern man muß feststellen, daß 
sie zweifellos auch ein Hemmnis des freien 
Personen- und Warenverkehrs im Grenzbe­
reich ist. 

Ich glaube aber, Hohes Haus, daß man in 
gewisser Hinsicht auch Verständnis für die 
Situation aufbringen muß, weil doch auch 
anzunehmen ist, daß diese wirtschaftlichen 
Aspekte auch weiter in die politische Seite 
hineingetragen werden. Und wir haben selbst­
verständlich auch Interesse an einem stabilen 
Nachbarn, dessen Wirtschaft auch in Ord­
nung sein süllte. 

Wie jeder Staat muß Österreich dieses 
Interesse in irgendeiner Form bekunden, und 
man kann nur hoffen, daß von Jugoslawien 
seinerseits das Verständnis, das Österreich in 
dieser Frage entgegenbringt, anerkannt wird. 

Und ein zweites, Herr Bautenminister: 
Trotz Abschluß dieses neuen Vertrages 
besteht noch immer keine Aussicht, daß mit 
dem Bau dieses Tunnels begonnen wird. Und 
es dürfte sich wahrscheinlich doch auch die 
Frage stellen, wie Österreich die neue Finan­
zierung des Tunnels durchführen will. Denn 
wenn in der Vorlage von 2,5 Milliarden die 
Rede ist, so ist das nicht sehr glaubwürdig, 
zumal man weiß, daß Jugoslawien schon vor 
einem Jahr davon gesprochen hat, daß die 
Gesamtbaukosten ungefähr 10 Milliarden 
Schilling ausmachen werden. 

Wenn die derzeitige Situation noch einige 
Jahre dauert, dann weiß man auch nicht, ob 
dieses Projekt nicht veraltet ist und ob nicht 
neue Erkenntnisse und neue Kosten auftau­
chen. Daher wird auch die Frage gestellt wer­
den müssen, in welcher Form die Finanzie­
rung eingeleitet werden sollte. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Hohes Haus! Noch eine Bemerkung. Dieser 
Karawankentunnel wird die dritte Route 
einer leistungsstarken Nord-Süd-Verbindung 
eröffnen, die zweifellos im besonderen Maße 
von europäischen Staaten mitgetragen wird. 
Es ist daher nicht vermessen, wenn man in 
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diesem Zusammenhang die Frage der Finan­
zierung durch die EG anschneidet, weil ein 
direkter Beitrag in diesem Zusammenhang 
sicherlich nicht realistisch ist. 

Ich möchte zum Abschluß sagen: Es darf 
nicht übersehen werden, daß eine Änderung 
dieses Finanzierungsgesetzes notwendig sein 
wird und daß vor allem wir Kärntner im 
besonderen Maße an einer leistungsfähigen 
Zubringerstraße, an der Fertigstellung des 
Teilstückes der Tauernautobahn Spittal an 
der Drau - Villach interessiert sind, weil die­
ser Zubringer dann die innere und wirkliche 
Begründung für den Bau dieses Straßentun­
nels darstellen wird. 

Meine Damen und Herren! Ich würde daher 
abschließend meinen, daß wir diesem Vertrag 
unsere Zustimmung geben sollten, allerdings 
mit der Auflage, daß seitens des Bautenmini­
steriums geprüft wird, in welcher Form das 
Finanzierungsgesetz geändert werden 
könnte, damit zum gegebenen Zeitpunkt auch 
die finanziellen Mittel vorhanden sind, um 
diesen Bau tatsächlich durchzuführen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 19.33 

Präsident Thalhammer: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist 

geschlossen. - Der Herr Berichterstatter 
wünscht kein Schlußwort. 

Wir gelangen zur Ab s tim m u n g über 
den Antrag des Ausschusses, dem Abschluß 
des gegenständlichen Staatsvertrages in 1058 
der Beilagen die Genehmigung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist ein s tim m i g ange­
nommen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung der Selbständige Antrag 217/ A einge­
bracht worden ist. 

Ferner sind die Anfragen 2185/J bis 2195/J 
eingelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für morgen, Donnerstag, den 
11. November, um 9 Uhr ein. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet werden. 

Außerdem erfolgen die in der Geschäftsord­
nung vorgesehenen Mitteilungen und Zuwei­
sungen. 

Die jetzige Sitzung ist ge s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 19 Uhr 35 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 4487 2 
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